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(Wiederaufnahme um 9.03 Uhr.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Einen schönen guten Morgen.

Wir nehmen die Sitzung des Gemeinderates wieder auf.

Entschuldigt sind Herr GR Mag Neuhuber, Herr GR Pfeiffer – dem es, wie man hören konnte, auch gestern schon sehr schlecht ging – und Herr GR Ing RUDOLPH.

Die Beratungen des Voranschlagsentwurfes der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2004 und des Gebührenprüfungsantrages werden somit fortgesetzt.

Wir kommen jetzt zu einem spannenden Kapitel, wie ich annehme, zur Beratung der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft. 

Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Guten Morgen!
Der zweite Tag ist immer der schlimmste. Zumindest mir geht es so, ich weiß nicht, wie es Ihnen geht. Am dritten ist man dann immer schon so streichweich, dass man fast schon wieder ein bisschen besser denken kann.

Nichtsdestotrotz, das Kulturbudget verlangt unsere Aufmerksamkeit in dieser Budgetdebatte und sollte sie auch genießen, denn wie alle Jahre stellt sich hier ganz besonders die Frage, was denn eigentlich mit dem Budget der Stadt Wien in welcher Form getan wird und was damit erreicht werden soll. Und das ist ja ein zentraler Kritikpunkt der GRÜNEN eigentlich in fast allen Budgetfeldern, denn wenn man davon ausgeht, dass so ein Budget ja nicht nur ein paar Zeilen und ein paar Spalten und ein Büchel sind, sondern tatsächlich auch Politik, dann stellt sich natürlich gerade in einem Bereich wie der Kultur ganz besonders die Frage: Was wollen wir? Wohin soll die Reise gehen?

Wir haben in diesem Jahr einiges diskutiert und angeschaut, den einen oder anderen Skandal auch zu diskutieren gehabt – ich erinnere Sie an das Thema Rabenhof –, es hat sich für mich aber auch eine Richtung herauskristallisiert in dieser sozialdemokratischen Kulturpolitik, die ich persönlich für durchaus bedenklich halte, die sich aber, wenn ich das Budget richtig lese und interpretiere, auch im nächsten Jahr fortsetzen wird. 

Erst einmal ist festzuhalten, dass doch, leider, das Budget ganz offensichtlich nicht steigt, sondern sinkt. Wir haben im Kulturausschuss schon kurz darüber gesprochen, und der Herr Stadtrat hat durchaus nachvollziehbar darauf hingewiesen, dass es da diverse Sperren und auch Zusagen mündlicher und schriftlicher Natur der Finanz gibt. Ich muss allerdings trotzdem festhalten: Das, was uns als Budget zum Beschluss vorliegt, lässt leider darauf schließen, dass das Budget sinken wird. Das ist vor allem deshalb bedauerlich, da wir doch eigentlich nunmehr an einem Punkt sind, an dem die Kultur ganz besonders unsere Aufmerksamkeit und auch unsere finanziellen Mittel bräuchte. Denn was die Bundesregierung derzeit tut, das brauche ich Ihnen allen nicht zu erklären, das ist auch und gerade im Kulturbereich nur mehr als Chaos und als wirklich problematische Politik zu bezeichnen. 

Umso mehr wäre es notwendig, dass die Stadt das tut, was der Herr Stadtrat seit Beginn seiner Amtszeit immer wieder wiederholt hat, aber in Wahrheit noch nicht wahrgemacht hat, nämlich die Herstellung von Gegenöffentlichkeiten, das Diskursive besonders zu fördern, das Zeitgenössische besonders zu fördern und damit ein Gegenmodell zu diesem sehr konservativen bürgerlichen Kulturbegriff der Bundesregierung zu skizzieren und auch umzusetzen. 

Das, was mich am Budget 2004 in der Kultur im Besonderen irritiert – ich glaube, ich kann es wirklich nicht anders bezeichnen –, ist, dass man feststellen muss, dass dort, wo es sinkt – ganz abgesehen davon, dass es sinkt –, für mich ganz klare Anzeichen dafür erkennbar sind, dass hier etwas fortgeschrieben statt entwickelt wird und dass das, was als Gegenmodell so im Raum schwebt, mit diesen Budgetmitteln wohl nicht umgesetzt werden kann und auch nicht mit dem, was es, wie ich bisher vom Stadtrat gehört habe, so an Sonderprojekten im nächsten Jahr geben wird. 

Lassen Sie mich kurz in ein paar Details gehen. Das Kulturbudget sinkt um 4,6 Millionen EUR. Das mag für all jene, die in anderen Ressorts arbeiten, gar nicht so viel klingen, aber jene, die im Kulturbereich arbeiten, wissen, dass das sehr, sehr viel Geld in der Kultur ist. Sie alle wissen, dass wir in der Kultur diejenigen sind, die sich nicht zu blöd sind, im Gemeinderat stundenlang über 100 000 EUR zu debattieren, und das hat einen guten Grund: weil100 000 EUR in der Kultur viel mehr bewirken als in vielen anderen Bereichen und viel wichtiger sein können als dort, wo 100 000 EUR vielleicht nur ein kleiner Zusatz zu irgendeiner Förderung sind.

4,6 Millionen EUR weniger – das ist ein ganz schöner Batzen Geld, das ist vor allem auch dann ein ganz schöner Batzen Geld, wenn man mit bedenkt, dass dort, wo das Budget nicht sinkt, es ja auch nicht so ist, dass die Förderungen für die Kulturinstitutionen und Kulturvereine in irgendeiner Form an die Inflationsrate angepasst worden wären in den letzten Jahren. Das bedeutet, dass das gleichbleibende Geld jedes Jahr weniger wird. 

Das ist insofern natürlich sehr bedauerlich, als der einzige Posten, der in diesem Budget steigt, der Kulturförderbeitrag ist, und der Kulturförderbeitrag ist ein Beitrag, für den das Land Wien gar nichts zu tun braucht, der kommt aus den ORF-Gebühren und der ist einfach so, wie er ist. Für den ist nicht viel zu tun, das ist aber der einzige Betrag, der steigt, alles andere sinkt. Das heißt, alles, was aus der Eigenleistung der Stadt kommen würde, das fällt, und nur das, was man über die ORF-Gebühren zahlt, das steigt. 

Das heißt also, der Stadt ist die Kultur noch weniger wert als im letzten Jahr, wenn Sie so wollen, und das wird sich vermutlich auf all jene Bereiche, in denen wir besonders interessante, innovative, experimentelle, zeitgenössische Produktion haben, besonders negativ auswirken. Überall dort, wo etwas ganz Neues geschieht, wird es vermutlich im nächsten Jahr noch weniger Geld geben als in diesem Jahr. Und damit – das muss man schon auch festhalten – ist die Frage nach dem Gegenmodell natürlich noch mehr zu stellen, vor allem, wenn man gleichzeitig bedenkt, dass im Jahr 2003 einige ziemlich unnötige Geldvernichtungsaktionen auch im Kulturbereich stattgefunden haben. 

Um nur ein paar zu erwähnen: das Rabenhoftheater, der Fritsch-Nachlass, für den offenbar sehr viel, zu viel Geld bezahlt worden ist, so Dinge wie K2, ein Kulturankündigungsmagazin der Landeshauptleute, das die Kulturleute überhaupt nicht kennen, so Dinge wie der Verein zur Förderung der kulturellen Partizipation, von dem mir bis heute niemand erklären konnte, wofür er 65 000 EUR bekommt und wo eigentlich dieses Service geleistet wird um dieses Geld, oder auch der Jazzclub "Birdland", von dem ich beim besten Willen nicht erkennen kann, warum er einer lebendigen Kulturszene in dieser Stadt irgendetwas bringen soll, weil er im Hotel Hilton angesiedelt wird, das ja bekanntlich kein ganz kleines Unternehmen ist und in Wahrheit auch nicht unbedingt der Subventionen der Stadt Wien bedarf.

Sehr geehrte Damen und Herren! Das Kulturbudget lässt Problematisches erwarten. Statt dass wir in jene Bereiche investieren, die für ein Modell der Gegenöffentlichkeiten, der Diskussion, der Auseinandersetzung, des kritischen Diskurses förderlich wären, wird in hohem Maße in eine sehr repräsentative, reproduzierende Kultur investiert, denn das, was Sie jetzt vom Herrn Stadtrat oder seinen Kollegen von der SPÖ hören werden, wird lauten: Wir haben doch noch die Sonderprojekte für den Mozart, wir haben doch noch das Theater an der Wien und ganz viele andere tolle Sonderprojekte.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ja, diese Sonderprojekte gibt es, aber diese Sonderprojekte gehen alle in eine Richtung, nämlich in die Richtung der darstellenden Kunst, in die Richtung der großen Häuser, in denen sehr repräsentative Kultur gemacht wird. Das ist an sich ja noch nichts Schlechtes, aber es steht in einem massiven Missverhältnis zu dem, was auch an Vielfalt in dieser Stadt herrschen muss und herrschen soll. 

Das wundert mich umso mehr, als ich nicht verstehe, warum gerade die Sozialdemokratie offensichtlich ein eigentlich nicht zu gewinnendes Rennen durchführt mit dem Herrn Morak oder seinen Herren, die für ihn in den Bundestheatern, in der Staatsoper und anderswo diesem Kulturbegriff durchaus eine Konjunktur verschafft haben in den letzten Jahren. Es ist nicht nachzuvollziehen, warum man in ein Wettrennen um ein bürgerliches Publikum eintritt, das die Sozialdemokratie nicht gewinnen kann. Statt dass sie Aufgaben wahrnimmt zur Ausgleichung dessen, was gerade zum Beispiel auf Bundesebene gekürzt wird, oder sicherstellt, dass die Kultur auch in den nächsten Jahrzehnten spannend sein kann in dieser Stadt, investiert sie in erster Linie in diesen Bereich und kaum in das Lebendige, in das Zeitgenössische, in das Experimentelle. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Das ist ein Problem. Es ist kein Problem, dass wir viel Geld in die Hand nehmen, um ein Mozartjahr zu machen, das ist schon in Ordnung, aber es ist ein Problem, wenn sich hier ein Missverhältnis darstellt. Dieses Missverhältnisse wird immer größer, die Schere geht immer weiter auf, und das ist mehr als bedauerlich, es ist schlecht für diese Stadt. 

Lassen Sie mich vielleicht ein paar Bereiche ansprechen, in die wir im Besonderen investieren könnten und sollten, wo wir uns als Vorreiter positionieren könnten, wo wir klare Kontrapunkte setzen könnten zu dem, was in diesem Land so passiert. Zum Beispiel wäre dies möglich mit Interventionen im öffentlichen Raum, die auch einer Stadtbevölkerung, die vielleicht Schwellenängste hat, einen Zugang zu Kunst und Kultur eröffnet, ganz nahe dran, dort, wo Menschen leben, arbeiten und sind. Oder es wäre in jene zukunftsweisenden Kunstsparten und Felder zu investieren, die zwar wahrscheinlich die interessanteste Arbeit in dieser Stadt machen, aber chronisch unterdotiert sind. 

Um nur ein paar zu nennen und viele auszulassen, nenne ich etwa so Initiativen wie Unit F oder auch das Depot, zahllose Initiativen im Bereich Medien, viele interessante Projekte im ganzen freien Bereich und an der Schnittstelle von Tanzperformance und Theater. Da gebe es viel zu tun, viel zu entwickeln. Selbst die selbstgestellten Aufgabenfelder wie zum Beispiel der Kunstmarkt Karlsplatz und anderes mehr scheinen ja völlig unbearbeitet auf der Strecke zu bleiben, weil man sich zu sehr auf den Bereich des Theaters an der Wien und anderes mehr konzentriert. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich glaube, dass der gute Herr Stadtrat einiges zu tun hat im nächsten Jahr, und hoffe sehr, dass er nicht darauf verfällt, ausschließlich jene Politik zu machen, die ich gerade skizziert habe. Wir werden sicherlich darauf drängen, dass das nicht passiert. Leider muss ich sagen, dass das, was ich vom Kulturbudget sehe, mich Schlimmes ahnen lässt. 

Ich möchte aber diese Rede auch noch zu einem nutzen, nämlich mich zu bedanken für die Zusammenarbeit mit Peter Marboe, der ja heute vermutlich zum letzten Mal hier mit uns im Gemeinderat diskutieren wird, vermutlich aber nicht zum letzten Mal mit uns über Kultur reden wird. Ich gehe davon aus, dass wir noch einige Diskussionen, auch zum Mozartjahr, gemeinsam führen werden. Ich möchte mich jedenfalls für die gute Zusammenarbeit bedanken und Ihnen sehr, sehr viel Erfolg wünschen für diese spannende Aufgabe. Sie merken, wir werden Sie kritisch begleiten. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr StR Dr Marboe. Ich erteile es ihm

StR Peter Marboe: Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Eine Budgetdebatte ist vielleicht ein guter Anlass, um so ein bisschen generell zu einem Wechsel, der ja schon bekannt ist, Stellung zu nehmen, weil ein Budget eigentlich nur das in Zahlen gegossene Bekenntnis einer Stadt zum Stellenwert der Kultur in unserer Gesellschaft ist und weil wahrscheinlich nirgendwo die Erwartungen und die Enttäuschungen so nahe beieinander liegen wie gerade bei einem Budget und in einer Budgetdebatte. 

Frau Kollegin Ringler hat das ja kurz und bündig, aber wieder einmal sehr überzeugend dargestellt. Sie wird mir als Vorrednerin fehlen. Sie hat mir eigentlich die Arbeit sehr erleichtert, weil sie immer schon so vieles gesagt hat, dass ich dann nur mehr die Lücken füllen durfte. Insgesamt war es aber dann doch ein oppositionelles Statement, das dieser Stadt gut getan hat. Ich möchte Ihnen auch dafür danken und weiterhin alles Gute wünschen in Ihrer wichtigen Funktion.

Außerdem – das möchte ich auch sagen – gehören die Erinnerungen an die Debatten mit der Finanz, auch mit den eigenen Kollegen, irgendwie zu den bleibendsten in meinem siebenjährigen Dasein als Stadtrat, davon rund zwei Drittel als amtsführender und rund ein Drittel in der Opposition. Ich möchte nicht sagen, dass dieses Gespräch mit der Finanz immer unaufregend war, ich möchte das aber zum Anlass nehmen, um den Beamten des Finanzressorts und des Kulturressorts dafür zu danken, dass es immer wieder gelungen ist, ein Budget zu erstellen, das dieser Stadt gut getan hat. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich möchte auch meinen drei Gegenüber danken. Ich habe gleich drei politische Gegenüber gehabt: Rudolf Edlinger, Brigitte Ederer und VBgm Rieder. Warum dieser Verschleiß so groß war, wenn es in dieser Zeit nur einen Kulturstadtrat gegeben hat, weiß ich nicht, es wird auch nichts mit mir zu tun gehabt haben, jedenfalls war es so. Ich möchte aber wirklich betonen, dass es, alles in allem gesehen, immer ein sehr faires und, wie ich meine, auch gutes Verhältnis war, das letztlich das Geld gebracht hat, das die Kultur in dieser Stadt immer wieder braucht. 

Meine Damen und Herren! Der Zufall fügt es, dass es am heutigen Tag genau sieben Jahre sind, dass ich dieser Stadt und in dieser Stadt dienen durfte. Damals saßen meine Frau und meine kleine Tochter Anna, die damals zwei Monate alt war, da oben auf der Galerie, und bei meiner Angelobung habe ich eigentlich nur gezittert, dass sie irgendwie etwas hineinschreit oder hineinbrüllt. Das kann sie heute nicht tun, weil sie in der zweiten Volksschulklasse ist. Das zeigt, dass sieben Jahre im Leben einer Stadt vielleicht keine lange Zeit sind, im Leben eines Menschen eine ziemlich beachtliche. Es ist aber lang genug auch in einer Stadt, um im Sinne Karl Poppers zu versuchen, Schritt für Schritt die Dinge weiterzuentwickeln – in wie kleinem Ausmaß auch immer. 

Deshalb drängt es mich, hier schon einmal mehr sozusagen auf die Liste der Kulturverantwortlichen zu verweisen, die alle auf ihre Art und in ihrer Zeit zu dieser Weiterentwicklung beigetragen haben: von Mailath-Pokorny über Pasterk, Zilk, Mrkvicka, Fröhlich-Sandner und Mandl bis zur Viktor Matejka. Gerade dieser Viktor Matejka war es ja, von dem wir alle viel lernen können. Er war ja nicht nur ein Kommunist, wie immer wieder in den Raum gestellt wird, er war auch ein Katholik, und in dieser Kombination hat er nach 1945 für diese Stadt sehr viel getan.

Ich möchte aber noch eines erzählen, eine wahre Geschichte. Nach dem Wechsel in der Stadtregierung, wo man doch noch ein paar Wochen lang – wie soll ich sagen – ein bisschen emotional irritiert ist, dass man eine Funktion, die man gerne ausgeübt hat, plötzlich nicht mehr ausüben kann, da hat mein Sohn Jakob seinen sechsten Geburtstag gefeiert. Das war Anfang Mai 2001. Ich sagte zu ihm so ein bisschen väterlich-freundschaftlich: Hast du noch irgendeinen Wunsch an mich, so einen Wunsch an den Papa, den nur ich erfüllen kann? Und er schaut mich an und sagt mit großen Augen: Oh ja, Papa, dass du einmal bei einer Geburtstagsfeier von mir dabei bist. Ich sage das nicht, damit Sie jetzt alle in Tränen ausbrechen, denn wir haben alle unsere Erfahrungen, sondern ich sage es, weil ich wirklich glaube, dass es uns ein Anliegen bleiben muss, im Zusammenhang mit Politik nicht immer gleich von Pensionen und von hohen Gehältern zu sprechen, sondern uns auch bewusst zu werden, dass Politik mit sehr viel Verzicht verbunden ist. Deshalb glaube ich auch, dass es wichtig ist, dort Dinge anzunehmen, von denen wir glauben, dass sie gut sind für unsere Gesellschaft. 

Weil ich Viktor Matejka erwähnt habe. Er war es, der 1945 als erster mit großem Nachdruck die Rückholung, die Heimholung aus dem Exil gefordert hat. Und er war es, der vor dem Rathaus gestanden ist mit einem großen Hut in der Hand und – wie schon Bert Brecht geschrieben hat – den Vorübergehenden nahegelegt hat, doch etwas für die Kultur zu spenden. Das, meine Damen und Herren, war 1945 das erste Kulturbudget der Stadt Wien. Das soll jetzt die Kollegen von der Finanz nicht auf Ideen bringen oder den armen Kollegen Mailath irgendwie befürchten lassen, dass er vorm Rathaus stehen muss, um sein Kulturbudget auf den letzten Stand zu bringen, aber es zeigt doch diese unglaubliche Bereitschaft eines Menschen, weit über alle Grenzen einfallsreich zu sein, wenn es um solche Dinge geht. 

Ich erwähne ihn auch deshalb, weil er uns gezeigt hat, dass es zwar wichtig ist, gerade in der Kulturpolitik Standpunkte zu haben, dass es aber gleichzeitig wichtig ist, sich von parteipolitischen Grenzen nicht einengen zu lassen. Ich glaube, erst wenn man das in sich trägt, kann man wirklich effizient dem kulturellen Leben in dieser Stadt dienen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich möchte auch den Kultursprecherinnen und Kultursprechern aller Fraktionen danken sowie den Mitgliedern des Kulturausschusses bis zum heutigen Tag, mit denen ich in dieser Zeit – ich wiederhole: zwei Drittel Amtsführung, ein Drittel sozusagen als ganz einfacher Stadtrat, aber auch da waren uns ja diese Dinge wirklich ein Anliegen – zusammengearbeitet habe. Ich möchte da vor allem auch meinen zwei fraktionellen Mitstreitern danken: dem Andreas Salcher, der mir jahrelang als Vorsitzender des Kulturausschusses zur Seite gestanden ist, und dem Johannes "Gio" Hahn, der ebenfalls damals Mitglied des Kulturausschusses war. Ihm möchte ich gleich von hier aus viel Glück für seine neue Aufgabe wünschen. Gio, alles Gute für dich für die nächsten Jahre! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich habe keine Sorge, dass die beiden nicht dafür sorgen werden, dass gerade auch im Kulturbereich nach wie vor eine kräftige, konstruktive Opposition ihre Stimme erheben wird. Wir haben hier zwei, die tatsächlich in der Kultur unterwegs waren, und ich bin sicher, dass sie die politischen Interessen an einer fairen, aber sehr konstruktiven Auseinandersetzung weiter mit voller Kompetenz wahren werden. Alles Gute auch für diese Aufgabe! 

Meine Damen und Herren! Der verantwortungsvolle Umgang – um jetzt von Viktor Matejka direkt zu uns zu kommen – mit der Vergangenheit, vor allem mit dem dunkelsten Kapitel unserer Geschichte, mit der "Gottesfinsternis", wie Martin Buber die Nazizeit genannt hat, muss nach wie vor zu den wichtigen Anliegen unserer Stadt zählen. Das ist genauso wichtig wie das Wissen um die eigene Kulturgeschichte, die im erzwungenen ausländischen Exil geschrieben werden musste. 

Ich möchte hier dem seinerzeitigen Koalitionspartner und vor allem Herrn Bgm Häupl dafür danken, dass in der Zeit unserer Zusammenarbeit, aber auch darüber hinaus bis zum heutigen Tag so klare Zeichen der Entschlossenheit – vom Restitutionsbeschluss über das Schönberg Center bis hin zum Mahnmal auf dem Judenplatz – gesetzt werden konnten. Die wirklichen Mahnmale aber, meine Damen und Herren, müssen in unseren Herzen und Hirnen entstehen: durch Erziehung, durch Bildung, durch die gesellschaftliche Bewusstmachung. Und diesem Anliegen muss unsere Stadt ohne Wenn und Aber weiterhin verpflichtet bleiben. (Beifall bei der ÖVP.)
Der große Ihnen bekannte Theatermensch Hermann Beil hat in der "Süddeutschen Zeitung" einmal sinngemäß geschrieben, dass er, wann immer er von Berlin nach Wien kommt, auch den Judenplatz besucht und dass er jedes Mal, wenn er von Wien wegfährt, als besserer Mensch nach Berlin zurückkommt. Ich glaube, dass mit dem Judenplatz etwas gelungen ist, was für diese Stadt wichtig ist, nämlich einen akzeptierten Ort der Besinnung, des Nachdenkens, der Bewusstmachung zu schaffen. Von ihm darf aber nicht nur Trauer und Betroffenheit ausgehen, sondern auch die Entschlossenheit zur Mitgestaltung einer vorurteilsfreien menschlichen Welt, in der es keinen Platz für den Antisemitismus geben darf. Ich glaube, dass wir christlichen Politiker da auch eine ganz besondere Aufgabe zu erfüllen haben. 

Meine Damen und Herren! Wenn Richard von Weizsäcker einmal formuliert hat, dass Kultur die Substanz sei, um die es in der Politik geht, dann ist hier sozusagen die ganze Bandbreite zwischen Kulturpolitik und politischer Kultur aufgezeigt. Deshalb glaube ich auch, dass uns alle, die im Parteibuch nicht nur eine Art Durchschwindelpapier oder eine Versicherungspolizze gegen berufliche Inkompetenz sehen, sondern den Ausdruck eines politischen Bekenntnisses im demokratischen Gefüge, wo immer das sein mag, im höchsten Ausmaß willkommen sein müssen, genauso wie uns sogenannte Quereinsteiger willkommen sein müssen, die bereit sind, auf Zeit ihre Kompetenz der Politik zur Verfügung zu stellen. Auf diesem Weg wird die Zweite Republik immer wieder Antithese zur Ersten Republik sein können. Und das müssen wir uns wünschen, um im neuen Europa eine Rolle spielen zu können, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)
Wien ist jetzt wieder in den Mittelpunkt gerückt. Wir kennen die damit verbundenen Ausdrücke. Als "Drehscheibe Mitteleuropas", als "Brücke zwischen Ost und West" und immer im "Herzen Europas" liegend hat Wien es nie aufgegeben, stets auch Ort des europäischen Kulturdialogs zu sein. Mir klingt noch in den Ohren, wie 1966 Dr Josef Klaus als damaliger Bundeskanzler vor dem Europarat seine große Grundsatzrede mit den Worten geschlossen hat: "Civis europaeus sum!" Das war das erste Mal, dass ein Staatsmann diese Formulierung verwendet hat. 

Meine Damen und Herren! Heimat, Patriotismus, Vaterlandsliebe dürfen nicht als einengende, ausgrenzende Begriffe verstanden werden, sondern als unmissverständliche Absage an aggressive Nationalismen. (Beifall bei der ÖVP sowie bei Gemeinderäten der GRÜNEN und der GRin Sonja Kato.)
Für Ausländerfeindlichkeit darf es in unserer Stadt, die ihre Bedeutung nicht zuletzt der Zuwanderung zu verdanken hat, keinen Platz geben. (Beifall bei der ÖVP und bei Gemeinderäten der SPÖ und der GRÜNEN.)
Patriot und Weltbürger in einem – das ist es, was wir in Wien sein wollen, meine Damen und Herren.

"Wir im Osten haben die Träume und nicht die Mittel, und ihr im Westen habt die Mittel und nicht die Träume", hat Václav Havel 1989 oder 1990 einmal gesagt. Und im Don Carlos heißt es: "Sag ihm, da jetzt zum Manne er wird, Achtung er soll haben vor den Träumen seiner Jugend."

Wir müssen gerade deshalb, weil es heute auch um das Kulturbudget geht, alles tun, damit in dieser Stadt die Verwirklichung der Träume unserer Kreativen, unserer Kulturschaffenden immer wieder möglich ist. Immer muss in unserer Stadt die Politik der Kunst dienen und nicht umgekehrt. (Beifall bei der ÖVP und bei Gemeinderäten der GRÜNEN.)
Ich möchte hier auch meiner Fraktion danken, die nicht immer diskussionslos, wie es sich in einer breitgefächerten Partei gehört, aber letztlich immer geschlossen hinter einer solchen Kulturpolitik gestanden ist. 

Danken möchte ich auch den anderen Fraktionen, die mir während der Zeit der Amtsführung nicht nur sozusagen gegenüber gestanden sind, sondern die mir dort, wo es um die Verteidigung von Grundprinzipien, vor allem von kulturpolitischen Grundprinzipien ging, auch zur Seite gestanden sind.

Da möchte ich stellvertretend die damaligen Klubobleute Johann Hatzl, Christoph Chorherr und Gabriele Hecht erwähnen, die wie gesagt, in den zwei, drei oft nicht einfachen Situationen ohne Kompromiss zur Verteidigung bereit waren. 

Meine Damen und Herren! Bruno Kreisky hat einmal auf die Frage, was Kulturpolitik eigentlich sei, kurz und bündig gemeint: "Den Künstlern die Luft zum Fliegen zu bereiten." Urbaner, offener, weiter kann man es eigentlich nicht formulieren. Wir in der Kulturpolitik können doch immer nur Ermöglicher sein. Den Offenbarungseid des täglichen Kunsterlebens in den Museen, in den Galerien, in den Opernhäusern, in den Theatern, den, meine Damen und Herren, können, wenn der Vorhang aufgeht, wenn es Dunkel wird, immer nur die Künstlerinnen und Künstler leisten. Von ihnen allein hängt es letztlich ab, ob in diesem Moment Wien wirklich Musik- oder Theaterstadt ist. 

All denen, die es uns ermöglichen, ohne Schamröte im Gesicht von Wien als Theaterstadt, als Musikstadt, als Stadt der bildenden Künste, als Stadt des Tanzes, des Films zu sprechen, meine Damen und Herren, all denen sollten wir von hier aus auch immer wieder einen aufrichtigen Dank zum Ausdruck bringen. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich halte auch nichts davon, alte Ressentiments – und da weiß ich mich hoffentlich einig mit allen Fraktionen in diesem Haus – zwischen der Bundeshauptstadt und den Bundesländern zu wecken oder zu verstärken. Genauso, wie wir in Wien uns freuen über die herrliche Kunst, über alles, was an tollen Dingen in den Bundesländern entsteht und geschaffen wird, genauso stolz sollte ganz Österreich auf das sein, was von Wien aus an herrlicher Kultur in die Welt hinausgegangen ist. (Beifall bei der ÖVP.)
Auch die großen Fragen der Stadtästhetik, der Architektur, der Kunst im öffentlichen Raum gehören hier erwähnt. Der Karlsplatz ist längst schon Metapher geworden für die Schwierigkeiten, die es auf diesem Gebiet gibt und mit denen sich schon Busek, Mauthe und Nenning in ihren beiden legendären Schönheitsmanifesten intensiv befasst haben. Ich würde mir eine gesetzliche Grundlage wünschen, sowohl für Kunst am Bau als auch für Kunst im öffentlichen Raum, weil ich überzeugt bin, dass davon wertvolle neue Impulse ausgehen würden.

Einem, der sich gerade dafür auch mit großem Engagement eingesetzt und der auch das konstruktive Koalitionsklima entscheidend mitgeprägt hat, dem möchte ich hier besonders danken. Gleich zweimal hat er mich zum Stadtrat berufen. Vielen Dank, Bernhard Görg. (Beifall bei der ÖVP.)
Jetzt ist es ja nicht so, dass sich das alles so einfach abspielt in einer Koalition – das scheint dann vielleicht so, wenn man die gemeinsamen Beschlüsse nach außen hin vertritt –, da gab es ganz schöne innere Auseinandersetzungen und Kämpfe. Aber alles in allem ist das gesamte Koalitionsklima als ein sehr positives rübergekommen. Manchmal lösen sich Dinge auch, ich möchte fast sagen, anekdotisch. 

Ich wurde einmal vom Klub beauftragt, mit dem Herrn Bürgermeister zu diskutieren, wie das eigentlich mit den politischen Schulbenennungen ist, also ob es wirklich gescheit ist, Schulen nach Politikern zu benennen und nicht, wie ich das sehe, nach Künstlern, Wissenschaftlern, einfach, um auch da Signale zu setzen. Es ging um den Vorschlag eines großen Bezirkes, eine Schule nach Bruno Kreisky zu benennen, also Bruno-Kreisky-Schule. Ich saß mit dem Herrn Bürgermeister zusammen und habe darauf hingewiesen, dass wir so viele Wissenschaftler und so viele tolle kreative Geister haben und dass die Kinder bei ihrer Ausbildung sich doch primär an denen orientieren sollten. Dann habe ich mir gedacht, jetzt habe ich sozusagen das wirklich schlagende Argument, und sagte zu ihm: Jetzt einmal ganz ehrlich, Herr Bürgermeister, würden Sie Ihren Sohn gerne in eine Julius-Raab-Schule schicken? Da schaut er mich an und sagt: Ich war in einer Julius-Raab-Schule (Heiterkeit. – GR DDr Bernhard Görg: Und das ist das Ergebnis! -) in St. Christophen. 

Also so lösen sich Probleme auch. Es hat dann zur Folge gehabt, dass diese konkrete Frage natürlich als gelöst galt, aber immerhin von da ab der Entschluss gefasst wurde, nach Möglichkeit primär Geistesgrößen, also große Wissenschaftler und kulturelle Vorbilder zu bedenken, wenn es um Schulbenennungen geht. 

Meine Damen und Herren! In Zeiten budgetärer Engpässe beginnt man natürlich auch gerade während einer Budgetdebatte über alternative Finanzierungsmöglichkeiten nachzudenken. Ich möchte jetzt schon sehr deutlich sagen, mir geht es dabei nicht – gerade weil ich beide Systeme gut kenne – um eine Amerikanisierung des öffentlichen Subventionssystems in Österreich oder eigentlich in ganz Kontinentaleuropa, aber mir geht es wirklich darum, einen Türspalt aufzumachen, um neue Geldquellen zu erschließen. Natürlich geht es dabei ganz konkret um die Steuererleichterungen im Kultur- und Kunstbereich. 

Die Vorteile liegen doch auf der Hand: Erstens ist zu hoffen, dass dadurch wirklich ein bisschen mehr Geld hereinkommt; zweitens würden Abhängigkeiten verringert und der Kreis der Unterstützungswilligen größer; drittens würden die steuerlichen Abwicklungsläufe vereinfacht; viertens – und genauso wichtig – würden dadurch die Bindungen einzelner an die von ihnen unterstützten Institutionen größer werden. Denn jeder, der einmal ein Theater oder ein Konzerthaus oder ein Tanzinstitut mit gerettet hat, der hat dazu eine ganz andere Beziehung, als wenn er mit dem Gefühl lebt, es macht ohnehin alles der Staat. 

Deshalb möchte ich auch an die Bundesregierung appellieren – das steht ja in einem Passus der Regierungserklärung –, nicht nur zu prüfen, was in diesem Bereich möglich ist, sondern alles zu tun, damit es nicht bei der Prüfung bleibt, sondern wir sehr bald eine gesetzliche Grundlage für solche Möglichkeiten in Österreich haben. 

"Die Kunst erleidet Fall und Schmach, läuft sie der Gunst des Volkes nach", heißt es in den Meistersingern. Es geht nicht ums wechselseitige Nachlaufen, sondern es geht um einen von Respekt getragenen Dialog, sowohl in der Politik als auch zwischen Politik und Kultur, meine Damen und Herren, genauso wie es, wenn ein Theater Erfolg haben will, um den Dialog zwischen den beiden Ensembles in diesem Haus geht, nämlich dem Ensemble im Bühnenbereich und dem Ensemble im Zuschauerraum. Erst wenn dieser Brückenschlag zwischen den beiden Ensembles gelingt, dann ist auch ein Theaterabend geglückt. Das hat niemand Geringerer als Reinhardt immer wieder gefordert. 

Von hier, meine Damen und Herren, ist zur Gedanklichkeit des Mozartjahres nur mehr ein kleiner Schritt. "Sollen die Menschen nicht denken und dichten", heißt es bei Goethe, "müsst ihr ihnen ein lustig Leben einrichten." Wir wissen, dass in dieser Stadt in weiten Bereichen ein lustiges Leben eingerichtet wird, und wir wissen, dass es heute oft schwierig ist, zwischen einem so genannten Event und einem Kulturerlebnis zu unterscheiden. Worum es mir in erster Linie geht, ist, dass die Menschen, die dort hingehen, vor allem die jungen Menschen, wissen, wo sie hingehen, dass nicht vorgetäuscht wird, dass ein Event, das in seiner ganzen Flüchtigkeit nichts zurücklässt, am nächsten Tag als Kulturereignis angeboten wird und dass jeder das Recht hat, Kultur so zu erleben, dass er nachher doch ein wenig nachdenklicher, ein wenig reicher, vielleicht auch ein wenig weiser und bewegter wieder in sein Leben zurückgeht. Das ist der Unterschied zwischen diesen beiden Dingen, und diesen Unterschied müssen wir mit Nachdruck in dieser Stadt immer wieder zur Debatte stellen.

Es ist ja nicht so, dass jeder in Österreich oder in Wien als kleiner Mozart oder als Kulturverständiger geboren wird. Ich erinnere mich an einen Botschafter in New York, der die Oper einfach nicht ausstehen konnte, aber das Pech gehabt hat, dass die Maria Jeritza, weil sie jeden Tag eine Loge in der Metropolitan hatte, uns und auch ihn immer wieder eingeladen hat in diese Loge. Da hat er irgendwann zu seiner Sekretärin gesagt: "Passen Sie auf, wenn die Jeritza anruft, da links stehen die kurzen Opern, also 'Salome' und 'Elektra' und so, da können Sie zusagen, rechts stehen die anderen, da müssen Sie sofort sagen, der Herr Botschafter hat keine Zeit." Eines Tages steht auf seinem Terminplan die Metropolitan, und er denkt sich, die 90 Minuten werde ich auch überleben, aber es ist die "Walküre". Er ist ziemlich verzweifelt, weiß nicht, was er tun soll. Er steht das natürlich durch. In der Pause fragt die Jeritza: "Wie geht es, Herr Botschafter?" Sie will irgendwie Konversation üben, und sagt: "Wann waren Sie denn das letzte Mal in der Oper, Herr Botschafter?" Darauf er: "Heute, gnädige Frau, heute!" (Heiterkeit.) 

Also es ist ja nicht so, dass jeder von Geburt an in eine solche Kulturbiografie seines eigenen Lebens hineinwächst. Daher – und das ist auch ausdiskutiert bei diesem nicht unoriginellen Vorschlag, dass ich das übernehmen darf – darf es nicht um ein kitschiges Mozart-Gedenkjahr oder Mozart-Jubeljahr gehen. Ich bin kein Spektakelreferent. Es muss um ein ernstgemeintes Jahr der Reflexion über die Gegenwart und Zukunft gehen – mit Hilfe Mozarts. Und wenn uns das gelingt, wenn es uns gelingt, am Ende des Tages, am 31. Dezember 2006, einander zu finden und einander sagen zu können, jetzt haben wir nicht genug von Mozart nach diesem Jahr, sondern wir können von Mozart nicht genug kriegen, dann haben wir etwas zusammengebracht und dann wird das auch weiter wirken in die nächsten Jahre, weit über 2006 hinaus, meine Damen und Herren. 

Es ist eine ganz tolle Chance für Wien, sich als Weltmusikstadt, als Weltkulturstadt nicht nur in Erinnerung zu rufen, sondern auch ganz bewusst konkrete Impulse für die Weiterentwicklung dieser Position in Europa und in der Welt zu schaffen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Musik, hat Beethoven gemeint, sei höhere Offenbarung als alle Weisheit und Philosophie, und Nietzsche hat ja bekanntlich ein Leben ohne Musik als Irrtum bezeichnet. Und einen solchen Irrtum gerade in der Weltmusikstadt Wien zu bekämpfen, nach besten Kräften zu bekämpfen, muss ein vorrangiges kulturpolitisches Anliegen sein. 

"Was du ererbt von deinen Vätern hast, erwirb es, um es zu besitzen." – Das klingt ja wie ein Auftrag an die bürgerliche Verantwortung in dieser Stadt, wie ein Auftrag Goethes, mit der Tradition genauso kreativ umzugehen wie mit der Innovation. "Nicht ihr", heißt es bei Paulus, "tragt die Wurzeln, sondern die Wurzeln tragen euch." Und nirgendwo wie in Wien fließen diese beiden Dinge so ineinander. Deshalb darf man genauso wenig unbedachte Ikonenstürzlerei und Verächtlichmachung des historisch Gewachsenen begrüßen, wie man aber auch nicht ängstlich und skeptisch und mit Scheuklappen auf der Suche nach Neuem sein darf, das ja immerhin die Tradition von morgen werden soll. 

Ich glaube, dass mit der Suche nach dem, was uns ausmacht, immer auch die Suche nach dem, was wir aus uns machen wollen, verbunden sein muss. Kultur ist immer auch mit dem Abbau von Vorurteilen verbunden, und wer sich unvoreingenommen mit Kunst auseinander setzt, wird sich auch unvoreingenommener mit den neuen, nicht leicht begreifbaren, nicht leicht zugänglichen Phänomenen der Gesellschaft auseinander setzen. Das Immunsystem der Gesellschaft wird gestärkt, wenn sich ein relativ größerer Prozentsatz mit innerer Bereitschaft mit dem Neuen, dem Unverständlichen auseinander setzt. Da fließen Kulturpolitik und Gesellschaftspolitik ineinander, und ab dem Moment wird die Frage nach der Relevanz des Kulturerlebens, nach der Relevanz der ernsten Auseinandersetzung im Kulturbereich auch ein gesellschaftspolitisches Anliegen, weil es zu weniger Gleichgültigkeit und zu mehr Offenheit führt.

Deshalb, meine Damen und Herren, darf die Auseinandersetzung mit der Kunst auch nicht als eine Art willkommener Kulturinsel empfunden werden, auf die man sich flüchten kann, wenn es draußen im Leben nicht mehr klappt. 

Der Nobelpreisträger Jossip Brodsky hat einmal gemeint, dass die Kultur keine bessere, sondern eine andere Welt sei. Sie ist nicht dazu da, der Wirklichkeit zu entfliehen, sondern ganz im Gegenteil, die Wirklichkeit zu beseelen. Möge das in unserem geliebten Wien immer so sein. – Danke schön. (Beifall bei ÖVP, SPÖ und den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine sehr geehrten Damen und Herren des Gemeinderates! 

Ich wünsche dem Herrn StR Dr Marboe, sicher auch in Ihrem Namen, für seine zukünftige interessante Funktion viel Erfolg und alles Gute auch auf seinem weiteren Lebensweg. Eine ausführliche Laudatio zu seiner Person wird sicher zu einem anderen Zeitpunkt erfolgen. Danke schön. (Beifall bei SPÖ, ÖVP und den GRÜNEN.) 

Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Unterreiner. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Das letzte Mal nach Marboe sprechen – das lässt eigentlich sentimentale Gefühle hochkommen, Herr Stadtrat. (Heiterkeit.) Denn eines verbindet uns gewiss: Wir sind in den letzten Jahre gemeinsam ergraut, Herr Stadtrat. (Neuerliche Heiterkeit. – StR Dr Marboe: Vielleicht besteht da ein Zusammenhang!) Vielleicht besteht ein Zusammenhang, vielleicht.

Doch nun nach Ihren sehr schönen Worten – Sie sind ja ein sehr guter Redner – zurück zu den Niederungen des Kulturbudgets. 1,8 Prozent des Gesamtbudgets, 178 Millionen EUR für das Jahr 2004. Was sagt das aber? Es sind trockene Zahlen, und allein die Höhe eines Budgets sagt ja noch wenig aus über die Güte einer Kulturpolitik, denn es gibt wichtige Schwerpunkte, und nicht nur Geldströme definieren Kulturpolitik. 

Kulturpolitik in Wien war und bleibt durch eine sehr enge Verwobenheit, eine sehr enge Verzahnung zwischen Macht und Kultur definiert. Macht und Kultur, Politik und Kultur, Parteipolitik und Kultur waren immer eng miteinander verwoben. Offen deklariert noch unter Pasterk. Sie können sich alle erinnern, es war ein richtiger Schlachtruf, mit dem sie in die verschiedenen Wahlkämpfe gegangen ist. Das Kulturressort ist das Ideologieressort sagte sie. Beinharte Kampfansage, offen ausgetragen. 

Diese linke Kulturpolitik wurde nahtlos, ohne Risse und Brüche dann von Marboe fortgesetzt, es war bloß unter einem anderen Banner. Der Slogan hieß jetzt: Mehr Kultur in die Politik, weniger Politik in die Kultur. Wie sehr aber dieser Wahlspruch zu einer hohlen Formel wurde oder eine leere Worthülse war, bewies – Sie können sich wahrscheinlich alle daran erinnern – dieses erbärmliche Schauspiel der Schlingensief'schen Container-Politagitation. Damals, Sie können sich alle erinnern, hat er auf wirklich niedrigstem Niveau, mitten im Herzen Wiens, vor der Oper, ganz Österreich diffamiert und herabgewürdigt. Das war wirklich eine Schande für Wien. Das war auch eine Schande für Sie, Herr StR Marboe. (GRin Mag Marie Ringler: Das war doch gut!) Ja, aber ich gehe jetzt auf die Politagitation ein, und ich weiß nicht, waren Sie damals zu jung oder haben Sie das nicht miterlebt. (GRin Mag Marie Ringler: So jung bin ich auch nicht!) Aber ich nehme an, Sie haben sich damals sehr gefreut und haben da wahrscheinlich sehr gerne mitgemacht und haben das sehr genossen. Da gibt es eben verschiedene Ansichten, und das ist auch gut so in einer Demokratie. (GR Mag Christoph Chorherr: Wir schenken euch auch einmal einen Container! Den könnt ihr dann hinstellen, wo ihr wollt!)

Kultur ist ja eigentlich von niemandem so sehr missbraucht worden wie von Luc Bondy. Von allen Intendanten, die in den letzten Jahren gewirkt haben, angefangen von Wopmann in Bregenz über Salzburg bis hinüber zum Neusiedler See hat keiner der Intendanten seine Position so missbraucht wie Luc Bondy. Und der wurde von Marboe eingesetzt. 

Doch es kommt noch dicker. Morgen soll ja wieder ein Wechsel ohne Risse und Brüche stattfinden. Wieder nahtlos, quasi über Nacht soll der Wechsel vom Politiker zum Kulturbetriebler stattfinden. Das soll beschlossen werden, und damit, meine sehr geehrten Damen und Herren, wird der Slogan von Marboe, weniger Politik in die Kultur, mit dem er ja landauf, landab jahrelang hausieren gegangen ist, zur fleischgewordenen ganz, ganz viel Politik in die Kultur. Und so wird das einzig Verdienstvolle, das gestern Dr Tschirf genannt hat – neben den Dreijahresverträgen, die ja eigentlich nur eine Fortführung der sozialistischen Kulturpolitik waren –, nämlich diese Entpolitisierung der Kulturpolitik eigentlich fast zu einem Treppenwitz der Rathausgeschichte. Das ist eigentlich traurig, es wird zum Hohn der Marboe'schen politischen Schwerpunktaussage. 

Doch nun zu Ihnen, Herr StR Mailath-Pokorny, und Ihrer Verwobenheit zwischen Ihrem Amt als Kulturstadtrat und der eigenen Partei, den Interessen Ihrer Partei. Ich glaube, Sie haben selbst schon eine bittere Erfahrung machen müssen mit den beiden Intendantenbestellungen, die in Ihrer Amtszeit stattgefunden haben. Beide kamen ja aus dem Dunstkreis der Sozialdemokraten und beide haben sich als mehr als glücklos herausgestellt. 

Da gab es das Rabenhofdebakel, ausgelöst eben durch diese Welunschek-Besetzung. Allein wenn man den Kontrollamtsbericht gelesen hat, sind einem ja schon fast die Haare zu Berge gestanden. 

Und was jetzt die Josefstadt angeht, Herr Stadtrat, trauert man wirklich dem Wunsch des Ensembles nach. Sie können sich alle erinnern, da hat man sich damals Karlheinz Hackl gewünscht, aber es musste auch hier jemand aus der Szene sein. Und was ist jetzt geworden aus diesem Theater? Hans Haider hat es einmal Wiens Grundversorgungsanstalt auf dem Feld des großen Sprechtheaters genannt. Es war auf jeden Fall ein Theater, das von seinem Publikum geliebt wurde. Das Publikum hat dort das gefunden, was es gesucht hat. Es war halt das traditionelle Bildungstheater, wo man sich auch einmal amüsieren konnte, lachen konnte. Was wurde nun aus diesem Theater? Es wurde eine grelle, schrille Theatermaschine. Die Tradition des Hauses ist gebrochen. Der Publikumserfolg ist ausgeblieben. 

Das waren einmal die zwei Intendanten. Eine dritte – in unseren Augen natürlich politische – Postenvergabe werden wir morgen beschließen. Diese Inthronisierung Marboe's ist ja eigentlich eine Krönung, und zwar wird ja morgen eigens für ihn eine Position geschaffen. Wir werden aber morgen noch darüber sprechen. 

Man denkt sich, eine weitere Steigerung ist vielleicht gar nicht mehr möglich. Herr Mailath-Pokorny, Sie wissen, ich schätze viele Ihrer mutigen Schritte, was Reformen angeht, aber ich würde sagen, eine weitere Fehlbesetzung sollte nicht mehr passieren. Das wäre wirklich unverzeihlich. Die in naher Zukunft zu entscheidende Intendanz des Volkstheaters – ich weiß nicht, vielleicht ist das schon entschieden, aber offiziell ist diese Entscheidung noch nicht getroffen –, wird wirklich ein Gradmesser sein. 

Lassen Sie mich vielleicht hier unsere Vorstellungen, wie eine gelungene Intendanz ausschauen soll, kundtun. Es soll ein Theater kein Tummelplatz sein für Maulhelden, für Selbstdarsteller. Wir haben das oft genug erleben müssen. Wir Freiheitlichen fordern, der Intendant sollte politisch unabhängig sein. Wir fordern, auch von Ihnen, Herr Stadtrat, dass Sie einem Intendanten nicht politischen Gehorsam abverlangen. Ich weiß natürlich, dass man das nicht so offen tut, aber diese Querverbindungen, die es immer wieder gibt, lassen das immer wieder hervorbrechen. Weiters sollte ein Intendant bemüht sein, die Werke so aufzuführen, wie es diejenige, die die Dramen geschrieben haben, gewünscht haben. Weiters sollte man die Identität des Hauses wahren. Man sollte einfach ein Gespür haben für das Haus. Man sollte auch für ein volles Haus sorgen. Das heißt, ein ausgeglichenes Budget ist notwendig. Und vor allem – und das sagen wir Freiheitlichen immer wieder –: Man sollte auf die Bedürfnisse des Publikums Rücksicht nehmen. 

Ich möchte später noch auf die Geldflüsse eingehen, ich wollte nur anfangs darüber sprechen, dass eine gelungene Kulturpolitik selbstverständlich auch von den Positionen, von den Ehrungen und von den Besetzungen beeinflusst ist. 

Was jetzt die Schwerpunktsetzung durch Geldvergabe angeht, haben wir einen großen Schwerpunkt – wir Freiheitlichen sagen das immer wieder, das liegt uns am Herzen –: Wir stehen jetzt, am Anfang dieses Jahrhunderts, im Zuge der europäischen Integration vor einer großen Aufgabe, und diese Aufgabe ist unserer Meinung nach, die kulturelle Identität zu bewahren und zu stärken. Das heißt, der Kulturpolitik, Herr StR Mailath-Pokorny, fällt hier eine hohe Verantwortung zu, denn dazu gehört ja auch die Achtung der eigenen Kultur, die Achtung der eigenen Werte, der eigenen Sitten und Gebräuche. 

Ich kann mich erinnern, als Martin Walser den Friedenspreis des deutschen Buchhandels erhielt, hat er das sehr gut formuliert. Er hat diese Themen die Gewissensthemen der Epoche genannt. Und da gibt es nun, wenn man diesen Gradmesser nimmt, viele Entscheidungen, die sich danach ausrichten können. Viele unterstellen dann den Freiheitlichen, das ist ein Zurückdenken, das ist altmodisch, altvaterisch, verstaubt. Bewahren unserer Identität – was soll denn das? In Wirklichkeit ist es unserer Meinung nach die Zukunft, und zwar deswegen: Der Stolz auf die eigenen Kultur und auch das daraus entstandene Selbstbewusstsein ist ein Motor. Das ist das Herz, der Kopf, es ist das Rückgrat. Wenn man stolz ist auf sich selber, auf die eigene Geschichte, auf das eigene Land, dann kann dieser Stolz und diese Kraft zur Bewältigung von Zukunftsaufgaben beitragen. Deswegen die hohe Bedeutung einer gelungenen Kulturpolitik. 

Da kommt ganz besonders der Ausbildung kommender Generationen eine hohe Bedeutung zu, und hier sind sehr schwere Versäumnisse in Wien geschehen. Wir haben schon öfters darüber gesprochen. Der Ruf Wiens als eine der großen europäischen und internationalen Kulturmetropolen hängt natürlich sehr mit der Bedeutung der Musik zusammen. Aber es gibt, was die Musikerziehung angeht, schwere Defizite. Und das sind Schlüsselfragen. Hier muss gehandelt werden. Wir haben in dieser Hinsicht auch schon sehr viele Anträge eingebracht. 

Es ist jetzt auch ein statistisches Jahrbuch der Musikschulen in Österreich herausgekommen, das die desaströsen Zahlen genau aufzeigt. Ich will Sie nicht langweilen, ganz kurz nur zwei Parameter: In Niederösterreich zum Beispiel gibt es 45 000 Musikschüler – ich runde nach unter sogar ab –, in Oberösterreich 36 000, in der Steiermark 20 000 und in Wien 4 900. Was jetzt die Musikschulen angeht, so gibt es in Niederösterreich zum Beispiel 168 Anstalten, in Oberösterreich 65, in der Steiermark 47, in Wien 17. 

Mehr Zahlen bringe ich nicht, aber allein das zeigt schon sehr viel. Wir haben mehrmals argumentiert mit diesen Zahlen. Diejenigen, die diese Zahlen aufbereitet haben an der Universität, haben sich sehr viel Mühe gemacht , denn sie sehen diese Zahlen als Hilfe für die Kulturpolitiker und nicht als Wertung. Es soll eine Hilfestellung sein.

Es ist dann schon enttäuschend, wenn man in einer Ausschusssitzung von Laska in einer schriftlichen Antwort – persönlich hat sie sich überhaupt nicht dazu geäußert – mitgeteilt bekommt, dass es ja auch Konservatorien gebe, es gebe auch die Kindersingschulen, private Konservatorien und Musikschulen, Volkshochschulen, Jugendzentren und so weiter. Darum ging es ja nicht in diesem statistischen Jahrbuch. In diesem statistischen Jahrbuch ging es ausschließlich um vergleichende Zahlen der Musikschulen. Und das muss man wirklich sehr ernst nehmen. Denn, Herr StR Mailath-Pokorny, Sie wissen ja, dass das sehr weitreichende Konsequenzen hat und dass es deswegen auch Sie angeht.

Deswegen haben wir wieder Anträge gestellt, und zwar gehen wir noch einmal auf die Problematik ein und sagen dann, dass eigentlich eine enge Zusammenarbeit in diesem Bereich zwischen den Verantwortlichen der Stadt Wien und der Universität für Musik und darstellende Kunde angestrebt werden sollte, damit es nicht zu Missverständnissen kommt, denn in Wirklichkeit sollte ja hier eine Koordination stattfinden. 

Ein weiterer Antrag zu dieser Problematik ist derjenige, dass nun verschiedene Überlegungen im gesamten Bereich der Musiklehranstalten angestellt werden. Man spricht ja von einer Ausgliederung des Konservatoriums, also einer Privatisierung. Und im Zuge dieser vielen Diskussionen sollte wieder einmal überlegt werden, ob man nicht den ganzen Bereich der Musiklehranstalten wieder zurück ins Kulturressort überführen soll. 

Der nächste Antrag zu dieser Thematik betrifft die Erfahrung, die ich gemacht habe, nämlich dass im Ausschuss von Laska diese Thematik nicht so leidenschaftlich diskutiert wird wie unter uns Kulturpolitikern. Das liegt wohl daran, dass der Schwerpunkt Soziales ist und die Kultur immer ein Randthema bleiben wird. Deswegen wäre es gut, wenn da einmal gemeinsam gewirkt werden könnte, und deswegen fordern wir einen Unterausschuss zum Thema "Aufbau und Umstrukturierung der Wiener Musiklehranstalten", in den natürlich die Ausschussmitglieder vom Laska-Ressort, aber auch die Ausschussmitglieder des Kulturausschusses und weitere Experten nominiert werden sollen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir sind der Meinung, dass es wirklich eine Verpflichtung ist, in die Zukunft zu investieren, das heißt in diesem Zusammenhang, in die Jugend zu investieren, denn der kulturelle Reichtum einer Gesellschaft besteht eben im Heranwachsen von kunst- und kulturbegeisterten jungen Menschen.

Herr StR Mailath-Pokorny! Ich bitte Sie – ich habe es schon vorhin schon erwähnt –, dass Sie in Zukunft diese Probleme vielleicht nicht abtun, indem Sie sagen, es gehört nicht in Ihr Ressort. Sie wissen genauso wie ich und alle anderen, die sich in Wien im Kulturellen engagieren, dass das eben sehr weitreichende Konsequenzen hat und dass Sie natürlich auch für das gesamte Kulturleben und den Reichtum – dazu gehört auch die Musikerziehung – verantwortlich sind.

Ein weiterer Schwerpunkt war und bleibt die Kontrolle, die Transparenz. Wir werden morgen noch über die Vereinigten Bühnen reden. Wir haben immer wieder Anträge gestellt, man möge doch hier ein wirtschaftliches Denken einführen. Wir haben es zwar geschafft, in einer fast Nacht-und-Nebel-Aktion eine Position für Marboe zu schaffen, wir haben es aber in all den Jahren nicht geschafft, einmal darüber nachzudenken, ob man nicht, was die Musical-Szene angeht – und die ist ja bei den Vereinigten Bühnen angesiedelt –, etwas verbessern könnte, indem man mehr marktwirtschaftliche Kriterien berücksichtigt.

Wir haben auch hier einen Antrag ausgearbeitet, der sich auf die Kontrolle bezieht, und zwar:

"Der amtsführende Stadtrat der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke, Dr Sepp Rieder, soll als Eigentümervertreter der Vereinigten Bühnen Wien GmbH sicherstellen, dass vierteljährliche Berichte dem zuständigen Kulturausschuss vorgelegt werden." 

Damit hätte man nämlich mehr Einblick, und ich kann mich erinnern, dass die GRÜNEN sehr oft auch ähnliche Wünsche geäußert haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ein weiteres Feld sind die Bezirksmuseen. Auch die leisten sehr, sehr viel Arbeit, was unsere Identität angeht, und wir haben auch hier einen Antrag eingebracht, dass das Budget für die Bezirksmuseen erhöht wird, denn Sie alle wissen ja, dass die Bezirksmuseen nicht nur eine kulturelle, sondern auch eine soziale Aufgabe haben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir haben unlängst 50 Jahre Kammeroper gefeiert, und in diesem Zusammenhang haben wir dann darüber gesprochen – die Frau Kollegin Polkorab war auch dabei –, wie schade es eigentlich ist, dass in Wien in den Sommermonaten kein Freilufttheater da ist. In den Bundesländern rund um Wien gibt es welche, und mit großem Erfolg bieten diese für die Sommermonate sehr interessante Dinge an. Wir haben immer wieder gesagt, wie schade es ist, dass "Mozart in Schönbrunn" nicht mehr weitergeführt wurde. 

Ich würde daher Sie, Herr StR Mailath-Pokorny, bitten, dass Sie diese Tradition wieder aufnehmen. Ich weiß, das ist nicht so leicht, denn das ist eine Sache, die dann im Budget in irgendeiner Form veranschlagt werden muss, aber eine Budgetdebatte ist schon ein Anlass, darüber zu sprechen.

Wir haben schon einmal ein Gartentheater für Schönbrunn gefordert, und ich werde diesen Antrag etwas umgeändert nochmals einbringen. Es geht hier darum, dass wir, um diese Tradition "Mozart in Schönbrunn" fortzusetzen, ganz einfach fordern, dass man eine Machbarkeitsstudie in Auftrag gibt, um zu überprüfen, ob nicht ein Gartentheater im Schlosspark Schönbrunn errichtet werden könnte.

Und zum Abschluss noch ein weiterer Schwerpunkt, und zwar die Werteblindheit. In der Kulturpolitik ist eine erschreckende Werteblindheit üblich geworden. Ich nehme nur ein Beispiel heraus, und zwar die Verleihung der Ehrenmedaille der Bundeshauptstadt Wien in Gold an Nitsch. Es gibt hier sicher ganz verschiedene Standpunkte, wie man zu Nitsch steht, aber in seinem Orgien Mysterien Theater und auch in anderen Musikwerken nimmt er sich eben die künstlerische Freiheit heraus, blasphemische Gefühle und Gedanken zu transportieren.

Ich möchte das ganz kurz machen, aber ich möchte doch Säulen unserer Gesellschaft zitieren, zum Beispiel Christoph Schönborn oder Egon Kapellari, die die Kunst von Nitsch folgendermaßen kommentieren: "Freiheit der Kunst ist ein hohes Gut, mit dem sensibel umgegangen werden soll, Freiheit der Kunst darf aber nicht die Menschenwürde verletzen", sagen die beiden kirchlichen Würdeträger. "Das Orgien Theater verzichtet bewusst auf Sublimierung von Trieben und ist nach christlichen Kriterien ein schwerwiegender Angriff auf die Gottesverehrung und die Menschenwürde. Erinnert wird daran, dass die orgiastischen Kulte Kanaans, die ja jetzt, wenn man so will, künstlerisch dem entsprechen würden, was Nitsch zeigt, von der christlichen Kirche abgelehnt wurden, und man sagt, dass man sich von dieser destruktiven Kunst abgrenzen muss und die religiöse Symbolik nicht missbrauchen darf.

Aber man muss jetzt nicht nur Kapellari und Schönborn zitieren, es gibt auch einen, der, glaube ich, der sozialdemokratischen Fraktion zuzuordnen ist – so genau weiß ich das nicht –, es ist Prof Leser. Er ist emeritierter Universitätsprofessor und Leiter des Boltzmann-Instituts für neue österreichische Geschichte. Er ist jemand, der sich sehr viele Gedanken darüber gemacht hat und sich immer wieder äußert. Er greift Folgendes heraus: "Wenn jemand kein Christ ist oder wenn jemand auch nicht versteht, was das Christentum in unserem Kulturkreis bedeutet, so sollte er doch wenigstens die religiösen Gefühle und die Religion achten." Und das, finde ich, ist ein sehr gutes Argument. Er weist darauf hin, dass das in der islamischen Welt niemals möglich wäre. Er geht dann weiter und sagt, dass jemand, der blasphemische Gefühle und Gedanken transportiert, in unserer Gesellschaft nicht geehrt werden sollte, denn ich zitiere ihn: „Eine Welt, in der es nichts mehr gibt, das allen heilig ist, eine solche Welt darf sich nicht wundern, wenn sie im Unheil landet und mit der Ehre Gottes auch ihre eigene verliert." Soweit Leser. 

Ich habe noch einige Zitate vorbereitet, aber ich möchte abkürzen. Viele Menschen denken wie Schönborn und Kapellari, wie Hundertwasser und Picasso, deren Gedanken ich jetzt nicht mehr vortrage, und wir wollen ein Sprachrohr für diese Gruppe von Menschen sein, die mit dieser Art von Kunstförderung nichts anfangen können. 

Aus diesen und anderen vorhergehenden Gründen lehnen wir das Budget ab. 

Jetzt sehe ich gerade, dass StR Marboe nicht mehr da ist. Ich habe gehört, er kommt morgen nicht. Stimmt das, Herr Dr Salcher? Marboe ist heute das letzte Mal da? (GR Dr Andreas Salcher – zur Galerie weisend –: Er wird morgen da oben sitzen!) 

Irgendwie gehört es sich schon, dass auch unsere Fraktion zu seinem Wechsel ein paar Worte verliert. Wie wir alle wissen war vor allem in dem Zeitraum, da er amtsführender Stadtrat war, unser Blickwinkel eher von Gegensätzen geprägt. Aber das war ja eigentlich ganz logisch, denn er war amtsführender Stadtrat, wir waren Opposition. Das ist die Rollenverteilung in der Demokratie. Ich meine aber, es sollte auf menschlicher Ebene trotzdem eine gute Beziehung da sein. Aus diesem Grund und auch, weil ich ein gütiger Mensch bin, wollte ich ihm auch im Namen meiner Fraktion alles Gute für die neuen Aufgaben wünschen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Woller. Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Budgetdebatten unterliegen gewissen Regeln. Es liegen sehr viele Zahlen vor, und die Opposition liest daraus natürlich, dass alles schlechter wird, die Regierungsparteien lesen daraus eine Unterstützung ihrer Politik. Nun, wenn man vergleichbare Zahlen im Budget vergleicht, kann man feststellen, dass das Kulturbudget des Jahres 2004 gegenüber 2003 von 177,8 Milli-onen EUR auf 178,0 Millionen EUR steigt. Das ist eine Steigerung von 0,11 Prozent. Bei Berücksichtigung, dass das Gesamtbudget der Stadt Wien um 3 Prozent sinkt, steigt der Anteil des Kulturbudgets am Gesamtbudget um 0,02 Prozent. Das sind alles sehr geringe Steigerungen, doch es sind Steigerungen, und diese Steigerungen werden ganz sicher im nächsten Jahr, so wie auch in den vergangenen Jahren, erhöht durch Sonderbudgets, Sonderbudgets, die schon sehr konkret sind – ein Sonderbudget für das Mozartjahr und ein Sonderbudget für den Umbau des Ronacher –, sodass insgesamt die Steigerung im Rechnungsabschluss 2004 sicher wesentlich höher sein wird, als es derzeit im Budget ablesbar ist.

Nun, die Tatsache, dass es zu Steigerungen kommt, ist erfreulich und auch einzigartig, einzigartig im Vergleich mit der Bundesregierung, wo es seit Moraks Amtsantritt drastische Kürzungen des Kulturbudgets gegeben hat, insbesondere für Einrichtungen in Wien, insbesondere aber auch für zeitgenössische und kritische Initiativen. 

Diese Steigerung des Kulturbudgets in Wien ist auch einzigartig im Vergleich zu anderen österreichischen Städten. Ich habe mir beispielsweise konservativ regierte Städte – Innsbruck und Klagenfurt – angeschaut. Die Kulturbudgets sind an und für sich schon sehr gering, aber sie sinken Jahr für Jahr. Sie sind auch einzigartig im Vergleich mit ausländischen Städten, und diese Städte aus dem Ausland blicken voll Verwunderung und oft auch mit Neid nach Wien. Wir haben das auch vor kurzem wieder bei der Nestroy-Gala aus deren Mund gehört. 

Wien leistet sich nach wie vor Neues in der Kultur: das Tanzquartier, das Kindertheaterhaus, die Reformen im Bereich des Theaters an der Wien und des Ronachers, die Umbauten im Konzerthaus und im Musikverein, die Neubauten von Archiv und Bibliothek. Aber auch in anderen Bereichen investiert Wien in die Kultur. Ich erwähne nur den vor kurzem fertiggestellten Umbau der Wiener Urania. Das ist zwar ein Gebäude, das nicht direkt in das Kulturressort fällt, aber es ist doch eines der bedeutendsten Kulturbauten Wiens und wurde in den letzten Jahren um den Betrag von 13,5 Millionen EUR neu adaptiert. 

Wichtiger aber als alle Zahlenspiele, wie viel ein Budget steigt oder vielleicht auch nicht steigt, sind aber die Ergebnisse der Kulturpolitik. Entscheidend ist doch, was bleibt von einer Ära, was bleibt von einem Kulturstadtrat. (GRin Mag Marie Ringler: Ist die Ära schon vorbei?)

Und da war es der Kulturstadtrat Helmut Zilk, der für den kulturellen Aufbruch in dieser Stadt gestanden ist, der es wie ein Wirbelwind geschafft hat, Wien von einer eher verschlafenen Stadt am Rande zu einer lebendigen, aufregenden Kulturmetropole im Herzen Europas zu machen. 

Die Kulturstadträtin Ursula Pasterk stand für das Neue, für das Zeitgenössische. Sie hatte Ecken und Kanten, sie hinterließ Spuren, Spuren wie die Kunsthalle, die neue Qualität der Wiener Festwochen, die neue Qualität der Viennale, aber auch die Verzehnfachung des Budgets der Freien Gruppen. 

Peter Marboe – er ist leider jetzt nicht hier – stand – und das haben wir ja heute auch wieder erlebt – für den guten Ton in der Kultur, für das Weltmännische, für das Staatstragende. Er war und er ist ein Meister der Moderation und Präsentation. Aus seiner Zeit blieben die Dreijahresverträge, es blieben der Nestroy-Preis, der Theaterdienstag. Und nachdem er jetzt in eine Kulturfunktion wechselt, wird auch noch das Mozartjahr irgendwann auf der Habenseite der Tätigkeit von Peter Marboe stehen. 

Es ist eine absolut richtige und rechtzeitige Entscheidung, jetzt seitens der Stadt Wien, des Bürgermeisters und des Kulturstadtrates die Weichen zu stellen für das wichtige Mozartjahr 2006. Denn eines ist ja wohl unbestritten: Jede Stadt definiert sich durch etwas Besonderes, und das Besondere an der Definition und Selbsteinschätzung der Stadt Wien ist zweifellos die Musik, die Kultur. Das sehen nicht nur die Wienerinnen und Wiener so, sondern das sieht auch die ganze Welt so, und das ist auch ganz wichtig. 

Daher ist für Wien das Mozartjahr 2006 zumindest so wichtig, wie für Graz die Europäische Kulturhauptstadt 2003 war. Wir glauben, dass Peter Marboe eine gute Lösung für diese Intendanz ist, denn es gibt viele Veranstalter, es gibt viele Player – von Holender über Peter Sellers zu Roland Geyer, von den Wiener Festwochen über das Konzerthaus zum Musikverein –, und er wird perfekt zwischen diesen vielen Playern moderieren, er wird das Ergebnis perfekt präsentieren. Er hat uns ja auch heute eine wahre Lektion in staatstragender Rhetorik und in Weltoffenheit erteilt. 

Wir freuen uns über diese Lösung. Wir fühlen uns auch ein wenig bestätigt darin – und jetzt auch durch ihn bestätigt –, dass wir glauben, dass es durchaus manchmal Sinn macht, wenn jemand aus der Politik in die Kultur wechselt. Er hat das in seiner Zeit als Stadtrat immer in Frage gestellt. Wir haben damals sehr aufwendige Unvereinbarkeitsbestimmungen für die Wiener Festwochen und andere wichtige Kulturinstitutionen der Stadt Wien beschlossen. Niemand sollte von der Politik in die Kultur wechseln, dessen politische Tätigkeit nicht vier Jahre zurückliegt. Wir fühlen uns jetzt mit dieser Entscheidung auch durch ihn bestätigt, dass es immer richtig war und dass es auch möglich sein kann, dass Politiker gute Kulturmanager sind. Er wird das zweifellos auch als Intendant des Mozartjahres sein, und wir freuen uns jetzt schon auf ein erfolgreiches Mozartjahr, das auch durch diese Lösung über allem Parteienstreit stehen sollte.

Andreas Mailath-Pokorny ist erst seit zweieinhalb Jahren im Amt, und das ist ein sehr kleiner Teil seiner Zeit als Kulturstadtrat. Daher ist es noch fast verfrüht, zu sagen, wofür er stand, man kann nur sagen, wofür er steht. Andreas Mailath-Pokorny steht für die großen Reformen, für die großen Würfe in der Wiener Kulturlandschaft. 

Der erste große Wurf ist Andreas Mailath-Pokorny mit der Neuordnung der Vereinigten Bühnen Wien gelungen, mit der Lösung, dass das Theater an der Wien ab 2006 Opernhaus sein soll und dass mit dem Ronacher und mit dem Raimundtheater auch zwei Häuser für Musicals und intelligentes Entertainment zur Verfügung stehen werden. 

Seit Jahrzehnten haben sich Künstler, Kulturschaffende, Kulturjournalisten und Kulturpolitiker dafür eingesetzt, diese Lösung zu erreichen. Das ist ein großer Erfolg. Andreas Mailath-Pokorny hat mit dieser Lösung bereits jetzt zur Halbzeit den wichtigsten Teil des Arbeitsprogramms der Wiener Stadtregierung erfüllt, und er wird zweifellos mit dieser Lösung in die Geschichte eingehen, er wird Geschichte schreiben. Ich glaube, es wird erst in vielen Jahren erkennbar sein, welche großartige Lösung es ist, dass in dem Haus, das akustisch und auch ästhetisch am besten für Oper geeignet ist, tatsächlich auch Oper gespielt wird.

Der zweite große Wurf wird die Reform der Freien Gruppen und der Mittelbühnen in Wien sein. Andreas Mailath-Pokorny wird gemeinsam mit den vier Kultursprechern – und auch das ist einzigartig, dass diese Reform von allen vier Parteien getragen werden soll – eine Theaterreform durchführen, die viel Neues und viel Aufbruch bringen soll. 

Es wurde im Auftrag der Kultursprecher und des Herrn Kulturstadtrates eine Studie erarbeitet, und diese bescheinigt Wien, dass es keine vergleichbare Stadt gibt, in der es so viele Theater, so viele Produktionen Freier Gruppen und so viel Geld für Theater gibt wie in Wien. Insgesamt sind es 15 Millionen EUR, davon allein 5,6 Millionen EUR für den Bereich der Freien Gruppen. Trotz dieser hohen finanziellen Ausstattung gibt es in diesem Bereich viel Unzufriedenheit, wenig Durchlässigkeit, viel Unspektakuläres und wenig Aufbruch. Und diesen Aufbruch soll diese Theaterreform in Wien bringen. 

Diese Studie hat auch einen Blick ins Ausland geworfen und hat gezeigt, dass es wichtig wäre, Entwicklungen einzuleiten, die auch überregionale und internationale Bedeutung haben. Diese Theaterreform Best off Vienna für das Off-Theater in Wien soll die Theaterförderung umstrukturieren, weg vom Gießkannenprinzip hin zu einer Förderung, die davon ausgeht, ganz oder gar nicht zu fördern, jedenfalls deutlich bessere Chancen zu bieten durch zwei Förderschienen, durch eine Projektförderung, die eine Theaterkommission entscheiden soll, und durch eine Konzeptförderung, die Initiativen auf vier Jahre möglichst hohe Sicherheit geben soll und die von einer Theaterjury entschieden werden soll.

Daneben soll es auch in Anlehnung an erfolgreiche ausländische Modelle Koproduktionshäuser für das Freie Theater geben, wodurch Freie Gruppen besser mitspielen können im internationalen Wettbewerb, wie das beispielsweise auch die Berliner Sofiensäle und die Zürcher Gessnerallee gezeigt haben. 

Es findet laufend eine intensive Diskussion mit den Kuratoren, mit den Kultursprechern der Parteien, mit den Betroffenen in der Szene statt, sodass wir glauben, dass das eine Theaterreform ist, die nicht nur sehr gute Ergebnisse bringt, sondern auch sehr breit unterstützt wird. 

In diesem Sinne wollen wir auch noch im Dezember dieses Jahres ein Leitbild für die Wiener Theaterlandschaft im Gemeinderat beschließen, sodass diese große Reform – das ist wahrscheinlich die größte Reform, die es in der Theatergeschichte in den letzten 40 Jahren gegeben hat – im Gemeinderat abgesichert werden soll.

Der dritte große Wurf der Zeit des Kulturstadtrates von Andreas Mailath-Pokorny ist die Neustrukturierung des Wien Museums. Das Wien Museum hat nach der Ausgliederung inhaltlich wie optisch mit einer neuen Linie gestartet, mit besserem Zugang, und es hat bewiesen, dass das Wien Museum ein Motor für die Entwicklungen am Kunstplatz Karlsplatz ist, ein Projekt, das sicherstellen soll, das dafür sorgen soll, dass beim Namen "Karlsplatz" nicht zuerst an Drogenszene oder Verkehr gedacht wird, sondern insbesondere an die einzigartigen kulturellen Einrichtungen, die sich an diesem Platz befinden. Und das soll durch das Projekt "Kunstplatz Karlsplatz" viel stärker ins öffentliche Bewusstsein gerückt werden. 

Der vierte große Wurf von Andreas Mailath-Pokorny in seinen ersten zweieinhalb Jahren ist die Entwicklung auf dem Kino- und Filmsektor. Über Jahre hindurch haben in Wien Kinos zugesperrt. Seit zwei Jahren gibt es wieder Kinos, die öffnen. Das Gartenbaukino, das vor der Sperre stand, blüht, das Metrokino, das auch vor der Sperre stand, hat ein wunderbares Programm, die Urania wurde saniert, neu eröffnet und soll auch wieder das Zentrum der Viennale werden, das Top-Kino ist als Privatinitiative von Kinomachern wieder eröffnet worden mit einem sehr interessanten Programm. 

All das wurde möglich durch eine gezielte Förderung der Stadt Wien, wurde möglich durch die Kinoförderung, die nicht nur Programm, sondern auch Investitionen in den Kinos fördert. 

Neben diesem Kinoboom gibt es auch einen Filmboom. Der Filmboom drückt sich am besten durch die Zahlen der Viennale aus. Die Viennale, die heuer wegen des großen Andrangs um einen Tag verlängert werden musste, hat in wenigen Tagen – in 11 Tagen – 75 200 Besucher in die Kinos gebracht, wobei insgesamt 302 Filme gezeigt wurden. Ebenso erfolgreich war das 15. Kinderfilmfestival in den letzten Tagen. 

Das heißt, wir können in Wien wirklich von einem Kinoboom sprechen, aber auch von Erfolgen österreichischer Filmregisseure im internationalen Vergleich. Diese Erfolge des österreichischen Films sind möglich geworden durch die Wiener Filmförderung, und wir freuen uns über Erfolge wie jenen von Ulrich Seidl, der heuer den Wiener Filmpreis gewonnen hat und der beim derzeit laufenden internationalen Dokumentarfilmfestival in Amsterdam im Mittelpunkt steht. 

Diesen Erfolgen der Wiener Kino- und Filmpolitik steht ein wirklich einzigartiges Desaster der Filmpolitik des Bundes gegenüber. Die Verantwortung für dieses Desaster trägt einzig und allein Staatssekretär Franz Morak, der aus rein politischen Motiven das erfolgreiche Team der Diagonale ausgetauscht und durch eine neue Leitung ersetzt hat, die sich derzeit mit fast unglaublicher öffentlicher Kritik konfrontiert sieht. Was wir in den letzten Tagen über die Diagonale lesen und hören, ist einzigartig in der österreichischen Kulturpolitik. Wir erleben derzeit wirklich einen Generalstreik der Kreativen gegen Entscheidungen der Bundeskulturpolitik. 

Die Politik von Staatssekretär Morak in den letzten Jahren ist gekennzeichnet von Dialogverweigerung, von Budgetkürzungen, von Eingriffen im Sinne von Zensur. Ulrich Seidl, der vor kurzem den Wiener Filmpreis gewonnen hat, beschreibt das im letzten "profil" wie folgt: "Morak ist besonders begabt, was das Beleidigtsein betrifft. Er hat sich vor Jahren beleidigt in sein Büro zurückgezogen, und dort ist er immer noch". 

Diese Kulturpolitik des Bundes versteckt sich tatsächlich. Der Fried-Preis, der vor wenigen Tagen an Robert Menasse übergeben wurde, wurde erstmals nicht durch einen Politiker übergeben, sondern durch einen Beamten, und das zeigt wohl schon das gestörte Verhältnis, das zwischen den österreichischen Kunst- und Kulturschaffenden und dieser Bundesregierung besteht.

Nichts geht mehr. Das gilt auch für die österreichische Filmpolitik bei der Diagonale. Und nirgendwo kann man die Unterschiede zwischen Wien und Bund besser erkennen als im Umgang mit der Film- und Kinoszene, wenn man vergleicht, wie Wien das löst und wie das die Bundesregierung eben nicht gelöst hat. (Beifall bei der SPÖ.) 
Man könnte noch über viele Punkte der letzten Zeit reden. Man könnte reden über die Tatsache, dass heuer erstmals erfolgreich Wiener Wissenschaftstage stattgefunden haben. Man könnte darüber reden, dass vor kurzem erstmals Wiener Kindervorlesungen stattgefunden haben in Kooperation zwischen dem Kindermuseum Zoom und den Wiener Vorlesungen, wo mehr als 400 Kinder an Vorlesungen im Kindermuseum teilgenommen haben. Man könnte sprechen über die vielfältigen Aktivitäten Wiens in unseren südost- und osteuropäischen Nachbarländern. Und man könnte – das möchte ich jetzt auch noch tun – darüber sprechen, wie Wien mit dem kulturellen Erbe umgeht. 

Wir haben vor wenigen Jahren das Stadtarchiv neu eröffnet in einem spektakulären neuen Projekt in den Gasometern. In diesen Tagen wurde der Umbau der Räumlichkeiten der Stadt- und Landesbibliothek fertiggestellt, und ein wichtiges Bauwerk, nämlich ein Tiefspeicher in einem der Höfe des Wiener Rathauses, ist derzeit in Bau. Dieser Bau des Tiefspeichers wird noch mehr als ein Jahr dauern. Die Stadt Wien investiert hier insgesamt mehr als 4 Millionen EUR in das kulturelle Erbe, und das zeigt, dass Wien tatsächlich anders ist – auch in der Infrastruktur, auch in den Investitionskosten.

Ich möchte zum Schluss insgesamt allen Beamten und Beamtinnen danken, ich möchte den Kunst- und Kulturschaffenden danken, ich möchte aber meine heutige Rede mit einem ganz besonderen Dank schließen, nämlich einem Dank an den Direktor der Wiener Stadt- und Landesbibliothek, Dr Walter Obermaier. 

Dr Walter Obermaier war 36 Jahre, eigentlich ein ganzes Arbeitsleben lang, in der Bibliothek beschäftigt, in den letzten Jahren als Direktor der Bibliothek. Es ist natürlich sehr schön, dass er gerade zu einem Zeitpunkt in Pension geht, als die Umbauarbeiten so weit abgeschlossen sind, dass man sich jeden Tag vergewissern kann, wie großartig diese neuen Räume geworden sind. 

Ich möchte dir sehr herzlich danken für diese 36 Jahre in der Wiener Stadtbibliothek. Ich möchte dir danken für alle Initiativen in den letzten Jahren als Direktor dieser Bibliothek und für das, was du mit dem Umbau durchgeführt hast und was du insbesondere noch auf Schiene gestellt hast. Ich wünsche dir für deine Zeit in der Pension alles, alles Gute, viel Gesundheit, und bleib uns als Freund erhalten! (Allgemeiner Beifall. – Direktor Dr Obermaier, der hinter den Bankreihen des Sitzungssaales steht, dankt mit einer Verbeugung für den Beifall.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Sommer-Smolik gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Wie üblich, versuche ich hier die Kulturdebatte zu unterbrechen und zum zweiten Teil der Geschäftsgruppe, nämlich zur Wissenschaft, zu kommen. Ich weiß, das fruchtet wenig, aber ich werde nicht aufgeben. So lange ich hier Gemeinderätin bin, werde ich über die Wissenschaft in dieser Stadt sprechen und auch versuchen, Anträge einzubringen, die das Leben der WissenschafterInnen in dieser Stadt verbessern helfen. 

Wir haben in Wien eine Situation, über die Kollege Woller in seiner Rede gemeint hat, man könnte über die Wissenschaftstage reden, man könnte über die Kindervorlesungen reden, die zuerst an der Uni Wien und dann im ZOOM mit noch einmal drei Vorlesungen stattgefunden haben. Ja, man könnte, aber warum machen wir es nicht? Warum steht der Kollege Woller nicht heraußen und redet tatsächlich über die Wiener Wissenschaftstage? Warum spricht er im Konjunktiv? Warum sind die Wiener Wissenschaftstage – so gut und wichtig sie auch waren, so gut und wichtig auch dieses Zeichen für die Öffentlichkeit war, dass in dieser Stadt Wissenschaft passiert – im Verborgenen geplant worden? Warum ist das nicht zu einer großen Debatte geworden, mit der wir Wissenschaft sichtbar machen können? Es ist von den Universitäten zwar positiv vernommen worden, aber es waren nicht alle Universitäten in die Planungen mit einbezogen. Es fühlen sich ein paar Universitäten ausgeschlossen. Ich denke mir, da könnte man, wenn es eine Fortführung dieser Wissenschaftstage gibt, noch vieles verbessern.

Zum Budget. Wir haben im Budgetvoranschlag für 2004 im Bereich der Förderung von Forschung und Wissenschaft einen Rückgang von 7,3 Millionen EUR auf 7,1 Millionen EUR. Jetzt kann man sagen, die Stadt muss sparen, und es wird halt auch hier gekürzt. Meiner Meinung nach ist das das falsche Zeichen, das hier gesetzt wird, denn gerade in wissenschaftspolitische Initiativen könnte die Stadt Wien noch sehr viel mehr investieren, vor allem wenn man sich die Definition der Ziele, die sich die Wissenschaftsförderung selbst gesteckt hat, anschaut. Denn da wird gesprochen von der Förderung des intellektuellen, kulturellen und wirtschaftlichen Innovationspotentials, von Investitionen in gesellschaftliche Potentiale, die für Toleranz, Humanität, Liberalität und Intellektualität stehen, von Förderung von vielfältigen wissenschaftlichen Dingen und der intellektuellen Diskussionskultur.

All das kann man nachlesen, nur, wenn es dann um die finanzielle Bedeckung all dieser guten und wichtigen Initiativen geht, sieht man, wenn man sich das anschaut, dass es zu Budgetrückgängen kommt, und das kann nicht im Sinne von Wissenschaftspolitik einer Stadt wie Wien sein, und es ist sicher nicht im Sinne der Wiener GRÜNEN.

Ich stelle daher einen Antrag, den ich in ähnlicher Form schon im letzten Jahr zur Budgetdebatte gestellt habe, dass nämlich der Budgetansatz 2891, die Förderung von Forschung und Wissenschaft, auf mindestens ein Promille des Gesamtbudgets angehoben wird. Ich beantrage die sofortige Abstimmung.

Wir haben in Wien eine sehr vielfältige Szene von WissenschafterInnen und ein Teil davon sind die jungen WissenschafterInnen. Zu den jungen WissenschafterInnen fühlen sich – das hat sich bei einem StadtexpertInnengespräch, das ich hier im Rathaus abgehalten habe, gezeigt – mittlerweile alle unter 50-Jährigen zugehörig. Diese Gruppe von jungen WissenschafterInnen – auch wenn sie nicht mehr ganz jung sind –, die ihre innovativen Potentiale und auch Ideen einbringen möchten, fühlen sich nicht sehr gehört in dieser Szene in Österreich. Natürlich hat der Bund hier seinen wesentlichen Anteil, aber auch die Stadt Wien hat ihren Anteil daran, dass diese jungen WissenschafterInnen sich nicht wirklich gut betreut fühlen beziehungsweise auch nicht unterstützt werden in ihrer wissenschaftlichen Arbeit und in ihren Möglichkeiten, vieles beizutragen in der Frage von Reflexionen, aber auch Bewertung von gesellschaftspolitischen Analysen. 

Ich werde auch hiezu einen Antrag einbringen, der genau diesen jungen WissenschafterInnen signalisieren könnte, dass die Stadt Wien ihre Anliegen ernst nimmt und auch schaut, dass es hier gerade in Bezug auf diese jungen WissenschafterInnen Förderungsmöglichkeiten gibt, die sicherstellen, dass sie bei den kleineren Projekten, die sie zum Teil machen, die aber sehr, sehr wichtig sind, auch unterstützt werden. Das Referat für Wissenschaft und Forschungsförderung bietet sehr viele Möglichkeiten für diese Gruppe der jungen WissenschafterInnen, vor allem aus dem kultur- und geisteswissenschaftlichen Bereich, aber es sind sehr, sehr kleine Beträge, die da finanziert werden – Druckkostenbeiträge und Ähnliches –, und für ein kleines, aber feines Projekt fehlen meistens die Mittel. 

Deswegen glaube ich, dass Förderungssummen zwischen 30 000 und 50 000 EUR für diese Gruppe der jungen WissenschafterInnen für ein Projekt sehr wohl ausreichen würden, um sie sichtbar zu machen und ihnen die Möglichkeit zu geben, ihre Arbeitsfelder darzustellen. Ich stelle daher folgenden Antrag: 

"Das Referat für Wissenschafts- und Forschungsförderung schreibt jährlich einen Forschungsschwerpunkt für junge WissenschafterInnen im sozial-, geistes- und kulturwissenschaftlichen Bereich mit Fokus auf soziale und kulturelle Zukunftsfragen der Stadt aus. Insgesamt ist dabei eine Förderungssumme von 500 000 EUR – pro Projekt sind die Fördersummen zwischen 30 000 und 50 000 EUR – zu vergeben. Die Ausschreibung gibt ein grobes Rahmenthema vor, innerhalb dessen Projektvorschläge eingereicht werden können. Sie erfolgt zeitlich befristet und durch schlichte, klare und nachvollziehbare Verfahren. Insbesondere sollen die Anträge kurz gehalten werden."

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Wissenschaft und Kultur.

Dieses StadtexpertInnengespräch, das ich im Rathaus vor nicht allzu langer Zeit abgehalten habe, hat nämlich gezeigt, dass gerade die Frage der Transparenz der Mittelvergabe in dieser Stadt ein sehr großes Thema ist. An der Transparenz hängt auch die Sichtbarkeit der ForscherInnen. 

Ich habe in einer Anfrage, die schon etwas länger zurückliegt, alle Stadträte und Stadträtinnen gefragt, welche Forschungsaufträge sie vergeben in ihrem Ressort. Da kamen sehr, sehr erstaunliche Dinge zutage, zum Beispiel, dass gerade im Sozialressort, wo es einiges zu erforschen gäbe und wo es sehr, sehr wichtig wäre, auf die sozialen Umbrüche in dieser Stadt zu reagieren, gar keine Forschungsaufträge vergeben werden. Andere Ressorts sind da sehr viel fleißiger, und es gibt auch sehr gute Forschungsergebnisse. Zum Glück gibt es die, aber das Problem ist, es weiß in dieser Stadt niemand, dass hier Forschungsaufträge auch durch die Stadt Wien vergeben werden. Es wäre aber sehr wichtig für die WissenschafterInnen, Aufträge der öffentlichen Hand zu bekommen, damit sie hier ihren Beitrag leisten können.

Jetzt lobe ich sehr selten den Bund in Bezug auf die Wissenschaftspolitik, und es fällt mir fast schwer, aber der Bund hat eine Forschungsdokumentation – zumindest auf der Homepage, und man kann es auch schriftlich haben –, mittels der eigentlich sehr gut nachvollziehbar ist, wer warum wie viel Geld bekommen hat. Es stehen die Namen der Antragsteller, der Titel des Projekts, für das das Geld gegeben wurde, und auch die Höhe. 

So etwas in der Art könnte die Stadt Wien sehr wohl auch machen, sodass man nachvollziehen kann, was wirklich geforscht wird und wer den Auftrag dazu gegeben hat. Da würde man auch sehen, welche Stadträtinnen und Stadträte mehr investieren und sich wirklich auch wissenschaftlichen Input für ihre Arbeit holen. Es würde die WissenschafterInnen sichtbar machen und würde ihnen auch das Gefühl geben, dass sie arbeiten und dass das auch gehört, gesehen und nachgefragt wird. 

Deswegen stelle ich auch hier einen Beschlussantrag:

"Jährlich soll in gut lesbarer Form eine Publikation zur Dokumentation sämtlicher Wissenschafts- und Forschungsförderungen und Aufträge verfasst werden, die von allen Geschäftsgruppen der Stadt Wien sowie den Fonds und Beteiligungen der Stadt Wien vergeben werden. Darin sollen ausdrücklich auch jene Wissenschafts- und Forschungsausgaben enthalten sein, die im Bereich der Wirtschaftspolitik getätigt werden.

In der Dokumentation sollen, vergleichbar mit der Dokumentation des Bundes, zumindest die fördernde Stelle beziehungsweise der Auftraggeber, Empfänger, Projekttitel, Projektlaufzeit und Finanzierungsbetrag auf-gelistet werden. Zudem sollen die Basissubvention beziehenden Stellen nach fördernder Stelle, Empfänger, zugesagter Subventionsdauer und Subventionsbetrag extra aufgelistet werden. Ergänzend sind die Auftraggeber, fördernde Stellen und Überblickstabellen zu verfassen." 

In formeller Hinsicht beantrage ich auch hier die Zuweisung des Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft, aber auch an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke. 

Eine weitere sehr vielfältige WissenschafterInnenszene in dieser Stadt ist die Szene der freien WissenschafterInnen. Bei denen ist die Sichtbarkeit noch einmal um ein Stück geringer als bei WissenschafterInnen, die in Institutionen sind. Gerade diese freien WissenschafterInnen kämpfen zum Teil mit der Sparpolitik des Bundes, aber auch mit anderen Gegebenheiten, nämlich damit, dass sie schwer erreichbar sind für alle, die Projekte vergeben, die Ausschreibungen machen für wissenschaftliche Projekte. Selten wird an die freien WissenschafterInnen gedacht. 

Wir haben bezüglich der WWTF-Ausschreibung zu Cultural Industries gerade gesehen, dass diese Szene sehr darauf wartet, sich irgendwie zu beteiligen und mitzumachen, und dann kam die Frage: Ja, aber wie finden wir denn diese jungen freien WissenschafterInnen? Wie kommen wir an die heran? Es wurde dann heftig herumtelefoniert. Es wurden Mailing-Listen weitergegeben von uns und von anderen Stellen, die halt die Vernetzung der freien WissenschafterInnen betreiben. Somit wurde zumindest hier versucht, an sie heranzukommen, sie zu informieren, dass es hier etwas gibt, wo sie sich auch bewerben können, wo sie Anträge stellen können und wo es vielleicht eine Chance gibt, ein Projekt zu realisieren.

Von diesen freien WissenschafterInnen kam auch massiv der Wunsch, eine Datenbank zu haben, aus der die öffentliche Hand ersieht, wer wo ist, wer sich womit beschäftigt, aber auch um sich selbst intern besser vernetzen zu können, um hier ein Netzwerk von freien WissenschafterInnen aufzuziehen und nicht nur abhängig sein zu müssen von den guten Kontakten, die Einzelne von ihnen haben.

Um diese Datenbank für freie WissenschafterInnen zu ermöglichen, stelle ich einen Beschlussantrag, dass die MA 7, das Referat für Wissenschaft- und Forschungsförderung, ein Forschungsprojekt mit dem Ziel der Erfassung sämtlicher in Wien aktiver wissenschaftlicher Institutionen und Vereine in Auftrag gibt. Dieses Forschungsprojekt dient zur Erstellung einer öffentlich zugänglichen Datenbank. Hierbei sollen neben Namen und Kontaktdaten der Institutionen beziehungsweise Vereine wissenschaftliche Schwerpunkte und, wenn es von diesen gewünscht wird, Namen der MitarbeiterInnen angeführt sein. Auf der Grundlage dieser Daten wird eine Homepage "Forschendes Wien" erstellt. 

Auch hier beantrage ich die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft.

Zum Schluss möchte ich auf die Situation einer Forschungsgesellschaft zu sprechen kommen, die heute in den Medien war und die von uns schon seit Wochen mit kritischer Distanz gesehen wird, nämlich die Entwicklung der Boltzmann-Institute. Für jene, die nicht wissen, was die Stadt Wien mit den Boltzmann-Instituten zu tun hat, muss man schon sagen, dass die Stadt Wien einer der nicht so unwesentlichen Förderer der Boltzmann-Gesellschaft ist und dass der Herr Vizebürgermeister auch im Vorstand dieser Boltzmann-Gesellschaft sitzt. 

Hier passieren in den letzten Monaten Dinge, und es ist jetzt auch in den Zeitungen gestanden – also nicht nur in internen Papieren, sondern man ist jetzt damit auch an die Medien gegangen –, wie diese Umstrukturierung der sehr, sehr wichtigen Boltzmann-Institute vonstatten geht. 

Es schaut so aus, dass vom Vorstand beschlossen wurde, dass die Boltzmann-Institute, von denen es mittlerweile 135 gibt, evaluiert werden. Evaluation ist ja prinzipiell einmal nichts Schlimmes, aber die Art und Weise, wie hier vorgegangen wird, ist doch etwas sehr skurril. Die Institute bekamen einen Brief, in dem drinnen steht, ab 2004 werdet ihr evaluiert. Der Vorstandsvorsitzende, der Herr Konrad, hat dann gemeint, ein paar werden nicht evaluiert, die hätten sie schon selber evaluiert. Die haben keine Forschungsleistung erbracht, die haben nichts publiziert, die kriegen also auf keinen Fall Geld. Die anderen kriegen jetzt einmal ihre Förderung für ein halbes Jahr, und in dieser Zeit wird evaluiert. Wenn sich dabei herausstellt, dass die Evaluierung, nach welchen Kriterien auch immer, Negatives ergibt, so wird die Finanzierung nicht mehr weiter fortgeführt.

Das Ziel ist ganz klar, Institute zu schließen, Forschung nicht mehr möglich zu machen, und wenn, dann an Kriterien zu binden, die für manche Institute einfach nicht leistbar sind. Es wird beispielsweise gefordert, dass es mindestens zehn MitarbeiterInnen für die sozial- und kulturwissenschaftlichen Institute gibt, die medizinrelevanten Institute dürfen 50 MitarbeiterInnen haben. Sie werden für maximal sieben Jahre eingerichtet. Nach sieben Jahren lösen wir sie auf, denn dann brauchen wir sie nicht mehr. Auch das Budget wird anders gestaltet. Man muss nämlich für 40 Prozent des Budgets mit Drittmitteln sorgen. Alle, die um die Situation der Geistes- und Kulturwissenschaften wissen, wissen auch, was es heißt, 40 Prozent des Budgets über Drittmittel aufzutreiben. Das ist schier unmöglich, vor allem in Situationen, wo der Bund diesen Bereich massiv kürzt und nicht gedenkt, auch nur irgendwie zu fördern. 

Jetzt hat die Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft beschlossen, ebenfalls einen Strich zu machen, zu kürzen und eben Institute zu schließen. Davon sind Institute betroffen, die wir alle kennen: das Ludwig Boltzmann-Institut für Menschenrechte, aber auch das Boltzmann-Institut für Zeitgeschichte. Dass diese guten Institute, die wirklich relevante Forschungsleistung erbringen, plötzlich am Geld beziehungsweise an Köpfen ihrer MitarbeiterInnen gemessen werden, um zu zeigen, ob sie sinnvolle und wichtige Forschungsleistung erbringen, ist für mich nicht nachvollziehbar.

Ich möchte hier zwei Anträge stellen, die eben die Neuorganisation der Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft betreffen. Ich möchte aber auch an den Herrn VBgm Sepp Rieder, der ja da drinnen sitzt, appellieren, dass er sich als Geldgeber dieser Boltzmann-Gesellschaft und dieser Boltzmann-Institute dafür einsetzt, dass es nicht so passieren kann, dass man den Instituten über die Medien ausrichtet, dass jetzt evaluiert wird und dass sie kein Geld mehr bekommen werden.

Deshalb stelle ich den ersten Beschlussantrag: 

"Der Gemeinderat der Stadt Wien fordert die Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft, die im nicht unbeträchtlichen Ausmaß von der Stadt Wien finanziert wird, auf, im Zuge ihrer Neuorganisation mehr als bisher Transparenz walten zu lassen. So soll den VertreterInnen der Forschungseinrichtungen Gelegenheit zur gemeinsamen Diskussion der Pläne mit dem Vorstand geboten werden. 

Um die Transparenz der Neuorganisation gegenüber der Stadt Wien zu erhöhen, spricht sich der Gemeinderat der Stadt Wien dafür aus, dass Anfang 2004 ein Vertreter des Vorstandes der Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft im Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft über den Stand der Neuorganisation berichtet.

Der Gemeinderat der Stadt Wien spricht sich weiters entschieden dafür aus, dass im Zuge einer Neuorganisation auf die spezifischen Organisations- und Finanzierungsformen der Geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaften ausreichend Rücksicht genommen wird. Sowohl bezüglich der Größe der Institutionen, der verlangten Höhe der Drittmittel als auch bezüglich der Langfristigkeit der Planung müssen in diesen Forschungsfeldern andere Maßstäbe gelten. 

Weiters weist der Gemeinderat darauf hin, dass die stärkere Konzentration auf angewandte Forschung und Drittmittelrekrutierung nicht dazu führen darf, dass 
Forschungseinrichtungen der Ludwig-Boltzmann-Gesell-schaft, die gesellschaftskritische und reflexive Forschung betreiben, außen vor bleiben." 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages. 

Der zweite Antrag richtet sich an die zuständige Fachabteilung sowie den Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft, dass diese bei Vorliegen eines Subventionsansuchens der Ludwig-Boltzmann-Gesell-schaft für 2004 genau prüfen, 

1. ob im Zuge der Neuorganisation auf die spezielle Situation der Geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaft Rücksicht genommen wird und wurde, sowohl bezüglich der Größe der Institutionen, der verlangten Höhe der Drittmittel als auch bezüglich der Langfristigkeit der Planung;

2. ob die Umstrukturierung der Gesellschaft transparent und unter Einbeziehung der betroffenen ForscherInnen vonstatten geht oder gegangen ist, insbesondere ob den VertreterInnen der Forschungseinrichtungen eine Gelegenheit der gemeinsamen Diskussion der Pläne mit dem Vorstand der Gesellschaft geboten wurde; 

3. ob sich die Mittelvergabe an die Forschungseinrichtungen nicht zu Ungunsten der Geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaft verschoben hat; 

4. ob die wissenschaftliche Unabhängigkeit der Forschungseinrichtungen, insbesondere aus den gesellschaftskritischen und reflexiven Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften, unter den Bedingungen eventuell verstärkter Drittmittelabhängigkeit gewährleistet ist und die Vergabe der Subvention beziehungsweise die Höhe vom Zutreffen dieser Kriterien abhängig gemacht werden."

Auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.

Ich hoffe sehr, dass Herr VBgm Rieder nicht nur aus den Medien entnimmt, was er vor allem mit seinem im Vorstand anscheinend positiven Abstimmungsverhalten zu diesen Umstrukturierungsplänen bewirkt hat. 

Ich hoffe auch, dass die WissenschafterInnen, die davon betroffen sind, sich direkt an den Herrn Vizebürgermeister wenden, denn wir als Oppositionspartei können nur ihre Anliegen vertreten – das habe ich versucht, mit diesen Anträgen auch zu machen –, wir können sie unterstützen bei ihren Forderungen, wir können sie medial unterstützen, aber die wirkliche Macht in dieser Stadt hat in diesem Fall nun mal leider die SPÖ. Ich hoffe aber wirklich, dass der Herr Vizebürgermeister in seiner Funktion als Vorstandsmitglied nachdenkt und auch versucht, auf die Situation der WissenschafterInnen in Wien Rücksicht zu nehmen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dr Salcher gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Wenn man über das Budget redet, dann sollte man auch ein bisschen über die Bilanz dessen reden, was mit dem letzten Budget passiert ist und was eigentlich an Dingen passiert, die nicht so gut funktionieren in der Stadt. 

Es freut uns alle – das wurde ja als große Jahrhundertreform angekündigt –, dass das Theater an der Wien in Zukunft ein Opernhaus sein wird. Die einzige Kleinigkeit, die noch offen ist, ist die Finanzierung dieses Projekts. Es freut uns, dass das Ronacher in Zukunft ein reines Musicalhaus sein wird. Das Interessante ist, die Finanzierung für das Ronacher und das Musical ist schon gesichert, die für das Theater an der Wien ist noch nicht gesichert, und das scheint mir ein bisschen ein Missverhältnis zu sein. 

Ich glaube überhaupt, der Umgang mit Theater und Kulturinstitutionen, wie er vom derzeitigen Kulturstadtrat gepflegt wird, ist ein steigerungswürdiger. Wir haben halt jetzt einmal das Theater im Auersperg geschlossen. Die Tribüne im Landtmann, ein wichtiges Theater, wird de facto fast nicht bespielt. Dann verstehe ich auch so Geschichten nicht wie zum Beispiel, dass man das Weiterbildungsservice, das das Institut für Kulturkonzepte Künstlern angeboten hat, um sich zu professionalisieren, nicht unterstützt und gestrichen hat. Unit F, das Büro für Mode, wurde schon angesprochen. Hier bestünde wirklich die Chance, Wien in einem ganz wichtigen Bereich, nämlich dem der Mode, zukünftig zu positionieren. Es ist unverständlich, dass man denen nicht mehr Geld gibt. Die wollen ja wirklich nicht so viel haben. Da könnte man mit einem ganz geringen Aufwand an Mitteln sehr viel erreichen. Mir ist es unbegreiflich, warum der "Point of Music", dieser Antidrogenpreis für Kinder und Jugendliche, nicht weiter gefördert wurde. Und so weiter und so fort. 

Ich kann es Ihnen nicht ersparen, Herr Stadtrat: Die Ausschreibungskultur in dieser Stadt ist einfach eine Katastrophe, und das Desaster des Rabenhofes – ich muss es noch einmal sagen – ist ja wirklich das Prägende des letzten Jahres gewesen. 

Zu meiner großen Überraschung – zumindest bei den mir bisher vorliegenden Aktenstücken – liegt noch keine Förderung für den Rabenhof für das nächste Jahr vor, obwohl Sie das ja angekündigt haben, und ich halte Sie auch für tollkühn genug, das tatsächlich zu machen. Da werden wir uns mit allen Mitteln dagegen wehren, dass in ein Projekt ohne Ausschreibung, ohne Konzept quasi wieder sehr viel Geld investiert wird. Aber Sie sind ja nach wie vor der Meinung, dass der Rabenhof ein ganz, ganz großer Erfolg Ihrer Periode ist. 

Übrigens hat sich Karl Welunschek in Berufung auf diesen großen Erfolg um das Volkstheater beworben, wie wir alle wissen. Ich weiß nicht, wie seine Chancen dort sind und wie weit Sie bereit sind, diese Bewerbung zu unterstützen, aber da kommt ja noch einiges auf uns zu. 

Apropos Volkstheater: Ich glaube, dort läuft es ja auch nicht gerade sehr gut und sehr motivierend, wenn man sieht, wie hier Kandidaten miteinander umgehen oder wie mit Kandidaten umgegangen wird. Auch der Entscheidungsmechanismus an sich ist fragwürdig. Dieser Jury kann man alles unterstellen, nur sicher nicht, dass das eine weisungsfreie Jury ist. Doch sie trifft für eines der wichtigsten Häuser dieser Stadt eine Zukunftsentscheidung. Ich glaube, hier hätte es sicher eine bessere Vorgangsweise gegeben. Wir haben ja auch entsprechende Vorgangsweisen angeboten. Wir haben angeboten, mitzuarbeiten, wir haben angeboten, Mitverantwortung zu übernehmen, aber diese ausgestreckte Hand wurde nicht ergriffen – aus welchen Gründen auch immer. 

Zukünftige Herausforderungen für das Ressort gibt es genug. Frau Kollegin Sommer-Smolik hat vorher schon damit angefangen. Also, Herr Stadtrat, als Wissenschaftsstadtrat werden Sie sicher nicht wahrgenommen in dieser Stadt. Das war keine gute Idee, dass man das damals von der Stadtplanung des Dr Görg, der sich ja bewusst selbst als Zukunftsstadtrat bezeichnet hat, in dieses Ressort übertragen hat. Ich meine, einmal ein Symposium zu machen, ist gut und nett, aber auch, wenn es ein hochbesetztes Symposium war, ist das ja noch nicht Wissenschaftspolitik. Gerade Kultur und Wissenschaft sind jedoch sicher zwei der ganz großen Chancen dieser Stadt – auch historisch bedingt –, internationale Positionierungen und Aufmerksamkeit zu erregen. Ich weiß, ehrlich gesagt, wirklich nicht, warum Ihnen die Wissenschaft so ein geringes Anliegen ist und warum Sie das Budget der Wissenschaft sogar noch kürzen. Das ist ja ein deutliches Signal, und da wissen wir alle, was auf uns zukommen wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Themen wie das Figarohaus: Immer wieder wurde hier auch mit Anträgen gearbeitet, aber ich weiß nicht, wo die Fortschritte sind. 

Finanzierung des Spielbetriebes des Kindertheaterhauses: Da wissen wir alle, dass noch nicht klar ist, ob es dort auch wirklich ein Budget geben wird, das diesem großen und wichtigen Thema für die Stadt entsprechend gerecht wird. 

Gartenbaukino: Ja, das haben wir jetzt einmal irgendwie am Leben erhalten, aber das kann doch nicht auf Dauer die Zukunft für so einen Raum sein, wie er dort vorhanden ist. 

Filmkasino, bauliche Sanierung des Künstlerhauses: Immer nur zu sagen, der Bund ist schuld, das scheint mir auch sehr wenig zu sein. Das Künstlerhaus liegt nun einmal in Wien und ist ein ganz wichtiges traditionelles Haus, mit dem man sich etwas überlegen muss; eventuell auch eine Neupositionierung. 

Zeitgenössische Musik: Wie geht es da weiter? Was stellt man sich hier vor? 

Musikschulen: Auch wenn das formal nicht in dieses Ressort gehört – ich sage das hier klar und deutlich –, so sind sich alle Oppositionsparteien einig, dass in diesem Bereich mehr getan werden muss. 

Karlsplatz: Da redet man zwar darüber, wie man dort neue Ausstellungsräumlichkeiten schafft, ist sich aber überhaupt noch nicht klar darüber, wie man die Dinge, die dort an der Oberfläche passieren, entsprechend beleben und nutzen kann. 

Design ist, glaube ich, auch wenn ich kurz ein Jahr lang in der medialen Berichterstattung zurückdenke, ein ganz wichtiger Zukunftsbereich, in dem sich Wien nicht sehr positioniert hat und wo man viel mehr tun könnte. 

Das heißt, die Bilanz, die hier vorgelegt wird, ist nicht unbedingt eine solche, auf die man in jedem Bereich stolz sein muss. Es gibt einfach wahnsinnig viele Dinge in dieser Stadt im Kulturbereich, wo nichts passiert oder wo zu wenig passiert. Da werden wir auch in Zukunft darauf dringen, dass das umgesetzt wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Auf Grund der ungeheuren Erschöpfung, die der gestrige Tag mit sich gebracht hat, will ich heute nicht in die Tiefe gehen. Ich möchte vielleicht nur zum Abschluss sagen, dass diese Budgetdebatte zum Kapitel Kultur eine besondere ist, weil es natürlich auch für mich die letzte Budgetdebatte ist, die ich gemeinsam mit Peter Marboe bestreite. Sieben Jahre haben wir das ja gemeinsam getan. (GR Ernst Woller: Willst du nicht, dass er das macht?) 

Lieber Herr Ernst Woller, ich sehe den Abgang des Peter Marboe mit einem lachenden Auge, und zwar mit einem ehrlich lachenden Auge, aber auch mit einem weinenden Auge, und zwar auch mit einem ehrlich weinenden Auge, auch ein bisschen mit einem müden Auge, weil heute um 8 Uhr in der Früh einer der frühesten Kulturausschüsse, zumindest so lange ich dabei bin, in der Geschichte der Stadt Wien stattfand, und das ist das müde Auge. 

Mit einem lachenden Auge sehe ich es, weil das Mozartjahr bei Peter Marboe sicher in guten Händen ist, und ich verstehe, dass er diese Herausforderung angenommen hat. Letztlich ist Peter Marboe wahrscheinlich trotz allem lieber ein Umsetzer und ein positiver Gestalter als ein Oppositionspolitiker, wenngleich er auch als Oppositionspolitiker ungeheure Nehmer-, aber durchaus auch Geberqualitäten in diesen letzten zweieinhalb Jahren bewiesen hat. 

Ich sage aber dazu, ich sehe seinen Abgang auch mit einem ehrlich weinenden Auge. Peter Marboe ist persönlich mein großer Freund gewesen und wird das hoffentlich auch in Zukunft bleiben, er ist mir aber auch ein Lehrmeister gewesen. Neben der Tatsache, dass er einfach fast alle wirklich großen lebenden Kulturpersönlichkeiten Österreichs kennt, hat er mir vor allem das Feingefühl und den tiefen Respekt Künstlern gegenüber beigebracht, in einem Ausmaß, wie ich das vorher nicht so hatte. Das ist auch der Grund, warum sie ihn ungeheuer schätzen, und ich werde versuchen, diesen Umgang in Zukunft weiterhin in dieser Art und Weise prägen zu können. 

Peter Marboe war auch ein sehr fleißiger Arbeiter und legt mir diesbezüglich die Latte für die Zukunft sehr hoch. 

Das lachende Auge bei mir ist aber, dass StR Mailath-Pokorny mir und uns allen auch in Zukunft erhalten bleibt, und ich verspreche hier ehrlichen Herzens nur so viel: Ich zumindest werde mein Möglichstes tun, damit Sie sich in Zukunft nicht unterfordert fühlen, wenn Peter Marboe nicht mehr hier im Hause ist. Ich hole mir ja auch hochwertige Unterstützung, indem die ÖVP den Frauenanteil im Kulturausschuss in Zukunft sofort von null auf 50 Prozent steigern wird, denn die Nachfolgerin von Johannes Hahn, wenn er als Stadtrat gewählt werden sollte, wovon wir ausgehen, wird Barbara Feldmann sein, eine Frau, die erfolgreich Unternehmen geführt hat, die in der Wirtschaft erfolgreich tätig ist, die zwei Kinder hat, die aber trotzdem gerne auf Partys geht und daher eine wesentliche Belebung für diesen Gemeinderat sein wird. 

Ich möchte an dieser Stelle, weil heute viel von Dank gesprochen wird, ebenfalls jemandem danken. Die Beamten werden normalerweise nach jedem Kapitel – zu Recht natürlich – bedankt und dann am Ende der Budgetdebatte nochmals bedankt. Bei uns Politikern bedanken sich die Menschen weniger, aber wir danken einander wechselseitig, und sozusagen als Trost dafür, hängen wir einander von Zeit zu Zeit auch Orden, Auszeichnungen und sonstige Dinge um. Es gibt aber eine Kategorie in diesem Haus und in der Politik, die unverzichtbar ist, die auch Großartiges leistet und die eigentlich nie bedankt wird, das sind die politischen Referenten. 

Nachdem aller Voraussicht nach auch der politische Referent, der Mag Harald Sidak, der ja auch mein politischer Referent war, mit dem Peter Marboe mitgehen wird, so möchte ich hier sagen, stellvertretend für die politischen Referenten überhaupt in diesem Haus, welch wichtige Aufgabe sie erfüllen, denn sie sind bei uns im Kulturbereich die ersten Ansprechpartner für Künstler, die immer ein Ohr haben und sie sind auch diejenigen, die uns mit der nötigen Kompetenz ausstatten. Daher auch ein Dank an den Harald Sidak und für ihn stellvertretend an die politischen Referenten in diesem Haus, ohne die die Arbeit in der Professionalität nicht passieren könnte. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich habe gesagt, Wolfgang Amadeus Mozart ist beim Peter Marboe in guten Händen. Der Peter Marboe ist ein Weltbürger und wird dazu beitragen, Mozart und Österreich mit Mozart in die Welt hinauszutragen. Jetzt könnte man sagen, das ist ja nicht notwendig, aber dass das noch immer durchaus notwendig sein kann möchte ich zum Abschluss mit einem persönlichen Erlebnis unterstreichen, das ich in meiner Funktion als Generalsekretär der Österreichisch-amerikanischen Gesellschaft hatte, wo wir eine Summerschool für junge amerikanische Studenten gemacht haben, wo wir ihnen die Sprache und Österreich ein bisschen nahe gebracht haben.

Dort habe ich einmal eine amerikanische Studentin kennen gelernt, die mir gesagt hat, das einzige, was sie in der Schule von ihrer Geschichtslehrerin über Österreich gelernt hat, war Folgendes: Österreich ist ein Land, in dem es einen Kaiser Franz Joseph gegeben hat, der war mit der Maria Theresia verheiratet und sie hatten ein gemeinsames Kind und das hieß Wolfgang Amadeus Mozart. (Allgemeine Heiterkeit.) 

Das heißt, lieber Peter, es ist durchaus noch genug Arbeit zu leisten, Aufklärungsarbeit in der Welt für Wolfgang Amadeus Mozart und ich bin mir sicher, dass du das tun wirst. Viel Arbeit liegt vor uns. 

Der Peter Marboe ist ein Mann mit Eigenschaften und ein Mann mit Charakter. Ja, und beides wird er brauchen, die guten Eigenschaften und den Charakter für seine zukünftige Aufgabe, zu der wir ihm von ganzem Herzen alles Gute wünsche. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Mag STEFAN gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!
Der Voranschlag weist die Richtung und wenn man sich diesen anschaut und mit den Zahlen der letzten Jahre vergleicht, dann stellt man fest, dass man kaum etwas von Veränderung erkennt. Daher scheint die Richtung nur zu bedeuten, es wird so weitergearbeitet wie bisher. Dazu liegen sicherlich unterschiedliche Meinungen vor. Man kann es aber auch als Drohung betrachten, aus unserer Sicht jedenfalls, wenn man weite Bereiche der Kulturpolitik betrachtet, die immer wieder unerfreuliche Auswirkungen haben.

Die Zahlen, wie gesagt, sind nicht sehr eindeutig: Darstellende Kunst 2 Millionen EUR weniger, Altstadterhaltung, Denkmalpflege 1 Million EUR weniger, Filmförderung 3 Millionen EUR weniger. Aber das sind Zahlenspiele, die man wieder irgendwo anders widerlegen kann, aber wie gesagt, die Richtung ist klar. Wo wir Bedenken haben ist, wenn es so weitergehen soll wie bisher. Wir haben im letzten Jahr das Rabenhof-Theater erlebt. Wir haben in der Ära Mailath-Pokorny die nicht sehr glückliche Josefstadt-Direktorbesetzung gehabt. Wir hatten Vorfälle wie beispielsweise, ich erinnere, im Kunsthaus die Ausstellung "Margules", das einzementierte Kind, das vorher noch mit Nägeln präpariert wurde, wo mit Nägeln die Hände durchbohrt wurden und so weiter. Wo dem Stadtrat offenbar zuerst einmal aus Unkenntnis nicht viel dazu eingefallen ist und dann in späterer Folge nichts anderes als die Verlesung des Textes, der dazu produziert wurde und der mit den allgemeinen Floskeln wie „es wird hier das Kind der Anonymität entrissen und in die Öffentlichkeit gebracht und eine... (GRin Renate Winklbauer: Sie haben es ja nicht gesehen!) Ja ich habe es gesehen, Entschuldigung, es war in der Kunsthalle am Karlsplatz, danke. Vielen Dank, also Sie haben es auch gesehen. Es hat Ihnen wahrscheinlich auch gefallen und es hat Sie wahrscheinlich auch weiter gebracht, dass Sie jetzt mehr über das soziale Elend in der Welt nachdenken und finden, das sollte man wahrscheinlich öfters machen, dass man tot geborene Kinder präpariert und einzementiert. Ich finde es nicht und ich finde vor allem nicht, dass man dafür öffentliches Geld zur Verfügung stellen sollte! (Beifall bei der FPÖ.) 

Die „Wiener Festwochen“ - auch immer eine Freude für uns. Die „Freien Gruppen“ waren bisher etwas, was wir ablehnen mussten, weil hier die Einsichtnahme in die finanzielle Gebarung vollkommen unklar war und wir, wie sich dann auch im Nachhinein herausgestellt hat, zu Recht misstrauisch waren, weil das Kontrollamt hier furchtbare Mängel aufgezeigt hat. Aber hier gibt es ja große Hoffnungen.

Die „Vereinigten Bühnen“, die unglaublich viel Geld für etwas benötigen, was eigentlich Kommerz ist. Das Architekturzentrum und viele andere kleine Förderungen, bei denen wir allzu oft nur ideologischen Hintergrund erkennen.

Das sind also die Gründe, weshalb wir es als Drohung empfinden, wenn hier von einer Fortschreibung des Budgets die Rede und hier auch zu erkennen ist. Aber das ist eben auch eine gewisse Tradition. 

Was die Tradition bricht ist die Theaterreform. Sie wurde heute schon angesprochen. Sie ist wahrscheinlich wirklich die größte Reform, die es in dieser Form gegeben hat. Das Leitbild liegt vor. Wir werden dazu schriftlich Stellung nehmen. Wir betrachten diese Reform als sehr positiv, auch die Art und Weise wie vorgegangen wird, die Einbeziehung aller Parteien und auch die Transparenz in der Findung der entsprechenden Texte. Wir werden, wie gesagt, dazu schriftlich Stellung nehmen.

Nur ein paar Bemerkungen, die auch schon in den Vorgesprächen angeklungen sind: Wesentlich muss sein, dass Qualität eingefordert wird und dass das auch beim Namen genannt wird. Ein Teil der Qualität ist natürlich auch, dass man Publikum anspricht. In dem Leitbild wird auch sehr eindeutig davon gesprochen, dass neue Publikumsschichten angesprochen werden sollen. Das ist sicherlich löblich. Ich weise nur darauf hin, dass gerade die Theaterszene der letzten Jahre bestehende Publikumsschichten sehr häufig abgeschreckt hat, aus den Theatern hinaus getrieben hat. Es wäre meiner Meinung nach auch sinnvoll, darüber nachzudenken, diese Menschen wieder zurückzuholen. 

Die Bezeichnung "Off-Theater" empfinde ich als unschön. Wir haben bis jetzt keine wirklich bessere gefunden. „Freie Gruppen“ war von der Bezeichnung her weitaus ansprechender, aber an dem soll es nicht scheitern.

Die private Finanzierung im öffentlichen Theaterbereich nur als Ergänzung der öffentlichen Finanzierung gefällt mir von der Formulierung her auch nicht, weil das Schwergewicht so eindeutig darauf gesetzt wird, dass man sich in die Abhängigkeit der öffentlichen Hand begibt und gar nicht die Möglichkeit bekommt zu zeigen, ob man überhaupt selbst leben könnte. Das ist eine Vorgabe, über die man noch diskutieren muss.

Dann die gewissen Tendenzen, die gezeigt werden, was vorrangig gefördert werden sollte: Gender main streaming, sehr schön. Ich weiß nicht, warum es hier unbedingt... Ich habe mir jetzt endlich einmal erklären lassen, was es genau heißt und jetzt... (GRin Mag Sonja Wehsely: Nicht verstanden, oder?) Ich habe das Wort "Gleichbehandlung" schon gekannt. Ja, ja, auf deutsch verstehe ich es recht gut und das sagt auch sehr viel aus. Ich weiß, dass es ein Gleichbehandlungsgesetz ist. Das ist ganz nett, dass Sie noch einmal nachfragen, aber ich habe es verstanden. (GRin Mag Sonja Wehsely: Was Sie jetzt erklärt haben war es nicht!) 

Ich habe nur nicht verstanden, dass man dafür diesen Ausdruck braucht, muss ich zugeben, das ist das erste. Und zweitens einmal, warum man es überall wie in einer Tretmühle immer wieder bringen muss, als ob man es selbst nicht glaubt, dass man sich an Gleichbehandlung halten kann. Ich weiß nicht, in meinem Arbeitsumfeld muss ich nicht ständig von Gender main streaming sprechen, sondern da muss man davon sprechen, wie man mit anderen Menschen umgeht. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es sind auch die immer wieder veröffentlichten Statistiken zu diesem Bereich dann in den Kulturberichten, die eigentlich in fast lächerlicher Weise darstellen, wo welcher Prozentsatz von Männern und Frauen beteiligt sind. (GRin Mag Marie Ringler: Lächerlich daran ist, dass es zu wenig Frauen sind!) Na das ist nicht wahr, manchmal sind es auch 100 Prozent Frauen. Es ist ja nur die Darstellung zu eigenartig, die dazu als maßgebliches Kriterium herangezogen wird. Aber wie gesagt, es ist offenbar so, wenn man aus dem Gefühl heraus hier zu kurz zu kommen etwas betrachtet, dann muss man das auch so sehen. Ich weiß, das ist in vielen anderen Bereichen auch so. Ich sehe es nicht so und deswegen erlauben Sie mir, dass ich das nicht so besonders glücklich finde, auch als Maßgabe hier für die Theaterförderung.

Ja dann so Ausdrücke, wie dass „der kulturellen Diversität einer modernen Großstadt“, besonders Rechnung getragen werden soll. Ich nehme an, das ist ein anderer Ausdruck für das, was man früher Multi-kulti genannt hat. Darüber werden wir auch noch diskutieren müssen.

Ein Teil der Kultur ist auch die Art, wie man mit der Geschichte umgeht. Darüber haben wir im Zusammenhang mit der Aufhebung des Ehrengrabes Nowotny diskutiert. Ein Teil ist daher auch an sich wie Denkmale stattfinden. Ich erinnere daran, dass wir einmal im Rahmen einer Kulturausschusssitzung einen Antrag gestellt haben, dass für die Vertriebenen aus der Tschechoslowakei nach 1945 ein Denkmal errichtet werden sollte und die sehr lapidare Antwort des Kulturstadtrats war: „Na, wissen Sie, die MA 7 hat keine Steine“. Und das habe ich ganz amüsant gefunden! Man sieht ja, wenn jemand einen Stein hat, dann kann er ihn auch hinstellen wohin er will. Das sehen wir am Omofuma-Stein zum Beispiel, der bei der Oper aufgestellt wurde. Ich muss sagen, als Warnung für Asylmissbrauch und Drogenkriminalität hat er dort in der Nähe der Opernpassage durchaus eine Berechtigung. Man sollte ihn nur vielleicht auf die andere Seite stellen, also nicht beim Eingang Oper, sondern beim Eingang Karlsplatz. Dort würde er noch besser hinpassen. Ich weiß, er hat jetzt mittlerweile einen anderen Platz gefunden. (Beifall bei der FPÖ:)

Auch die sogenannte Wächterin, Wachsamkeit gegenüber den politischen Veränderungen in Österreich, mit Blick auf das Innenministerium. Ja, guter Platz, damit bin ich ganz einverstanden, wahrscheinlich die verstärkte Kriminalitätsbekämpfung einfordernd, Schutz vor Kriminaltourismus, Rückgewinnung eines Sicherheitsgefühls, vor allem für ältere Frauen in Wien. Das ist durchaus in Ordnung. Ich bin für die Wächterin vor dem Innenministerium. 

Überhaupt gibt es noch so viele Möglichkeiten für Denkmale. Eigentlich, wenn das noch so weitergeht, dass jeder seine Steine, die er aus einem Steinbruch schlägt, hinstellt wo er will und dazu, wie gesagt, mit gewissen Themen belegt, so ist das eine schöne Sache wenn es dann auch noch einen Bezirk gibt, der die alle aufnimmt. Da wird wahrscheinlich der 7. Bezirk bald einmal mit Gutmenschensteinen aller Art vollgestellt sein: Antirassismusstein, Gender main streaming nehme ich an wird da auch ein Thema sein, Ausländereinladungsstein, Multi-kulti-Stein, gegen soziale Kälte, stalinistischer Verherrlichungsstein, Fäkalkünstlerstein, also es wird Ihnen sicherlich viel einfallen, vielleicht Kinderschänderfreundestein, Dessateurestein. Da werden wahrscheinlich ganze Steinbrüche abgeschlagen werden müssen, um all diese Themen zu behandeln. Und wie gesagt, es wird dann ein Bezirk wahrscheinlich gefordert sein, man wird den Wald vor lauter Bäumen nicht sehen und die guten Menschen werden sich dort tummeln und auch freuen können. Ja, soweit zum Umgang auch mit diesem Teil der Kultur in unserer Stadt. 

Unsere Stellung zum Budget ist bekannt. Wir haben immer noch den Eindruck und das wird fürchte ich, auch immer so bleiben, dass hier Gesellschaftspolitik betrieben wird und das Publikum sehr oft nicht relevant ist.

All das, was ich aufgezeigt habe, ist jedenfalls Grund genug, dem Voranschlag nicht zuzustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist die Frau GRin Themel gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Gerda Themel (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und liebe Kollegen!

Ich bin ja fast baff über diese Budgetdiskussion, die mir im Vergleich zu den Vorjahren unglaublich, fast harmonisch vorkommt. Ich bin mir jetzt nicht ganz sicher, ob wir das dem Herrn Dr Marboe zu verdanken haben oder dem wirklich guten Budgetentwurf, der vorliegt. Deswegen möchte ich mir jetzt fast ein bisschen eine persönliche Freude machen so ganz kurz zusammenzufassen, was denn so im Budget 2004 vorgesehen ist. Ich habe mir die kleine Arbeit gemacht und eine kleine Alphabetisierung dazu vorgenommen. 

Ich möchte damit beginnen, dass ich den Albert Einstein zitiere, der sagt: „Holzhacken ist etwas sehr Beliebtes und es ist deshalb so beliebt, weil man den Erfolg dieser Tätigkeit sofort sieht“. Den Erfolg dieser Tätigkeit in dieser Budgeterstellung sehen wir nicht sofort. Es wird ein gutes Jahr dauern. Aber so wie alle Budgets, die seitens der sozialdemokratischen Regierung erstellt wurden gute Budgets gewesen sind, wird auch dieses Budget im Jahr 2004 wieder ein sehr gutes sein. Wie gesagt, wir müssen uns ein Jahr lang bewähren. 

Nachdem wir aber nicht Holz hacken ganz kurz zu meinem kulturpolitischen Alphabet, wobei es mir nicht zusteht, Sie kulturpolitisch alphabetisieren zu wollen. Das ist ja auch nicht notwendig, aber mir fallen so verschiedene Sachen ganz einfach ein.

Zu A fällt mir ein und da gehe ich jetzt einfach die Budgetposten des Budgetansatzes durch, die Altstadterhaltung und die Denkmalpflege. Sie wissen es alle, das ist seit 1970 ein sehr wichtiger Posten im Kultur‑ und Wissenschaftsbudget. Und wenn wir alle mit offenen Augen durch die Stadt gehen, dann sehen wir einfach, wie wirklich wunderschön diese Stadt geworden ist und wie wunderbar die Altstadt renoviert und saniert worden ist. 

Zum A noch ganz kurz der H.C.-Artmann-Lyrikpreis, der 2004 ins Leben gerufen wird und der mich persönlich als große Verehrerin von H.C. Artmann besonders freut. Und mir fällt auch die Artothek dazu ein, aber dazu später noch ein bisschen. Und mir fällt selbstverständlich der amtsf StR Andi Mailath-Pokorny dazu ein. In Zeiten wie diesen - und da muss ich mir die Anmerkung Moraks nehmen - geht er sehr umsichtig und sehr verantwortungsbewusst und wirklich hervorragend mit seinem Budget um.

Für das B bietet sich das Budget 2004 an oder auch „bestens“ oder „beachtlich“. Und so zu B und beachtlich: Die Bibliotheken, die Bezirksmuseen, die bildende Kunst. Beachtliche Erfolge in der Vergangenheit, beachtliche Budgetansätze und für beachtliche Leistungen auch 2004. 

Und auch zu B die Bezirksmuseen, die in unserer Stadt ein ziemlich unverzichtbarer Bestandteil sind. Sie fallen mir ein. Keine andere Stadt wie Wien hat eine derart gute Versorgung der Stadtteile mit Bezirks‑ und Sondermuseen und den vielen ehrenamtlichen MitarbeiterInnen, hier seitens der Fraktion generell einen ganz herzlichen Dank. Er kann nicht oft genug gesagt werden. (Beifall bei der SPÖ.)

Die bildende Kunst. Wien ist das Zentrum der bildenden Kunst in Europa geworden und keine andere Kulturmetropole hat eine derartige Dichte im Ausstellungsgeschehen und in den Aktivitäten der bildenden Kunst aufzuweisen. Internationale Karrieren entstehen und entstanden in Wien und so wird es auch weiterhin sein. Um die Galerien und die Künstlerszene in unserer Stadt werden wir im In‑ und Ausland wirklich beneidet. 

Immer noch B, aber nicht mehr so erfreulich, das ist Bund und was er unter Kulturpolitik versteht. Dazu nicht viel mehr. 

Aber dafür zum C, zum Chaos und dazu ein Zitat von Wolfgang Zinggl im „profil“ vergangener Woche, ich zitiere: „Franz Morak folgt keiner bürgerlichen Ideologie.“ Anmerkung von mir: Nicht einmal das, sondern den Gesetzen des Chaos. 

Zu D fällt mir Design ein. Da bin ich durchaus bei Dr Salcher. Ich wünsche mir auch, dass im Bereich Design mehr geschieht, weil es auch ein sehr großes Anliegen von mir ist. 

Zu D fällt mir aber Denscher ein, und auch das ist mir ein großes Anliegen. Ich möchte dem Herrn Dr Denscher - ich sehe ihn jetzt leider nicht, ich möchte ihn gerne anschauen - und allen seinen Mitarbeitern und Beamten herzlichen Dank auch namens meiner Fraktion für die wunderbare Zuarbeit sagen, die wir von ihm immer erleben. (Beifall bei der SPÖ.)
Der Dank zu D und Denscher wurde also hiermit ausgesprochen. Auch zu D und auch nicht mehr erfreulich ist Depot, Diagonale, Desaster und das Desaster für oder durch Morak, besonders was die Diagonale betrifft, sagte ich schon.

Dementsprechend fällt mir zu E Erfolg oder Erfolgsbudget ein, aber auch EU-Erweiterung. Wovon andere reden tut Wien, tut die Kulturabteilung der Stadt Wien seit vielen Jahren und Wien ist auf die EU-Erweiterung wirklich gut vorbereitet. Mit den Wien-Büros in den Hauptstädten und mit zahlreichen Aktivitäten der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft von Ljubjana, Zagreb, Sofia, bis Nikosia und so weiter. Durch diesen Austausch, durch diese Aktivitäten kommt Austausch auf höchster Ebene zu Stande und Kunst‑ und Kulturschaffenden wird damit zu diesen Bereichen redlicher Zugang im Ausland geschaffen. 

E in meinem kulturpolitischen Alphabet steht aber auch für Einspringen. Einspringen für die Versäumnisse Moraks oder für die Missachtung Moraks im kulturellen Bereich. Einspringen durch die Stadt Wien und meine Rede würde zu lange, Sie wissen schon, es sind einfach zu viele. 

Für das F bietet sich mir Film und Filmförderung, Freie Gruppen, Festwochen, Förderung von Wissenschaft und Forschung, Frauen und der Ankauf der Sammlung Fritsch an. Finz fällt mir zwar auch ein, aber da nur Unerfreuliches und da gehe ich auch nicht weiter darauf ein. Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten werden nicht müde, über die Erfolge des Films und der Filmförderung zu berichten, weil wir tatsächlich sehr stolz darauf sind. Und auch 2004 ist der Film und die Filmförderung budgetär wieder sehr gut ausgestattet. 

Die „Freien Gruppen“, die mir auch ein großes und sehr persönliches Anliegen sind und die mit den Subventionen aus dem Kulturressort ganz wunderbare Produktionen auf die Beine stellen. Ich bin jedes Mal wirklich unglaublich begeistert. 

Die Förderung von Wissenschaft und Forschung. Die Wissenschaft ist zum Glück, sage ich im Gegensatz zu Dr Salcher, wieder im Kulturressort bei Andi Mailath-Pokorny gelandet. Wir denken, das ist eine sehr sinnvolle Zusammenlegung und auch 2004 wird das Budget wieder gut ausgestattet sein. 

Das F steht bei mir auch für die Frauen und hier sei der Frauenkunstbericht erwähnt. Es gibt tatsächlich keine andere Stadt, die einen Frauenkunstbericht herausgibt. Wien ist auch hier beispielgebend für andere Körperschaften. (Beifall bei der SPÖ.)  

Bitte beschäftigen Sie sich mit diesem Frauenkunstbericht. Ich möchte von vielen Beispielen wirklich eines herausziehen, was mich auch persönlich sehr freut: Wien kann sich glücklich schätzen, dass nun auch eine Frau die Geschichte Wiens erforscht und zwar wurde Frau Karin Fischer-Ausserer als Nachfolgerin des schon fast legendären Ortlof Harl, den ich auch sehr schätze und seit vielen Jahre kenne und der in Pension gegangen ist, bestellt. Ich möchte dieser neuen Kollegin für ihre Arbeit ganz besonders viel Glück und Erfolg wünschen. (Beifall bei der SPÖ)  

Auch das Referat „Kulturelles Erbe“ in der Kulturabteilung wurde mit einer Frau neu besetzt. Auch hier gratulieren wir der Leiterin des neuen Referats, Frau Monika Keplinger, die auch für die Altstadtverwaltung verantwortlich ist. Ich weiß nicht, ob sie da ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Bei G, Herr Dr Marboe, die Glückwünsche an Sie, nie komme ich umhin. 

Den Gasometer streife ich deswegen nur, um nicht zu lange zu sein. 

Aber dafür bei H drängt es mich tatsächlich sehr, denn Hoffotografen von Frau Benita Ferrero-Waldner zu erwähnen. Ich entnehme dem letzten „profil“ - und Frau glaubt es ja fast nicht -, sie hat alleine bis zum Ende des Jahres 2002 353 000 EUR für diesen ihren Haus- und Hoffotografen ausgegeben. Was, frage ich Sie, glauben die Kunst- und Kulturschaffenden, wenn sie vom Bund wieder Subventionen für 2004 gekürzt oder gar gestrichen bekommen? 

Immer noch beim "H", deswegen ganz kurz Hans Hurch, den Leiter der Viennale, 2003 wieder sensationell, auch 2004 im Budget gut bedacht. Es muss sein, Hurch und Viennale, nicht Morak und Diagonale, Der Unterschied macht sicher. (Beifall bei der SPÖ.) 
Weiter geht es in der Internationalisierung, wieder ein Beispiel: Herr Morak kürzte zum Beispiel dem Wiener Musikinformationszentrum, dem Mica, das heimische Musiker im Ausland vermarkten soll, die Subvention. Das zu seinem Verständnis. Wien macht es zum Glück anders. 

Frau Vorsitzende, es tut mir Leid, ich komme jetzt zum J und sage oder zitiere das „profil“ der vergangenen Woche und dort stand unter "Jenseits": „Die Verleihung der Ehrenmedaille der Bundeshauptstadt an Hermann Nitsch will die Wiener FPÖ nicht tatenlos hinnehmen. Laut der Kultursprecherin der Freiheitlichen pervertiere Nitsch die Werte unserer Kultur.“ Nun, ich persönlich, meine Fraktion, stehen tatsächlich woanders. Aber „profil“ meint „Jenseits“. 

Lassen wir das und kommen wir zu K, zur Kultur, zur Kulturmetropole, Kindertheaterhaus, Kulturförderungsbeiträge, Kunstmeile Rathaus, komfortabel. Komfortabel nämlich das komfortable Kulturbudget der Stadt Wien im Vergleich zum Kulturbudget des Bundes. Auch hier macht der Vergleich sicher: Kürzungen des Bundes. Ich will Sie ja tatsächlich und wirklich nicht langweilen und die Liste wäre einfach zu lange, aber mich ärgern einfach verschiedene Sachen derartig und ich zitiere: Künstlerhaus, Volkstheater, Kammeroper und so weiter, und so weiter.

Ich komme zu „konservativ“ und ja, Sie raten richtig, ich meine damit nicht die Stadt Wien. 

Das Kindertheaterhaus im Museumsquartier, eine bemerkenswerte Initiative des amtsführenden Stadtrats. Er hat es geschafft: An die 3,7 Millionen EUR für den Bau, 1 Million EUR für den Betrieb, Fertigstellung Her-bst 2004, großartig. 

Kunstmeile Rathaus. Sie wissen es alle, es sei nur kurz erwähnt mit dem Museum auf Abruf, mit der Wiener Stadt- und Landesbibliothek, mit der Artothek, et cetera. Es ist fantastisch und es ist komfortabel! Wie schon gesagt Kulturbudget Bund, Kulturbudget Wien - der Vergleich macht auch hier sicher.

Wenn ich zu L komme, komme ich zu Lebensqualität. Die fällt mir als erstes in dieser wunderschönen Stadt Wien ein und zur Landesbibliothek, die hatten wir schon. 

Deshalb nur ganz kurz zur Literatur, weil ich mich da im Moment sehr ärgere. Ich ärgere mich nämlich dann, wenn die Kultursprecherin der GRÜNEN bei einem Literaturankauf zustimmt, sich nachher aufregt und in der Öffentlichkeit profilieren möchte, öffentlich bedauert. Ich empfehle in solchen Fällen wirklich, sich einfach Informationen einzuholen, dann ist so etwas überhaupt nicht möglich, Marie, es tut mir Leid! 

Das M kann auch im Budget 2004 nur mit dem Mozartjahr beginnen, mit Marboe, aber auch wie Mailath-Pokorny und Musikstadt Wien. Das M steht aber für mich auch für Mode wie Unit F und ich bin durchaus mit dem glücklich, was Unit F macht und für die Museen der Stadt Wien. 

Die Museen der Stadt Wien können direkt im Vergleich wiederum zu den Bundesmuseen mit der komfortablen Budgetausstattung doch einigermaßen zufrieden sein. Ich weiß von vielen Leuten aus dem Bereich der Bundesmuseen, dass sie damit im Verhältnis halt sehr zufrieden wären. 

Die Musikpflege in dieser Stadt. Wien ruht sich nicht auf den Lorbeeren aus, sondern stellt auch im Budget 2004 wieder sehr gutes Geld zur Verfügung. 

Jetzt, was sein muss, weil wir noch beim M sind, dann sage ich auch, ein M gebe ich nicht her, und zwar mein persönliches M gebe ich nicht für die Merkantilisierung der Kultur her, wie sie durch Herrn Morak laut einer Aussage von Liessmann, dem Philosophen, im „profil“ vergangener Woche nachzulesen war. Merkantilisierung der Kultur - kein M von mir dafür.

Ein N aber gebe ich sehr gerne für die Neue Musik und für die Neue Oper her. Sie wissen, in den letzten Jahren gab es sehr erfreuliche Erfolge in dieser Stadt, auch durch sehr hohe Auslastung. 

O wie Osteuropa hatten wir schon oder - tut mir Leid - oje, oje zur Kulturpolitik des Herrn Morak. (Heiterkeit bei der SPÖ.)

P wie Programmautonomie. Der noch, also heute noch nicht amtsf StR Dr Marboe hat sie für das Budgetjahr 2006 von unserem Bürgermeister zugesichert bekommen. 

Das P wie Projektförderungen. Wissen Sie zum Beispiel, dass die Kulturabteilung der Stadt Wien durchschnittlich 4 000 Projektförderungen in einem Jahr zu bearbeiten hat?

P wie Public Netbase, aber Sie wissen schon, wäre die Stadt Wien nicht gewesen mit dem Aushelfen wegen Morak und so. Lassen wir es gut sein. 

Zum Q ist es mir ein Vergnügen, Sie auf die Frauenquote der SPÖ hinzuweisen. Aber auch Q für Qualtinger, für diese wunderbare Ausstellung im Wien-Museum. 

Ich komme zu R wie Ronacher oder Raimundtheater. Die Fakten sind Ihnen bekannt, deshalb namens meiner Fraktion aus dem Kulturressort ein Dank an den Bürgermeister und an den Vizebürgermeister für ihre Unterstützung. Wir sind sicher, dass hier neue zeitgemäße Formen des Musikunterhaltungstheaters gefunden werden, die einer Stadt wie Wien würdig sind.

Jetzt komme ich zu S, das ist mein Lieblingsbuchstabe, weil S für SPÖ steht. Die SPÖ ist übrigens die einzige Partei in dieser Stadt, die über ein klares Kulturprogramm über 2006 hinaus verfügt. Ich habe mir den Spaß gemacht, liebe Marie - (GRin Mag Marie Ringler: Na das glaube ich nicht!) musst du nicht glauben -, also ich habe mir die Arbeit gemacht (GRin Mag Marie Ringler: Das ist schlecht!), ich hatte Computer und diese ganzen Sachen, aber ich habe es wirklich gemacht, und ich habe mir hier zum Beispiel die Kulturseite der GRÜNEN angeschaut und deswegen muss es jetzt leider sein, ich hätte es unter Umständen gestrichen: Auf der Seite der GRÜNEN lese ich Schlagworte, nichts als Schlagworte! Ich zitiere eines: "Für eine Wiener Kultur abseits von Mozart, Lipizzaner und Sängerknaben, damit morgen nicht vorgestern wird." Es ist langweilig, Marie! (Beifall bei der SPÖ.) Dafür hast du aber eine Homepage, die ich mir auch angeschaut habe, weil irgendwann einmal muss es so weit sein und ich denke mir, eigentlich ärgerlich, so ein flappsiges Ding mit Eigenwerbung und mit Profilierungsgeschichten, also wirklich ohne Inhalt, okay. 

Ich habe auch bei der ÖVP nach einem Kulturprogramm gesucht. Das war nicht sehr anstrengend, aber ich habe dann das Marterl am Föhrenhof und die Krippenschau und die Weidmannskapelle gefunden. Wie ich dann beim „Kulturkreis Wien 23“ gelandet bin, zu dem demnächst die Kosaken wieder kommen (Heiterkeit bei der SPÖ.), habe ich aufgehört, es tut mir Leid. 
Dann bin ich zu den Freiheitlichen gegangen. Da sagte mein Computer als erstes: „Diese Seite kann zur Zeit nicht angezeigt werden.“ (Weitere Heiterkeit bei der SPÖ.) Aber ich war irrsinnig beharrlich und fand tatsächlich ein Kulturprogramm und aus dem zitiere ich jetzt ganz kurz, weil mehr geht nicht als das was ich Ihnen zumute: „Rede- und Aufsatzwettbewerbe zur Förderung der mündlichen und schriftlichen Ausdrucksfähigkeit der Jugend. Fehlerfreie Verwendung der deutschen Sprache in Hörfunk und Fernsehen. Vermeidung von Anglizismen in Publikationen der Stadt Wien.“ Gender Mainstreaming geht ganz offensichtlich nicht. Ich habe dann aufgehört und beende das damit auch.

Aber ich bin immer noch bei meinem Lieblingsbuchstaben S wie SPÖ. Er bleibt mein Lieblingsbuchstabe und ich erwähne nur kurz Stadtarchäologie. Das hatten wir nämlich schon unter Frauen und die Stadt- und Landesbibliothek hatten wir auch schon, die... (GR Dr Andreas Salcher: Ist das der Schluss?) Bitte? (GR Dr Andreas Salcher: Schluss!) Na, gleich, gleich, gedulden Sie sich. Die Stadt- und Landesbibliothek hatten wir schon. 

Zu T, Theater gestatten Sie mir noch, „Theater an der Wien“ gestatten Sie mir auch, die Theaterreform, das Tanzquartier und die Tourismusförderung. Ich könnte jetzt streichen, wenn ich wollte, will aber nicht. Bgm Häupl und Andi Mailath-Pokorny haben es geschafft, es sei nicht oft genug gesagt und anerkannt, denn sie haben es geschafft und niemand anderer, dass das „Theater an der Wien“ ab 2007 das Musiktheater des 21. Jahrhunderts werden wird. Ein wunderbarer Erfolg. 

Theaterreform streife ich jetzt wirklich nur und sage ausnahmsweise Dank an die Kultursprecher der Oppositionsparteien, weil sie sich sehr konstruktiv dieser Diskussion angeschlossen haben.

Das Tanzquartier ist Ihnen bekannt. Die Frau Gareis hat dort in zweieinhalb Jahren ganz wundervolle Arbeit geleistet und es geschafft, in dieser Zeit die Wiener Tanzszene zum Platz 2 auf dem europäischen Parkett zu machen. 

Die Tourismusförderung. Wie schön, dass sie im Kulturbudget angesiedelt ist. Andere Städte machen das nicht. Wir halten es für Wien ganz besonders wichtig und auch ganz besonders fruchtbringend. Deswegen im Kulturbudget 2004 weiterhin diese Situation und weiterhin ein guter Dialog.

Ich komme zu U wie Ustinov. Wien ist auch hier wieder einmal ganz schnell gewesen, so ist halt die SPÖ, mein Lieblingsbuchstabe. Ich zitiere die Sir Peter Ustinov-Professur für die Vorurteilsforschung und freue mich darüber. Wir haben es gleich. 

Viennale nur einfach noch einmal, weil es mir so viel Spaß macht. Niemals Diagonale verwechseln mit dem Desaster von Franz Morak. 

Beim W ganz kurz das Wien-Museum. Da ist wirklich schon ein neuer Schwung hineingekommen. 

Die Wiener Wissenschaftstage werden, Frau Sommer-Smolik, 2005 selbstverständlich wieder fortgesetzt.

Wahrheit, was auch mit einem W beginnt, so wie Wien beginnt Wahrheit mit einem W. Ich muss auf Herrn Morak verweisen, der es mit dieser nicht genau nimmt, wenn er zum Beispiel sagt, dass der Bund 75 Prozent seiner Kulturausgaben in Wien tätigt. Die Wahrheit ...

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Bitte zum Schlusssatz kommen.

GRin Gerda Themel (fortsetzend): Jawohl. Denn in Wahrheit ist ein großer Teil der im Kunstbericht des Bundes ausgewiesenen Beträge, die Wien zugeschrieben sind, Förderungen, die für ganz Österreich gültig sind, also ohne Wien-Bezug sind. Das ist die Wahrheit, Herr Morak.

Das X erspare ich Ihnen. Das Y erspare ich Ihnen auch. 

Deswegen eine Zusammenfassung, die ich Ihnen auch erspare und ein Zitat von Albert Einstein bringe, das ich wiederum versuche in Bezug zum Budget 2004 zu bringen:

„Welch Epoche,“ sagt der Einstein, „in der es leichter ist, ein Atom zu zertrümmern als ein Vorurteil.“ – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Mag 
Ebinger, bitte schön. 

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Diese Kulturdebatte hat heute so feierlich begonnen. So würdig waren die Worte von Noch-Stadtrat Marboe, also faktisch wie in der Kirche bin ich mir fast vorgekommen. Jetzt habe ich fast ein schlechtes Gewissen, wenn ich durchaus zu dieser Intendanz ... (StR Dr Peter Marboe: Gehen Sie in die Kirche?) Nein, in die Kirche gehe ich nicht regelmäßig. (StR Dr Peter Marboe: Ach so! Wieso wissen Sie dann, wie es dort zugeht?) Na ich stelle es mir halt so vor.

Ich möchte deswegen gerne ein paar Worte zu dieser Intendanz sagen und Sie werden mir verzeihen, wenn es vielleicht nicht ganz so würdig und weltpolitisch zugeht. 

Am 11.11.2003 völlig überraschend die Pressemeldung: „StR Marboe koordiniert Mozart-Jahr.“ ÖVP-Pressedienst: „Marboe ist am 11. November zum Intendanten des Mozart-Jahres bestellt worden“. Zuerst war ich natürlich erstaunt, weil ich dachte, es hat irgend etwas mit Fasching zu tun, irgendein Scherz. 

Aber nein, die Meldungen haben sich verdichtet bis hin zu dem kurzfristig heute um 8.00 Uhr früh anberaumten Kulturausschuss und um 8.45 Uhr Finanzausschuss. Das war durchaus ein Zeichen für ein ernsthaftes Vorgehen und vor allem für ein wohl vorbereitetes Vorgehen. Auch ist dieser Wechsel grundsätzlich positiv aufgenommen worden. Man hört, die FPÖ hat sich irgendwo kritisch geäußert. Das möchte ich natürlich jetzt schon relativieren (Heiterkeit bei SPÖ und FPÖ.), denn auch wir freuen uns, dass Dr Marboe geht (Heiterkeit bei StR Dr Peter Marboe.), ich meine um Intendant zu werden, wenngleich wir uns schon fragen, was mit diesem Job eigentlich konkret verbunden ist?

Heute Früh wurde im Ausschuss beantragt, dass der Gesellschaftsvertrag der „Vereinigten Bühnen“ Gegenstand des Unternehmens § 2 „Förderung der Kunst, Führung, Betrieb Theater an der Wien, Raimundtheater und Ronacher“ jetzt auch mit dem Punkt „Intendanz des Mozart-Jahres“ erweitert wird. Wir haben dagegen gestimmt, weil wir die ganze Vorgangsweise als irgendwie eine beliebige Ausweitung angesehen haben. Unabhängig jetzt von Ihrer Person erscheint uns das nicht wahnsinnig korrekt. Konkret ist es irgendwie dubios, wenn am 11.11. verkündet wird, dass jemand Intendant wird und am 17.11. dann der Antrag der „Vereinigten Bühnen“ auf Erweiterung kommt. 

Üblicherweise, wenn ich da zum Beispiel an den Luc Bondy denke, hat man zuerst einmal den Intendanten und der beschließt dann und plant, was in seiner Intendanz passiert. Hier scheint es irgendwie anders gelaufen zu sein und alles geht von heute auf morgen. 

2002 haben wir Budgetmittel für das Mozartjahr bereitgestellt, 2003 neuerlich. Es gibt einen ganzen Reigen von Intendanten und Koordinatoren: 

Es gibt die Frau Kathrin Zechner, Wien-Musical-chefin, Intendantin, Raimundtheaterintendantin, Ronacher. Sie wird im nun neu umgebauten Etablissement Ronacher 2006 Mozartprojekte starten. Das ist natürlich alles schon geplant.

Es gibt dann auch den Herrn Landesmann, der für die Umwandlung des „Theater an der Wien“ in ein Opernhaus zuständig ist und gemeinsam mit dem Intendanten Geyer die dortigen Mozartprojekte im Jahre 2006 planen und durchführen wird. Es sind interessante Mozartprojekte und da möchte ich darauf eingehen: „Idomeneo“ gemeinsam mit der Staatsoper mit dem Intendanten Hollender, der, nehme ich an, auch schon alles geplant hat, mit dem auch schon alles koordiniert ist. „Lucio Silla“ mit Harnoncourt, „La clemenza di Tito“, eine Koproduktion mit der Oper Frankfurt und mit den Wiener Symphonikern, ein Neuinszenierung der „Zauberflöte“, was für diese Umwandlung in Opernhaus durchaus angebracht erscheint, wo doch der Schikaneder nicht nur das Libretto geschrieben hat und der erste Papageno war, sondern auch die Uraufführung in seinem Theater im Bereich der jetzigen Schleifmühlgasse durchgeführt hat und dann der erste Direktor und Erbauer des „Theater an der Wien“ war, „Cosi fan tutte“, dann „Don Giovanni“ und Konzerte gemeinsam mit den Wiener Festwochen mit dem Musikdirektor Landesmann und dem Intendanten Bondy. Also lauter wirklich interessante Dinge. Alles bis hin zu den Gagen der Künstler ist schon geplant, alles ist schon fixiert. Es kann jeder nachlesen, was der Herr Harnoncourt für eine Gage bekommt.

Es gibt auch den Peter Sellers mit dem bereits geplanten Festival „New ground hope“, wo auch Auftragswerke rund um „Die Zauberflöte“, „Titus“ und dem „Requiem“ zu sehen und zu hören geben wird. Das ist alles schon budgetiert und geplant. Beispielsweise bekommt der Herr Sellers 2003 70 000 EUR, 2004 80 000 EUR, 2005 100 000 EUR und 2006 150 000 EUR für seine Tätigkeiten. 

Dann gibt es noch den von der Frau Ringler erwähnten Herrn Dr Partaj, der als Koordinator oder wie wir heute Früh gehört haben, als interner Koordinator - das sind so Feinheiten, da muss ich mich natürlich erst daran gewöhnen - bis zum Mozartjahr präsent sein wird und die Veranstaltungen auch irgendwie koordiniert und der bekommt bis dahin pro Jahr auch zirka 35 000 EUR. 

Man fragt sich also, was genau macht Dr Marboe im Mozartjahr? Ist er der Koordinatoren-Koordinator, sozusagen ein Superintendant? (StR Dr Peter Marboe: Klingt gut!) Gut, bitte? (StR Dr Peter Marboe: Klingt gut!) Klingt gut, Superintendent. Ich glaube, Sie sind Katholik, Superintendent geht nicht, vielleicht geht Superintendant. Aber auf jeden Fall ist er ein begnadeter Eröffnungsredner, nicht? Ich habe ja noch kaum jemanden gekannt, bei dem jeder Satz ein Zitat ist. Das muss man bewundern oder anerkennen. Also so gesehen ist es sicher ein guter Griff. 

Auch haben Sie gesprochen, dass das ein Kulturjahr und kein Spektakeljahr werden wird. Das finde ich natürlich jetzt schade, weil ich mich auf den Mozartcontainer schon gefreut hätte, aber wahrscheinlich, nachdem der Schlingensief jetzt auch schon inszeniert (GR Mag Harald STEFAN: Endlich normal!), hoffe ich doch, dass ich dann eingeladen werde, wenn es so eine Inszenierung vom Schlingensief gibt. Das werde ich mir natürlich anschauen. (StR Dr Peter Marboe: Danke für die Idee!) Und keine Mozartinsel? (StR Dr Peter Marboe: Danke für die Idee!) Nein, das gibt es in Bayreuth auch schon. Also das ist ja nicht so was Neues, nicht? Ich war sogar auf der Viennale und was sah ich dort an drei Tagen? Nur Baumstämme ohne dass wer oben gesessen ist. Und jetzt enttäuschen Sie mich auch, indem Sie ein Kulturjahr und kein Spektakeljahr herbeiführen wollen! Keine Mozartinsel, um Gottes Willen, keine Mozartinsel! Vielleicht nicht einmal riesige Mozartkugeln aus Plastik, so wie diese herrlichen Lipizzaner mit den Werbeaufschriften, die unsere Innenstadt jetzt so lange geziert haben. Naja gut, lassen wir uns überraschen. 

Ich bin sicher (Heiterkeit bei der FPÖ.), selbst wenn diese kurzfristig erfundenen Aufgaben noch so schwierig sind, noch so schwierige Koordinationsaufgaben sind, welche die ganze Kraft einer in sich gefestigten, durch und durch überzeugten Persönlichkeit bedürfen, Dr Mar-boe wird das sicher bestens meistern. Und eines ist klar: Alle Fraktionen begrüßen diesen Schritt, wenngleich vielleicht auch aus unterschiedlichen Gründen. 

Also ich meine, für die SPÖ ist es klar, dass es für Herrn StR Mailath-Pokorny besser ist und da gibt es zumindest drei gute Gründe:

1. Die ewigen endlosen Diskussionen und Zwiegespräche, die wohlgemeinten Ratschläge von Stadtrat alt an Stadtrat neu (Heiterkeit bei GR Mag Hilmar Kabas.), die haben jetzt endlich ein Ende. Das ist ein Vorteil für uns alle, wenngleich es auch wiederum ein Nachteil ist, weil man dadurch immer interessante Interna gehört hat.

Damit bin ich auch schon beim Vorteil 2 für die SPÖ. Der einzige nichtsozialistische Kulturstadtrat, der einzige, der je hinter die Kulissen geschaut hat, wird mit dieser Intendanz befriedet, entschärft, weggelobt, wie immer man das nennen möchte. (StR Dr Peter Marboe: Viktor Matejka war auch kein Sozialist!) Und obwohl... (StR Dr Peter Marboe: Matejka war auch kein Sozialist! – Heiterkeit bei der FPÖ.) Das ist ein bissel länger her, ja, vor meiner Zeit. 

Und obwohl die Punkte 1 und 2 klar für Herrn StR Pokorny sprechen, hat er noch den dritten, besten Vorteil: Er kann jetzt überhaupt sagen, er macht das völlig unparteiisch, nicht? Sogar wichtige Dinge wie so eine Intendanz werden unparteiisch nicht nur mit Sozialisten besetzt. Gleichzeitig hat er einen Freibrief. Da wissen wir, wo alle langgedienten Politiker versorgt oder entsorgt werden. In weiterer Folge könnten dann alle schon aussuchen welches ...... Das Rabenhof-Theater bietet sich an. (Heiterkeit bei StR Dr Peter Marboe und bei der FPÖ.) Ich muss nun sagen, meine Hochachtung, Herr Stadtrat, aber nicht dass Sie glauben, dass wir jetzt beim Volkstheater ein Auge zudrücken.

Natürlich hat die ÖVP auch Vorteile und die liegen auch klar auf der Hand: Erstens weil einer von Ihnen ist etwas Wichtiges geworden. Anerkennung bürgerlich-liberaler Politik und für Wien, wie der Matthias Tschirf sagt, einer Stadt mit Hochkultur ein großer Gewinn. Er hat dann auch einen interessanten Satz gesagt “Der Rückzug Marboes aus der Politik hinterlässt ein Loch in der ÖVP“. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Ich kommentiere das jetzt nicht. Es drängt sich mir ja der Begriff auf, mancher Politiker hinterlässt eine Lücke, die ihn voll ersetzt, aber ich sage ihn nicht. (Weitere Heiterkeit bei der FPÖ.) Also mein Gott, der andere Vorteil in der ÖVP, soweit man das als Außenstehender überhaupt beurteilen kann, ist, viele Entscheidungen - überhaupt ideologische Dinge -, werden jetzt doch leichter zu einem Konsens gebracht werden. 

Auch klar, dass sich die GRÜNEN freuen, das ist völlig klar: Wieder eine Persönlichkeit, die ein kulturell bedeutendes Amt bekommen hat, die nicht völlig von der SPÖ abhängig ist und gleichzeitig auch immer wieder bewiesen hat, dass sie in all ihrer bürgerlich-liberalen Politik weniger Distanz nach links als nach rechts, ja sogar oftmals gegenüber der eigenen schwarz-blauen Regierung hat.

Und bei uns, da brauchen wir nicht darüber zu reden, wir freuen uns. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Es gibt ein Kinderlied - leider hört er jetzt nicht zu - und wenn er einmal die Gelegenheit hat, beim Geburtstag seines Sohnes dabei zu sein, wird er das vielleicht auch kennen, das heißt "Winter ade, scheiden tut weh. Aber dein Scheiden macht, dass mir das Herzchen lacht." Okay. (Große Heiterkeit bei der FPÖ.) 

Es ist ja irgendwie eine Ironie des Schicksals, dass der Kulturpolitiker und ehemalige Kulturstadtrat Marboe, der laut gestriger Äußerung seines Klubobmannes Tschirf derjenige war, der die Entpolitisierung der Kulturpolitik in Wien vollbracht und gelebt hat, dass eben jener Marboe jetzt als deklarierter Politiker in die Kultur als unabhängiger Intendant geht. (Weitere Heiterkeit bei der FPÖ.) Also wenn ich jetzt zynisch wäre, im religiösen Sinne müsste ich sagen: "Herr Dr Marboe, gehen Sie mit Gott!" - aber ich tue es nicht. Ich werde alles vergessen, was Sie uns auch so im Laufe der Jahre noch als Amtsführender anschauen haben lassen: Nichts vom Container reden, auch nichts von der 9. Symphonie von Beethoven. 

Ich habe mir natürlich auch überlegt, ob ich Ihnen etwas schenken soll, nicht? Ich habe da an eine Perücke gedacht, damit der Identifizierungsdraht mit Mozart intensiviert werden kann oder an Mirabell-Mozartkugeln oder an beides. Das hätte ja wieder für Sie den Vorteil, nach dem Mozartjahr könnten Sie ohne Übergangsschwierigkeiten in die Rolle von Franz Klammer schlüpfen und in die Werbebranche gehen, falls Sie dann nicht noch im Haydnjahr tätig sind. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Aber dann brauchen sie den Posten wahrscheinlich wieder für jemand anderen. Also es ist besser, ich werde das alles jetzt nicht weiter breittreten.

Ich möchte hier ganz egoistisch zu einem Abschluss kommen. Ich wünsche mir persönlich ein würdiges, bedeutendes, beeindruckendes und wunderschönes Mozartjahr. Und ich wünsche mir, dass ich auch die Zeit habe - den Wunsch habe ich auf jeden Fall -, viele Veranstaltungen und Opern zu besuchen und ich wünsche mir, wir wünschen uns, dass der Dr Marboe und alle anderen seiner Koordinatoren und Intendanten alles daran setzen werden, dass dieses Mozartjahr zu einem im positiven Sinne bleibenden Erlebnis wird! 

Abschließend, nachdem ich das jetzt von vielen Vorrednern gehört haben, dass sich alle bei den Beamten bedanken, muss ich das natürlich auch machen, wenngleich ich einschränkend sage, ich bedanke mich nicht für das Budget, weil das so ist, als ob ich mich bei meinen Mitarbeitern bedanke, dass sie in der Früh ins Büro kommen, denn sie machen ihre Arbeit. Ich bedanke mich für die sehr gute, konstruktive, professionelle Zusammenarbeit. Und speziell bedanke ich mich beim Herrn Dr Obermaier und wünsche ihm viel Glück im Namen unserer Fraktion für seinen weiteren Lebensweg. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, nachdem keine Wortmeldung mehr vorliegt, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Nach dieser doch sehr umfassenden und über weite Strecken auch sehr amüsanten Debatte über das Kulturbudget - es war schön, dass man sich auch über weite Strecken einig ist und das auch mit dem nötigen Quäntchen Ironie oder Humor versetzt -, lege ich einmal mein vorbereitetes Manuskript zur Seite, weil vieles schon gesagt wurde. 

Ich möchte aber doch die Gelegenheit nützen, nur ein ganz klein wenig zu versuchen abseits der Debatten, ob man eine bestimmte Einrichtung mehr oder weniger fördern soll - darüber wird man immer debattieren sollen und können und das tun wir auch im Ausschuss –, zu fragen, und darum geht es mir eigentlich: Was sind die großen Linien dieser Politik und in welchem Umfeld bewegen wir uns? Ich meine, dass von den heutigen Debattenbeiträgen durchaus auch Anerkennung gekommen ist, dass sich in dieser Stadt kulturell sehr viel bewegt. 

Es gab kürzlich im „STANDARD“ mit dem Direktor des Burgtheaters, Klaus Bachler, ein sehr interessantes Interview - ich nehme an, Sie haben es gelesen -, wo er im Grunde kritisiert, dass es zu wenig Politik gäbe und dass die Politik die Strukturen nicht verändere. Ich habe ihn daraufhin angerufen, weil ich ihn als einen Mann auch des zivilisierten Dialogs kenne, und wir haben in einem durchaus emotional geführten längeren Telefongespräch das erörtert und ich meine und hoffe, dass es mir gelungen ist, ihn vom Gegenteil zu überzeugen, nämlich dass zumindest, was die Stadt Wien anbelangt, in den letzten Jahren tatsächlich das Wort “Kulturpolitik“, und zwar in dieser Zusammensetzung „Kultur“ und „Politik“, ernst genommen wurde, weil es geht wohl nicht an so zu tun, als hätte Kulturpolitik nichts mit Politik zu tun. Das stimmt nicht. Das kann man auch gar nicht verschleiern und ich will es auch gar nicht verschleiern, sondern Kulturpolitik heißt auch, dass man Politik macht, dass man Entscheidungen trifft, dass man Strukturen angreift, dass man Strukturen auch verändert, dass man sie vorher diskutiert, aber dass man auch Veränderungen herbeiführt. Und ich glaube, meine Damen und Herren, dass dies (Beifall bei der SPÖ.) in den letzten Jahren geschehen ist und dass es auch im bewussten Gegensatz zu dem geschehen ist, was sonst rund um uns passiert. 

Ich will jetzt gar nicht auf billige Parteipolitik sozusagen die böse Bundesregierung zurückkommen, sondern ich meine, dass viele Kulturschaffende in dieser Stadt mittlerweile realisiert haben und auch im Übrigen weit darüber hinaus realisiert haben, dass es von Bundesseite letztendlich um eine Provinzialisierung der Kultur geht, um ein Zurückgehen hinter längst erreichte Standards, um ein Zurückgehen hinter eine offene Diskussion, hinter ein Klima der Offenheit des Aufeinander-Zugehens und der Diskussion und des Diskurses. Das, meine Damen und Herren, ist abseits jeder Debatte, ob wir diese oder eine andere Fördereinrichtung mehr oder weniger zu fördern haben, letztendlich der Kern, um den es geht. Hier in dieser Stadt findet eine offene, eine aktive, eine offensive, eine zukunftsorientierte Kulturpolitik statt und sie ist jawohl gerichtet gegen eine Kulturpolitik, die auf das Zurückdrehen, auf die Provinzialisierung und auf die Nichtdiskussion ausgerichtet ist! (Beifall bei der SPÖ.) 

Diese Stadt investiert in Kultur! Diese Stadt investiert massiv in Kultur und sie unterscheidet sich dadurch nachdrücklich und nachhaltig von anderen Städten in diesem Land. Der Ernst Woller hat vorhin darauf hingewiesen. Ich empfehle Ihnen in der Tat, schauen Sie sich die Kulturbudgets der anderen Landeshauptstädte an! Diese Stadt investiert in Kultur und unterscheidet sich dadurch nachhaltig überhaupt auch von anderen Städten vor allem im deutschsprachigen Raum, aber auch im restlichen Europa. Ich empfehle Ihnen hier, schauen Sie sich doch auch die Zahlen an und sprechen Sie mit den Menschen! Alle, die hierher nach Wien kommen - und wir haben immer wieder Delegationen von Politikern und im Übrigen auch anderer Fraktionen –, sagen, und das ist nicht nur einmal in Berlin in einer Zeitung gestanden als ich dort war: „Da kommt der Stadtrat aus dem Paradies“, sondern es ist in der Tat so, dass es hier ein grundlegend anderes Kulturverständnis, ein kulturpolitisches Verständnis gibt, das nämlich Investitionen in die Kultur als Investitionen in die Zukunft versteht. Ich bin froh und glücklich einer Stadtregierung anzugehören, die das tatsächlich so macht, die das dann auch in die Hand nimmt und die das dann auch tatsächlich in Budgetzahlen umzusetzen versteht! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, fahren Sie doch durch die Stadt und schauen Sie sich an, was in den letzten Jahren hier geschehen ist! Wir machen Strukturreformen. Wir gehen längst überfällige Reformen an und ich danke, dass hier allgemein das anerkannt wird, was die großen Theater anbelangt. Das ist ja nun tatsächlich seit Jahrzehnten diskutiert worden, die „Vereinigten Bühnen Wien“, und das ist, liebe Frau Kollegin Ringler, nicht nur eine Frage von Hochkultur. Ich verstehe schon, dass Sie das gerne reduzieren würden und sagen: Naja, da wird wieder repräsentative Kultur gemacht. Dann bitte beschäftigen Sie sich doch tatsächlich damit, was die Damen und Herren vorhaben. Auch beim Mozartjahr, was es da bereits an Programmlinien gibt und - was ich hoffe - das der Peter Marboe dann natürlich intensivieren wird und noch weiter betreiben wird, und was der Peter Sellers vorhat! Das ist nicht repräsentative Hochkultur! Da geht es um nachhaltige Projekte für diese Stadt, die auch weit außerhalb von Musik und Hochkultur sind. Da geht es um Architekturprojekte, um Filmprojekte, da geht es um nachhaltige Neuerungen in dieser Stadt. Wenn das nicht so wäre, dann wäre ich auch gar nicht so dahinter, dass dieses Mozartjahr etwas Wichtiges ist und deshalb freue ich mich, dass ich mich mit dem Peter Marboe vor allem auch in diesem einen Punkt besonders verstehe, dass es um Nachhaltigkeit geht und nicht nur um ein gewissermaßen seelenloses Abspielen des Köchelverzeichnisses, sondern das sind wiederum Investitionen in die Kultur und zwar im umfassenden, weiten Sinn gedacht in die Kultur dieser Stadt. Diese Stadtregierung unternimmt es, diese Strukturreformen auch in Angriff zu nehmen.

Wir haben auch - und auch darauf wurde dankenswerterweise hingewiesen - die so genannte Off-Theaterszene. Ich will das jetzt gar nicht wiederholen. Wir sind alle dabei. Sie sitzen alle dabei und ich bin froh, dass es hier eine ganz wichtige Kulturinitiative in der Stadt gibt, die wir einmal gemeinsam versuchen, wo wir das auch diskutieren, wo wir auch eine offene Diskussion mit allen Beteiligten haben. Aber das ist letztendlich auch eine langfristige und nachhaltige Reform für diese Stadt, in der es jetzt nicht nur um diese 200 Initiativen geht, sondern es geht da auch grundlegend um das Klima, wie Reformen in dieser Stadt umgesetzt werden. Nicht einfach, indem man drüberfährt. Nicht einfach, indem man irgend etwas dekretiert, sondern indem wir mit den Beteiligten diskutieren und dort ihre Anliegen auch ein bisschen ernst nehmen. Deshalb ist für mich diese Theaterreform weit über den unmittelbaren Anlass hinaus auch eine Frage des Umgangs mit den Kulturschaffenden in dieser Stadt und ich stelle mich dieser Diskussion. Ich bin froh, dass diese Diskussion auch geführt wird und ich werde mich auch in Zukunft dieser Diskussion stellen. Das ist nichts Risikoloses, aber wir gehen diese Reform auch an. 

Dasselbe, meine Damen und Herren, die Kinolandschaft - es wurde auch schon darauf hingewiesen -, hier hat Politik reagiert, hier hat Politik eingegriffen. Hier hat Politik nicht einfach etwas durch die Marktmechanismen geschehen lassen, sondern wir haben gesagt, es ist Aufgabe der Kulturpolitik, eine vielfältige Kinolandschaft in Wien sicherzustellen und das ist uns zumindest einmal in einem ganz wichtigen Ansatz auch gelungen.

Das Gedächtnis oder die Gedächtnisse der Stadt - ganz besonders wichtige Einrichtungen -: Das Archiv, die Bibliothek, die Artothek, das Museum - grundlegende wichtige Einrichtungen meines Geschäftsbereichs. Alle, alle befinden sich in einem grundlegenden Erneuerungsprozess! 

Das Archiv, das dankenswerterweise von meinem Vorgänger bereits angegangen wurde, ist neu positioniert. Herr Dir Opll ist, glaube ich, stolzer Leiter dieser ganz wichtigen Einrichtungen in einer grundlegend neu eingerichteten Umgebung. 

Die Bibliothek, da sind wir jetzt dabei und das ist das große Lebenswerk auch von Ihnen – ich glaube, ich kann es so nennen, lieber Dir Obermaier -, das wir jetzt neu gestaltet haben. Wir sind in Wahrheit mitten drinnen. Jetzt haben wir die Benützerräumlichkeiten eröffnet. Es geht darum, das Depot neu zu schaffen. Wir werden im nächsten Jahr oder Ende des nächsten Jahres auch die Bibliothek in einem grundlegend erneuerten Zusammenhang präsentieren können. 

Das Museum ist mit einem neuen Gesetz auch inhaltlich neu gestaltet und positioniert und mit einer Valorisierung versehen. Auch das ist einmalig. Also auch diese Bereiche sind wir angegangen, versuchen sie zu erneuern und der Zeit anzupassen und ich meine, wir sind auf einem guten Weg. 

Und noch etwas: Wir bleiben nicht nur in unseren alten Förderstrukturen befangen, sondern wir versuchen, auch mit neuen Fördermechanismen Geschäftsgruppen übergreifend ganz neue Förderformen zu finden. Ich bin froh und das ist letztendlich auch Ausdruck dieser gemeinsam gut arbeitenden Stadtregierung, dass wir uns gemeinsam mit dem Wirtschaftsressort, mit dem Finanzressort der wichtigen Themen der creative industries annehmen. Ich erinnere mich, in der letzten Bundesregierungserklärung war das noch das große Thema, das Wort „creative industries“, mit dem der Staatssekretär irgendwie versucht hat, zu punkten. Nicht nur, dass diese Punkte auch nicht erreicht wurden, sondern das ist mittlerweile auch klammheimlich aus dem jetzigen Regierungsprogramm verschwunden. Das große Thema „creative industries“ findet sich in dem ganzen Regierungsprogramm nicht.

Wir hingegen hier in Wien haben neue Förderformen gefunden. Wir haben Calls über die verschiedenen auch Wirtschaftsförderungsinstrumente eingerichtet und auch über den großen Fonds, den Wirtschafts-, Forschungs- und Technologiefonds der Stadt Wien, das ZIT. Wir haben jetzt mehrere Millionen für kreative neue Ideen im Bereich der Kulturwirtschaft lanciert und die wurden auch angenommen. Und auch das sollte man in einer umfassenden Debatte mitberücksichtigen und mitsehen. Auch das geschieht hier in Wien.

Ich erwähne jetzt gar nicht die vielen neuen Investitionen, die in den letzten Jahren getätigt wurden. Sie können durch Wien fahren und Sie haben überall neue kulturelle Einrichtungen, die nicht immer unmittelbar etwas mit dem Kulturressort zu tun haben, von der Urania über die Bibliothek und alle diejenigen, die wir unterstützt und eingerichtet haben. Also diese Kultur in dieser Stadt ist, meine Damen und Herren, in der Tat in Bewegung. Es ist eine aktive, es ist eine offene, es ist eine diskursive und es ist vor allem eine urbane weltoffene Kulturpolitik, die wir hier vertreten! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, dem steht etwas gegenüber, was ich nicht anders nennen kann als das bewusste Zerstören einer gut gewachsenen, sich entwickelnden Kultur. Wenn der Herr Staatssekretär sagt, Geld für Wien drosseln – die FPÖ ist leider kaum mehr vorhanden –, was bedeutet denn das? Was bedeutet das? Versuchen Sie einmal, diese Aussage sprachlich zu untersuchen. Drosseln muss man etwas, was gut läuft, was schnell läuft, was ordentlich läuft. Also Geld wird für Wien gedrosselt. 15 Millionen EUR allein für den Bereich der darstellenden Kunst, also Theater grosso modo weniger, 15 Millionen EUR weniger Geld für Wien.

Mir ist nicht bekannt, ich weiß es nicht, vielleicht ist mir etwas entgangen, irgendein Euro, der weniger nach Wien gegeben wurde, wo der in den Bundesländern gelandet wäre. Also mir ist bis jetzt keine einzige Stelle bekannt, wo einer dieser 15 Millionen EUR gelandet wäre, außer bei einer höheren Dotation der Diagonale. Das, meine Damen und Herren, kann es wohl nicht sein! Das ist das, was ich mit dem Umfeld, in dem wir uns bewegen, meine, was wir als eine aktive urbane Kulturpolitik bezeichnen. Wir werden weiter in die Kultur investieren.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch eines sagen, weil immer wieder leicht hämisch mit Augenzwinkern, als wüsste man wovon man spreche, behauptet wird, das mag schon alles stimmen, aber die Besetzungen des StRs Mailath‑Pokorny sind dubiose Besetzungen. Das sagt der Klubobmann Tschirf. Ich möchte Ihnen gern die dubiosen Besetzungen des letzten Jahres einmal vorlesen. Vielleicht hört mir der Herr Klubobmann Tschirf zu. (GR Dr Matthias Tschirf: Ich höre immer zu!)

Dubiose Besetzung Nummer eins: Wolfgang Kos im Historischen Museum.

Dubiose Besetzung Nummer zwei: Angelika Röhr, kaufmännische Direktorin des Historischen Museums.

Susanne Moser, kaufmännische Leiterin des Schauspielhauses.

Elisabeth Wiesbauer‑Menasse, neue Direktorin des Kindermuseums.

Walter Famler, neuer Leiter des Kunstvereins Wien, mittlerweile überaus aktiv.

Ich habe aus großer Überzeugung selbstverständlich Peter Zawrel verlängert, weil ich meine, dass er ein ausgewiesener Experte und hervorragend ist und weil ich, abgesehen davon, der österreichischen Filmszene eine weitere Diskussion wie sie jetzt über die Diagonale geführt wird, nicht zumuten wollte.

Es kommt jemand nach Wien, der weltweit Geltung hat, weltweit anerkannt wird, nachdem ich das mit dem Intendanten der Wiener Festwochen gut und lange erörtert habe. Ich bin froh, dass ich einen wie Stephane Ligner geholt habe, der letztendlich einer der ganz großen Opernleiter und Opernexperten dieser Welt ist, der die Wiener Festwochen verstärkt. – Dubiose Besetzung.

Ich freue mich – das sage ich ganz ausdrücklich –, dass mit Stefanie Karth eine hervorragende Theaterfachfrau, die mittlerweile in allen deutschen Theatern als Intendantin gehandelt wird, nach Wien kommt, um für ein Jahr bei den Wiener Festwochen zu arbeiten.

Thomas Birkmayer, Theater der Jugend, eines der erfolgreichsten Jugendtheater und Theater Europas überhaupt.

Kathi Zechner, Roland Geier, die beiden im eigenen Geschäftsbereich wurden schon genannt. 

Frau Mag Fischer‑Ausserer und Frau Mag Kepplinger, Frauen in ganz wichtigen Positionen in Wien. – Dubiose Besetzungen.

Ich würde mir wohl nicht anmaßen, zu sagen, dass der neue Intendant des Mozartjahres eine dubiose Besetzung ist.

Meine Damen und Herren, all das sind Besetzungen, die im letzten Jahr stattgefunden haben. Ich meine, sie bereichern das Kulturleben der Stadt auf eine ganz exzeptionelle und wunderbare Weise. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, ich glaube, der vorliegende Budgetentwurf ist ein besonders guter, weil er zusätzliche Investitionen vorsieht und weil er noch nicht einmal das beinhaltet, was wir über Sonderprojekte, die wir hier besprochen haben, im nächsten Jahr sowieso finanzieren müssen. Es wird einmal mehr ein Kulturbudget auf höchstem Niveau sowohl quantitativ als auch qualitativ sein und ich freue mich, dass ich dieses Budget mit meinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die es vorbereitet haben, im nächsten Jahr umsetzen kann. Ich danke Ihnen, ich danke euch herzlich für diese Vorbereitung und auch für die wirklich gute konstruktive Zusammenarbeit, für die kollegiale und vertrauensvolle Zusammenarbeit! Das ist – ich weiß das – nicht selbstverständlich und ich sage noch einmal, ich kenne kaum eine Kulturverwaltung, die so gut funktioniert wie diese. Dafür möchte ich Ihnen, Dr Denscher, Direktor Opll, Dr Obermaier und den Leitern der Abteilungen und ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ganz besonders herzlich danken! 

Lieber Direktor Obermaier, auch Ihnen an dieser Stelle noch einmal die allergrößte Anerkennung. Sie haben während Ihrer Zeit in der Bibliothek, aber auch in letzter Zeit als Leiter dieser Bibliothek dazu beigetragen, dass das eine der ganz großen, ganz bedeutenden Bibliotheken der Welt ist. Sie haben auch entsprechende Auszeichnungen erhalten, wenn ich nur an die Schubert‑Sammlung denke. Ich danke Ihnen persönlich für die gute Zusammenarbeit, auch wenn wir das eine oder andere in einer leider zu kurzen Zeit miteinander nicht umsetzen können und ich freue mich mit Ihnen, dass gewissermaßen als krönender Abschluss dieses Schmuckkästchen fertig geworden ist. Auch von dieser Stelle aus herzlichen Dank und alles Gute für Ihre Zukunft! (Beifall bei SPÖ, ÖVP und GRin Mag Marie Ringler.) 

Meine Damen und Herren, ich glaube, dass die heutige Debatte auch gezeigt hat, dass es über die Debatten, die man immer wieder führen soll, kann und muss, hinaus doch etwas wie gemeinsame Grundlinien gibt. Dafür verantwortlich ist letztendlich auch Peter Marboe, dem ich an dieser Stelle erstens dafür danke, dass er in den letzten Jahren zu einem durchaus sehr hohen Niveau der Debatten, auch in der persönlichen Auseinandersetzung, die niemals die zivilisierte Form verlassen hat, beigetragen hat, und dass es auch gelungen ist – das ist eigentlich unser beider Vorhaben –, dass wir über die parteipolitischen Differenzen hinaus zeigen und dokumentieren, dass es für den Kulturbereich dieser Stadt Wien etwas Gemeinsames gibt, für das es sich lohnt, gemeinsam zu arbeiten. Darüber freue ich mich und wünsche dir alles Gute.

Ich bitte, meine Damen und Herren, für diesen Budgetentwurf um Ihre Zustimmung. – Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir haben noch eine tatsächliche Berichtigung von Herrn Dr Tschirf. – Bitte.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die tatsächliche Berichtigung ist zeitlich sehr eng begrenzt. Ich werde mich auch kurz halten.

Wenn Sie von den dubiosen Besetzungen gesprochen und diese in Zweifel gezogen haben, ist es um Abwicklungen gegangen. Das wissen Sie ganz genau. Es geht nicht um Persönlichkeiten, wie etwa Ligner, der von Luc Bondy bestellt worden ist, sondern um Abwicklungen. Wenn beispielsweise Ausschreibungen vorgenommen worden sind und dann, obwohl eine Ausschreibung war, jemand anderer genommen wurde, ist das nicht der Stil, der sein sollte. Das ist damit gemeint gewesen. – Soweit meine tatsächliche Berichtigung.

Ich möchte mich an dieser Stelle aber auch von Seiten der ÖVP ganz herzlich für die Leistung des Dr Obermaier bedanken, weil das bei uns untergegangen ist. Auch hier ein herzliches Dankeschön für die Leistung für die Stadt! – Danke. (Beifall bei ÖVP und GRin Mag Marie Ringler.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Somit ist die Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft für heute abgeschlossen.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport.

Diese Debatte wird eröffnet von der Frau GRin Jerusalem. Ich erteile ihr das Wort. – Bitte schön. Sie haben 40 Minuten.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich möchte meinen beiden Vorrednern unter anderem für ihre wertvollen Anregungen danken. Die Frau GRin Themel, die sich durch das Alphabet gearbeitet hat, zählt dazu. Leider hat sie uns X, Y und Z, was eigentlich das Spannendste beim Alphabet gewesen wäre, unterschlagen, aber ich greife einen anderen Buchstaben auf, nämlich das D. D wie Desaster. 

Ich denke, das Ressort der StRin Laska ist mehr bei der Desasterabteilung angesiedelt und kam in der letzten Zeit aus den Schlagzeilen und der öffentlichen Diskussion kaum noch heraus. Würde man in Bezug auf das Budgetchaos der Stadt Wien ein Negativranking aufstellen wollen, ich denke, das Ressort Laska würde dieses Negativranking ganz locker gewinnen. Niemand anderer hätte da die Nase vorn. 

Ich erinnere Sie ganz kurz – wir haben es schon einmal besprochen – an die Budgetlochdebatte innerhalb der SPÖ. Da hat die Opposition kaum noch mitgespielt, als zunächst einmal der Herr Bgm Häupl dieses Budgetloch als so riesig beschrieben hat, dass die Stadt Wien nicht mehr in der Lange sei, den Finanzausgleich einzuhalten. Wenige Tage später war dieses Budgetloch nicht mehr vorhanden. Dann hat StR Rieder gemeint, das Budgetloch war größer als erwartet. Schlussendlich sind wir bei eingestandenen 63 Millionen EUR Budgetdefizit gelandet, das die Stadträtin selbst eingestanden hat. Nun kann man natürlich auf verschiedene Art und Weise rechnen. Die Frau Stadträtin war bei 63 Millionen EUR, wir waren bei weit über 100 Millionen EUR. Es kommt immer darauf an, was man alles hineinrechnet und was man weglässt. Da kommen dann unter dem Strich unterschiedliche Summen heraus. 

Wir behaupten, Sie haben in der Vergangenheit, in den letzten Jahren, was die Sozialhilfe, die Behindertenhilfe und auch andere Teile des Budgets angeht, falsch budgetiert und die Öffentlichkeit falsch informiert. Das jetzt auf dem Tisch liegende Budget lässt nur den Schluss zu, dass es auf die selbe Art und Weise weitergehen soll, denn auch diesmal sind die Prognosen der Beamten im Budget nicht ersichtlich und wurde zu wenig Geld budgetiert. 

Ich möchte nicht noch einmal das ganze SPÖ‑Debakel um das Paket der Grausamkeiten noch einmal aufrollen, aber an dieser Stelle gilt mein Dank, den ich aussprechen möchte, doch auch Frau StRin Laska, denn so elegant, wie sie den Bürgermeister aufs Eis geführt hat, hätte es die Opposition beim allerbesten Willen nie zusammengebracht. Zuerst war es noch elegant, dann war es mehr wie mit dem Auto aufs Gaspedal zu steigen und gemeinsam gegen eine Wand zu fahren. Ein Bürgermeister, der auf einer Pressekonferenz mit einem Paket der Grausamkeiten dasteht, das er angeblich – wir sind durchaus geneigt, ihm zu glauben – gar nicht gekannt hat, das er nun rechtfertigen sollte. Ein Paket der Grausamkeiten, wo 87 Millionen EUR im Sozialbereich eingespart hätten werden sollen. So möchte ich als Bürgermeister von der eigenen Partei auch nicht aufs Glatteis geführt werden. Er kann sich da bedanken und die Opposition kann sich ebenfalls bedanken. 

Der Herr Bürgermeister hat diese Kartoffel dann sofort fallen lassen, das Papier gekübelt, geschreddert. Es war weg vom Tisch und wir haben damals gesagt, es wird, wenn nicht ein neues Paket der Grausamkeiten, so dennoch neue Sparmaßnahmen im Sozialbereich geben, die in neuer Gestalt wieder auftauchen werden. Sie werden dies nicht mehr im Ressort der StRin Laska tun, denn ich glaube, da hat man schon erkannt, dass die Sozialpolitik dort nicht gut aufgehoben ist. Das Ganze wandert nunmehr in den Fonds Soziales Wien. Natürlich werde auch ich, so wie gestern schon meine Kollegin Sigrid Pilz und wie mein Kollege Chorherr und möglicherweise noch mein Kollege Margulies mich diesem Thema ein kleines bisschen widmen müssen.

Ich möchte Ihnen gleich, bevor ich damit beginne oder bevor ich mich überhaupt der inhaltlichen Auseinandersetzung widme, sagen, welche vier Themen ich in meiner Rede herausgreifen möchte. Das ist erstens noch einmal – in aller gebotenen Kürze, aber gesagt muss es werden – die Sozialhilfe, das ist die Strukturreform, das sind die unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge, wo die Stadt Wien offensichtlich nicht gewillt ist, sich an die eigenen Gesetze zu halten, und das ist das Fiasko an den Schulen, das natürlich zu einem großen Teil der Bundesregierung zuzuschreiben ist, wo aber Wien offensichtlich gewillt ist, auch eine dramatische Rolle in der ganzen Sache zu übernehmen.

Ich bin dem Herrn StR Mailath‑Pokorny für seine Anmerkungen dankbar. Ich möchte sie wiederholen. Der Herr Stadtrat hat heute gesagt, wie in Wien Reformen durchgeführt werden. Die Opposition wird es kaum glauben. Vielleicht kennt der Herr Stadtrat das Ressort Laska nicht, ich weiß es nicht, ob er sich damit auseinander setzt, vielleicht ist es im Kulturressort tatsächlich ganz anders, dreht sich die Welt dort anders, aber der Herr StR Mailath‑Pokorny –ich habe wortwörtlich mitgeschrieben – hat mit viel Überzeugungskraft gesagt: "In Wien werden Reformen nicht so gemacht, dass man einfach drüberfährt. In Wien wird nicht einfach etwas dekretiert." Wenn man sich die Strukturreform im Sozialbereich in Bezug auf den Fonds Soziales Wien anschaut, Herr Stadtrat – vielleicht hören Sie mich, aber wenn nicht, sage ich es auch gerne nur den anwesenden Menschen – wird genau das gemacht. Da wird eine Reform durchgezogen, wo man sehr wohl über alle Gemeinderätinnen und Gemeinderäte der Opposition einfach drüberfährt, sie nicht informiert, der Öffentlichkeit und den Oppositionspolitikerinnen und –politikern fallweise kleine Häppchen zuwirft, die irgendwo aus einer Klubklausur des SPÖ‑Klubs herausfallen, quasi Brosamen, die man sich dann aufglauben und puzzleartig wieder zusammensetzen kann. Da wird extrem drübergefahren und da wird etwas dekretiert. Zuerst wird alles fertig gemacht und dann wird es der Opposition hingeschleudert. Man fordert die Opposition auf, anzuerkennen, dass die SP eben die Absolute hat, die Dinge sind, wie sie sind. Mit der Absoluten macht man nicht das, was der Bürgermeister angekündigt hat, nämlich in aller Demut zu regieren, sondern in aller Überheblichkeit zu dekretieren. Dagegen sprechen wir uns aus! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Von dieser Strukturreform profitiert ausschließlich die SPÖ, wenn man schaut, wer die Verlierer und wer die Gewinner in dieser Sache sind und man Punkt für Punkt untersucht, was ich jetzt nicht im Einzelnen machen werde. Aber wenn man sich anschaut, wie das mit den Mitarbeiterinnen und den Mitarbeitern im Fonds ist, so gehören diese rein finanziell, von dem, was sie verdienen, zu den Verlierern. Schaut man sich an, wie es den Klientinnen und Klienten geht, so wage ich die Prognose – ich denke, es wird sich in kurzer Zeit auch beweisen lassen –, dass diese zu den Verliererinnen und Verlierern zählen, ebenso die Vereine zu den Verlierern zählen. Nur die SPÖ profitiert, die sich faktisch den ganzen Bereich unter den Nagel reißt – das ist vielleicht ein bisschen zu despektierlich ausgedrückt – tiefrot einfärbt und die Opposition ausschaltet. 

Im Gemeinderat, meine Damen und Herren, tun Sie auch, was Sie wollen, aber Sie haben zumindest die Verpflichtung, uns alles vorzulegen, uns mitdiskutieren und abstimmen zu lassen, weil der Gemeinderat und der Landtag eben so bestellt ist, wie es das Wahlergebnis ausdrückt. Der Fonds ist nicht so bestellt, wie es das Wahlergebnis ausdrückt. (GRin Mag Sonja Wehsely: Da gibt es den Beirat!) – Guter Einwand, Frau Abg Wehsely. Da gibt es den Beirat. Wer das Papier, wie es mittlerweile ausschaut, liest, weiß ganz genau, dass das Einzige, was im Beirat geschehen soll, das ist, dass der Geschäftsführer den Beirat informieren wird. Das ist es. Der Herr Geschäftsführer wird uns mitteilen, was er mitteilen will, und wird uns nicht mitteilen, was er nicht mitteilen will. Es steht jedenfalls in den Statuten, so wie sie derzeit vorliegen. Sie können das alles noch ändern. Dann stelle ich mich hin und gratuliere. Wir wollen im Kuratorium sitzen und wir wollen alles, was dort vorgelegt wird, ebenfalls vorgelegt bekommen und wir wollen mitbestimmen können. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Man kann genau sagen, was das ist. Das sind die Detailplanung, die Detailbudgetierung und die jährliche Abrechnung. Das sind die drei Dinge, die derzeit nur das Präsidium vorgelegt und wahrscheinlich auch das Kuratorium zur Kenntnis gebracht bekommt. Wir wollen das auch alles haben und sind dagegen, dass die Dinge gehandhabt werden, wie sie derzeit gehandhabt werden. Wir werden noch so oft über die Strukturreform sprechen, dass ich es jetzt einmal bleiben lasse und einiges zu den drei anderen Kapiteln, die mir am Herzen liegen, sage. 

Nummer eins, die Sozialhilfe: Wissen Sie, wie Sozialhilfe gehandhabt werden muss, und zwar laut Gesetz, was im Gesetz steht? Darin stehen Dinge, von denen die Empfängerinnen und Empfänger nicht einmal träumen können. Darin steht: 

"Die Sozialhilfe hat rechtzeitig zu erfolgen." – Bei Wartezeiten von vier bis sechs Wochen bis teilweise zu drei Monaten kann von rechtzeitig nicht einmal andeutungsweise die Rede sein. 

"Die Sozialhilfe hat auch zu erfolgen ohne Antrag." – Wenn jemand nicht einmal einen Antrag stellt, die Behörde aber von der Notlage erfährt, muss die Sozialhilfe ebenfalls gewährt werden.

"Die Sozialhilfe" – man höre und staune – "muss vorbeugend gewährt werden."

Von alldem kann nicht einmal die Rede sein. Würde in Wien die Sozialhilfe so vollzogen, wie sie im Handbuch der Sozialhilfe steht, so wären wir zufrieden, mit zwei Ausnahmen, die ich jetzt nennen möchte: 

Was ist denn der eigentliche Skandal bei der Sozialhilfe? Der eigentliche Skandal sind die Richtsätze, die zu niedrig sind, um existenzsichernd zu wirken. Die Grünen fordern daher die Anhebung der Richtsätze.

Der zweite Punkt: Menschen nichtdeutscher Muttersprache, die keine österreichische Staatsbürgerschaft haben, fallen zwar in eine Kannbestimmung, haben aber kein Recht auf Sozialhilfe. Auch das gehört geändert. Diese Menschen wohnen in Wien, sind wie wir und müssen die selben Rechte wie wir haben. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Eine letzte Anmerkung möchte ich noch machen. Es ist nicht nur die Zahl der Sozialhilfeempfängerinnen und Sozialhilfeempfänger rasant gestiegen. Da kann sich Wien beim Bund gleich bedanken, weil dort ist die Urheberschaft zu suchen. Aber womit sich Wien meiner Meinung nach noch nicht oder zu wenig auseinander gesetzt hat, ist die Tatsache, dass auch die Zahl der Kinder und Jugendlichen, die zu diesen Familien gehören, exorbitant angestiegen ist. Es sind nahezu 18 000 junge Menschen, Kinder von Sozialhilfebeziehern und ungefähr die Hälfte davon geht in die Schule. Ich weiß, ich habe es schon einmal angemerkt, aber ich sage es noch einmal, der Schulbeginn kostet viel Geld. Es ist nicht so, dass das alles aus diesem Warenkorb oder aus dem kommt, was die Stadt Wien zur Verfügung stellt, sondern selbstverständlich stehen zu Schulbeginn die Lehrer und Lehrerinnen da, brauchen mehr, was die Stadt nicht liefert und sagen das den Kindern an. Innerhalb von einer Woche sollen die Kinder diese Dinge bringen. Da rede ich nicht davon, dass manche Lehrer über das Ziel schießen und sagen, das müssen Pelikan‑Bleistifte oder sonst irgendwelche Spezialartikelchen sein. Da werden die unwahrscheinlichsten Bestelllisten abgegeben, aber selbst wenn man No‑Name‑Produkte kauft, selbst wenn man so wirtschaftlich wie nur möglich umgeht, unter einem knappen Tausender – ich sage es in Schilling, weil es noch immer geläufiger ist –kommt man bei Schulbeginn nicht weg, je nach Schulart, die besucht wird. Teilweise ist es sogar sehr viel mehr. Es müsste eine Möglichkeit sein, das bei der Sozialhilfe zu beantragen und auch rasch zu bekommen, denn woher sollen diese Menschen das haben? Woher sollen die plötzlich einen Tausender – in Schilling – mehr haben. 

Zweiter Punkt: Es muss Wintergewand für diese Kinder und Jugendlichen gekauft werden. Das sind Dinge, die selbstverständlich sind. Ich weiß, dass die Sozialhilfe für Menschen mit Kindern mehr hergibt als anderen, aber ich sage Ihnen noch einmal, es reicht nicht aus, um zu verhindern, dass diese Kinder auf Grund von Armutszeichen, die sie stigmatisierend mit sich herumtragen, an den Rand der Gesellschaft geschoben und in ihren Klassen ausgegrenzt werden. Es sind so wenige Kinder und Jugendliche. Wir können das vermeiden. Die Stadt Wien muss es sich leisten können, für diese 8 000 Kinder die sichtbare Armut zu verhindern und sie integrativ zu behandeln. Bitte tun Sie das.

Damit schließe ich das Kapitel Sozialhilfe ab, sage nun etwas zu den unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen und bringe diesbezüglich auch einen Antrag ein. Meine Damen und Herren von der SPÖ, es gibt Gesetze, zum Beispiel das Jugendwohlfahrtsgesetz und in Ergänzung dazu das Wiener Jugendwohlfahrtsgesetz. Das Jugendamt darf einen jugendlichen Flüchtling, der keine Eltern hat und niemanden hat, der für ihn sorgt, nicht wegschicken. Das ist die Gesetzeslage. Sie können nach Hause gehen, sich ärgern, toben, kämpfen und gegen den Bund schreien, wenn er das Geld nicht refundiert, zu wenig refundiert, zu spät refundiert oder was weiß ich. Wir schimpfen gerne mit Ihnen gegen den Bund. Trotzdem hat die Stadt Wien nicht das Recht, diese Kinder und Jugendlichen wegzuschicken, sondern ist ganz im Gegenteil gesetzlich dazu verpflichtet, diese erstens wohnmäßig unterzubringen und zweitens zu versorgen, mit allem auszustatten, was notwendig ist und sie zu betreuen. Das heißt, das Jugendamt ist an sich Vormund dieser Kinder und Jugendlichen. Auch das, was ein Vormund zu tun hat, ist gesetzlich festgelegt. Auch Eltern, Erziehungsberechtigte, Vormunde, können nicht an diesem Gesetz vorbei und müssen etwas tun. 

Ich möchte Ihnen sagen, was das ist, weil es nicht nur darum geht, dass sie irgendwo schlafen, sondern es geht darum, dass der Vormund für Pflege und Erziehung des Minderjährigen verantwortlich ist. Dazu zählt die Wahrung des körperlichen Wohles – damit ist im Gesetz nicht die Kälte auf der Donauinsel gemeint, nehme ich einmal – sowie die unmittelbare Aufsicht. Er hat die nötigen Rahmenbedingungen für die Entfaltung der körperlichen, geistigen, seelischen und sittlichen Kräfte, die Förderung der Anlagen und Fähigkeiten, Neigungen und Entwicklungsmöglichkeiten des Kindes sowie die Ausbildung in Schule und Beruf zu schaffen. Weiter als die Stadt Wien von allen diesen gesetzlichen Vorgaben entfernt ist, kann man schon nicht mehr weg sein. Sie vollziehen dieses Gesetz nicht. Wenn man sich das Budget ansieht, so kommt man zu dem Schluss, dass Sie auch im kommenden Jahr nicht vorhaben, dieses Gesetz zu vollziehen. In einem Rechtsgutachten des Jugendwohlfahrtsgesetzes wird auch festgestellt, dass die gesetzliche Lage so ist. Die Juristen der MA 11 leugnen das auch gar nicht, das ist Gesetzeslage, aber Sie setzen sich einfach darüber hinweg. Im Grunde genommen ist es so, dass es nicht stattfindet, hat ganz andere Gründe. 

Wenn der Jugendwohlfahrtsträger seinen Pflichten aus der Vormundschaft nicht nachkommt, ist der Minderjährige berechtigt, sich bei einer gerichtlichen Behörde zu beschwerden. Allenfalls stellt sich darüber hinaus bei Nichtbeachtung der übernommenen Verpflichtung die Frage einer strafrechtlichen Verantwortung des Jugendwohlfahrtsträgers. Sie wissen das, ignorieren die gesetzliche Lage seit Jahren und haben offensichtlich vor, sie auch in Hinkunft zu verletzen. Da komme ich Ihnen jetzt nicht mit Fallbeispielen, die die Sache bildlich begreifbar machen würden, wie das nämlich ist, wenn einer ohne Hose und Schuhe im Jugendamt landet und dann von der Polizei weggebracht wird, weil sich das Jugendamt nicht mehr zu helfen weiß. 

Ich weiß, Sie leiden schrecklich. Ich rechne Ihnen das hoch an, dass Sie leiden, Herr GR Vettermann. (GR Heinz Vettermann: Die Geschichte geht anders! Ich kenne sie! – GR Mag Sonja Wehsely: Die Geschichte ist so, wie Sie sie darstellen, falsch!) Das ist falsch? Wir werden demnächst unsere Recherche fertig haben. Da gibt es so viele grauenhaft Fälle. (GRin Mag Sonja Wehsely: Sie reden immer nur von Einzelfällen!)

Nehmen wir den sanftesten Fall. Nehmen wir an, ein 16‑jähriger Jugendlicher kommt zum Jugendamt, winterlich gut gekleidet und bittet darum, untergebracht zu werden. Da gibt es verschiedene Varianten. Da gibt es die Variante, dass er weggeschickt wird. Das ist Hunderte Male der Fall gewesen. Oder wollen Sie dem widersprechen? (GRin Mag Sonja Wehsely: Sie halten die Rede!) Besser nicht, lassen wir es dabei. Hunderte Male weggeschickt.

Dann gibt es die Variante, zum Verein Duara geschickt. Dort darf er eine Woche ohne Matratze, glaube ich, bleiben. Alles schrecklich, ohne Matratze. Dann muss er auch von dort weggehen. Mittlerweile ist das Haus zu Recht zugesperrt worden. 

Dann gibt es die Variante, dass das Jugendamt einen Platz findet und der Mensch irgendwo untergebracht wird. 

In jedem Fall aber ist das Jugendamt weit davon entfernt, die Erziehung des Minderjährigen und die Vormundschaft mit allen Begleiterscheinungen zu übernehmen.

Ich stelle daher an dieser Stelle einen Antrag, ohne Ihnen jetzt die Begründung vorzulesen. Ich denke mir, das wird eine gute Gelegenheit für die Mitglieder der sozialdemokratischen Fraktion sein, zu zeigen, dass sie ebenfalls der Meinung sind, dass diese Jugendlichen bei uns aufgenommen und versorgt werden müssen.

Der Beschlussantrag lautet wie folgt:

"1. Jeder unbegleitete minderjährige Flüchtling wird vom Jugendamt entsprechend den Richtlinien und Qualitätsstandards der Jugendwohlfahrt untergebracht." – Ich denke, dagegen können Sie nichts haben, es wird wahrscheinlich auch Ihre Meinung sein, dass dem so sein soll. –

"2. Das Jugendamt übernimmt alle gesetzlich definierten Aufgaben eines Vormundes." – Ich nehme an, Sie werden auch dagegen nichts haben.

"3. Es erfolgt ein jährlicher Tätigkeitsbericht des Jugendamtes über die Betreuung der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge, beginnend mit dem Jahr 2003, der den GemeinderätInnen ausgefolgt wird."

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Ich möchte in der gebotenen Kürze noch kurz auf das Fiasko an den Pflichtschulen Wiens eingehen. Ich denke im Speziellen an die Volksschulen. Ich nehme an, Sie werden in letzter Zeit so viele Mails wie ich erhalten, wo die Berichte aus den Schulen nunmehr schön langsam eintrudeln. Wir sind zusammengefasst in der Situation, dass der Vertrag zwischen Bund und Wien, im Finanzausgleich geschlossen und unterschrieben vom Bgm Häupl mittlerweile 8 Prozent der Lehrerinnen und Lehrer an den Pflichtschulen weggekürzt hat. Wenn man die Supplierreserve einrechnet, dann sind es 8 Prozent.

Nunmehr kommt aber eine zweite Sache dazu, nämlich die Frühpensionierungen. Damit konnte jeder rechnen. Die Schulen haben damit gerechnet, weil sie gewusst haben, dass dieses Schrecknis auf sie zukommt. 750 an der Zahl. Mir wurde noch vor drei Wochen im Stadtschulrat versichert, dass mit 1.12.2003 all diese Posten nachbesetzt werden. Ich bin noch einmal hingegangen und habe noch einmal gefragt, ob das stimmt, ob wir uns darauf verlassen können, dass diese Posten nachbesetzt werden. Es hat geheißen, sie werden alle nachbesetzt. (GRin Barbara Novak: Es hat geheißen, dass jede Klasse einen Lehrer haben wird!) Es ist durchaus möglich, dass Sie jetzt nicht von selber wissen, woher ich die Auskunft bekommen habe. Ich kann Namen und Zeitpunkt nennen. Und zwar hatte ich am Tag vor der letzten Einserkollegiumssitzung ein Gespräch mit dem Herrn Dr Weidinger, wo ich mehrfach nachgefragt habe und er mir noch einmal versichert hat, dass man sich darauf verlassen kann, diese Posten werden nachbesetzt.

Wir können uns vorstellen, dass das Sparpaket von Bund und Wien mit einer Reduktion von 8 Prozent an Lehrerinnen und Lehrern an den Schulen bei der Qualität Einbußen und Löcher gerissen hat, dass es nur so kracht. Ich wiederhole das jetzt nicht. Wir können das alle in den entsprechenden Papieren und in den Aussagen der LehrerInnen und DirektorInnen nachlesen. Wenn zu diesen 8 Prozent nun überfallsartig – das ist der springende Punkt, damit hat niemand rechnen können – 750 Posten wegfallen, so haben wir es mit einer Reduktion beim Personal im Ausmaß von 12 Prozent innerhalb von vier Jahren zu tun. Ich mag das Wort nicht, aber "Kaputtsparen" ist an diesem Punkt angebracht. Das verkraften die Schule nicht. Das können sie nicht verkraften. Alles, was ich im September gesagt habe, was im "KURIER" stand und vom Stadtschulrat eifrigst bestritten wurde, dass nämlich die ganzen Begleitlehrer, Sprachheilpädagogen und so weiter von ihrer eigentlichen Bestimmung abgezogen werden und nun Klassen zu übernehmen haben, ist natürlich alles eingetroffen. Es wird in den nächsten Tagen und Wochen noch weitergehen, wenn die Posten nicht nachbesetzt werden, weil nachdem dann einige Schulen, wo besonders viele Pensionierungen sind, eine Einbuße von bis zu 20 Prozent ihrer Lehrerschaft haben, wo plötzlich fünf Lehrer fehlen, wird man die ganze Sache wienweit wieder ausgleichen müssen. Sie werden irgendwo Lehrer abziehen müssen, um die Löcher zu stopfen. Was wahnsinnig ärgerlich ist, ist die Tatsache, dass das alles auf dem Rücken der Kinder passiert. Schule wird in Zukunft weniger Spaß machen. Die Klassen werden wieder größer sein. Die Lehrerinnen und Lehrer werden mit ihrer Frustration und damit, dass nicht eine eingebildete, sondern eine tatsächliche Überforderung vorliegt, kämpfen müssen. Wir werden am Donnerstag in der Landtagssitzung anlässlich einer Aktuellen Stunde der Grünen noch Zeit haben, alles zu diesem Thema zu besprechen. 

Noch einmal in Richtung Bund: Dieses Sparpaket war falsch, an der vollkommen falschen Stelle eingesetzt. In Richtung Wien: Wien darf das Sparpaket nicht noch verschärfen, sondern muss nunmehr überlegen, wie man es entschärft und wie man es mit den Gemeinde‑Wien‑Stunden hält, wie viele man zusätzlich einsetzen muss, um die Innovation der Schulen nicht zu gefährden und nicht auf dem Rücken der Kinder zu sparen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich möchte nun abschließend zwei Anträge einbringen, die ich für meine Kollegin Maria Vassilakou einbringe, die das als Stadträtin nicht machen kann. Es sind zwei Anträge, die im Behindertenbereich angesiedelt sind. 

Der eine betrifft neue Nahverkehrsgarnituren der ÖBB. Ich bringe sie Ihnen nur zur Kenntnis. Der Antrag lautet:

"Die Stadt Wien wird keine neue Nahverkehrsgarnituren der Österreichischen Bundesbahnen mitfinanzieren, solange die barrierefreie Nutzung der Garnituren nicht gewährleistet ist."

Wir beantragen eine sofortige Abstimmung dieses Antrags. 

Der zweite Antrag betrifft die persönliche Assistenz und lautet:

"Die Stadtregierung möge dafür Sorge tragen, dass Menschen mit Behinderungen eine persönliche Assistenz in Anspruch nehmen können."

In formeller Hinsicht beantrage ich ebenfalls die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Abschließend eine Bemerkung: Es gibt im Desasterressort sehr vieles zu kritisieren. Vor allem aber sei noch einmal hervorgehoben – das hat nichts mit Kritik, sondern mit einer Forderung meinerseits und einer Forderung von Seiten der Grünen zu tun –: Vollziehen Sie erstens das Sozialhilfegesetz so, wie es im Handbuch steht,, vollziehen Sie zweitens das Jugendwohlfahrtsgesetz und brechen Sie nicht laufend das Gesetz zu Ungunsten unbegleiteter minderjähriger Flüchtlinge. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Prof Walter Strobl. (GR Dr Matthias Tschirf: Hofrat!) Entschuldigung, Hofrat. 

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Keine Diskussionen um den Titel bitte. Titel ohne Mittel.

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren!

Es wurde bei der Generaldebatte schon der Begriff geprägt, das Budget ist die in Zahlen gegossene Politik einer absoluten SPÖ‑Mehrheit und zeigt daher auch schon beim Vergleich der Budgetansätze sozusagen die Spur, in welche Richtung das zu verstehen ist. Mit 40,52 Millionen EUR weniger ist das eine Frage, wo man gerade in einem Intensivressort, das nicht nur sehr groß ist, sondern auch sehr wichtige Bereiche dieser Stadt umfasst, wo man dieses Geld einspart. Was uns in der Summe am Budget insgesamt abgeht, ist der Gestaltungswille. Das ist die Bereitschaft, in Bereichen Reformen umzusetzen, anzugehen, Konzepte zu entwickeln und in einer breiten Diskussion, wenn es geht, natürlich dort, wo es auch Sinn macht, unter Einbindung der Betroffenen entsprechende Beschlüsse herbeizuführen und diese Stadt zu regieren. Während man in ganz Europa Reformen umsetzen muss, weil der Wohlfahrtsstaat und vor allem der Sozialbereich des Wohlfahrtsstaates nur finanzierbar ist und finanzierbar bleibt, wenn man Reformen umsetzt, geht man in Wien den alten sozialdemokratischen, eigentlich müsste man sagen, den sozialistischen, Weg im Glauben, man müsse dort nur noch mehr Geld hineingeben, dann würde sich das Problem von selber lösen. Mitnichten, meine Damen und Herren. Auch Sie haben keinen Esel‑streck‑dich und es ist daher einfallslos und konzeptlos, zu glauben, dass man durch Umschichtungen innerhalb des Ressorts Probleme lösen kann, wie sie derzeit anstehen.

Ich darf Ihnen ein paar Schlaglichter aus diesem Bereich kurz darstellen. Wenn wir uns die Kinderbetreuung genauer anschauen, dann finden wir ein Minus von 5,4 Millionen EUR, und das in einem Ansatz, wo es um Transferleistungen geht, also wo es um die Leistungsträger dieser Stadt geht. Die Leistungsträger sind jene Organisationen, die gemeinnützig für diese Stadt eine Arbeit erledigen, die nicht nur notwendig sind, sondern die auch – da gibt es einige Studien, die das belegen – viel billiger und effizienter sind, aber natürlich den Marktprinzipien unterliegen, das heißt, keine Garantien haben, wie staatliche oder städtische Einrichtungen das für sich haben. Es ist ein bisschen eine Pikanterie am Rande, dass der Subventionsgeber Stadt gleichzeitig auch Anbieter, in dieser Frage quasi Konkurrent zu den privaten Anbietern, ist. 

Das, was ich hier vermisse, ist eigentlich der umgekehrte Weg auf Grund aktueller Umsetzungen. Ich denke zum Beispiel an das neue Kindertagesheimgesetz, das beschlossen wurde und in der zuständigen Verordnung höhere Qualitätsstandards für eine höhere Fläche pro Kind und Qualitätsstandards für mehr Personal fordert. Man kann sich an fünf Fingern ausrechnen, dass das mehr Geld bedeutet. Das bedeutet, dass die Privaten unter Druck kommen. Gleichzeitig – ich glaube, du bist gut informiert, sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin – stehen durchaus Kollektivvertragsverhandlungen im Raum, zumindest gibt es Ansätze für eine derartige Überlegung. Das heißt, wenn es im Kinderbetreuungsbereich zu Kollektivvertragsverhandlungen kommt, wird es noch einmal einen Kostenschub geben. Da stellt sich dann tatsächlich die Frage, ob diese zusätzlichen Kosten ganz an die Eltern abgewälzt werden oder man einfach vergessen hat, auf diese Überlegungen Rücksicht zu nehmen, weil ich kann nicht annehmen, dass mit einem um 5,4 Millionen EUR geringeren Budget auch diese Überlegungen bedacht und eingebracht worden sind. 

Wir werden daher einen entsprechenden Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, den ich kurz erwähnen darf. Es geht darum, dass die zuständige Stadträtin und Vizebürgermeisterin, Grete Laska, aufgefordert wird, mit den gemeinnützigen Leistungsträgern im Bereich der Kinderbetreuung Gespräche aufzunehmen, um neue angepasste Förderrichtlinien für das Budgetjahr 2004 zu vereinbaren. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein weiterer Bereich, der auch interessant darzustellen ist, ist die MA 44. Wir wissen seit vielen Jahren, dass es sich dabei um einen Bereich handelt, der in der Doppelstrategie, müsste man sagen, einerseits sozial verträglich und andererseits nach privatwirtschaftlichen Gesichtspunkten geführt, ein Konzept vorlegen sollte, das zumindest das derzeitige Defizit von 38 Milli-onen EUR halbieren sollte. Was passiert aber in diesem Bereich? Wir haben das in den letzten eineinhalb Jahren genau verfolgt, nachdem bereits 2001 ein Konzept vorgelegt wurde, Sie bis heute nicht darauf reagiert haben und es dazu deutliche Stellungnahmen aller Fraktionen gegeben hat, dass es in Summe um viel Geld für die Bäder nach dem Motto "ein bisschen hier, ein bisschen dort" geht. Ein Volleyplatz für das eine Bad, ein Kinderspielplatz für ein anderes Bad. Da Reparaturkosten für ein kaputtgegangenes Bassin und dann ein neues Eintrittssystem als Probe in einem Bad, das dem Denkmalschutz unterliegt, also eigentlich die teuerste Variante für einen Probebetrieb darstellt. Das ist überhaupt eine Pikanterie am Rande. Man hätte das in einem modernen, einfachen, durchaus häufig und gut frequentierten Bad viel besser und wahrscheinlich von den Kosten her auch viel günstiger erproben können. Das ist offenbar ein Ausdruck einer gewissen Planlosigkeit. Wenn das Defizit rund 40 Millionen EUR ausmacht, kann ich nur sagen, das ist nur beispielhaft, denn es ist Ihnen in Summe egal, wie Sie mit dem Steuergeld umgehen, weil es sozusagen nicht Geld ist, das aus Ihrer Tasche kommt, sondern den Bürgern abgenommen wird. Das unterscheidet uns im sorgsamen Umgang mit dem Geld so deutlich von dieser Wiener SPÖ! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein weiteres Kapitel, das schon lange hier diskutiert wird, obwohl es mittlerweile offenbar in Kraftanstrengungen nur mehr darum geht, den allseits bekannten Slogan "Sport ist Mord" umzudrehen und zu sagen, das ist Mord am Sport in Wien, haben wir, wenn zwar das Budget offiziell mit 3 Millionen EUR höher als im Vorjahr dotiert ist, aber dafür das Geld – ich nehme an, es handelt sich um eine versteckte Situation für die Fußballeuropameisterschaft –sozusagen gleichzeitig wieder blockiert ist. Tatsächlich ist es so, dass von den eigentlichen Sportförderungsmitteln 500 000 EUR weniger als im Vorjahr zur Verfügung stehen werden. 

Die Hälfte der Sportförderung geht, wie üblich, automatisch an die Wiener Stadthalle, wo der Sportamtsleiter Dr Podkowicz dem Aufsichtsratvorsitzenden Dr Podkowicz im Bereich der Wiener Stadthalle das Geld quasi von einer Sakkotasche in die andere hineinschiebt, sagt: "Das haben wir gut gemacht." und damit sozusagen auch ein gewisses Ausmaß an Sicherheit für die Wiener Stadthalle gegeben ist, noch dazu wenn man Bereichsdirektor ist und darüber auch noch verfügen kann. Insgesamt bleiben also für die Sportförderung 6,3 Prozent vom Gesamtbudget übrig.

Wenn man sich jetzt noch anschaut, was Sie im letzten Jahr gemacht haben, nämlich die Mittel von den insgesamt 67 Prozent, die Sie den Dachverbänden aus dem Bereich Ihrer selbsterwirtschafteten Steuermittel, mit dem so genannten ehemaligen Sportgroschen, auf 37 Prozent gekürzt haben, dann weiß man, wohin der Hase läuft. Sagen Sie doch endlich einmal offen und ehrlich, Sie wollen diese Dachverbände in Wien nicht mehr sehen. Sie wollen sie nicht mehr haben. Sie wollen sie kaputtmachen. Wenn man das weiß, offen mit den Leuten redet und sagt, dass man ein anderes Konzept hat, das zwar nicht bekannt ist, aber man eigentlich mit ihnen nichts mehr zu tun haben will, sondern willkürlich fördert, wie es schon passiert, jeder Verein selber kommen, einen Antrag stellen darf und dann nach keinem Konzept gefördert wird, ist es ganz lustig, wenn man sich anschaut, wie oft der Rechnungshof seit dem Jahr 2002 jährlich darauf hinweist, aber es bis heute nicht gelungen ist, die Kritik des Rechnungshofs in der MA 51 umzusetzen, nämlich ein entsprechendes Sportförderungskonzept auszuarbeiten. So, wie Sie mit den Dachverbänden umgehen, ist es, gelinde gesagt, ein echter Skandal, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Man könnte eigentlich sagen, die SPÖ lässt die Kleinen im Stich, denn die sind lästig. Die sind politisch natürlich nicht so brauchbar wie die Großen mit ihren Events, mit ihrer Presse und mit den Fernsehauftritten. Es herrscht schlichtweg sozusagen Willkür. 

Ich darf daher einen Beschluss- und Resolutionsantrag gemeinsam mit meiner Kollegin Ingrid Korosec einbringen. der die amtsführende Stadträtin auffordert, im Sinne von Transparenz und Nachvollziehbarkeit umgehend detaillierte Vergaberichtlinien für die im Eigentum der Stadt Wien befindlichen Sportstätten und Sporthallen auszuarbeiten. Die Vergabe soll dabei in Vergabesitzungen und unter Einbeziehung der drei Dachverbände ASKÖ, ASVÖ und UNION erfolgen. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Kontrollamtsbericht sagt – das wurde im zuständigen Ausschuss bereits diskutiert –, dass den Dachverbänden auf Grund eines genau festgelegten Aufteilungsschlüssels, der noch dazu von der MA 51 selbst festgelegt wurde, aber damals noch einvernehmlich mit den Dachverbänden, was jetzt ein anderer Stil geworden ist, insgesamt 455 Millionen EUR in den letzten sechs Jahren vorenthalten wurden. Die wurden einfach nicht ausbezahlt. Das wurde von der MA 51 zurückbehalten und halt anders verwendet, wo auch immer. Wir halten das für eine nicht ordentliche Form der Vertragsabwicklung. Wenn man einen solchen Vertrag eingeht, dann kann man über mehrjährigen Durchschnitt schauen, ob das halbwegs passt, was zugesagt wurde. Das war die einzige Sicherheit, mit der die Dachverbände rechnen konnten und rechnen mussten, aber nicht, indem man sozusagen willkürlich etwas festlegt und über sechs Jahre hinweg diesen drei Dachverbänden rund 455 Milli-onen EUR vorenthält. 

Wir haben uns daher entschlossen, ebenfalls gemeinsam mit meiner Kollegin Ingrid Korosec, einen Antrag zu stellen:

"Der Wiener Gemeinderat möge im Rahmen des Budgets für 2004 den drei Dachverbänden ASKÖ, ASVÖ und UNION sowie dem Wiener Fußballverband ihre aliquoten Anteile an Mitteln des Sportförderungsbeitrages, also vormals Sportgroschen, aus den Jahren 1996 bis 2001 im Ausmaß von 455 975 000 EUR umgehend zu überweisen."

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es geht also darum, ob wir hier ein System vor uns haben. Ich darf Ihnen als Beispiel vortragen, dass ein Ihnen durchaus nahe stehender Dachverband, nämlich die ASKÖ, im Jahr rund 98 000 EUR erhält. Das ist ein Jahresbudget, mit dem sie sozusagen alle ihre Mitgliedsvereine, ihre Sportstätten et cetera erhalten muss. Und ich nenne Ihnen als Beispiel daneben ebenfalls eine Ihnen nahe stehende Organisation: Der WAT - bedeutend kleiner als die ASKÖ - erhielt dafür 215 000 EUR. 

Sie sehen schon, hier herrscht kein Konzept. Hier gibt es kein Konzept, aus dem klar und deutlich ersichtlich wäre, dass es um Förderrichtlinien geht - die insgesamt durchaus in einem gewissen freien Spiel angewendet werden, aber nachvollziehbar wären -, sondern es geht um Willkür. Es geht darum: Wer heute mein Freund ist, der darf ein bisschen Geld bekommen, und wer das heute gerade nicht ist, der hat eben Pech gehabt und wird schauen müssen, dass er woanders Geld herbekommt.

Es ist bis heute nicht klar, wie Sie die Krieau tatsächlich retten wollen. Es gibt jetzt Bestrebungen in der Krieau - Gott sei Dank, muss ich sagen -, durch Privatinitiative mehr privatwirtschaftliche Überlegungen für ein Konzept einzubringen. Ihr Motto war hier ja auch bisher: pro Jahr 500 000 EUR zur Abgeltung jener Lücken und Löcher, die die Krieau eben erwirtschaftet hat. Aber wenn ich mich nicht der Wirklichkeit stelle - und die Wirklichkeit heißt durchaus Frank Stronach, meine Damen und Herren! -, dann darf ich mich nicht wundern, wenn ein Wiener Juwel vor die Hunde geht, in das wir erst vor wenigen Jahren - damals noch - 120 Millionen ATS investiert haben, und zwar in den Neubau und in den Umbau einer Tribüne. 

Was hier jetzt geschehen muss, ist die Erarbeitung eines Konzepts. Ich bekenne mich dazu: Wenn dieses Konzept schlüssig und vernünftig ist, dann wird man auch überlegen müssen, wie hier die Stadt ihren Anteil an Förderung einbringt. Aber einfach 500 000 EUR über den Tisch zu schieben, ist sicherlich kein Konzept, das zu Lösungen führt, und das wird mit uns, mit der ÖVP, so auch ganz sicher nicht möglich sein. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es fehlt mir in diesem Budget auch der konkrete Ansatz, der Hinweis oder das Konzept zur Vorbereitung der Fußball-Europameisterschaft 2008. Ich bin sehr neugierig, was Sie alles an Maßnahmen vorhaben und wo Sie das Geld dafür hernehmen, oder ob Sie es dann noch einmal aus dem Fördertopf nehmen, obwohl jetzt schon für den Breitensport sowieso wenig Geld vorhanden ist. Es ist nicht nachvollziehbar, Sie haben es auch bis heute nicht der Öffentlichkeit vorgestellt. 

Insgesamt orte ich im Sport eine massive Dialogverweigerung. Es ist nicht nachvollziehbar, warum man mit den Dachverbänden so umgeht. Ja man müsste direkt annehmen, Sie bestrafen diese Dachverbände, weil sie sich erdreistet haben, eine Idee darüber zu verschriftlichen, wie ein neues Landes-Sportgesetz aussehen könnte - ich betone: könnte -, und dies der zuständigen Stadträtin schon vor eineinhalb Jahren übergeben haben. Bis heute gibt es dazu kein Gespräch. Es gibt eine Verweigerung, es wird ignoriert - es wird nicht einmal ignoriert, muss man sagen. Meine Damen und Herren, das ist wirklich ein Skandal erster Klasse, wenn sich die Stadt hier aufgrund des Einsatzes der vielen freiwilligen Mitarbeiter im Sport Millionenbeträge erspart und dann die Repräsentanten, die über die Dachverbände die Drehscheibe für diese kleinen Vereine darstellen, so behandelt werden! Das ist kein Stil, und das ist auch das, was wir hier kräftig kritisieren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein letztes Kapitel zu den Schulen: Hier findet sich im Budgetansatz ein Minus von 40 Millionen EUR. Auch hier wieder die Frage: Wo kann da Geld eingespart werden? Da es sich hier in erster Linie wahrscheinlich um den Investitionsbereich handeln wird, kann ich nur annehmen, dass Sie im Schulbau zurückschrauben und dass Sie - was ja bereits nachvollziehbar ist - in den Generalsanierungs-Überlegungen für die Pflichtschulen ganz einfach dort aufhören, wo sie derzeit stehen. Es wurden 1998  34 Standorte beschlossen, mit einer Summe von 1,4 Milliarden ATS. Diese Summe ist mittlerweile sicher verbraucht, weil die Schätzungen teilweise horribel falsch waren, nämlich die Kosten oft das Doppelte der Schätzungen ausgemacht haben und das Geld jetzt sozusagen gar nicht mehr vorhanden ist. Wir müssen aus jetziger Sicht, soweit ich das überprüfen konnte, damit rechnen, dass acht Standorte, die bereits eingereicht sind, nicht mehr realisiert werden können. Es ist das auch aus dem Budgetansatz aus meiner Sicht so ablesbar. (GR Günter Kenesei: Weil die Zeit so schnell vergangen ist!)
Was die Frage der Pflichtschullehrer-Situation in Wien betrifft, die von meiner Vorrednerin schon angesprochen wurde, kann ich nur das sagen, was Herr StR Rieder als zuständiger Finanzstadtrat in der Generaldebatte gesagt hat: Verträge sind dazu da, dass sie eingehalten werden müssen. Er bekennt sich dazu, das heißt, es ist sozusagen für Wien nichts Neues gewesen, wie die Verhältniszahlen sind. 

Eines wundert mich ein bisschen, aber vielleicht ist da noch einiges unterwegs. Wir sind immer der Auffassung gewesen - und haben uns darum bemüht -, dass für Wien mindestens 300 Lehrer mehr notwendig sind, aber nicht, weil die Maßzahlen vielleicht österreichweit nicht stimmen, sondern weil diese Maßzahlen ganz einfach für Wien nicht stimmen. Wien ist im Verbund mit den anderen acht Bundesländer nun einmal eine Stadt und ein Bundesland zugleich und hat daher ganz andere Problemstellungen. Das wurde offenbar bei den damaligen Finanzausgleichsgesetzverhandlungen vergessen oder übersehen, wie auch immer. Aber jetzt offenbar darauf zu warten, dass hier von selbst etwas passiert, halte ich für den falschen Weg. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir bleiben dabei: Wien braucht 300 Lehrer mehr, als die Verrechnungsschlüsselzahlen ergeben, weil wir ganz einfach Probleme mit dem Begriff Zuzug, also Ausländerintegration haben, weil wir Mehrbedarf aufgrund des dichten Schulangebots im Bereich der Behindertenintegration haben, weil wir Mehrbedarf im Zusammenhang mit Heilstättenschulen haben und weil wir einen Mehrbedarf haben, da es in keinem anderen Bundesland so viele unterschiedliche Religionen gibt, die aufgrund der gesetzlichen Vorhaben ebenfalls mit Lehrern abzudecken sind. In diesen Dingen finden Sie in uns zweifelsohne Mitkämpfer dafür, dass für Wien etwas getan werden muss. Aber ohne Verhandeln, ohne Gespräche wird es von selbst nicht passieren, und das gilt auch für diese Stadt. Ich gehe deshalb davon aus, dass auch Wien selbst bereit sein wird, hier über den Rahmen des Finanzausgleichs hinausgehende Überlegungen einzubringen.

Ein letzter Gedanke, oder ein vorletzter Gedanke noch zu diesem Bereich betrifft die Diskussion um die ganztägigen Schulen - von der SPÖ österreichweit heftig akklamiert und heftig diskutiert. Es zeigt sich folgende Situation in Wien: Wir haben derzeit ein ganztägiges Angebot von 13 Prozent für die Volksschulen und etwa 27 oder 28 Prozent für den Bereich der Hauptschulen. Das ist, gelinde gesagt, nicht aufregend viel, meine Damen und Herren. Wer hier tatsächlich ein flächendeckendes Angebot haben möchte, so wie es gerne artikuliert wurde, der muss entsprechend den gesetzlichen Vorgaben von 1993 auch die entsprechenden Beschlüsse auf der Landesebene - konkret in den Landesschulräten, also in Wien im Stadtschulrat - fassen, dann hier budgetieren und umsetzen. So einfach ist das. Aber - vielleicht kann man mich da aufklären - ich finde ja das Budget der Kinder- und Jugendbetreuung gar nicht mehr in den normalen Budgetansätzen. Das ist irgendwo anders hin verschwunden, ich habe es noch nicht gefunden. Wir sind dabei, es mit der Lupe zu suchen. - Wenn du es weißt, wäre ich dir sehr dankbar, wenn du es mir sagen kannst.

Eine allerletzte Überlegung zum Bereich Bildung: Wir haben seit ungefähr fünf, sechs Jahren gemeinsam in Wien ein Konzept für die Hauptschule, den Mittelstufenbereich, die so genannte kooperative Mittelschule erarbeitet. Es ist das zweifelsohne auch ein politisches Kompromissmodell, das in vielen Ansätzen sehr vernünftig ist. Wir haben das bis zuletzt unterstützt. 

Was jetzt in der Umsetzung vom Stadtschulrat hinausgegangen ist, meine Damen und Herren, das ist horribel! Ich darf Ihnen nur zwei Dinge nennen. Da steht drin, dass in jedem Standort der kooperativen Mittelschule der Lehrplan des Realgymnasiums gilt. Meine Damen und Herren, genau das war der Punkt, an dem der alte Schulversuch des Schulverbundes Schiffbruch erlitten hat! Denn das war Betrug an den Schülern. Das hat nicht funktioniert. Man kann nicht jedem Kind suggerieren: Wenn du in diesen Schultyp gehst, dann bis du RG-reif, also reif für eine höhere Schule. 

Wir haben dazu auch viele Beispiele aus Ihren eigenen Reihen. Es hat zum Beispiel ein berühmter, profilierter sozialdemokratischer Direktor einer HTL in Wien 10 in seinem Jahrbuch vor einigen Jahren genau aufgelistet, was mit den Schülern aus dem Schulverbund in seiner Schule passiert: Die fallen nämlich alle, zu 100 Prozent, durch! Das ist also ein falscher Weg. Wir haben das reformiert und gesagt: Alle Lehrpläne sind einzusetzen. Wenn ein Schüler die Reife hat, dass er die RG-Klausel erreicht, dann ist das okay, dann soll man ihn entsprechend fördern, dann soll man ihm diese Möglichkeit einräumen. Aber generell den Gymnasiums-Lehrplan an einer Hauptschule vorzuschreiben, ist aus meiner Sicht sowieso auch rechtlich gar nicht möglich. 

Ein Zweites ist, was dann in den Beschreibungen behauptet wird. Die Eltern werden aufgefordert, in dem Fall, dass der Schüler in der Schule diese Reife nicht erbringen kann und daher schlechte Noten hat, sozusagen per Unterschrift, per Antrag die Beurteilung nach einem anderen Lehrplan, nämlich nach dem Lehrplan der Hauptschule, anzufordern. 

Meine Damen und Herren! Ich habe ein Schulsystem in dieser Form auf der ganzen Welt noch nicht erlebt, dass Eltern einschätzen müssen, in welcher Art und Weise ihr Kind in welchem Lehrplan eingestuft werden soll, und dann selbst einen Antrag stellen. Es kann doch nur umgekehrt sein! Die Schule sagt: So ist es, du wirst nach diesem Lehrplan beurteilt. Die Schule stellt alle diese Möglichkeiten zur Verfügung und informiert entsprechend die Eltern darüber, nach welchen Kriterien ihr Kind - eben aufgrund eines Leistungsprofils - beurteilt wird. 

Das sind also horrible Dinge, die nicht mehr nachvollziehbar sind und mit der KMS überhaupt nichts zu tun haben. Sie wurden nie so diskutiert, und ich habe große Sorge, meine Damen und Herren, dass eine gute Idee in Wien nun über die praktische Umsetzung, die sich offenbar auch jeder politischen Kontrolle entzieht, kaputt gemacht wird. Wir bedauern das, und wir befürchten - ich bezeichne es fast als Schande -, dass mit diesem gemeinsamen Modell eine Chance, die vielleicht sogar österreichweit eine gewisse Signalwirkung hätte haben können, kaputt gemacht wurde. Wir werden jedenfalls in dieser Frage und in diesen Dingen ganz konsequent auf den Linien bleiben, die wir von der ÖVP hier eingebracht haben und die als Kompromiss im Stadtschulrat beschlossen wurden. (Beifall bei der ÖVP.)

Lassen Sie mich zum Schluss kommen. Was ich in diesem Ressort vermisse, sind konzeptive Überlegungen. Ich habe nur ein paar Beispiele herausgegriffen, die schmerzhaft sind. 

Es fehlt in diesem Ressort ein Familienförderungsgesetz. Bis heute ist das nicht geklärt. Sie ersparen sich auf der einen Seite viel Geld durch neue Errungenschaften auf Bundesebene in diesem Bereich. Auf der anderen Seite gäbe es genug Notwendigkeit und Möglichkeit, hier fördernd und hilfreich den Familien, die es trotzdem noch brauchen, unter die Arme zu greifen. Das passiert alles nicht in diesem Ausmaß. 

Wir haben keinen Schulentwicklungsplan, keine Zusammenschau. Wir wissen nicht, wo in nächster Zeit aufgrund demographischer Entwicklungen eine Schule geschlossen werden wird. Wir erfahren es dann knapp davor. 

Wir haben bis heute kein Bäderkonzept. Das habe ich schon erwähnt.

Es gibt kein Musikschulkonzept. Das heißt, es gibt einen Entwurf eines Musikschulkonzepts, der mittlerweile schon vier Jahre alt ist, in dem aber eindeutig drinsteht, dass die Versorgungsdichte mit 1,5 Prozent unter jeder Kritik ist und dass durchschnittlich 4 Prozent angestrebt werden sollten. Es fehlen zehn Standorte. Das alles wissen wir, aber es passiert nichts. 

Die Krieau ist ein Fass ohne Boden. Wenn es nicht zu den von mir schon aufgezeigten Überlegungen und Konzepten kommt, wird wahrscheinlich auch dort Frank Stronach irgendwann einmal das Ganze übernehmen beziehungsweise werden wir die Krieau insgesamt zu Grabe tragen müssen. (GR Günter Kenesei: Wie die Freudenau!) Genau, wie die Freudenau.

Sie haben kein Integrationskonzept im vorschulischen Bereich. Wir haben immer wieder versucht, Ihnen aufgrund von internationalen Studien nachzuweisen, dass es viel effizienter und sinnvoller ist, bereits beim Fünfjährigen anzusetzen, die sprachliche Integration - natürlich auch die soziale Integration - vorzubereiten und damit den Schuleingangsbereich zu entlasten. Es wird uns jetzt alles auf den Kopf fallen, wenn durch die Umstellungen und durch die neuen Lehrerverteilungen in den Wiener Schulen natürlich auch diese Dinge in Mitleidenschaft gezogen werden. 

Sie haben kein Kinderbetreuungskonzept. Das heißt, ich kenne kein Konzept, das klar festlegt, wie die ganztägige Schulbetreuung in Wien in Zukunft aussehen wird.

Außerdem - das habe ich schon gesagt - sind Sie dabei, den Breitensport kaputt zu machen.

Das alles findet sich - ich habe das zu Beginn gesagt - in einem in Zahlen gegossenen politischen Ausdruck, nämlich in Ihrem Budget 2004. Sie werden verstehen, dass infolge dieser von mir jetzt dargelegten Überlegungen eine Zustimmung nicht denkbar ist. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Römer. Ich erteile es ihm.

GR Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Frau Vizebürgermeisterin! Werte Kolleginnen und Kollegen!

In diesem Ressort ist es eines der wichtigsten Dinge - wobei es natürlich viele wichtige Dinge gibt -, die Existenz der Familien der Wienerinnen und Wiener zu sichern. Daher ist es nicht nur interessant, was hier im engen Bereich des Sozialen geschieht, sondern es ist auch interessant, was rundherum geschieht, weil ich davon ausgehe, dass die Frau Vizebürgermeisterin das soziale Gewissen dieser Landesregierung zu sein hat. 

Der Herr Vizebürgermeister hat gestern in seinen Einführungen zum Voranschlag die Rolle der Frau Vizebürgermeisterin übernommen. Er hat sich neben der Vorstellung des Voranschlages - natürlich genauso, wie es auch die Frau Vizebürgermeisterin immer macht - breit mit dem Bund beschäftigt und einige Dinge in den Raum gestellt, die man jetzt gar nicht alle richtig stellen kann, weil dies eine eigene Rede wäre. Dazu nur ein Beispiel: Wenn er etwa bemerkt, dass das Pflegegeld jahrelang nicht erhöht worden ist, so stimmt das schon - das ist eine Tatsache -, aber man könnte dazu zwei Fragen stellen. Erstens: Warum wurde es nicht erhöht, als sozialdemokratische Finanzminister im Amt waren? (GRin Barbara Novak: Immer abschieben!) Und die zweite Frage ist: Wien hätte ohne weiteres - vielleicht nicht unbedingt direkt im Rahmen des Pflegegeldes, aber trotzdem - eine Zuwendung an diesen Personenkreis machen können, wenn schon nicht eine Erhöhung des Pflegegeldes direkt möglich gewesen wäre. Das heißt, dauernd nur zu sagen, dass die anderen schuld sind, und alles wegzuschieben, ist mir ein bisschen zu wenig. 

Ich möchte auch bemerken, dass die Sozialhilfe in Wien nicht erhöht worden ist, zum Unterschied von den Ausgleichszulagenrichtsätzen, die von der Bundesregierung seit 2000 jedes Jahr überproportional erhöht worden sind. Das muss man zur Kenntnis nehmen, das ist einfach so. Es ist leider so, dass den Wienerinnen und Wienern hier nicht so viel gegeben wird. 

Der Herr Vizebürgermeister hat sich gestern auch über den Heizkostenzuschuss geäußert. Da können wir auch mitreden. Bis jetzt hat hier jedes Jahr irgendeine Fraktion - oder sogar mehrere - in der Debatte über den Voranschlag eine Auszahlung des Heizkostenzuschusses beantragt; das ist immer abgelehnt worden. Ich habe es diesmal nicht gemacht. Ich habe mir gedacht, ich mache es deswegen nicht, weil es, wenn der Antrag kommt, dann heißt: Die FPÖ hat es beantragt, daher neigt man bei der Mehrheit dazu, das nicht so umzusetzen. Daher stelle ich keinen Antrag und gebe der Frau Vizebürgermeister die Chance, in dieser Frage von sich aus aktiv zu werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir haben hier einen Voranschlag, der durch weitere Belastungen gekennzeichnet ist. Ich möchte dies zum Anlass nehmen, um Kollegen Ekkamp anzusprechen; jetzt ist er leider nicht da. Er rennt jahrlang mit einer Liste herum, die er immer herzeigt, und er sagt: die furchtbare Bundesregierung. Ich habe auch so eine Liste dieser furchtbaren Landesregierung. Davon kann ich gar nicht alles vorlesen und möchte hier nur einige Dinge, die vor allem Familien und Kinder belasten, aufzählen. 

Wenn man zurückdenkt, war vor der letzten Gemeinderatswahl in Wien etwas Funkstille. Da gab es wenige Erhöhungen. Vollkommen klar und politisch verständlich, dass die Mehrheit nicht vor der Wahl Erhöhungen durchführt - aber kaum war die Wahl vorbei, haben wir schon die Erhöhungen gehabt! Ich verweise hier darauf: Einführung einer Wiener Stromsteuer im November 2001 - sie wurde dann durch das Bundesgesetz halbiert -, Kürzung bei Essen auf Rädern 2002, Halbierung der Wiener Wirtschaftsförderung 2002, Erhöhung der Tarife der Wiener Linien 2002, Müllsteuer 2002. (GR Paul Zimmermann: Das ist eine Abgabe!) Ich verweise auf die Erhöhung der städtischen Kindergartengebühren 2002 und die Erhöhung bei den Sportanlagen 2002. Spitalskostenbeitrag - da ist es verständlich; die Bädertarife haben wir jetzt erst erhöht - das heißt nicht wir, sondern die Mehrheit -, ab 1. Mai. Die Gaspreise werden ab 1. Juni erhöht. Ich verweise darauf, dass die Wasseranschlussgebühr um 11 Prozent erhöht worden ist - am 1. August -, auch der Urlaubskostenbeitrag für Familien mit geringem Einkommen ist erhöht worden. Ich verweise auf die Erhöhung des Kehrtarifs der Rauchfangkehrer. Die Rettungsgebühren werden am 1. Jänner erhöht. Das heißt, viele Erhöhungen, die vor allem Familien und Kinder sowie Familien mit schlechter finanzieller Gestion belasten, wurden durchgeführt.

Ich möchte darauf verweisen - und ich brauche nicht alles zu wiederholen, was heute und in den vergangenen Sitzungen schon gesagt wurde -, wir leiden darunter, dass dieses Ressort falsch budgetiert und dass hier zu niedrige Ansätze enthalten sind. Das halte ich deswegen für besonders schlecht, weil gerade die Leiterin des Ressorts, die Frau Vizebürgermeisterin, immer davon ausgeht, dass ein stärkerer Wind kommt und dass höhere Beträge im Sozialbereich notwendig sein werden, und dies vor allem deshalb, weil die Gemeinde Wien subsidiär die Existenz unserer Familien, der Familien der Wienerinnen und Wiener sichern muss. 

Trotzdem ist im Voranschlag 2004 wieder zu bemerken, dass die Sozialhilfe insgesamt um 2 Millionen unterdotiert ist. Das ist ein Minimum, weil man ja leider Gottes davon ausgehen muss, dass es hier zu einem Mehrbedarf kommen wird. Sogar in dem direkten Ansatz "Hilfe zur Sicherung des Lebensunterhaltes" fehlen 8 Millionen. Das heißt, es wurde hier schon wieder zu niedrig budgetiert, und das bei einem Voranschlag, der dadurch gekennzeichnet ist, dass die großen Verlierer dieses Belastungsbudgets 2004 vor allem Familien, Soziales und Bildung sind - und auch Kultur, möchte ich anmerken, obwohl das jetzt nicht unser Thema ist.

Nur damit Sie nicht sagen, wir wissen das alles nicht, möchte ich Ihnen schon auch einige Dinge sagen. Wenn Sie sich die Ansätze angesehen haben, dann kommen Sie drauf, dass da ziemlich große, einschneidende Maßnahmen vorgesehen sind: Kürzung - das sind jetzt lauter Kürzungen - der Förderung von Kinderbetreuungseinrichten um 6 Millionen; Kürzung der familienfördernden Maßnahmen um 4 Millionen; Jugendzahnklinik 174 000; Turn- und Sporthallen 1 Million; Wintersportanlagen 180 000; bei der Sportförderung insgesamt kann man von 4 Millionen ausgehen; Wirtschaftsförderung 6 Milli-onen - besonders wichtig wäre das natürlich für unsere Arbeitsplatzsicherung -; Arbeitsmarktförderung minus 4,5 Millionen; Sozialhilfe insgesamt 8 bis 9 Millionen; Behindertenhilfe 3 Millionen; Besuchsdienst 211 000; Kontaktbesuchsdienst und Nachbarschaftshilfe zusammen 100 000; Pflegekinderwesen und so weiter. 

Aber das gilt natürlich auch bei Investitionen, zum Beispiel im Pflichtschulbereich minus 40 Millionen; bei Betriebsausstattungen minus 6 Millionen; die Ausgaben für die Volksbildung werden um 2 Millionen gekürzt; die Bücherei um 1 Million; Stadt- und Landesbibliothek eine halbe Million; Pädagogisches Institut 128 000; selbst bei der Modeschule, obwohl dort in den letzten Jahren so viel an Mitteln notwendig war, um 31 Millionen. Das heißt im ganzen Ressort der Frau Vizebürgermeisterin gibt intensive Kürzungen, die zu Lasten der Familien, zu Lasten der Jugend gehen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es wird immer wieder behauptet, alles, was sich auf dem Arbeitsmarkt abspielt, sei Bundessache. Deshalb habe ich hier eine Liste, die wirklich interessant ist. Wien war ja immer der Arbeitsmarkt in Österreich, darum sind die Leute auch hierher gezogen. Wenn man die Arbeitslosenstatistik anschaut, so war Wien 1975 auf dem ersten Platz, das heißt, wir hatten die wenigsten Arbeitslosen. 1980 waren wir dann schon auf dem dritten, 1981 auf dem vierten, 1982 auf dem fünften, 1988 auf dem sechsten, 1997 auf dem siebenten Platz.

Da können wir jetzt einmal feststellen, dass es in dieser Zeit keine schwarz-blaue oder blau-schwarze Regierung gab, sondern immer die Sozialdemokraten federführend diese Bereiche, vor allem Finanzen et cetera, in der Bundesregierung zu verwalten und innehatten. Selbst in dieser Zeit sind wir also zurückgerutscht. 

Es ist dann weitergegangen: 2001 - das kann auch noch nicht großartig die Auswirkung der jetzigen Bundesregierung gewesen sein - auf dem achten Platz, und 2002 auf dem neunten Platz. Das nur, um der Wahrheit die Ehre zu geben, weil man immer sagt: Seit es diese Bundesregierung gibt, es ist Wien leider Gottes so arm dran. In Wirklichkeit gab es ein permanentes Abrutschen, ein permanentes Versagen, würde ich sagen, dieser sozialdemokratisch geführten Regierung der letzten Jahrzehnte. Wir haben eine Arbeitslosenquote von 9,1 Prozent in Wien, der Durchschnitt in Österreich beträgt 5,9 Prozent. Wenn man bedenkt, dass Wien ja immerhin ein Fünftel Österreichs ausmacht, sieht man allein schon an dieser Zahl, wie Wien die Arbeitslosigkeit insgesamt erhöht.

Der Herr Vizebürgermeister hat gestern auch auf die Lehrlingssituation verwiesen, die Ihnen genauso wie uns natürlich Sorge bereitet. Darüber haben wir keine Differenzen, da sind wir einer Meinung. Es gehört aber auch darauf verwiesen, dass ein gut Teil der jungen Menschen, die in Wien ausgebildet werden, gar nicht aus Wien, sondern aus den Bundesländern kommen. Das ist eine Tatsache, das wissen wir. Das ist aber auch ein interessantes Phänomen, und es wäre eigentlich Aufgabe der Landesregierung, der Frau Vizebürgermeisterin, darüber Überlegungen anzustellen und vielleicht auch Untersuchungen durchführen zu lassen: Wieso nehmen Wiener keinen Wiener Lehrling? Er hätte immerhin den Vorteil, dass er schon in Wien seinen Wohnsitz hat et cetera, stattdessen nimmt man lieber Jugendliche aus den Bundesländern. Jetzt fragt sich: Haben sie eine bessere Vorbildung? Sind sie braver? Sind sie fleißiger? Sind sie geschickter? Ich weiß es nicht, aber ich glaube, das ist eine Frage, der man sich stellen muss und zu der man vielleicht auch versuchen muss, eine Arbeit zu finden.

Es wurde schon auf die Situation in den Schulen verwiesen. Wien hat zwar einen Finanzvertrag unterschrieben, sich dann im Lehrersektor aber nicht daran gehalten. Das soll jetzt ad hoc gar kein Vorwurf sein, es ist aber eine Frage, wie ich in Zukunft damit umgehe. 

Weil schon über den Voranschlag geredet wird, natürlich auch wie jedes Mal eine Bemerkung, die man nicht auslassen kann: Es geht der Opposition darum, dass die Subventionen, die genehmigt werden, nicht nur vergeben werden, sondern es geht auch darum, dass es uns interessiert, wieso sie in dieser Höhe vergeben werden, wieso andere nicht vergeben werden, und vor allem: An welche Vereine oder Antragssteller werden in gewissen Bereichen keine Subventionen vergeben? Kollege Hofrat Strobl hat heute wieder ein Sportkonzept angesprochen. Ein Sportförderungsgesetz wollten wir auch haben, das ist schon abgelehnt worden. Das Konzept besteht in diesem Ressort, dass wissen wir: Das Konzept heißt Bereichsdirektor Dr Ferdinand Podkowicz, und daran wird man sich wahrscheinlich auch in Zukunft halten. 

Ich möchte noch ein Thema streifen, das Frau Kollegin Mag Unterreiner heute schon in der Kulturdebatte gebracht hat. Das sind die Musikschulen. Auch wenn hier von der Frau Vizebürgermeisterin in einer Antragsbeantwortung das Gegenteil behauptet wird, möchte ich festhalten, dass von Wissenschaftlern seriös festgestellt wurde, dass Wien in der Musikschulausbildungen schlechter dran ist als andere Bundesländer. Lassen wir das einmal so im Raum stehen. 

Aber jetzt herzugehen und zu sagen: wir haben ja viele andere Dinge, die das alles aufwiegen!, das halte ich für unzulässig. Denn selbst wenn man allen Argumenten der Frau Vizebürgermeisterin nachgeben würde, würde noch immer nicht das herauskommen, was wir erwarten. Das ist es nämlich in Wirklichkeit. Das heißt, selbst wenn ich besseren Zahlen der Frau Vizebürgermeisterin akzeptieren würde - was ich aber nicht tue, das sage ich gleich dazu -, würde ich trotzdem noch immer darauf verweisen müssen, dass die anderen Bundesländer viel besser dran sind. Daher glaube ich, hier besteht auch ein großer Nachholbedarf.

Es gibt gewisse Ungereimtheiten - ich möchte das nicht mehr weiter ausführen - wie zum Beispiel die Wiener geschützten Werkstätten. Hier hat der Kontrollamtsbericht einige Dinge darüber aufgedeckt, wie es in diesem Ressort zugeht. Die Ressortführung macht uns ja auch Sorgen. Ich habe das schon einmal gesagt: Es ist interessant, dass von verschiedenen Abteilungen immer wieder Mitteilungen kommen - Mails sind natürlich dafür geeignet -, und zwar von Mitarbeitern, die sich über etwas beschweren. Aber so viel wie von der MA 12 ist zumindest bei mir in den letzten zwei Jahren von allen anderen Abteilungen zusammen nicht gekommen. Das zeigt für mich, dass dort die Umstrukturierung offensichtlich nicht so gelungen, wie man sich das vorgestellt hat, und wahrscheinlich auch nicht so angegangen wurde, wie es hätte sein sollen.

Jetzt steht also die nächste Umstrukturierung bevor. In dem Voranschlag wird sie schon vorweggenommen, obwohl sie noch gar nicht beschlossen ist. Aber wir wissen, wir bekommen einen Fonds Soziales Wien. Es hat geheißen, die Fraktionen werden zu einem Gespräch eingeladen. Aber damit lässt man sich ruhig Zeit, damit diese Woche nur ja noch nicht bekannt ist, was da wirklich drinsteht. Ich weiß es bis heute nicht. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Ich könnte davon ausgehen, dass es sicher auch gut gewesen wäre, wenn man das schon früher gehört hätte. Je früher die Information erfolgt, desto früher sind Ungereimtheiten ausgeräumt. Sie wissen, es gibt da ein Sprichwort - ich kann es jetzt nicht ganz genau zitieren -: Es gibt nichts Fürchterliches als ein Gerücht! Aber ein Gerücht kann man ja, indem man die Wahrheit auf den Tisch legt, sofort aus dem Weg räumen. Das wäre für mich in Wirklichkeit die richtige Vorgangsweise gewesen, damit man nicht hinterm Rücken in kleinen Schritten draufkommt, was alles passieren wird. Man schickt einen verdienten Senatsrat in Pension, obwohl es die Abteilung noch immer gibt; man sagt, er wird aus organisatorischen Gründen in Pension geschickt, aber die Abteilung gibt es noch - das nur als Beispiel dafür, wie hier vorgegangen wird.

Was diesen Fonds Soziales Wien betrifft, muss ich jetzt auch gleich eines sagen, und ich sage es vorsichtig, weil ich mir über die fachliche Qualifikation eines anderen Menschen zwar ein Urteil erlaube, dieses aber nie in der Öffentlichkeit aussprechen würde, noch dazu, wenn er sich nicht wehren kann. Wenn jedoch Herr Hacker jetzt der große Manager des Sozialbereiches in Wien wird - aus welchen Gründen auch immer, das habe ich in der Vergangenheit nicht herausfinden können -, so stelle ich fest, dass er im Drogenbereich, in dem er vorher tätig war, die Möglichkeit hatte, Großes zu vollbringen. Ich verstehe natürlich auch, dass Beamte nicht unbedingt große Manager sind, weil das eine andere Berufslaufbahn ist - obwohl es das nicht ausschließen muss und nicht ausschließen soll, das weiß ich schon. Aber ich befürchte, dass hier kein guter Weg gegangen wird. Wenn ich mir noch dazu vorstelle, dass Herr Hacker sogar schon als Stadtrat gehandelt wird, und daran denke, was sich in den letzten zehn Jahren auf dem Drogensektor in Wien getan hat, dann heiße ich das nicht gut.

Ein großer und, weil er die Freizeit betrifft, wichtiger Bereich sind die Bäder. Sie sind auch der Frau Vizebürgermeisterin unterstellt. Da war die letzte Kontrollausschusssitzung eine wahre Fundgrube, es wurden dort gleich fünf Akten behandelt, sodass man wirklich nachdenken muss, was dort alles geschieht. Weil leider Gottes nicht alle das lesen, habe ich mir einige Sätze angezeichnet, die ich Ihnen nicht vorenthalten möchte.

Da gibt es einen Akt über Grundsteuerberechnung, in dem ein Satz enthalten ist, der etwas über den ganzen Akt aussagt: "Die fehlerhaften Grundsteuerberechnungen waren zu sanieren und künftig auf die Flächenbemessungen und die laufenden Bekanntgaben an die Finanzämter erhöhtes Augenmerk zu legen. Weiters sollte eine korrekte Grundsteuervorschreibung an die Geschäftspartner gewährleistet sein." Dieser Satz sagt ohnehin schon aus, was alles da nicht gestimmt hat. 

Dann gibt es auch die Geschichte mit den Parkplätzen bei den Bädern. Die Parkplätze haben die Leute wirklich zur Weißglut gebracht, und sie sagen: Man kann nicht parken, es ist wahnsinnig teuer! Man weiß ja, es sind nicht die Reichen, die mit dem Chevrolet vorfahren, beim Freibad, sondern es sind die Familien, die das Kinderwagerl mithaben, vielleicht auch das Bett, damit man sich hinlegen kann, und die Kühltasche, die man ebenfalls unbedingt mitnehmen muss, weil man die teuren Getränke nicht dort im Buffet kauft, sondern für die Kinder, die viel trinken, vom Supermarkt mitbringt.

Interessant ist an diesem Abkommen, dass es - ich zitiere - "ohne öffentliche Interessentensuche zustande gekommen" ist. Interessant, nicht? Wieso bekommen die das? 

Darin kommen auch Schmankerln vor, die wirklich interessant sind: "Die Anzahl der Stellplätze war von der Firma erhoben worden. Auf eine exakte Berechnung der vorhandenen Stellplätze wurde kein Wert gelegt, weil die Einnahmen der Stadt Wien unabhängig und daher die Anzahl der tatsächlichen Stellplätze für die Einnahmen nicht relevant waren." Ich frage mich: Wenn ich nicht weiß, ob dort 10 oder 300 Stellplätze sind, wie kann ich überprüfen, ob hier tatsächlich ordnungsgemäß abgerechnet worden sein könnte? - Ohne jetzt zu sagen: abgerechnet worden ist. 

Es wurde auch davon gesprochen, dass seitens der MA 40 ungeprüfte Umsatzprognosen akzeptiert wurden.

Ein Satz noch aus diesem Konvolut: "Damit ließ die Magistratsabteilung 44 das vertraglich vereinbarte Mindestentgelt unberücksichtigt, wodurch der Stadt Wien über 5 000 EUR" von Dauerparkern und so weiter "an Einnahmen entgingen".

Dann noch, weil Kontrolle immer groß geschrieben wird - und Kontrolle ist ja wichtig -, der letzte Satz daraus: "Auffällig war der von der Firma in der Abrechnung 2001 für das Donaustädter Bad angeführte negative Umsatz von 864 EUR, der von der MA 44 ohne Rückfrage akzeptiert wurde."

Alle fünf Akten des Kontrollamtes sind interessant. Es ist das Penzinger Bad eine interessante Sache, weil man uns immer gesagt hat, wir müssen hier draufzahlen, damit die Sportschwimmer dort günstig ihrer Tätigkeit nachgehen können. Dann kommt man im Kontrollamtsbericht drauf: Wenn wir das nicht zahlen, dann ist das Bad überhaupt nicht zu finanzieren. Auch das ist eine Ungereimtheit, der man vielleicht mehr Augenmerk schenken sollte.

Wir wissen, es gibt schon ewig den Wunsch nach einem Bäderkonzept. Dann haben alle Magistratsbeamten offensichtlich nach ihrem besten Wissen und Gewissen investiert, ohne dass das Bäderkonzept fertig war. Seit Jahrzehnten - das wissen wir - ist es bereits so. Dann hat einmal die Frau Vizebürgermeisterin eine Erhebung gemacht und mehr oder weniger gesagt: Sagt etwas dazu, binnen kurzer Zeit, dann machen wir es. Es trotzdem nichts geschehen. Ich glaube, ein Bäderkonzept vorzulegen, wäre vielleicht die Aufgabe der Vizebürgermeisterin, des Magistrats et cetera, damit man darüber diskutieren kann. Man kann ruhig Wünsche anmelden, aber zuerst hätte ich gerne einmal ein Konzept gesehen. Es gibt jedoch keines. 

Jetzt leidet das Bäderkonzept darunter, dass die Frau Vizebürgermeisterin - zumindest hat sie uns das im Ausschuss gesagt - nicht genau weiß, in welcher Form sie die Bäder ausgliedern will. Da fürchte ich schon wieder das Fürchterliche und denke an die Veranstaltungs-GesmbH, die wir einmal irgendwo geschaffen haben. Davon habe ich eigentlich nichts mehr gehört, und man ist richtig froh, wenn das Kontrollamt irgendwann eine Überprüfung macht, weil man dann wenigstens liest, was dort geschieht und was dort ausgegeben wird. Aber sonst wissen wir von der Veranstaltungs-GesmbH nichts, und ich fürchte, dass dies bei den Bädern genauso geschieht.

Ebenso haben wir die Angst - die berechtigte Angst, glaube ich -, dass unsere Einschaurechte, unsere Mitwirkungsrecht im Fonds Soziales Wien besonders klein sein werden. Das ist ja auch der Sinn, dass die Mehrheit sagt: Wir haben sowieso die Mehrheit, wir gliedern da aus, und dann haben wir alles in der Hand. - Wir wissen, dass das mit vielen anderen Dingen schon geschehen ist. 

Was heißt das jetzt für die Zukunft? - Die Bäder werden ausgegliedert. Ich habe schon einmal darüber gesprochen, dass die Bäder auch aus folgendem Grund interessant sind. Jetzt ist dort der Obmann der Personalvertretung in Pension geschickt worden, wahrscheinlich deshalb, weil er nicht verhindern konnte, dass es dort auch einen freiheitlichen Personalvertreter gibt. Ihn hat man in Pension geschickt, aber wahrscheinlich aus gesundheitlichen Gründen, nehme ich an. Den Obmann hat man in Pension geschickt, und man hat dort viele Leute in Pension geschickt, weil man umstrukturiert. (GR Johann Driemer: Wie bei der Bundesbahn!) Aber ohne Konzept umzustrukturieren, ist auch wieder komisch; das ist so wie mit dem Senatsrat Leitner, den man in Pension geschickt hat. Wissen Sie, dass sind Ungereimtheiten, die mir wirklich ein bisschen Sorgen bereiten. 

Über den Vorschlag 2004 müsste man sich - abgesehen von den Schillingbeträgen - natürlich auch inhaltliche Gedanken machen. Wenn nämlich die Bäder ausgegliedert werden - und das wird die Frau Vizebürgermeisterin sicher machen, die gleichen Beamten, die uns diesen Vertrag mit der Parkplatzvergabe gebracht haben, und so weiter -, bin ich mir nicht sicher, ob man hier nicht trotzdem mehr Kontrolle durch die Gemeinde machen sollte und ob nicht mehr Aufsicht notwendig wäre. 

Der PID ist sowieso eine eigenständige Sache, die auch nicht bei der Frau Vizebürgermeisterin, sondern dem Herrn Bürgermeister et cetera zur Unterstützung da ist, und den Rest macht entweder der Stadtschulrat oder Herr Bereichsdirektor Podkowicz. Ich gehe also davon aus, dass im nächsten Jahr die Frau Vizebürgermeisterin Frau Vizebürgermeisterin sein wird und für sie als Stadträtin ganz, ganz wenig übrig bleiben wird, weil Auslagerungen stattfinden, wo es nur geht, Auslagerungen, mit denen wir in dieser Form sicherlich nicht einverstanden sein können, weil hier wieder aus dem Gemeinderat hinaus ausgelagert wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Lindenmayr. Ich erteile es ihm.

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es wird Sie sicher nicht überraschen, wenn ich einleitend feststelle, dass die Sozialleistungen, dass das hohe Niveau der Sozialleistungen in Wien gesichert ist und auch in Zukunft gesichert bleiben wird. Auch hier setzen wir unter schwierigen Rahmenbedingungen die richtigen Prioritäten. 

Was macht mich da so sicher? - An dieser Stelle ist bereits mehrfach gesagt worden, und auch in der Öffentlichkeit ist vom Herrn Bürgermeister und von der Frau Vizebürgermeisterin festgehalten worden, dass Wien selbstverständlich alle vertraglichen und alle gesetzlichen Leistungen im Sozialbereich gewährleisten wird. Das werden die Oppositionsparteien natürlich sicher nicht bestätigen, aber - und das hat ja eine Rednerin der FPÖ festgehalten - das ist nun einmal das Rollenverständnis in der Demokratie. Die Opposition sagt immer das Gegenteil dessen, was die Regierung sagt. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das stimmt aber nicht! Das machen wir nicht!)
Und noch etwas macht mich sicher: Wir haben in dieser Geschäftsgruppe im September über dieses Thema debattiert, wir haben Anfang November in einer Dringlichen Anfrage über dieses Thema debattiert, und auch gestern in der Generaldebatte war es ein Schwerpunkt. Es hat sich immer gezeigt, dass alle Vorwürfe sich in Luft aufgelöst haben. Es zählt auch nicht, was hier die Opposition zu diesem Thema sagt, es zählt einzig und allein, was die Wienerinnen und Wiener darüber denken. Die Wienerinnen und Wiener wissen, dass Wien um 40 Prozent höhere Sozialleistungen pro Kopf hat, als es die andere Bundesländer haben! (Beifall bei der SPÖ.)
Das hat auch Herr VBgm Rieder gestern beim Abschluss der Finanzdebatte festgehalten, dass eben die Wiener Bevölkerung sehr wohl zwischen der Propaganda der Opposition und der Realität in der Stadt Wien unterscheiden kann. Mich erinnert überhaupt die gesamte Diskussion an einen seit Monaten laufenden Fernseh-Werbespot, in dem ein Mann mit einem Glas Bier in der Hand im Wirtshaus steht, seine Frau anruft und sagt: "Schatz, ich komme später, ich stecke im Stau", und im Hintergrund machen alle anderen Gasthausbesucher die typischen Staugeräusche. Wenn man die Augen zumacht, dann glaubt man vielleicht wirklich, dass der Herr im Stau steht und dass alles stimmt, was er sagt, aber wenn man die Augen aufmacht, dann sieht man: Die Realität ist eine ganz, ganz andere. Genauso ist es auch hier bei diesem Thema. Die Oppositionsparteien reden von Sozialabbau, Sozial-Crash, auch das Wort "Desaster" ist heute gefallen, oder von Bankrotterklärungen. Aber das stimmt alles nicht, und die Wienerinnen und Wiener haben sehr wohl die Augen offen, nicht so wie in dem Werbespot, in dem falsche Tatsachen vorgegaukelt werden. 

Tatsache ist, die Stadt wird ihr hohes soziales Niveau selbstverständlich halten. Ein soziales Niveau, das sich durch flächendeckende Kinderbetreuung auszeichnet, mit sozial gestaffelten Tarifen und mit den meisten Kinderbetreuungsplätzen aller Bundesländer. Ein soziales Niveau, bei dem die Förderung von Bildung und Ausbildung eine ganz besondere Rolle spielt. Ein soziales Niveau, das einen besonderen Schwerpunkt auf die Unterstützung von Menschen mit besonderen Bedürfnissen legt. Und ein soziales Niveau, bei dem die Frauenförderung einen ganz besonders hohen Stellenwert hat. 

Wien gibt heuer beispielsweise fast drei Mal so viel für Frauenförderung aus wie der Bund für ganz Österreich. Drei Mal so viel wie der Bund für ganz Österreich! Die Ausgaben Wiens für Soziales - von der Sozial- über die Behindertenhilfe, über die Pflegesicherung, die Pensionistenwohnhäuser, Essen auf Rädern, Betreuung zu Hause, Flüchtlings- und Obdachlosenhilfe bis hin zur Familienförderung - ist in den letzten zehn Jahren um rund 50 Prozent gestiegen. Dass es im heurigen Sozialbudget Unterschiede zwischen Budgetvoranschlag und Budgetvollzug gibt, ist weder ungewöhnlich, noch ist es Wien-spezifisch. Der Bedarf im Sozialbereich hängt stark von der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung ab, das ist schon gesagt worden. Auch hier möchte ich den Finanzstadtrat und Vizebürgermeister Rieder mit dem zitieren, was er gestern gesagt hat. Er hat gesagt: Was zählt, ist nicht die Art und Weise, was zählt, ist einzig und allein das Ergebnis!

Ich komme zu den Rahmenbedingungen. Die Rahmenbedingungen im Sozialbereich sind durch die Verschärfung im Bund gekennzeichnet. Das wurde ebenfalls schon ein paar Mal gesagt, und auch wenn man immer wieder sagt, wir schimpfen auf den Bund: Das ist nun einmal eine Tatsache, und diese Rahmenbedingungen lassen sich nicht einfach wegdiskutieren! Es ist die Politik dieser Bundesregierung, die dazu geführt hat, dass es eine steigende Anzahl von Menschen gibt, die die sozialen Netze auf Landesebene in Anspruch nehmen müssen. 

In vier Wochen, gestern in einem Monat, wird Weihnachten schon wieder vorbei sein. Am Samstag gab es im ORF einen Beitrag, der einen Vergleich darüber gebracht hat, wie viel die Haushalte für Weihnachtsgeschenke ausgeben. Im Jahr 2000 hat jeder Haushalt 410 EUR für Weihnachtsgeschenke ausgegeben, im Jahr 2001 waren es 390 EUR, also schon 10 EUR weniger, und im Jahr 2002 waren es nur noch 350 EUR. Einerseits spürt das natürlich die Wirtschaft - weniger Umsätze et cetera -, aber andererseits ist auch das ein Beweis für die schwierige wirtschaftliche Situation, in die die Bundesregierung unser Land gebracht hat. Die einen, die es sich vielleicht noch leisten könnten, sind verunsichert und legen das Geld lieber aufs Sparbuch, und die anderen können es sich einfach nicht mehr leisten. Zunehmende Verarmung in diesem Land seit dem Jahr 2000, seit dem Antritt dieser blau-schwarzen Bundesregierung!

Damit komme ich auch schon zur Sozialpolitik der ÖVP- und FPÖ-Bundesregierung. Ich möchte erinnern an die fehlende Kindergartenmilliarde, den Bildungsabbau durch gleichzeitige Einführung der Studiengebühren - dadurch ist ja auf den Universitäten überhaupt nichts besser geworden, das war nur zum Stopfen der Budgetlöcher gedacht -, die Blockade bei der Einrichtung von Lehrlingsstiftungen und die Streichung zum Beispiel von Begünstigungen für Behindertenwerkstätten. 

Damit ich nicht ungerecht bin: Es gibt eine einzige Sozialeinrichtung auf Bundesebene, die neu ist oder zumindest angekündigt worden ist, das ist die Sozialstiftung; später war es dann als Sozialfonds im Gerede. In Wahrheit soll es ja nur dazu dienen, dass der Herr Finanzminister seine diversen Einnahmen besonders steuerschonend verwerten kann, und wahrscheinlich wird das Ganze schlussendlich bestenfalls bei einer mit Steuergeld oder steuerschonend geförderten Homepage der Fall sein. Aber der Herr Finanzminister hat den Trost, dass die Persilscheine, die er in diesem Zusammenhang von ÖVP-Funktionären immer bekommt, wenigstens nicht meldepflichtig sind - im Gegensatz zu seinem Aktiendepot. 

Ich habe schon auf die politischen Rahmenbedingungen hingewiesen. Ein Drittel der Arbeitsplätze befindet sich in Wien. Durch den Stellenabbau im öffentlichen Dienst und in die Krise geratene Unternehmen sind viele Jobs verloren gegangen. Die schwierige wirtschaftliche Lage hat zu einem Anstieg bei den SozialhilfebezieherInnen geführt, und auch davon ist Wien ganz besonders betroffen. Aber trotz dieser sinkenden Einnahmen hat Wien in diesem Jahr reagiert, und Wien lässt - im Gegensatz zum Bund - sicher keinen Crash und keinen Sozialabbau zu.

Ich möchte noch auf den Anstieg der Zahl der Sozialhilfebezieherinnen und ‑bezieher zu sprechen kommen. In Wien ist die Zahl der Sozialhilfebezieherinnen und ‑bezieher seit dem Antritt der ÖVP-FPÖ Bundesregierung um 70 Prozent gestiegen. Die jährlichen Ausgaben Wiens für die Sozialhilfe sind um rund 20 bis 30 Millionen EUR höher als 1999. Hauptursachen sind hohe Arbeitslosigkeit, Einkommensverluste und die Arbeitsverhältnisse mit geringem Einkommen, auch diese sind stark im Steigen. Betroffen sind in dem Fall hauptsächlich Frauen, Kinder, Pensionistinnen und Pensionisten. 

Wenig Sinn macht auch die Absicht der Bundesregierung, die Notstandshilfe abzuschaffen und in die Sozialhilfe der Länder einzugliedern. Die von der Bundesregierung geplante Verlagerung der Notstandshilfe in die Sozialhilfe der Länder würde für die Betroffenen erhebliche Nachteile mit sich bringen und Wien erhebliche Mehrkosten verursachen. Im Vorjahr ist in Österreich die Zahl der Notstandshilfebezieher und ‑bezieherinnen auf fast 83 000 angestiegen. Das waren um 11 000 mehr als 2001, das bedeutet eine Steigerung um rund 15 Prozent. Der Kostenaufwand dafür betrug fast 790 Millionen EUR. In dieser Größenordnung müssten also die Länder und Gemeinden künftig mehr für die Sozialhilfe aufwenden. Wenn man es auf Wien umrechnet, müsste allein Wien den Aufwand für die Sozialhilfe von derzeit rund 180 Millionen auf 500 Millionen EUR erhöhen, also das Sozialbudget verdreifachen. Wegen dieser Bundesregierung - ich sage es noch einmal - fast drei Mal so viel wie heute! Die Eingliederung der Notstandshilfe in die Sozialhilfe der Länder ist deshalb vehement abzulehnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Nicht unerwähnt lassen möchte ich, dass Wien trotz allem versucht, das Bestmögliche aus dieser Situation zu machen. Wien hat auch im letzten Jahr für weitere Qualitätsverbesserungen gesorgt. Dazu zählt unter anderem die zügige Fortsetzung der Neuorganisation der Kundenservicezentren im Bereich der MA 12. 

Wien wird - ich habe das auch ganz am Anfang gesagt - selbstverständlich alle gesetzlich garantierten Ansprüche erfüllen, niemand muss um sein Geld fürchten! Das kann man nicht oft genug sagen, weil es auch die Opposition oft genug sagt. Daher wiederhole ich das gerne an dieser Stelle: Niemand in Wien muss um seine gesetzlichen Ansprüche fürchten! (Beifall bei der SPÖ.)
Auf einige Bereiche des Sozialressorts möchte ich jetzt besonders eingehen. Zum Beispiel der Bereich Kinderbetreuung hat einen bedeutenden gesellschaftlichen Stellenwert. Auch hier kann ich feststellen: Wien hat österreichweit die beste Kinderbetreuung! Ich werde das auch gleich ausführen. (GR Heinz Christian Strache: Auf Niederösterreich schauen!) Nein, schauen wir es uns an. 

Für die Drei- bis Sechsjährigen hat Wien einen 97-prozentigen Deckungsgrad, daher kann man bei den Drei- bis Sechsjährigen durchaus von einem flächendeckenden Deckungsgrad bei den Kinderbetreuungseinrichtungen sprechen. In der Altersgruppe der Bis-Dreijährigen hat Wien einen Deckungsgrad von fast zwei Dritteln an Kinderbetreuungseinrichtungen. Dazu noch ein anderer Vergleich: Drei Viertel aller österreichischen Krippenplätze befinden sich in Wien. 

Aufgrund der sozialen Tarifgestaltung sind in Wien mehr als ein Drittel der Kinderbetreuungsplätze gratis, für Personen mit einem Einkommen unter 1 000 EUR ist der Betrag bekanntlich null. Weil aber die Bundesregierung immer mehr Menschen - sagen wir es durchaus so: - in die Verarmung führt, ist dieses Drittel leider stark steigend. "Leider" sage ich, weil es das Budget betrifft, aber Gott sei Dank nicht "leider" für die Menschen in dieser Stadt, weil Wien auch hier garantiert vorsorgen wird. 

Insgesamt gibt es in Wien 75 000 Betreuungsplätze. In privaten Kindertagesheimen sind es 38 800 Plätze - das ist der Leistungszukauf -, und in den 362 städtischen Kindertagesheimen gibt es 36 200 Plätze. Wie ich schon einmal gesagt habe, befinden sich drei Viertel aller Kinderkrippen in Wien. Die EU-Vorgabe, dass bis 2010 33 Prozent der Unter-Dreijährigen einen Betreuungsplatz haben müssen, hat Wien als einziges Bundesland schon mehr als überschritten. Bei Niederösterreich werden wir sehen, wann sie das schaffen. Wien fördert private gemeinnützige Kinderbetreuungseinrichtungen mit einem Gesamtvolumen von 50 Millionen EUR - entsprechende Zahlen habe ich oben schon erwähnt - sowie 400 ganztägige Betreuungsplätze bei Tageseltern. 

Bei den Öffnungszeiten gibt es ein Pilotprojekt. Normalerweise erfolgt die Betreuung während des ganzen Jahres von 6.30 bis 17.30 Uhr, bei Bedarf von 6 bis 18 Uhr. An fünf verkehrsgünstigen Standorten gibt es als Pilotprojekt erweiterte Öffnungszeiten bis 20 Uhr. 

Mir liegt das Koalitionsübereinkommen zwischen ÖVP und GRÜNEN aus Oberösterreich vor, und daraus möchte ich ganz kurz etwas zitieren, weil ja immer Vergleiche mit anderen Bundesländer gefordert werden. Genau diese Vergleiche machen mich in Wien auf jeden Fall sicher. Da steht zum Beispiel: "Ziel ist der bedarfsorientierte flächendeckende Ausbau qualitativer Ganztagskinderbetreuungseinrichtungen für alle Altersstufen zwischen eineinhalb und zwölf Jahren" - das ist also in Oberösterreich erst ein Ziel - "und darüber hinaus öffnen wir die Kindergärten für die Unter-Dreijährigen". Da frage ich: Was ist jetzt mit den Unter-Dreijährigen?

Etwas später heißt es dann: "Wir streben freie Fahrt für Kinder in Oberösterreich an. In einem ersten Schritt soll bei den Teilnehmerbetrieben am Verkehrsverbund die Freifahrt für Kinder unter zehn Jahren vereinbart werden." Wenn ich berücksichtige, dass es in Wien die Schulfreifahrt für alle Schüler gibt und dass in Wien alle Unter-15-Jährigen am Wochenende und in den Ferien gratis fahren dürfen, muss ich sagen: Auch hier macht der Vergleich von Wien mit anderen Bundesländern sicher, auch an dieser Stelle ist Wien führend! (Beifall bei der SPÖ.) 

Zum Thema Kinderbetreuung fällt der FPÖ immer nur ein: Kindergeld. Da gibt es eine Studie des WIFO, die ganz deutlich besagt, dass das Kindergeld in der derzeitigen Form die Frauen vom Arbeitsmarkt zurück an den Herd gedrängt hat. Das ist eine Entwicklung, die den Frauen langfristig die Eigenständigkeit nimmt und sie in die berufliche Sackgasse führt. Die SPÖ tritt unverändert für eine Vereinbarkeit von Familie und Beruf ein, und genau deshalb ist der flächendeckende Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtungen besonders wichtig. (In Richtung ÖVP:) Sie sind aufgefordert, die fehlende Kindergartenmilliarde bei ihren KollegInnen auf Bundesebene einzufordern. (Beifall bei der SPÖ.) 

Drei Bereiche möchte ich noch erwähnen: Sport, Bäder sowie Information und Bürgerservice. Zumindest der letzte Punkt ist ja noch überhaupt nicht erwähnt worden. 

Wien ist selbstverständlich auch eine Stadt des Sports. Hier ist die Sportförderung kurz andiskutiert worden. Die Behauptung, dass alle Dachverbände weniger erhalten, ist einfach falsch. Die ASKÖ bekommt 80 000 EUR weniger, sie bekommt allerdings mehr an Direktsubvention. Aber alle anderen Vereine bekommen um einiges mehr, nämlich ASVÖ bekommt 11 400 EUR mehr als 2002, die UNION bekommt 5 500 EUR mehr als 2002, und der Wiener Fußballverband mit 550 Mannschaften in ganz Wien, also mit den meisten Sportlern und auch mit der größten Nachwuchsarbeit, bekommt 170 000 EUR mehr als 2002. 

Wien fördert den Breitensport auf umfassender Ebene. Neben den Fördermitteln für die Breitensportvereine unterstützt die Stadt Wien die Vereine auf andere Art, so zum Beispiel durch die Subventionierung von Hallenmieten. Die Stadt Wien betreibt selbst Sporthallen und Sportplätze, die sie, wie auch zahlreiche Turnsäle in den Schulen, für Breitensportler zu besonders günstigen finanziellen Konditionen zur Verfügung stellt. Im Gegensatz zum Bund, der jüngst die Benützungsgebühren für seine Objekte zur Sportausübung drastisch erhöht hat, sind die Benützungsentgelte in den Einrichtungen der Stadt Wien geradezu gering. 

Hinweisen möchte ich auch auf die zahlreichen gut funktionierenden Partnerschaften im Sportbereich zwischen Schulen der Stadt Wien und Sportvereinen. Es gibt in vielen Bereichen eine enge Zusammenarbeit, etwa beim Eishockey, Fußball oder Volleyball. Mit diesem Modell zur Förderung des Breitensports hat Wien weit über die Stadtgrenzen hinaus beachtliche Anerkennung gefunden. 

Auch die Fußball-Europameisterschaft im Jahr 2008 war schon kurz unser Thema. Einerseits bedeutet es, dass die U-Bahn bis zum Stadion führen wird. Aber für unser Ressort bedeutet es, dass die erste Rate von rund 2 Millionen EUR bereits im kommenden Jahr im Budget vorgesehen ist.

Was passiert mit diesen 2 Millionen EUR? - Es muss der Pressebereich umgebaut werden - man erwartet ja wesentlich mehr Journalisten aus der gesamten Welt -, und um das zu kompensieren, muss die Zahl der Sitzplätze, damit eben die Zahl von 50 000 aufrechterhalten werden kann, ebenfalls wieder ausgebaut werden. Und dafür sind diese 2 Millionen EUR als erste Rate vorgesehen.

Was die städtischen Bäder betrifft, so hat hiezu ein Vorredner der ÖVP nur die typische kapitalistische Sichtweise vertreten und von Defizit et cetera gesprochen. Er vergisst aber ganz, dass die städtischen Bäder eine soziale Einrichtung sind. Für uns Sozialdemokraten sind städtische Bäder eine soziale Einrichtung! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenruf des GR Walter Strobl.) - Das ist eben der Unterschied in der Sichtweise.

Folgende bauliche Maßnahmen sind im Jahr 2004 vorgesehen: Der Abschluss der denkmalgeschützten Gebäudesanierung im Gänsehäufel, Blocksauna und Kneippanlagen im Hallenbad Brigittenau, Beach-Volley-ball im Döblinger Bad und weitere Sanierungen in städtischen Bädern.

Zur Attraktivierung werden der Bäderbus-Shuttle-dienst ausgebaut, Unterhaltungs- und Animationsprogramme in Familienbädern eingeführt, und in den Sommerbädern wird die Beach-Animation eingeführt beziehungsweise weiter ausgebaut. Und in den städtischen Hallenbädern werden die Kinderspielnachmittage wegen des großen Erfolgs im vergangenen Jahr und auch die Pool-Gymnastik im Jahr 2004 weitergeführt und ausgebaut.

Wien ist auch die Stadt der Information und des Bürgerdienstes als Service für die Wiener Bevölkerung. Beim Bürgerdienst stehen derzeit 20 Bürgerdienststellen, die Stadtinformation und drei Mobilbüros zur Verfügung. Die Stadtinformation erstellt laufend Informationslisten über Veranstaltungen - derzeit besonders aktuell: Weihnachtsmärkte, Silvesterveranstaltungen und Ähnliches - und führt die Veranstaltungsdatenbank weiter. 

Beim Amtsblatt der Stadt Wien wird es eine Einnahmenreduktion geben, es wird weniger oft erscheinen, durch das In-Kraft-Treten des Bundesvergabegesetzes. Aber Wien reagiert hier durch verstärkten Ausbau der Information über das Internet. Der Web-Auftritt der Stadt Wien hat bereits derzeit weit über 20 000 Seiten, die Anzahl der Zugriffe ist ständig steigend, und auch europaweit wird der Web-Auftritt von wien.at in sehr beachtlichem Ausmaß aufgenommen.

Ich möchte zum Schluss kommen und zusammenfassen: Die Stadt Wien hält ihr hohes Sozialniveau. Die zusätzlich erforderlichen Mittel für Sozialausgaben in der Höhe von 63 Millionen EUR - das haben wir bei einer Sitzung bereits behandelt - sind bereitgestellt. Und auch wenn die Bundesregierung das zunehmend schwerer macht: Auch für das kommende Jahr 2004 sind die Mittel gesichert, und Wien wird seine Aufgaben erfüllen. Dafür garantieren wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau StRin Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr.

StRin Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Verehrte Damen und Herren!

Ich möchte an die Ausführungen meiner Fraktionskollegin, Frau GRin Susanne Jerusalem, fast nahtlos anschließen und mich auf den Bereich der Behindertenpolitik der Stadt Wien konzentrieren, einen Bereich, der ja immerhin heuer seine Höhepunkte hätte erreichen sollen, begehen wir doch das EU-Jahr der Menschen mit Behinderungen. Es war ein Jahr, von dem man sich gedacht hat, was nicht alles kommen wird, letztlich aber ein Jahr, in dem leider sehr, sehr wenig passiert ist – und in dem sich übrigens in Wien bis jetzt nichts, rein gar nichts geändert hat. Keine einzige Veränderung hat dieses Jahr bis jetzt mit sich gebracht, sodass man sich jetzt eigentlich anschauen müsste: Nun gut, wenn schon 2003 nichts gebracht hat außer Versprechungen und schöne Sonntagsreden, wie sieht es denn mit 2004 aus?

Das Jahr 2004 steht - vor allem wenn man sich das Budget, das wir heute beschließen, anschaut - auch unter keinem besseren Stern. Und wenn wir schon beim Jahr 2004 sind, fange ich gleich mit dem Budget an. 

Wenn dieses Budget voraussichtlich heute Abend mit den Stimmen der SPÖ allein beschlossen wird, dann wissen wir jetzt schon: Sofern die Leistungen im Bereich der Behindertenpolitik dieselben bleiben, wie wir sie im Jahr 2003 gehabt haben, und sich nichts, aber auch rein gar nichts zum Besseren ändert, überhaupt keine Erhöhungen erfolgen, nirgendwo, also sofern alles gleich bleibt, wird das Jahr 2004 voraussichtlich mit einem Minus von 10 Millionen EUR abschließen. - Wir beschließen aber nichtsdestotrotz so ein Budget, und niemand erklärt uns hier, was man denn zu tun gedenkt, um allein diese fehlenden 10 Millionen EUR im Behindertenbereich letztendlich abzudecken. Von Änderungen, die unter Umständen in der Anfangsphase sogar etwas mehr Kosten mit sich bringen könnten, von so etwas brauche ich gar nicht zu reden, denn das ist hier herinnen wahrscheinlich alles nur mehr science fiction. 

Ich möchte mich trotzdem ein bisschen in den Bereich science fiction wagen, und so komme ich zum leidvollen Thema persönliche Assistenz.

Es ist ja weiß Gott nichts Neues, es ist von hier aus des Öfteren diskutiert worden, es ist eine ururalte Forderung, und es ist keine Erfindung der GRÜNEN – das muss man auch noch dazusagen –: So etwas gibt es in den USA seit Jahren, so etwas gibt es in Deutschland, auch in Dänemark gibt es das. Höret, oh höret: In Oberösterreich gibt es das sogar! - In Wien gibt es das nicht. 

Was hat es in Wien gegeben? - In Wien hat es eine Zusicherung gegeben - die inzwischen ja leider wieder rückgängig gemacht worden ist -, dass man das im Rahmen eines kleinen Pilotprojekts probieren möchte. Diese Zusage ist wieder rückgängig gemacht worden, weil man sich das nicht leisten kann.

Meine Damen und Herren! Ich möchte sehr wohl in Abrede stellen, dass man sich das nicht leisten kann, denn eine Umstellung in Richtung persönliche Assistenz - und gleichzeitig Entinstitutionalisierung der Betreuung behinderter Menschen, was ja damit einhergeht - muss nicht mehr kosten. Es ist eigentlich sogar erwiesen, dass sie nicht mehr kosten muss, denn die Betreuung von Menschen mit Behinderungen in Institutionen, in Heimen kostet viel, viel mehr, um ein Vielfaches mehr, als die persönliche Assistenz an Kosten mit sich bringen würde. Also muss ich zu dem Schluss kommen: Es sind nicht die Kosten, die uns daran hindern, das in Wien umzusetzen, es ist vielmehr der mangelnde Wille, sich die Arbeit anzutun. - Ich kann kein anderes Motiv erkennen. 

Ich möchte Ihnen nicht vorenthalten, wie behinderte Menschen in dieser Stadt das selbst sehen. Ich habe hier mehrere von den Briefen, die ich über das Internet bekomme - ich gehe davon aus, dass die meisten von Ihnen sie auch bekommen; vielleicht lesen Sie sie auch ab und zu. Ich möchte Ihnen den Brief von einem jungen Mann nicht vorenthalten, der an multipler Sklerose im fortgeschrittenen Stadium leidet und noch - gerade noch - zu Hause lebt, wo seine Eltern, seine aber inzwischen bereits älteren Eltern ihn betreuen. Er stellt allerdings schön langsam fest, dass das jetzt immer schwieriger wird, weil natürlich die Pflege, die er benötigt, derart aufwendig ist, dass es für seine Eltern nicht mehr lange möglich sein wird, ihn zu Hause zu betreuen. Das heißt , unter Umständen, wenn sich in dieser Stadt nichts ändert, wird dieser junge Mann gezwungen sein, seinen Lebensabend in einem Pflegeheim zu verbringen. – Also was schreibt er:

"Mit der derzeitigen mangelnden Unterstützung seitens der Stadt Wien wird es mir in absehbarer Zeit nicht mehr länger möglich sein, ein selbstbestimmtes und integriertes Leben wie jetzt zu führen, da die anstrengende Pflegetätigkeit für meine Eltern bald nicht mehr bewältigbar sein wird. Der freiwillige Hilfsdienst von Freunden ist auch nur ein Provisorium und kann nicht auf Dauer aufrechterhalten werden." 

Und weiters: "Falls die Stadt Wien mir nicht bald die notwendigen Mittel zur Verfügung stellt, so werde ich gezwungen sein, mein integriertes Leben in dieser Gesellschaft aufzugeben, meine Wohnung zu verlassen, meine Arbeit zu verlieren" – denn er ist noch berufstätig – "und in eine institutionelle Betreuungseinrichtung zu gehen. Seitens der Sozialstadträtin Dr Laska und der zuständigen Ämter wird mein Anliegen systematisch ignoriert. Immer wieder werden meine Schreiben und Anrufe mit Aufschiebungen und Vertröstungen abgefertigt. Dieser Zustand der Wiener 'Sozialpolitik'," – "Sozialpolitik" hat er unter Anführungszeichen gesetzt – "Behinderte in Heime abzuschieben, ist menschenunwürdig. 

Ich fordere die Verantwortlichen der Stadt Wien, allen voran Frau Dr Laska auf, die Anliegen und Forderungen der behinderten Menschen ernst zu nehmen und gemeinsam mit ihnen an Lösungen zu arbeiten, die den Grundsätzen der Integration, der Selbstbestimmung der österreichischen Verfassung entsprechen."

Eine bessere Begründung für den Antrag der GRÜNEN, den erneuten Antrag der GRÜNEN zur Schaffung von Rahmenbedingungen, damit persönliche Assistenz für Menschen mit Behinderungen auch in Wien möglich wird, kann ich mir nicht denken. Diesen Antrag haben wir bereits eingebracht, und wir werden sicher nicht aufhören, in diese Richtung zu drängen und zu fordern, dass die notwendigen Umstellungsarbeiten endlich auch in Wien stattfinden. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Die restlichen Bereiche möchte ich abhandeln, so kurz es mir nur möglich ist, fast sozusagen überschriftenartig, weil es ja doch so viel ist, was im Behindertenbereich gerade in Wien nicht stattfindet und noch getan werden könnte, dass detailliertere Ausführungen dazu den Zeitrahmen, der mir zur Verfügung steht, sprengen würden.

Zuallererst möchte ich auf das Kapitel Barrierefreiheit in Wien zu sprechen kommen. Dieses Thema ist im Jahr 2003 auch viel diskutiert worden. Leider war es noch immer nicht möglich, die lange geforderte und auch lang ersehnte Novelle der Wiener Bauordnung zu beschließen, was zur Folge hat, dass mit jedem Tag, an dem diese Novelle nicht endlich beschlossen wird, in Wien weiterhin auf sinnlose Art und Weise so gebaut wird, dass sowohl Menschen mit Behinderungen als auch ältere Menschen mit einer Reihe von Schwierigkeiten konfrontiert sind. Und Sie werden es mir nicht glauben, aber selbst Neubauten, die für Ämter gedacht und vorgesehen sind (GRin Erika Stubenvoll: Die Novelle ist fertig, aber sie ist in Brüssel!), werden so gebaut, dass sie nachher für behinderte Menschen nicht zugänglich sind. Man kann sich das gar nicht vorstellen! 

Ich weiß, diese Novelle kommt jetzt endlich, sozusagen demnächst, zur Beschlussfassung, aber die Historie dieser Novelle ist aus meiner Sicht auch ein bisschen bezeichnend für den Geist, der hier weht. Wie lange der Vorschlag dafür, der in der Unterarbeitsgruppe ausgearbeitet wurde, schon vorliegt, das wissen Sie genauso gut wie ich. Man hat sich schon vor über einem Jahr auf eine bestimmte Fassung geeinigt, von der es zunächst einmal von Seiten der Beamten, die vertreten waren, geheißen hat: Ja, das kann so kommen. Dann wurde ein Entwurf nach Brüssel geschickt, der dem nicht entsprochen hat. Es kam dann zu massivem Protest der Behindertenvertreter und –vertreterinnen, weil natürlich in der Fassung, in der man den Entwurf nach Brüssel geschickt hat, mehrere gravierende Mängel enthalten waren - das wissen Sie auch. Es hieß dann: Na gut, da gibt es vielleicht einen Initiativantrag seitens der SPÖ. Dann hat es geheißen: Nein, man korrigiert es, man übernimmt es, und es geht ein zweites Mal nach Brüssel. - Und dort ist es meines Wissens seit Oktober, und von dort kommt es zurück und soll demnächst beschlossen werden.

Soll ich Ihnen etwas sagen? - Mir sagen die Vertreterinnen und Vertreter der Behindertenorganisationen, die daran mitgearbeitet haben, dass diese Novelle noch immer Mängel, noch immer gravierende Mängel enthält. Wir werden die Möglichkeit haben, das anlässlich der Beschlussfassung hier zu diskutieren. Ich kann auch nicht ausschließen, dass diesbezüglich Initiativanträge oder Abänderungsanträge seitens der GRÜNEN kommen. 

Aber worum es mir hier geht, ist einfach, Folgendes aufzuzeigen: Gerade diese Novelle zur Bauordnung hätte die Stadt keinen Groschen Geld gekostet. Sie wäre eine Veränderung, eine strukturverändernde Maßnahme, die in Wien natürlich viel bewirkt hätte, die aber jetzt nicht unmittelbar mit dem Budget zusammenhängt. Das heißt, es scheitert nicht an mangelnden finanziellen Mitteln. Insofern frage ich mich: Woran scheitert es dann? (GRin Erika Stubenvoll: Es ist nicht gescheitert!) - Es scheitert daran, dass es niemandem – niemandem, der in der Stadt Einfluss hat - derart am Herzen liegt, dass er oder sie sich der Sache annimmt und auch durchsetzt, dass es passiert. 

Genauso kann man das auch bei allen anderen Bereichen feststellen, ob es nun um bauliche Veränderungsmaßnahmen in den Ämtern geht - zum Beispiel in den Magistratischen Bezirksämtern, wo wir auch gar nicht davon reden sollten, wie viele davon derzeit wirklich barrierefrei sind - oder um Verkehrsmittel. (GRin Erika Stubenvoll: Fahren Sie einmal nach Paris, Frau Kollegin, und benutzen Sie dort die U-Bahn!) In Wien gibt es Gott sei Dank ULFs, und immer mehr davon fahren, aber - und das ist auch eine uralte Diskussion - es ist teilweise nicht möglich, sie mit Elektrorollis zu benutzen, weil die notwendigen Haltestellenkapverbreiterungen oder die Straßenniveauanhebungen, die man dazu braucht, teilweise fehlen. Und es ist bis heute nicht möglich, diese zu erhalten! (Widerspruch des GR Karlheinz Hora. – GRin Erika Stubenvoll: Stimmt nicht!)

Was glauben Sie, was alles nicht möglich ist, es zu erhalten! - Ich gehöre ja nicht zu denjenigen, die so unpragmatisch wären, zu sagen: Ich verlange und verlange von hier aus - vollkommen unrealistisch -, dass sämtliche Stationsbereiche derart umgebaut werden, dass sie für Menschen mit Behinderungen benutzbar sind! - Ich weiß, dass das nicht sofort geht. Alles, was ich möchte, ist einfach ein nachvollziehbarer Plan: Wann wird wo was umgebaut, und bis wann dürfen wir damit rechnen, dass verschiedene Strecken zur Gänze benutzbar sein werden? - Ist nicht möglich, gibt es nicht, kommt nicht! Alle Anfragen, die diesbezüglich gestellt werden, werden nicht beantwortet.

Ich möchte hier auch kurz sozusagen eine Parenthese machen: Da gibt es zumindest einen Bereich, wo wir alle heute zeigen können, dass uns Politik für Menschen mit Behinderungen sehr am Herzen liegt, und dieser hat zu tun mit den ÖBB. Auch hier hat man es verabsäumt, sich mit VertreterInnen von Behindertenorganisationen zusammenzusetzen und zu überlegen, welche Garnituren, die jetzt für den Personennahverkehr bei den ÖBB benötigt werden, am besten gekauft werden sollen, denn es gibt jetzt Neuanschaffungen in diesem Bereich. Und so hat man beschlossen, den "Talent" zu kaufen, der – siehe, oh siehe! – nicht barrierefrei ist. Man wird es nicht glauben: Im Jahr 2003, dem EU-Jahr der Menschen mit Behinderungen, kaufen die ÖBB Garnituren, die nicht barrierefrei sind! - Wirklich, manchmal sitze ich da ... (Zwischenruf des GR Karlheinz Hora.) - Lieber Kollege Hora, lesen Sie die Begründung unseres Antrags! Dort ist detailliert aufgelistet, warum und wieso sie nicht barrierefrei sind. 

Und da können wir schon etwas tun: Wir können heute festhalten, dass die Stadt Wien die Finanzierung von nicht barrierefreien Garnituren nicht mitträgt - denn dafür braucht man eine Unterstützung seitens der Länder - und dass darüber hinaus die Stadt Wien niemals irgendwelche Ankäufe - sei es im eigenen Bereich, sei es im Rahmen von Verträgen - von Garnituren, die nicht barrierefrei sind, unterstützen wird. - So simpel ist das! Das ist das Simpelste und das Einfachste, was wir heute beschließen können. Ich bin gespannt, ob wir es tun. 

Ich setze fort: Fahrtendienst. – Der Fahrtendienst ist seit einem Jahr ohne Verträge. Mir sagt man, das kann sehr viel Geld kosten, denn ich höre: Falls irgendjemand von diesen Fahrtenunternehmen auf die Idee kommt, rückwirkend zu sagen: Diese Tarife sind nicht vertraglich fixiert, ich verlange daher jetzt viel mehr Geld als das, was ich bis jetzt genommen habe, auch rückwirkend für die Leistungen, die ich im Auftrag der Stadt Wien erbracht habe!, dann kann es ziemlich teuer werden. - Auch hier fehlen mir manchmal die Worte, um zu beschreiben, wie das denn möglich sein kann: Seit inzwischen einem Jahr ist bereits die zweite Ausschreibung geplatzt. - Ist das jetzt ein Chaos, oder was ist das? Wie ist das zu bezeichnen im Bereich der Behindertenpolitik? 

Gehsteigabschrägungen, Austattung von akustischen Signalanlagen bei Ampeln et cetera – auf all das brauche ich gar nicht extra einzugehen. Dafür gilt genau dasselbe, was ich vorhin gesagt habe. Es geht nicht darum, dass alles gleichzeitig gemacht wird, es geht darum, dass nachvollziehbar wird: Wann ist was geplant? Wann dürfen wir womit rechnen? - Auch das ist nicht möglich.

Das Thema Zugang zur Bildung wird ein heißes Thema werden. Es ist heute bereits angesprochen worden, es war gestern ein Thema, und ich schätze, es wird auch ein Thema bleiben. Die Einsparungen von Lehrerinnen und Lehrern in den Schulen gehen auf Kosten und zu Lasten von behinderten Kindern - das wissen wir alle - und übrigens auch von Kindern der zweiten Generation. Auch hier fehlen bis dato auf jeden Fall Lösungsansätze oder Lösungsvorschläge, sodass wir sehen könnten: Was gedenkt die Stadt Wien zu unternehmen, um das irgendwie von uns abzuwenden – das, was bereits jetzt in diesem Schuljahr passiert? 

Es passiert bereits in Wien, dass behinderte Kinder im Schulbereich nicht mehr so betreut werden, wie sie betreut werden sollten. Und was den Zugang zum Beruf betrifft, so ist zu sagen, dass Wien nach wie vor, auch in diesem Jahr, die Einstellungspflicht, die wir hätten, nicht erfüllt – und nächstes Jahr wird es ja genauso sein. 

Ich möchte, bevor ich zum Schluss meiner Ausführungen komme, auch noch das Thema Gleichstellungsgesetz für behinderte Menschen auf Bundesebene streifen. Auf Bundesebene fehlt dieses Gesetz nach wie vor, und hoffentlich kommt es bald - vielleicht auch in Wien. Denn wir wissen alle - und auch das ist eine Debatte, die es gibt, auch in anderen Bereichen, nämlich insgesamt in den Bereichen Gleichstellung und Antidiskriminierung -, dass es für die Länder nicht nur dann möglich ist, im Gleichstellungsbereich eine Vorreiterrolle zu übernehmen, wenn es ein Bundesgesetz gibt, sondern es gibt durchaus die Möglichkeit, wenn der Wille vorhanden ist, dass man sich das anschaut und zum Beispiel auch nur auf Wiener Ebene das gute Beispiel vorgibt, mit gutem Beispiel vorangeht, indem man ein eigenes Gesetz macht. 

Aber ich brauche ja hier nicht von einem eigenen Wiener Gleichstellungsgesetz zu träumen. Es würde mir schon reichen und würde mich schon sehr glücklich machen, wenn wir in Wien zum Beispiel in diesem Jahr, oder aber auch nur im Jahr 2004, die Forderungen, die im Bericht "Behindertengleichstellung in Wien" enthalten sind – diesen Bericht kennen Sie alle, und Sie kennen auch alle die Forderungen, die auf den letzten Seiten schön übersichtlich aufgelistet sind; es sind mehrere Seiten -, in Angriff nehmen würden und zumindest ein bisschen etwas davon in die Tat umsetzen würden.

Denn gerade im Bereich der Politik für behinderte Menschen hat das alles, wie gesagt - und das möchte ich hier erneut wiederholen und betonen -, nicht nur etwas mit Finanzen zu tun, es hat nicht nur etwas damit zu tun, was sich eine Stadt im Rahmen ihres Budgets leisten oder nicht leisten kann - und darüber kann man stundenlang diskutieren, ob die Prioritäten innerhalb des Budgets der Stadt Wien die richtigen sind oder nicht -, sondern es hat auch etwas damit zu tun, dass es einem am Herzen liegt und dass in dieser Stadt jemand - irgendjemand, der die Kompetenz dazu hätte, irgendein Stadtrat, irgendeine Stadträtin oder irgendeine Gemeinderätin, die aber mit ausreichend Kompetenzen ausgestattet wäre - das Ganze in Angriff nehmen würde und in vielen, vielen Bereichen dafür sorgen würde, dass endlich Veränderung kommt. 

Sie, Frau Stadträtin, jedenfalls stehen weder für mehr Geld noch für Veränderung im Behindertenbereich, und deswegen werden wir, auch was die Behindertenpolitik betrifft, diesem Budget für das Jahr 2004 ganz sicherlich nicht zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Strache. Ich erteile es ihm.

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Stadträte! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Um diese Zeit ist es natürlich immer sehr schwer, noch weitere und zusätzliche Aspekte in die Debatte einzubringen, aber ein bisschen Gelegenheit wird man dazu doch noch haben. Natürlich ist es nicht unbedingt die Aufgabe der Opposition, hier der zuständigen Sozialstadträtin Grete Laska großartige Streicheleinheiten zukommen zu lassen. Deshalb haben wir uns auch die Aufgabe gestellt, die Verfehlungen aus diesem Budget herauszuarbeiten, und vieles davon wurde ja heute schon festgehalten. 

Ich möchte aber eingangs auch noch ganz kurz auf die Worte von Finanzstadtrat Rieder eingehen, der in seiner Rede gestern unter anderem festgehalten hat, dass ein Drittel aller Lehrlinge aus dem Wiener Umland kommt. Man stellt sich schon die Frage: Warum ist das so? - Das ist ja kein Problem, das von heute auf morgen entstanden ist, dieses Problem gibt es ja schon seit längerer Zeit. Und man fragt sich natürlich: Liegt es am Bildungsdefizit in der Stadt, dass man sozusagen eher Lehrlinge aus dem Umland aufnimmt, die den Voraussetzungen eher entsprechen? Liegt es vielleicht auch daran, dass die Integrationspolitik, von der Sie zwar immer behaupten, diese sei in dieser Stadt so hervorragend, vielleicht doch nicht ganz so gut funktioniert und dass viele Menschen, die zu uns zugewandert sind, die deutsche Sprache nicht beherrschen und es für sie aus diesen Gründen Probleme gibt, einen Arbeitsplatz, einen Lehrplatz zu finden? - Diese Fragen werfe ich auf. Es wird wahrscheinlich eine Frage der Qualität sein, die dazu führt, dass es zu diesen Problemen kommt. (GRin Barbara Novak: Könnte es vielleicht sein, dass in Niederösterreich nichts für Lehrplätze gemacht wird und in Wien schon? Gibt es diese Möglichkeit?)
Schauen Sie, natürlich spielt auch das eine Rolle, aber da wird auch genügend für Lehrplätze getan. Aber natürlich ist es so, dass im Umland Wiens auch eine Fluktuation in die Gegenrichtung stattfindet. Es gibt ja auch Wiener, die im Umland Wiens einen Lehrplatz bekommen; das gibt es in beiden Richtungen. Natürlich hat aber ein urbanes Gebiet eine Anziehungskraft für jeden, der aus dem Umland kommt - keine Frage. Es ist dies aber kein Problem, das sich von heute auf morgen gestellt hat, sondern eines, das letztlich auch schon länger bekannt ist.

Wir wissen ja - zumindest ist das auf der Gerüchtebörse zu hören -, dass jetzt bei den Sozialdemokraten auch bald ein Personalkarussell losbrechen soll. Man hört davon, dass Anfang des nächsten Jahres, angeblich im Februar 2004 bei der Ruster Klausur beschlossen werden soll, dass es einige Stadtratswechsel geben soll. Da hört man unter anderem, dass die viel kritisierte StRin Pittermann vielleicht von einem Dr Marhold abgelöst werden könnte. Man hört, dass vielleicht der jetzige Wohnbaustadtrat Faymann Finanzstadtrat werden soll und dem StR Rieder nachfolgen soll. Man hört viele Gerüchte betreffend das Personalkarussell, aber man hört kein Gerücht darüber, ob sich im Sozialressort eine Veränderung abspielen wird. Ich denke aber, da wäre es am notwendigsten, wenn ich die Situation im Sozialressort näher betrachte. 

Warum ist es so notwendig? - Ich möchte das jetzt nicht noch einmal wiederholen - auch wenn viele Lehrer sagen, man soll wiederholen, denn die Wiederholung prägt sich dann ein, und vielleicht bleibt, wenn man nach diesem Prinzip vorgeht, ja doch etwas hängen -, aber wir haben ja gehört, dass es in diesem Voranschlag viele Kürzungen gibt, die gerade den Sozialbereich betreffen – Kürzungen, die sich auf weit über 30 Millionen EUR belaufen. Ich möchte sie jetzt nicht noch einmal aufzählen, aber sie betreffen gerade auch den Bereich der Familie; das ist eine Gruppe, die belastet wird. Und da haben wir andere Ansätze als Sie - keine Frage.

Aber wenn sich hier ein Redner Ihrer Fraktion herausstellt und sagt, dass durch unser Kindergeld die Mütter auf den Herd zurückgedrängt worden sind, dann muss ich sagen, das ist wirklich ein Unsinn (GRin Mag Sonja Wehsely: OECD-Studie! Wifo-Studie!), weil es ja die Wahlfreiheit gibt. Es wird ja niemand gezwungen, zu Hause zu bleiben, sondern das ist die freie Entscheidung der Väter oder Mütter, die dieses Kindergeld in Anspruch nehmen und gerne bei ihren Kindern zu Hause bleiben. (GRin Martina LUDWIG: … Anreiz zum Zuhausebleiben! – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Sie tun ja so, als wären Sie gezwungen, zu Hause zu bleiben! – Nein, die Eltern wollen zu Hause bleiben, sie wollen in den ersten drei Lebensjahren in der Kindererziehung auch maßgeblich bei ihren Kindern anwesend sein und diese Erziehung mitgestalten - und nicht so, wie Ihr Gesellschaftsmodell es vorsieht: von der Wiege bis zur Bahre sozialistisch indoktriniert zu werden. Das ist ein Gegensatz, und diesen Gegensatz gestehen wir uns auch ein! Wir gestehen uns ein, dass wir da anders denken als Sie! 

Aber besonders fadenscheinig finde ich Ihre Argumentation dann, wenn Sie sich herausstellen und sagen, es sei alles so bestens bei der Kinderbetreuung und bei der Kindergartenbetreuung. (GRin Martina LUDWIG: Wo gehen denn die Kinder in Tirol ... in den Kindergarten?)

Also bitte, jetzt sind wir Ihnen von Seiten der Bundesregierung entgegengekommen und haben für die Kinder bis zum dritten Lebensjahr und für die Eltern etwas Positives umgesetzt. Jetzt sollten Sie nachziehen und für die Kinder zwischen dem dritten und sechsten Lebensjahr ebenfalls etwas umsetzen, nämlich zum Beispiel den kostenlosen Kindergarten (GR Johann Driemer: Den gibt's ja schon!), den ja sogar die Kinderfreunde präferieren und wo wir sagen: Da liegen die Kinderfreunde ausnahmsweise einmal richtig, das unterstützen wir! (Beifall bei der FPÖ.)
Das wäre ein Ansatz, um wirklich alle Kinder gleichwertig zu bemessen. Für uns ist jedes Kind gleich viel wert! Jedes Kind, in das man heute investiert, wird später einmal für die Gesellschaft vieles bringen, wird uns das retourzahlen. Und in diese Gesellschaft zu investieren, macht doch Sinn! Deshalb kann man doch nicht den Denkansatz, den Sie immer wieder weiterpredigen, verfolgen, nämlich Kinder unterschiedlich zu behandeln und ihre Behandlung davon abhängig zu machen, was die Eltern verdienen. (GR Johann Driemer: Gießkanne! Gießkanne!) Das ist der falsche Ansatz! 

Jedes Kind ist uns gleich wichtig (GRin Barbara Novak: Das ist es uns auch! Das hängt doch nicht damit zusammen!), und wir sollten dafür Sorge tragen, dass so viele Kinder wie möglich in unserer Gesellschaft vorhanden sind, damit wir auch in der Zukunft die Pensionen sichern können. Da ist Ihr Denkansatz der falsche! (GRin Mag Sonja Wehsely: Die Kinderzahlen gehen ja zurück!) Sie sind halt leider Gottes gegen die Wahlfreiheit, das kommt immer wieder zum Ausdruck. Sie wollen einfach Ihr gesellschaftspolitisches Schema über alle Menschen drüberpressen, ohne ihnen die freien Entscheidungsmöglichkeiten anzubieten. (GRin Mag Sonja Wehsely: ... die freie Entscheidung in Vorarlberg?) Das ist eben ein falscher Ansatz.

Ich komme jetzt zum nächsten Bereich - damit Sie sich nicht zu sehr aufregen müssen. (Zwischenruf des GR Jürgen Wutzlhofer.) 

Wir sind, was das Budget betrifft, auch mit der Situation konfrontiert, dass im Voranschlag wieder einmal eine Falschbudgetierung vorgenommen wird. Wir wissen ja, dass gerade im Bereich der Sozialhilfe - das wurde auch schon gesagt - ein Anstieg zu verzeichnen ist. Dieser findet sich aber im Voranschlag nicht wieder! Das ist ja eigentlich eine Frotzelei des Gemeinderats, wenn man sich auf der einen Seite, wie der Vorredner Lindenmayr das gemacht hat, hier herstellt und sagt, man erkennt, dass es in diesem Bereich eine Steigerung gibt - und dann berücksichtigt man sie in keiner Weise in diesem Voranschlag! Das ist eine Frotzelei, und diese Frotzelei setzt sich fort. Wir haben in den letzten Sitzungen hier immer wieder darüber diskutiert, aber das hat eben Methode: Man macht in diesem Haus weiterhin Falschbudgetierungen.

Ähnlich ist es auch bei der Auslagerung des Fonds Soziales Wien. Im Ausschuss hat auf die Frage der Oppositionsparteien, ob es dann überhaupt Kontrollrechte gebe, die Frau Stadträtin zuerst einmal gemeint, ja, die gebe es. Herr Volksanwalt Kostelka hat sie dann berichtigt und gesagt: Nein, die gibt es nicht! Dafür müsste man eigens verfassungsrechtliche Grundlagen schaffen: Wenn man im Wiener Landtag beziehungsweise im Gemeinderat einen diesbezüglichen Beschluss herbeiführt, dann gebe es die Möglichkeit, auch diese Kontrollrechte zu sichern. 

Es liegt also an uns, das zu tun. Und wir sollten das bei den ausgelagerten Bereichen tun, denn es wurde in den letzten Jahren in dieser Stadt viel ausgelagert. Allein in den letzten fünf Jahren belief sich das Ausgliederungsvolumen auf insgesamt 6 Milliarden EUR, die damit auch von der Budgethoheit dieses Hauses ausgelagert worden sind. Und diese Entwicklung setzt sich fort.

Deshalb stellen wir folgenden Beschlussantrag: 

"Die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport, Frau Grete Laska, soll sicherstellen, dass die VeranstaltungsgesmbH vierteljährliche Berichte dem zuständigen Ausschuss der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport vorlegt," - damit wir zumindest eine Information haben - "um damit nicht nur eine laufende Berichterstattung, sondern auch ein betriebliches Controlling durch den Gemeinderat zu gewährleisten.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung des Antrags an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport beantragt." (Beifall bei der FPÖ.)
Und was den Bereich der Kontrolle, auch durch die Volksanwaltschaft, betrifft, so liegt es an uns, hier die entsprechenden Beschlüsse zu fassen, wenn es dann wirklich zu dieser Ausgliederung kommen sollte. Ich denke, das wäre ein richtiger und wichtiger Schritt. Sie aber wollen leider Gottes nur Verantwortung abschieben, wie Sie das auch in vielen anderen Bereichen getan haben.

Kurz zu den Subventionsentwicklungen: Wir haben in den letzten Jahren eine Steigerung in der Höhe von 30 Millionen EUR feststellen können, die alleine der Subventionitis gegenüber Vereinen in dieser Stadt zuzurechnen ist. Insgesamt sind es 300 Millionen EUR an Subventionen, die wir in dieser Stadt pro Jahr an Vereine ausschütten. Wir sollten uns wirklich überlegen, ob es nicht dort ein Einsparungspotential gibt, um nicht am falschen Platz zu sparen, nämlich im Bereich Soziales, wo es auch die Ärmsten der Armen trifft und wo wir jetzt anhand der Arbeitslosenzahlen auch feststellen müssen, dass Wien sich im Österreichvergleich als Schlusslicht verdächtig macht. 

Sie gehen jetzt her und sagen – na typisch, eh klar -: Die Bundesregierung ist schuld! Die Politik der Bundesregierung ist schuld daran, dass das passiert!

Jetzt stelle ich mir die Frage: Wenn die Bundespolitik so falsch ist, warum greift dann der negative Trend nicht in den anderen acht Bundesländern? Warum verzeichnen diese gegenteilige Entwicklungen? Warum ist es so, dass, während zum Beispiel das Bundesland Kärnten früher an letzter Stelle lag, in der Zwischenzeit aber Wien an letzter Stelle liegt, dahinter die Steiermark und dann Niederösterreich kommt und Kärnten im Österreichvergleich schon im Mittelfeld liegt, was die Arbeitslosenquote im dritten Quartal betrifft?

Da stellt man sich die berechtigte Frage: Woran liegt das? Was kann da ein Lhptm Dr Jörg Haider besser als der Lhptm Michael Häupl? (GRin Mag Sonja Wehsely: Das ist ein Fehlschluss! Nicht alles, was hinkt, ist ein Vergleich!) - Das ist die Frage, die man sich stellt, denn die Bundesregierungs-Effekte greifen dort auch, und trotzdem schafft es ein couragierter Landeshauptmann, eine gegenteilige Entwicklung in Angriff zu nehmen.

Ich erkläre Ihnen auch noch anhand der Zahlen, wo diese Entwicklung merkbar und spürbar ist: Alleine von 1994 bis 2003 haben wir in Wien netto 27 769 Ar-beitsplätze in dieser Stadt abgebaut. Im Jahre 1994 haben wir um rund 27 700 Arbeitsplätze mehr gehabt; diese sind netto verloren gegangen, und zwar durch eine falsche rote Stadtpolitik. Das ist der Grund, und kein anderer! Da hat die Bundesregierung überhaupt keine Schuld daran, sondern das sind Ihre falschen Investitionen, die Sie in dieser Stadt getätigt haben, weil Sie falsche Schwerpunkte gesetzt haben. 

Wenn man die Entwicklung in allen anderen Bundesländern im gleichen Zeitraum betrachtet, dann stellt man fest, dass sich für Niederösterreich seit damals ein Plus von 26 000 Arbeitsplätzen ergibt, für das Burgenland ein Plus von 9 900 Arbeitsplätzen, für die Steiermark ein Plus von 29 776 Arbeitsplätzen, für Kärnten ein Plus von 2 400 Arbeitsplätzen, für Oberösterreich ein Plus von 43 000 Arbeitsplätzen. Alle anderen Bundesländer haben im Nettovergleich ein Plus an Arbeitsplätzen geschafft, nur Wien hat hier abgebaut. – Na, so was! (GRin Mag Sonja Wehsely: Das sind doch die Zahlen der letzten drei Jahre!) Liegt es vielleicht doch daran, dass die sozialistische Stadtregierung eine falsche Politik betreibt, die dann zu solchen Zahlen führt?

Ich sage: Ja, es liegt an Ihrer Politik, die zu diesem Negativtrend geführt hat, denn er zieht sich die letzten 30 Jahre durch (GRin Mag Sonja Wehsely: Falsch! ... Februar 2000!): Vor 30 Jahren lagen wir an erster Stelle, und vor 30 Jahren hat der Abbau letztlich begonnen – damals haben wir noch für lange Zeit auch eine sozialistische Bundesregierung gehabt -, und heute sind wir Schlusslicht. Das ist ein Trend, der sich fortgesetzt hat.

Ich schließe damit meine Ausführungen zu diesem Bereich ab und wende mich dem Bereich Behindertenpolitik zu. Da möchte ich ausnahmsweise auch etwas sagen, was von dem, was die Vorredner heute hier in diesem Bereich kritisiert haben, divergiert: Ich mache Frau Präsidentin Stubenvoll hier keinen Vorwurf. Ich möchte mich sogar ausdrücklich bei ihr bedanken und möchte ihr gegenüber auch mein persönliches Lob zum Ausdruck bringen, weil die Frau Präsidentin wirklich persönlich engagiert in diesem Bereich tätig ist. 

Sie hat nur ein Problem: Sie wird in ihrem Engagement von den eigenen sozialistischen Ressortverantwortlichen ausgebremst. Das wird auch deutlich an dem Beispiel, das Frau StRin Vassilakou heute unter anderem zitiert hat, nämlich betreffend die Baurechtsnovelle, durch die endlich die Barrierefreiheit gewährleistet sein sollte. Wir arbeiten daran, wir wissen, dass seit ewigen Zeiten darüber diskutiert wird. Aber ich hätte mir da schon erwartet, dass wir schneller damit durchkommen, sodass wir diese Baurechtsnovelle schon im Europäischen Jahr der Menschen mit Behinderungen umsetzen hätten können. Das passiert nicht. Mir wurde heute mitgeteilt, dass das Anfang 2004 geschehen soll. Das freut mich; ich hoffe nur, dass es dann wirklich Anfang 2004 hier beschlossen wird und dass wir nicht wieder eine weitere Verzögerungstaktik erleben müssen, weil die Bürokratie eben langsam waltet und schaltet. Da wäre es wirklich an der Zeit, jetzt dementsprechend schnell Ergebnisse umzusetzen.

Weil das Thema von Frau StRin Vassilakou angesprochen wurde, möchte ich auch ganz kurz etwas zum Bereich des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes sagen: Sogar Caritas-Direktor Michael Landau hat hier unseren Sozialminister ausdrücklich für seine Initiativen gelobt. Da passiert viel, da gibt es eine Arbeitsgruppe, die eingesetzt wurde, und sogar, wie gesagt, Caritas-Direktor Landau sagt, dass das vorbildhaft ist. Das lobt er, das ist aus seiner Sicht sozusagen der richtige Weg, der damit in diesem Bereich beschritten wird. 

Ich glaube, daran sollten wir uns auch als Wiener ein Beispiel nehmen, wenn es um die Frage geht, wie man einen richtigen Weg beschreitet und wie man in diesem Bereich vielleicht auch etwas dazu tun kann. Es gibt ja viele Bereiche, wo man nicht nur auf Bundesverordnungen und Bundesgesetze warten muss, sondern wo man auch eigeninitiativ verantwortlich tätig werden kann. Es hindert Sie niemand daran, in diesen Bereichen etwas Positives in Angriff zu nehmen!

Nun zu einem Thema, das ich schon auch ausführlich behandeln muss - aber das kann man auch nur noch einmal wiederholen -, nämlich die Skandale, die unsere GRin Heidrun Schmalenberg im Bereich der Wiener Geschützten Werkstätten GmbH aufgedeckt hat, wo sie aufgezeigt hat, welche Praktiken dort gang und gäbe sind. Diese werden natürlich auch noch ein weiteres Nachspiel haben. Es wird auch noch eine Sondersitzung des Gemeinderates geben, wo wir unter anderem auch die Skandale in diesen Bereichen noch eingehend zu behandeln haben werden. 

Wir müssen aber festhalten, dass das Ressort Laska den Eindruck vermittelt, überfordert zu sein, und ich muss auch feststellen, dass die Frau Stadträtin offensichtlich amtsmüde ist: Sie hat offensichtlich keine Lust mehr - und das merkt man eben an ihrer Arbeitseinstellung. Zumindest ich habe den Eindruck, dass es so ist. An ihrer Arbeitseinstellung merke ich persönlich, dass sie lustlos agiert. Und das schlägt sich auch in all den Themenbereichen, die ich angesprochen habe, nieder. 

Zum Schluss möchte ich noch auf einen ganz bestimmten Bereich eingehen, nämlich auf den Bereich Sport in Not. Wir befinden uns in Wien nun einmal in der Situation, dass sich der Wiener Breitensport in Not befindet. Wir haben vor über eineinhalb Jahren - das wurde ja angesprochen - ein Landessportgesetz erarbeitet. Alle Sportsprecher haben sich die Mühe gemacht, sich zusammenzusetzen, Überlegungen zusammenzutragen und einfließen zu lassen, um ein Landessportgesetz zu erarbeiten. Dann gaben wir das ab – und bekamen einen lapidaren Brief von Bereichsdirektor Podkowicz: Haben die Vorschläge erhalten. Sind leider gesetzlich nicht umsetzbar. Vielen Dank, auf Wiedersehen. - Und dann haben wir nichts mehr gehört! Man ließ nichts mehr von sich hören, anstatt zu sagen: Das ist ein Vorschlag, den es zu diskutieren gilt! Setzen wir uns zusammen und diskutieren wir jene Punkte durch, die nicht möglich sind! Überlegen wir uns: Wie formulieren wir die Punkte, damit wir ein neues, zeitgemäßes Landessportgesetz bekommen, damit wir jene Situation, die heute in Wien im Argen liegt – darüber sind sich alle Dachverbände einig -, endlich verbessern? - Es fand ja erst vor 14 Tagen die zweite Wiener Sport-Enquete statt, in deren Rahmen auch alle Sportsprecher vertreten waren und wo wir – selten, aber doch, muss man da sagen – im Bereich der Opposition einer Meinung waren mit den Dachverbänden, dass im Bereich Sport etwas geschehen muss. Und es muss rasch etwas geschehen! 

Wir haben da wahrscheinlich auch prinzipiell andere Überlegungen als Sie: Für uns ist wichtig, dass man das natürliche Bewegungsempfinden, das Kleinkinder haben, auch fördert. Und da muss man schon im Kindergarten und in der Volksschule ansetzen, und dazu muss man sich überlegen: Welche Kooperationen zwischen den Dachverbänden, den Vereinen, den Schulen und Kindergärten finden wir für eine Nachmittagsbetreuung, in der professionell mit den Kindern Bewegung gelebt wird? - Das wäre eine Möglichkeit. 

Wir denken, Gesprächsverweigerung, Diskussionsverweigerung ist das Schlechteste überhaupt, sie nützt und hilft niemandem in dieser Stadt. Wir bringen daher folgenden Beschlussantrag ein:

"Die gefertigten Gemeinderäte fordern die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport auf, umgehend einen runden Tisch zu den Themen Landessportgesetz und Verbesserungsmaßnahmen für den Wiener Breitensport einzuberufen, zu dem alle Dachverbände und die Opposition mit Vertretern eingeladen werden, teilzunehmen." (Beifall bei Gemeinderäten der FPÖ.) 

Ich darf zum Abschluss die Hoffnung zum Ausdruck bringen, dass man sich besinnt und, auch wenn man andere Meinungen vertritt, dazu bereit findet, mit allen eingehend zu diskutieren und Vorschläge nicht einfach so flapsig zurückzuweisen. Reden wir vor allen Dingen mit den betroffenen Verbänden! Die Verbände sagen es ja von sich aus: Was sie wollen, ist, dass es endlich zu einer Entpolitisierung des Sportbereichs kommt! - Lösen wir den Sport aus der Politik, sozusagen aus der Präpotenz der politischen Macht, die hier gelebt wird, heraus! Bringen wir den Sport in eine Selbstverwaltung, wo die Sportverantwortlichen auch über ihr Budget eigenverantwortlich zu entscheiden haben! Das wäre ein Schritt in die richtige Richtung. Damit würden wir dem Wiener Breitensport auch wirklich etwas Gutes tun und würden nicht auch in diesem Bereich letztlich an den Schlussplatz im Ländervergleich zurückfallen. Denn wenn wir uns anschauen, wo heute die großen Wiener Landesmeister sind, dann müssen wir feststellen, dass sie sehr rar geworden sind und dass uns in diesen Bereichen auch die anderen Bundesländer schon sehr deutlich überholen. Das zeigt, dass vieles im Argen liegt. 

Ich frage mich zum Abschluss: Frau StRin Laska, wann werden Sie sich persönlich eingestehen, dass Sie amtsmüde sind, dass Sie keine Energie mehr haben, um in diesem Ressort auch wirklich etwas Innovatives durchzusetzen, die Probleme in Angriff zu nehmen und in diesem für diese Stadt wichtigen Ressort auch wirklich etwas Wesentliches und Entscheidendes für die Menschen weiterzubringen? (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Sommer-Smolik zum Wort gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) – Entschuldigung, ich habe mich geirrt: Zum Wort gelangt nun Frau GRin Novak. Entschuldigung! (Die an das Rednerpult tretende GRin Barbara Novak: Das stört mich nicht!) 

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren!

Eigentlich wollte ich meine Ausführungen anders beginnen, aber Kollege Strache zwingt mich quasi dazu, jetzt auf ihn einzugehen - obwohl ich ihm diese besondere Freunde eigentlich nicht machen wollte, weil ich weiß, dass er geradezu danach lechzt, dass man seine Wortmeldung auch mit ihm diskutiert. 

Ich habe so den Eindruck gewonnen, dass Kollege Strache sich bald um einen neuen Job bewerben wird. Vielleicht bekommt er eine Kolumne in der "Kronen Zeitung" zum Thema "Stadtgerüchte und Stadtgeflüster", denn er dürfte sich sehr intensiv mit Gerüchten in dieser Stadt auseinander setzen. Wo immer sie auch herkommen: Stimmen tun sie nicht! Diese Gerüchte sind einfach unwahr. 

Es gibt aber auch über Herrn Kollegen Strache immer wieder Gerüchte. Da höre ich zum Beispiel, er soll Parteiobmann und Klubobmann werden, weil er so viel bessere Arbeit macht und ein so viel besserer Stadtpolitiker ist als der jetzige. - Ich glaube, das kann auch irgendwie nicht stimmen. Das ist, glaube ich, einfach auch unter "Gerüchte" einzuordnen.

Das Ressort von Frau VBgmin Grete Laska hat eine ganz spezielle Besonderheit: Es sind hier Themenfelder gebündelt, die alle miteinander nicht unabhängig von Einflüssen von außen sind. Es sind Themen und Bereiche, in Bezug auf die gerade dann, wenn es um Budgetdebatten und um Budgets geht, festzuhalten ist, dass es Rahmenbedingungen gibt, die auf diese Bereiche Einfluss nehmen - und die demnach auch veränderbar sind und verändert werden müssen -, und zwar insbesondere auf die Budgetgebarung. Das Budget der Stadt Wien ist keine abgeschlossene Insel, sondern dieses Budget ist immer wieder von Wellen von außen bedroht - und zurzeit sind es leider hauptsächlich blau-schwarze Belastungswellen, die unser Budget bedrohen. 

Folgendes möchte ich, im Gegensatz zu meinem Vorredner, auch in diesem Zusammenhang noch einmal klar dazusagen: Im Bereich der allgemeinen Sozialhilfe - darüber ist heute und auch gestern schon des Öfteren diskutiert worden - haben wir das Problem, dass die Bundesregierung, die im Übrigen - ein bisschen sollten wir uns schon an die Verfassung halten! -- für Arbeitsmarktpolitik und aktive Arbeitsmarktpolitik zuständig ist, eine komplette Verweigerung an den Tag legt, dieser Zuständigkeit auch gerecht zu werden. (GR Heinz Christian Strache: Die fehlenden Investitionen sind das Problem in dieser Stadt! Dass Sie nicht investieren! Die Bundesregierung investiert ja in dieser Stadt, nur Sie nicht!) Sie geht einfach her und sagt: Ach, es gibt schlechte Arbeitslosenzahlen? Mein Gott, was soll ich machen? Das soll halt die Kommune erledigen, das sollen die Länder erledigen! Die sollen am besten das AMS gleich komplett übernehmen und es am besten auch aus den Ländern budgetieren, denn wir haben eigentlich damit gar nichts zu tun! Das ist ganz grauslich, und damit wollen wir auch nichts zu tun haben!

Das ist eine Politik der Verweigerung, eine Politik, die sich weigert, die Verantwortung zu übernehmen - und das ist in Wahrheit menschenunwürdig und grausam! (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Stadt Wien, die sozialdemokratische Stadtregierung nimmt ihre Verantwortung wahr. Es ist schon öfters gesagt worden, aber ich betone es - weil die diesbezügliche Sorge anscheinend noch immer im Raum steht – noch einmal: Die Stadt Wien wird die Auszahlung aller gesetzlichen Sozialleistungen und vertraglich gebundenen Leistungen natürlich weiterhin vornehmen. Der Herr Vizebürgermeister hat gestern auch gesagt: Wenn es - was wir nicht hoffen - zu einer Verschlechterung der sozialen Lage der Wiener Bevölkerung kommt, werden wir natürlich unsere Verantwortung wahrnehmen und Hilfe leisten! Das ist überhaupt keine Frage. 

Aber es geht nicht nur um Sozialleistungen als Direktleistung, sondern es geht schon auch darum, dass wir die gesamte soziale Infrastruktur sehen, und das ist ein bisschen mehr als das, was man unter "MA 12" findet beziehungsweise zu finden glaubt. Da geht es um mehr. Da geht es darum, dass wir zum Beispiel im Bereich der Wiener Bäder natürlich eine Sozialleistung vorfinden: Wenn wir alle Kosten, die die Wiener Bäder verursachen, einfach auf die Kundinnen und Kunden, auf die Wiener Bevölkerung überwälzen würden, zum Beispiel über die Eintrittspreise, dann wäre das für niemanden mehr leistbar außer für eine ganz kleine Gruppe. Natürlich ist das eine Sozialleistung - und dazu stehen wir auch - und eine soziale Infrastruktur! Und natürlich stellen auch all jene Einrichtungen wie die Bücherei in Wien, wie freizeitpädagogische Einrichtungen oder Einrichtungen der aufsuchenden Jugendarbeit eine soziale Infrastruktur dar, und all das sind Sozialleistungen, die wir weiterhin tätigen und weiterhin ausbauen. 

Als aktive und verantwortungsvolle Sozialpolitikerin muss man auch ab und zu einmal Reformen durchführen. Kollege Strobl ist hier gestanden und hat gesagt, es gibt keine Reformen, er vermisst Reformen. Nur eine oder zwei Wortmeldungen zuvor habe ich gehört, es gibt eine Reform, eine sehr große Reform; Kollegin Jerusalem ist hier gestanden und hat von einer großen Sozialreform geredet. - Vielleicht redet ihr zwei euch einmal zusammen, damit Kollegin Jerusalem dir, Kollege Strobl, mitteilt, dass es eine Reform gibt, und du mitbekommst, dass es eine gibt. 

Fakt ist, dass wir sehr intensiv daran arbeiten. Fakt ist: Es wird eine Sozialreform sein, von der, im Gegensatz zu dem, was Frau Kollegin Jerusalem behauptet hat, die meinte – ich habe es mir aufgeschieben -: "Von der Sozial- und Strukturreform profitieren ausschließlich ..." – und ich möchte den Satz jetzt anders beenden als sie ihn beendet hat -, ausschließlich die MitarbeiterInnen und die KundInnen und nicht die Sozialdemokratie profitieren. Und das wissen Sie auch! 

Wir machen diese Sozialreform aus unterschiedlichen Gründen, aber es gibt ein paar sehr essentielle. Der eine ist, dass wir gerade nach der EU-Osterweiterung und der Öffnung des Ostmarktes insbesondere in diesem Bereich versuchen müssen, im Hinblick auf die Wettbewerbsfähigkeit dieser Entwicklung standzuhalten. Das bedeutet Sicherung für die MitarbeiterInnen! Das heißt, wir müssen konkurrenzfähig bleiben und wir müssen durch diese Reform erreichen, dass wir unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern die Möglichkeit geben können, weiterhin in diesem Bereich tätig zu bleiben. Das ist das eine Ziel der Sozialreform und der eine Grund dafür. 

Das zweite Ziel und der zweite Grund ist, dass die Kundinnen und Kunden weiterhin eine ausgezeichnete Betreuung erhalten sollen, dass die Leistungen transparent sein sollen, dass klar dargelegt sein soll, wie man zu welcher Leistung kommt, und dass diese Leistungen auch weiterhin aufrechterhalten werden sollen. - Das ist der Profit, den man aus dieser Strukturreform ziehen wird können – im Gegensatz zu dem, was hier behauptet wurde, nämlich dass nur die Sozialdemokratie von einer Strukturreform im Sozialbereich profitiere. 

Sie haben gesagt – ich hoffe, ich habe da nichts falsch verstanden, aber ich wiederhole es jetzt noch einmal -, Sie wollen im Kuratorium des Fonds Soziales Wien sitzen. Stimmt das? (Zustimmung bei Gemeinderäten der GRÜNEN.) Ich glaube, ich habe das richtig verstanden: Sie, beziehungsweise die GRÜNEN, wollen im Kuratorium des Fonds Soziales Wien sitzen. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wie alle anderen auch! – Ruf bei der FPÖ: ... haben wir aber jetzt erst gekriegt! – Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Das glaube ich nicht, denn es ist ganz klar festgelegt, wer im Kuratorium sitzt, und ich frage mich: Wie kommen die GRÜNEN auf die Idee, im Kuratorium sitzen zu wollen, wenn sonst keine andere Fraktion im Kuratorium sitzt? Mit welcher Präpotenz wollen Sie dort sitzen, als einzige Partei? (Zwischenrufe bei den GRÜNEN und Zwischenrufe der GRe Günther Barnet und Heinz Christian Strache.) - Nein, es hat geheißen: Ich will im Kuratorium sitzen! 

Wir hingegen schlagen vor, dass es einen Beirat gibt, in dem alle Fraktionen drinnen sitzen und nicht nur die GRÜNEN, einen Beirat, in dem es eine Berichtspflicht gibt und in dem nicht nur, wie Frau Kollegin Jerusalem gesagt hat, vielleicht jene Beschlüsse berichtet werden, die der Geschäftsführer gerne berichten möchte, sondern es ist natürlich klar festgelegt, dass er dort alles berichten muss und dass dort über alles diskutiert werden kann und muss. Und im Übrigen wollen wir, dass das Budget nicht irgendjemand irgendwo beschließt, sondern dass es natürlich hier im Haus die hier anwesenden gewählten Abgeordneten zu beschließen haben - und nicht der Geschäftsführer alleine und der Beirat oder das Kuratorium. - Sie versuchen hier schlicht und einfach, Verunsicherung herbeizuführen, und das halte ich für grausam und furchtbar. 

Ich möchte zum Bereich der Behindertenhilfe auch noch ein paar Dinge sagen, weil das hier auch Thema war und ist. Es kam der Vorwurf, dass sich gerade im heurigen Jahr, im Jahr der Menschen mit Behinderungen, im Bereich der Behindertenhilfe nichts getan habe. 

Ich habe mich nur ganz kurz informiert, weil ich eigentlich nicht sehr intensiv auf diesen Bereich eingehen wollte, weil ich vorhatte, über andere Bereiche zu sprechen, aber ich höre: Die Wiener Linien investieren heuer wesentlich mehr Budget als in den letzten Jahren, um bauliche Maßnahmen zur Abschaffung von Barrieren zu setzen.

StRin Brauner organisiert die Sonderaktion neu, nicht nur um bei den Einstellungen etwas zu verändern, sondern auch um die Durchlässigkeit zwischen den einzelnen Bereichen sowohl horizontal als auch senkrecht herzustellen. 

Es gibt Integrationsklassen und Kindergärten mit Integrationsprojekten. 

Es hat in diesem Jahr Veranstaltungen gegeben - ich weiß nicht, wie viele -, von "Jeder für Jeden" über "Barriere frei!" bis hin zur Planungswerkstätte, wo man hier vor dem Rathaus am Rathausplatz als Mensch ohne Behinderungen selbst erleben konnte: Wie geht es einem eigentlich, wenn man im Rollstuhl sitzt? Wie geht es denn jemandem, der versucht, einen Parcours, eine Straße entlangzugehen, und nicht die Möglichkeit hat zu sehen, weil er blind ist? - All diese Dinge konnte man auch am eigenen Körper erleben. Das waren und sind ganz wichtige Veranstaltungen!

Eines muss man schon auch klar sagen: Wir haben beziehungsweise die Sozialdemokratie hat durch das Programm ARGE Wohnplätze die behinderten Menschen aus den Pflegeheimen herausgeholt und sie in betreuten Wohngemeinschaften untergebracht. Das haben wir gemacht - und es ist nicht umgekehrt, sondern es gibt ganz klar ein Projekt, mit dem wir den behinderten Menschen helfen und sie in ein anderes Wohnumfeld einzuführen versuchen. 

Es gab dann noch viele Veranstaltungen im Stadtschulrat gemeinsam mit den Schülerinnen und Schülern, weil es wichtig ist, gerade in dieser Altersgruppe Sensibilität zu schaffen, und, und und.

Und was die Bauordnung betrifft, so wäre es uns eigentlich auch lieber, wenn es viel, viel schneller ginge, aber es gibt nun einmal Verfahren, und diese müssen auch eingehalten werden. Es sind auch noch Prüfungen durchzuführen, darüber werden wir nicht hinwegkommen. Die Bauordnung ist - das wissen Sie auch - ein ganz heikles Gebiet und auch sehr sensibel, was die ganze Konstruktion betrifft, im Hinblick auf verfassungsrechtliche Bestimmungen: Geht das so oder geht das nicht? - Das ist nun einmal ein heikler Bereich und das braucht seine Zeit. Aber wichtig ist, dass heuer noch die Debatte dazu abgeschlossen wird, dass das Verfahren eingeleitet wurde und dass es in absehbarer Zeit zu einem Abschluss kommt. 

Ich möchte jetzt noch einen weiteren Bereich anführen, wo eine der Belastungswellen, von denen ich am Anfang gesprochen habe, sehr vehement - und das ist ein sehr ernstes Thema! - auf Wien zugesteuert und auch zugekommen ist, nämlich jene Belastungswelle, die die Flüchtlingshilfe betrifft. Ich sage es jetzt einmal auf gut Wienerisch - denn so gehört es eigentlich auch gesagt -: Ich habe den Eindruck, der Bund schert sich einen Dreck darum, wie es den Menschen geht und was mit den Menschen passiert (Widerspruch des GR Günther Barnet), die Hilfe suchend in unser Land kommen. Einen Dreck kümmert das den Herrn Bundesminister Strasser! (GR Günther Barnet: Ach so! – Heiterkeit des GR Günther Barnet.) Der nämlich spekuliert mit dem humanen Gewissen und dem sozialen Gewissen der Kommunen. Er spekuliert einfach darauf: Das werden sie schon machen! Das werden sie nicht lange aushalten, dass die Hilfe suchenden Menschen vor der Türe stehen! Mir ist es Wurscht - die haben das vor Ort, die werden das dann schon lösen! - Das ist schon eine Art und eine Vorgangsweise, die ihn nicht nur rücktrittsreif machen, sondern das ist eine Vorgangweise, angesichts der ich mir denke: Kann dieser Mann eigentlich noch schlafen? Dieser Mann kann kein Herz haben, und das, was da passiert, ist grausam und grauslich! (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist natürlich das, mit dem er spekuliert hat, eingetreten: Unser Bürgermeister Dr Michael Häupl hat nicht zugeschaut, sondern hat 500 Plätze zusätzlich zur Verfügung gestellt, wo auch minderjährige Flüchtlinge unterkommen können. Er wird wieder schlafen können, denn er hat sich dieser Menschen angenommen. Und das ist auch gut so, und das ist auch ein Beweis für das soziale Gewissen und dafür, dass Wien keineswegs daran denkt, im Sozialbereich einzusparen. Das sollten Sie endlich einmal zur Kenntnis nehmen!

Die letzten Minuten möchte ich dazu nutzen, zum Thema Bildung was zu sagen. Ich weiß, ich kann nicht zu allen Abteilungen, die in dieses Ressort fallen jetzt noch etwas sagen, aber Bildung ist einer der sozialen Infrastrukturbereiche, die uns ganz besonders am Herzen liegen. 

Bildung findet statt, und so gibt es in Wien nicht nur ein sehr breit gefächertes Angebot an Volks- und Erwachsenenbildung, sondern es ist natürlich für uns das Angebot im Schulwesen auch ein sehr wichtiges und soll Qualität haben und soll einer Millionenstadt wie Wien auch Rechnung tragen.

Im Übrigen einen Einwurf zur Erwachsenenbildung, auch ein guter Vergleich, um zeigen zu können, wie denn im Bund Subventionspolitik betrieben wird: Da schreibt im Juni Frau Bundesminister Gehrer an die Träger der Volks- und Erwachsenenbildungseinrichtungen im laufenden Subventionsjahr einen Brief, wo sie ihnen einfach lapidar mitteilt, es werde jetzt für das laufende Budgetjahr 25 Prozent weniger Subvention ausbezahlt, 25 Prozent im Juni des laufenden Budgetjahres. Wie es jenen Einrichtungen geht, die schier fix damit gerechnet haben, was sie für dieses Jahr bekommen und ein Angebot für die Bevölkerung gestellt haben und dann einfach mitten im Jahr per Brief mitgeteilt bekommen, das spielt es leider nicht, und sich das überhaupt nicht denken, und jene Volksbildungseinrichtungen, die auch in Wien tätig sind, werden natürlich wieder zu uns, nämlich zur Kommune, zur Stadt Wien, kommen und sagen Entschuldigung, der Bund hat mich im Stich gelassen, bitte helft mir.

Und das ist genau die Vorgangsweise, die wir so bekritteln. Der Bund entlässt sich einfach aus der Verantwortung, er lehnt sich einfach zurück, tut nichts mehr, Subventionen werden einfach gekürzt oder komplett ausgelassen und das Land oder die Stadt Wien wird es schon richten.

Zu den Lehrern, beziehungsweise der Nachbesetzung der Lehrer, und ich habe ja fast nur gewartet, bis Kollege Strobl wieder kommt, denn wenn ich ein bisschen früher geredet hätte, hätte ich ja, weil du eine ganze Zeit lang so alleine hier gesessen bist in den Reihen, fast gesagt, man lässt dich jetzt alleine. (GR Johannes Prochaska: Wir sind ohnedies wieder da!) Und da hätte ich vielleicht sogar spekuliert, was der Grund dafür sein könnte und mir gedacht, weil du, und dafür möchte ich auch Danke sagen und das ist vielleicht etwas Unübliches, dass von Seiten der SPÖ auch öffentlicher Dank ausgerichtet wird, Danke dafür sagen, dass du, ich hoffe, nicht alleine und als einziger deiner Fraktion erkannt hast, dass Wien natürlich in einer anderen Situation als andere Bundesländer steckt, dass Wien gerade im Bereich des Schulwesens einen Mehrbedarf an Lehrerinnen und Lehrern hat und dass du dich auch in den letzten Wochen dafür eingesetzt hast, innerhalb des Bildungsministeriums auch mit deinen Fraktionskollegen und –kolleginnen zu verhandeln und uns zu unterstützen. Dafür ein Danke.

Die Kritik kommt jetzt, kommt immer, die Kritik kommt für die Wortmeldung von dir vorher, wo du gesagt hast, du hättest dich also eingesetzt, wofür ich mich bedankt habe, aber die SPÖ, oder Wien, hätte nicht verhandelt. Und das ist natürlich nicht richtig. 

Also, Wien hat die letzten Wochen, die letzten Monate sehr intensiv verhandelt. Ich wollte gerade sagen, und die Frau Vizebürgermeisterin sagt mir das auch, seit langem verhandelt Wien, weil Wien verhandelt nicht nur das heurige Jahr, sondern Wien verhandelt schon die vorhergehenden Jahre und es geht immer um dasselbe Thema: Möchte, oder kann der Bund, und will der Bund anerkennen, dass Wien in einer Sondersituation steckt und dass Wien einen Mehrbedarf gerade im Bereich der Integrationsklassen und so weiter, hat. Und das verhandeln wir schon lange.

Jetzt hätte ja das Bildungsministerium handeln können, nur das Bildungsministerium steckt leider in der Klaue des Finanzministeriums. Der Bildungsblockierer Finanzminister Grasser hat die Notbremse gezogen und jetzt müssen wir weiter verhandeln. Aber ich hoffe auf Unterstützung nicht nur von dir und deiner Fraktion, vielleicht, wenn sich die Gelegenheit ergibt und der Herr Finanzminister wieder einmal Gast bei euch im Vorstand ist, vielleicht kann man da gleich mit ihm reden und ihn ins Gebet nehmen. Jede Unterstützung ist willkommen und wichtig, es geht um die Kinder in dieser Stadt und es geht um unser Schulwesen, es geht um unsere Qualität in der Schule. Und ich hoffe da auch weiterhin auf Unterstützung. Ich glaube, es werden noch andere Bundesländer diese Unterstützung brauchen. Ich höre aus Salzburg, die hätten da auch Wünsche anzumelden, weil sich die Rahmenbedingungen in den letzten Jahren hier stark verändert haben.

Ich komme gleich zum Ende. Ich möchte mich abschließend herzlich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Ressorts bedanken. Es sind sehr schwierige Rahmenbedingungen, die es sicher nicht einfach gemacht haben, so ein Budget zu erstellen. Ich hoffe, dass wir das gemeinsam schaffen und ich bin überzeugt davon, dass wir das gemeinsam auch nächstes Jahr umsetzen können, was wir uns vorgenommen haben. Wir sind überzeugt davon, Ihnen ein gutes Budget vorzulegen und ein gutes Budget vorgelegt haben, wo sichergestellt ist, dass wir weiterhin ein soziales Wien, ein sozial gerechtes Wien, ein kinder- und familienfreundliches Wien und hoffentlich bald wieder, wenn der Bund auch mitmacht, ein Wien der Vollbeschäftigung sein können. Dankeschön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Heidemarie Unterreiner: Es haben sich jetzt drei Kollegen zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Als erste Rednerin Frau GRin Jerusalem und sie weiß ja, dass sie nur drei Minuten Sprechzeit hat.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Nun, die drei Minuten werden kein Problem sein.

Erstens einmal, die GRÜNEN wollen überhaupt keine Auslagerung in den Fonds "Soziales Wien", sollte es ihn aber dennoch gegen jegliche sozialpolitische Vernunft geben, dann wollen wir nicht in einem Alibianhängsel, in einem Debattierklub herumsitzen, sondern in jenem Gremium vertreten sein, wo Entscheidungen fallen. Und dieses Gremium soll selbstverständlich nach den Vorgaben des D’Hondt’schen Systems besetzt werden, so dass alle Gemeinderätinnen und Gemeinderäte und die politischen Parteien so vertreten sind, wie es dem Wählerwillen entspricht. 

Dass ich das für die GRÜNEN formuliere, halte ich für selbstverständlich, für andere Parteien werde ich auch in Zukunft nicht sprechen, die würden sich auch schön bedanken, wenn ich das täte. Und ich denke doch, dass die Sozialdemokratie sich dazu bequemen sollte, sich das zu überlegen, wir sind in den Gemeinderat gewählt und sollten überall genauso vertreten sein wie im Gemeinderat.

Ihre Argumentation habe ich für kindisch gehalten, aber dann habe ich mir gedacht, vielleicht haben Sie es wirklich nicht verstanden und deswegen habe ich mich noch einmal zu dieser tatsächlichen Berichtigung eingefunden. Dankeschön. (Beifall bei den GRÜNEN und der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Heidemarie Unterreiner: Und nun bitte ich dich zum Rednerpult, Herr Kollege Barnet. Du hast drei Minuten Sprechzeit.

GR Günter Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende!

Das ist zwar eine geschäftsordnungsmäßige Aufforderung, aber mir war klar, dass du mich aufrufst zu einer weiteren tatsächlichen Berichtigung.

Kollegin Nowak hat sinngemäß gesagt, dass es nur die GRÜNEN seien, die für sich in Anspruch nehmen würden, im Kuratorium sitzen zu wollen. Ich kann jetzt natürlich nicht für die GRÜNEN sprechen, und die Kollegin Jerusalem hat das schon getan. Auch wenn uns ein demokratiepolitischer Sinn in diesem Zusammenhang eint, nehme ich für mich und meine Fraktion in Anspruch, dass wir unabhängig von der sonstigen Ausgestaltung auch schon im bestehenden derzeitigen Kuratorium des bestehenden Fonds "Soziales Wien" sitzen würden wollen und ich habe dies hier von dieser Stelle bereits mehrfach gesagt. 

Dass Sie das leider nicht gehört haben, geschätzte Kollegin Nowak, bedaure ich zutiefst, aber um es noch einmal festzuhalten bleibe ich dabei, Ihre Aussage ist inhaltlich falsch. Wir wollen dies natürlich, ob es die ÖVP will, weiß ich nicht, die wird sich vermutlich selbst dazu äußern oder nicht, jedenfalls den einschlägigen Gesetzesänderungen hat sie bedauerlicherweise zugestimmt, die das verhindert hätten. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Heidemarie Unterreiner: Und nun zur Wortmeldung von Frau GRin Sommer-Smolik. Ich erteile ihr das Wort.

Ich muss mich noch entschuldigen, dass ich den Fehler gemacht habe. 

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Ich möchte zum ersten Punkt kommen, der ja schon erläutert wurde und möchte eigentlich nur ganz kurz auf die Bäder zu sprechen kommen.  Ich habe im Ausschuss schon mehrmals nachgefragt und auch von hier aus schon mehrmals nach dem Bäderkonzept gefragt. 

Es wird auch wieder in diesem Budget festgeschrieben, was, wie, wo umgebaut wird und ich nehme einmal an, dass sich diese Umbauten an einem Bäderkonzept orientieren. Nur ist uns kein Bäderkonzept bekannt, und es wäre sehr wohl bald einmal an der Zeit, wenn dieses Bäderkonzept dem Gemeinderat vorgelegt werden würde, und darüber dann auch debattiert werden könnte. Und wenn Kollege Lindenmayr von der Beach Animation, die ausgebaut werden soll, spricht, so ist es interessant, dass er das weiß, denn aus dem Budget kann man das eigentlich nicht herauslesen, dass es da zum Beispiel um die Beach Animation geht. Sehr wohl kann man die Kneippanlagen und die Saunaumbauten sehen, aber die Beach Animation - was auch immer das sein möge – das war schon sehr interessant, dass das aus dem Budget zum Herauslesen ist. 

Zu einem zweiten Punkt, der ja Anfang dieser Woche, oder auch letzte Woche in den Medien war: Es ist das Haus des Meeres, das ja budgetmäßig ins Ressort der StRin Laska gehört. Da gab es ja sehr viel Aufmerksamkeit und Wirbel, es wurde viel Unmut von einzelnen Bezirksparteien, aber auch vom Betreiber des Haus des Meeres über die Medien kommuniziert und die Genannten haben eigentlich auf eine Situation aufmerksam gemacht, die sehr bedenklich und sehr bedauerlich ist, denn was kann das Haus des Meeres dafür, dass es im Sommer so heiß war, die BesucherInnen ausgeblieben sind und auch die Kühlkosten so hoch geworden sind, dass sie jetzt in eine Finanzierungskrise kommen, beziehungsweise ein Problem haben, ihre Finanzierungslücke zu bedecken. 

Und wenn man sich das Budget des Haus des Meeres ansieht, das ja dem Antrag, der ja im Ausschuss im März behandelt worden ist, beigelegt wurde, so sieht man, dass durch die Kartenerlöse des Haus des Meeres 1,2 Millionen EUR budgetiert sind, und die Ausgaben belaufen sich auch auf 1,2 Millionen EUR. Man sieht also, dass eigentlich das Haus des Meeres sehr abhängig von den Eintrittsgeldern der Menschen ist, die das Haus des Meeres besuchen. Und dass hier, wenn die BesucherInnen ausbleiben eine Lücke entsteht, ist logisch und sie weisen auch in dem Antrag, den sie ja dann beigelegt haben, beziehungsweise im Jahresbericht 2002 darauf hin, dass die Besucherfrequenz nachlässt. 

Eigentlich hätte man damals schon vorsichtig sein müssen - auch im Haus des Meeres - und sich fragen müssen, was es heißt, wenn die Besucherfrequenz zurückgeht. Nichtsdestotrotz ist das Haus des Meeres eine sehr wichtige pädagogische Einrichtung und natürlich ist es wichtig, es zu subventionieren. Das Haus des Meeres braucht nicht nur Geld, sondern auch andere Unterstützung, nämlich in Form von Werbung der Stadt Wien und ich möchte diesbezüglich einen Antrag einbringen, der sich - nehme ich einmal an - bei der Sozialdemokratie nicht durchsetzen wird, weil es darum geht, die finanzielle Lücke des Haus des Meeres in einer Soforthilfe abzudecken. 

Aber trotzdem werden wir diesen Antrag einbringen und auch versuchen, dem Haus des Meeres anders auch noch zur Verfügung zu stehen und hier zu versuchen, diese wichtige und auch trotz allem gut besuchte Einrichtung weiter zu unterstützen. 

“Die Stadt Wien möge dem Verein Haus des Meeres als Soforthilfe gegen die aktuellen Finanzierungs-schwierigkeiten eine einmalige Sondersubvention von EUR 189 000 gewähren. Die jährliche Subventionsunterstützung der Tätigkeiten bleibt davon unberührt. Darüber hinaus sind Maßnahmen im Einflussbereich der Stadtverwaltung zu forcieren, die auf die Angebote des Haus des Meeres aufmerksam machen und auch die BesucherInnenzahlen erhöhen können.“ 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags. 

Ich möchte nochmals betonen, dass dem Betreiber des Haus des Meeres nicht die Subvention im Vordergrund steht, sondern die Unterstützung in Form der Bekanntmachung und der Verbreitung seines Angebots, das in den Besonderheiten besteht, die man dort auch zu sehen bekommt als Bewohner, Bewohnerin der Stadt, aber dass natürlich auch die Finanzierungsschwierigkeiten ein Thema sind.

Zum Budget der Kinderbetreuungseinrichtungen möchte ich schon noch etwas sagen. Kollege Lindenmayr hat gemeint, die Kinderbetreuung in Wien ist die beste Kinderbetreuung Österreichs. Das mag sein, denn zum Glück haben wir nicht die Situation wie in anderen Bundesländern, wo Kinder erst mit fünf Jahren Kindergartenplätze bekommen oder die Kindergärten gar schon zu Mittag schließen. Wir haben einen hohen Deckungsgrad und das ist gut, aber das ist auch auf die Leistungen der privaten Kindergärten zurückzuführen. 

Und wir haben ja im Zuge der Debatte über das Wiener Kindertagesheimgesetz auch Folgendes erörtert: Es gab einen Initiativantrag von Seiten der SPÖ, dass hier bezüglich der Gruppengrößen ein Entgegenkommen erfolgen soll, dass eben durch diese Gruppengrößen, die ja gesenkt wurden, zum Glück gesenkt wurden, was ja im Sinne der Qualitätssteigerung der Kinderbetreuungseinrichtungen in dieser Stadt sehr wohl gut ist, man ihnen hier entgegen kommt und die Kindergruppenanzahl möglichst nicht in dem Ausmaß, wie es im Gesetz vorgesehen ist, zu halten, sondern auch höher. Und jetzt sieht man dann im Budget, dass gerade diese Kinderbetreuungseinrichtungen, die privaten TrägerInnen, gekürzt werden, und zwar um einen doch sehr beachtlichen Anteil. Es sind um 5,5 Millionen EUR weniger und mich würde interessieren, wie das begründet wird. Vor allem, wo auf einen Antrag von uns mit der Forderung, die erhöhten Kosten zu vergüten, die auf die privaten TrägerInnen bezüglich Gruppenräume und BetreuerInnen zukommen werden, als Antwort kam: “Es wird im Sinne der budgetären Bedeckung dafür gesorgt werden, dass diese Kosten auch abgegolten werden.“ 

Jetzt wird aber schon einmal von vornherein weniger budgetiert und wie soll sich dann das alles ausgehen. Abgesehen davon, dass ich bezweifle, dass der hohe qualitative Standard der privaten Kindergärten in dieser Stadt mit diesen nun geringeren Mitteln auch erhalten werden kann. 

Und ich stelle deshalb einen Antrag zur Erhöhung der Gruppenförderung für die Privatkindergärten: 

“Die derzeit gewährleistete Gruppenförderung für alle Privatkindergärten wird um mindestens 30 Prozent erhöht. Für die entsprechende budgetäre Deckung ist im Budget 2004 Vorsorge zu treffen.“ 

Und auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags. 

Und ein zweiter Antrag, der sich genau auf diese, durch das Wiener Kindertagesheimgesetz, das wir 2003 beschlossen haben, begründeten Umbauten und veränderten budgetären Bedingungen richtet, ist ein Antrag, der darauf abzielt, dass es verbindlich eine Einmalförderung für die privaten Kindergärten geben soll, damit sie die Qualität, die sie auch gerne erfüllen und die auch sehr, sehr wichtig ist, erfüllen und gewährleisten können: 

“Für Verordnung von gesetzlich vorgeschriebenen baulichen Veränderungen soll eine entsprechende einmalige Sonderförderung bei Bedarf durch die privaten TrägerInnen beantragt werden können. 

Für die entsprechende budgetäre Deckung in ausreichender Höhe ist im Budget 2004 Vorsorge zu treffen.“ 

Und auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung.

Zum letzten Punkt: Wir haben ja gestern ja schon im Zuge der Debatte über den Geschäftsgruppenbereich der Frau StRin Brauner über die Armut von Frauen gesprochen und da wurde auch erwähnt, dass von Armut auch die Kinder betroffen sind. Und ich möchte hier von dieser Stelle auch völlig unabhängig vom parteipolitischen Hickhack an alle appellieren, dass wir in diesem Bereich tätig werden und ich werde auch einen Antrag diesbezüglich einbringen, nämlich einen Antrag auf einen Kinderarmutsbericht, obwohl die Frau StRin Brauner gestern gesagt hat, die Zeit der Berichte sei vorbei, es müssen Taten folgen. 

Ich glaube, dass gerade ein Bericht ein erster Schritt sein kann, um das Thema in den Mittelpunkt der Auseinandersetzung zu rücken und auch ein Bewusstsein zu schaffen, was es für Kinder in Österreich heißt, an der Armutsgrenze zu leben und armutsgefährdet zu sein. Und die Zahlen, die ja veröffentlicht werden, sind unserer Meinung nach sehr dramatisch, denn von den ungefähr 230 000 Kindern und Jugendlichen unter 20 Jahren sind nun einmal 87 000 oder fast 90 000 Kinder akut von Armut bedroht und da kann man auch als Stadt Wien nicht einfach zuschauen und sich dieser Diskussion verweigern und ich glaube, dass wir hier aktiv werden müssen. 

Und gerade weil, wie die Kollegin Novak gesagt hat, Wien eine kinderfreundliche Stadt ist, müssen wir genau auf diese Kinder ein sehr großes Augenmerk legen und schauen, dass Kinder nicht durch die verfehlte Budgetpolitik des Bundes, aber auch durch andere Gegebenheiten, hier in die Armutsfalle geraten und vom gesellschaftlichen Leben ausgeschlossen werden. 

Und bei Kindern ist gerade die Armut ein sehr, sehr schwer zu fassender Bereich, weil sich Kinderarmut ja nicht nur durch die materielle Armut äußert, die sehr oft durch die Armutsgefährdung der Eltern gegeben ist - und sehr oft sind ja Kinder von AlleinerzieherInnen hier die Hauptbetroffenen -, sondern das Gesicht der Armut bei Kindern hat sehr, sehr vielfältige Ausmaße und es ist so, dass ja neben der materiellen Armut auch die soziale Armut bei Kindern verstärkt zum Tragen kommt und die äußert sich auch schon in so kleinen Dingen, wie man kann nicht mitfahren bei Ausflügen, Schikursen, oder Sonstiges, man ist eben ausgegrenzt. 

Man ist ausgegrenzt in der Wohnumgebung, man hat kein eigenes Zimmer, für manche vielleicht unvorstellbar, aber auch das führt zu Armut und sozialer Ausgrenzung von Kindern. Die Wohnumgebung, die nicht zulässt, dass man sich einem Kind entsprechend verhält, wo alles mögliche verboten ist, wo Spielen, Radfahren, Fußballspielen oder sonstige Bewegung draußen verunmöglicht wird, dass man sich als Kind auch in dieser Stadt bewegt, all das führt kombiniert mit der materiellen Armut zur Ausgrenzung von Kindern und das kann nicht im Sinne einer Stadt sein, dass Kinder hier in ein Eck gedrängt werden, wo sie von selber nicht mehr herauskommen. Da brauchen sie massiv die Unterstützung der Politik und ich hoffe, dass wir hier an einem Strang ziehen, um gerade den Kindern ein Aufwachsen zu ermöglichen, das ihnen das Kindsein lässt und sie nicht schon von Vornherein mit den Gegebenheiten des Lebens so konfrontiert sind, dass sie wissen, sie kommen dort nicht mehr heraus und werden auch nie ihre Kindheit so verbringen, dass sie ein erfülltes Leben haben und das Kindsein auch genießen können. 

Und ich stelle deswegen folgenden Beschlussantrag: 

“Die zuständige Stadträtin soll die Erstellung eines jährlichen Kinderarmutsberichts für Wien veranlassen und ich beantrage die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport.“ 

Und ich erhoffe mir, dass gerade auf diesen Antrag keine der üblichen Antworten des Ressorts auf Anträge der Opposition kommen, es gehe nicht, haben wir schon, brauchen wir nicht, sondern dass es hier eine wirkliche Auseinandersetzung mit dem Thema geben wird, denn dieses Thema ist zu ernst, als dass wir uns mit den üblichen Antworten abschasseln lassen und einfach so weiter tun wie bisher, denn Kinderarmut ist etwas, das sich in diesem Land keine Stadt leisten soll und kann. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Ellensohn gemeldet, ich erteile ihm das Wort.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Grüne Fraktion hat mehrere Redner und Rednerinnen zu dieser Geschäftsgruppe gemeldet, weil es natürlich eine sehr umfassende Geschäftsgruppe ist. Ich werde mich ausschließlich zum Themenbereich Sport mit Ihnen unterhalten, beziehungsweise einen Monolog führen, der da herinnen offensichtlich solche Begeisterungsstürme herbeiführt, dass die Zuschauerbänke und die Zuschauerinnenbänke leer sind, aber der PID muss da sitzen. Jetzt weiß ich nicht, ob ich mich beglückwünschen soll, dass jemand da ist, oder ob ich sagen muss, es tut mir leid für Sie, dass Sie um 15.20 Uhr als einziger Gast, nicht Gast, sondern Arbeiter, auf der Galerie sind. 

Ich will mich jetzt nicht lang auslassen, wie sinnvoll dieses Ritual ist, sondern ich werde mich dem Ritual beugen und über den Sport reden. 

Es ist sehr viel gesagt worden von der Opposition, von den Vorrednern und Vorrednerinnen, es fehle ein Hallenkonzept, es fehle ein Sportstättenplan, es fehle allerhand in dem Bereich, man könnte sich lange darüber unterhalten, ob es Sinn macht, dass der Sportamtsleiter gleichzeitig der Aufsichtsratsvorsitzende der Stadthalle ist. Ich glaube  nicht, ich glaube, dass das unvereinbar ist. Wir können hoffen - das ist zwar kein Budgetantrag, aber wir können hoffen -, dass sich das 2004 ändert, zumindest meldet das die Gerüchtebörse. Wir können hoffen, dass wir es nächstes Jahr in einem anderen Bereich, nämlich bei Menschen mit Behinderungen und Sport vielleicht etwas weiter bringen, als man es heuer geschafft hat. Ich werde morgen zu zwei Subventionsanträgen betreffend Marathons in der Stadt ausführlicher darüber sprechen. Ich sage das jetzt nur ganz kurz, der Drachenbootverband bekommt für die Austragung eines Inline-Marathons und eines Per-pedes-Marathons, eines herkömmlichen Marathons, 106 000 EUR und eigentlich bekommt es ohnedies nicht der Drachenbootsverband, sondern es geht direkt weiter an eine Firma und bei der Firma unterschreibt das Subventionsansuchen die gleiche Person, die beim Drachenbootverband unterschrieben hat. 

Also, wer das genauer anschaut, das ist ein Gwirkst, das ist zumindest unintelligent gemacht, wenn man nicht etwas anderes vorwerfen möchte. Wenn man dann schon solche Anträge stellt, müsste man fast schon sagen, machen Sie es geschickter, aber eigentlich sollten solche Anträge sowieso nicht auftauchen. 

Schade ist, dass wir es bei diesen zwei Marathons, beim großen Marathon, der im Mai stattfindet, nicht geschafft haben, was wir mit einem Antrag vor ein paar Monaten bezweckt haben, nämlich, dass es durch die Förderung der Stadt Wien und durch den Einsatz der Stadt Wien möglich wird, dass bei dem großen Marathon im Mai Rollstuhlfahrer und Rollstuhlfahrerinnen zuge-lassen werden. Wenn man eine Subvention von 126 000 EUR erteilt, vergibt, hat man schon die Möglichkeit auch mitzusprechen, was man gerne haben möchte von dem Marathon. 

Offensichtlich hat sich da der Veranstalter, Herr Konrad und Co durchgesetzt, er will das nicht machen. Dass das nicht geht ist Nonsens, die ersten zehn Marathons in Wien, die stattgefunden haben, sind auch bestritten worden von Menschen im Rollstuhl, sie sind mitgefahren, und da gibt es Weltmeister, Europameister, alles mögliche. Da ist Österreich sehr gut, ich habe auch gesprochen mit dem Herrn, der würde natürlich gerne teilnehmen und das mit den Schienenstraßen, das ist alles eine billige Ausrede. Das, was stimmt ist, es würde etwas mehr kosten, weil man die Strecke natürlich früher sperren, weil die schneller sind und vorne weggelassen werden müssen, die können nicht hintennach den Wettkampf bestreiten. Das hat leider nicht funktioniert.

Aber das Positive an diesen zwei Subventionsansuchen ist, dass wir diese Subventionsansuchen immer-
hin kennen. Immerhin weiß die ÖVP, die FPÖ, die Grünen, dass es ein Subventionsansuchen gegeben hat, weil es wird ja auch abgestimmt. Es wird abgestimmt im zuständigen Ausschuss und es wird, wie alle anderen Subventionsansuchen, die in den Ausschuss kommen, angenommen. Andere kommen nämlich nicht zur Abstimmung, andere sind uns auch nicht bekannt. 

Und eigentlich fängt dort schon wieder Intransparenz an. Die Einzigen im Haus, die verlässlicher Weise wissen, wer aller ein Subventionsansuchen im Sport gestellt hat, ist die Mehrheitsfraktion. Die Opposition ... (GRin Mag Sonja Wehsely: Das stimmt garnicht!) Nun, stimmt gar nicht, weil es wahrscheinlich in der SPÖ auch nicht alle wissen. Also, es wissen nicht die Oppositionsparteien plus eine ganze Menge der SPÖ-Gemeinderäte und Gemeinderätinnen, weil die natürlich auch nicht informiert werden, aber wissen tun es zumindest die politisch verantwortlichen Personen plus der Sportamtsleiter. 

Deswegen stellen wir einen Beschlussantrag, der sich mit den Subventionsansuchen beschäftigt die abgelehnt werden, nämlich im Vorfeld abgelehnt werden, denn diese kommen erst gar nicht soweit, dass wir darüber befinden können. 

Wir stellen einen Antrag: 

“In Hinkunft ist über alle Subventionsansuchen, auch jene, die ohne Beschlussfassung des zuständigen Ausschusses abgewiesen werden, in Sitzungen des Gemeinderatsausschusses der Geschäftsgruppe  Bildung und Sport schriftlich unter Angabe der Ablehnungsgründe Bericht zu erstatten.“ 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Es sind heute mehrere Anträge im Sportbereich gestellt worden. Dieser hat vermutlich, sowie es in vielen anderen Geschäftsgruppen schon war wenn man um Information gefragt hat, keine Chance auf Mehrheit, hat aber, nehme ich an, wie die anderen Anträge die gestellt wurden, auch die Unterstützung der Opposition. 

Wir unterstützen alle Anträge, die im Sportbereich von der ÖVP und FPÖ eingebracht wurden und selbstverständlich unseren eigenen. Wir hoffen, dass zumindest die SPÖ, wenn sie schon nicht dem Antrag der Grünen zustimmt, bei irgendeinem Antrag, der im Sportbereich gestellt wurde, mitgehen kann. Ich kann auch nur wiederholen, dass mir vor allem wichtig erscheint, dass das Gespräch mit den Sportdachverbänden gesucht wird. Ich finde es eigentlich ungeheuerlich, was mir der ASKÖ, der Ihnen ja nahe steht, über die Gesprächsbasis mit der SPÖ in der Stadt erzählt. Das ist ein Sportdachverband, dem Sie politisch nahe stehen. Die Grünen haben ja gar keinen  Sportdachverband und trotzdem setzen wir uns für die ein. Sie haben einen, dem sie nahe stehen und sie setzen sich nicht für den ein, sondern sie liegen im Clinch. Allerdings liegen Sie nicht nur im Clinch mit dem ASKÖ, sondern mit allen drei Sportdachverbänden. 

Das kann sich - hoffentlich - nächstes Jahr bessern. Wir hoffen, dass es personelle Veränderungen gibt, die es allen Beteiligten etwas leichter machen und dass es zu einem Neustart im nächsten Jahr kommt. (Beifall bei den GRÜNEN

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dipl Ing Margulies gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Sozialstadträtin! 

Oder besser gesagt, Noch-Sozialstadträtin. Nicht deshalb, weil ich glaube, dass Sie amtsmüde sind, auch nicht deshalb, weil ich glaube, dass Sie zurücktreten werden - ich hoffe, das entkräftet zu haben -, sondern vielmehr deshalb, weil Sie in vierzig Tagen das Sozialressort hinter sich haben werden. Es bleibt die MA 11, das stimmt, aber der große Brocken des Sozialressorts wandert zu Frau Pittermann, und damit auch die großen Probleme im Sozialbereich. 

Und gerade die Diskussion im Gesundheitsbereich zeigt ja, wie vergesslich die Politik ist, zum Teil zu Recht, zum Teil zu Unrecht. Der jetzige Finanzstadtrat Sepp Rieder, wohl hauptverantwortlich für die Entwicklung des Gesundheitswesens in Wien innerhalb der letzten 10 Jahre, kommt de facto ungeschoren davon, was die ganzen Skandale in Pflegeheimen betrifft, und so wird es wahrscheinlich auch Ihnen gehen, Frau Noch-Sozial-stadträtin Laska. Die Probleme erbt Ihre Kollegin Pittermann und wie sich noch herausstellen wird, millionenschwere Probleme.

Davor möchte ich aber noch gerne darauf eingehen, inwiefern Sie hier in der Vergangenheit die Wahrheit oder besser gesagt, die Unwahrheit gesagt haben. Ich erinnere mich noch an Ihre Anfragebeantwortung in der Sitzung vom 4. November, wo zur Frage, ab welchem Zeitpunkt haben Sie eigentlich gewusst, von Ihnen ausgeführt wurde: „Die Vorgangsweise dazu ist ausführlich unter Punkt 1 und 2 erläutert, sowie klargestellt, dass zur richtigen Zeit die entsprechenden Veranlassungen getroffen wurden. Im Hinblick auf die Beobachtung der laufenden Entwicklung des ersten Halbjahres 2003 im Zusammenhang mit der Voranschlagserstellung, ...“ und so weiter, also erst 2003, das haben wir immer gesagt. Vorher hatten Sie keine Kenntnis davon, dass in Wirklichkeit die Sozialkosten explodieren, deshalb war es auch nicht Ihre Weisung, sondern der Kollege Podkowicz hat von sich aus gearbeitet und die Weisung erteilt, dass ein Einsparungsprogramm erstellt werden muss, und so weiter.

Ja, Frau Stadträtin, und dann ist mir leider ein Brief in die Hände gefallen, der datiert ist vom 9. August 2002, Budgeterstellungsprozess 2003. Ja, Geschichte wiederholt sich, so wie wir darauf gekommen sind, dass das 40‑Millionenloch, über das ich später noch reden werde und auch über Ihre Verantwortung zu diesem 40-Milli-onenloch, sich auch schon das zweite Mal wiederholt. Nur 2003 hat es noch niemand gewusst und so wiederholt sich auch die Geschichte bei den Belastungspaketen. Und es wird sich herausstellen, Frau Stadträtin, Sie haben bewusst und vorsätzlich falsch budgetiert und nicht so, wie es die Haushaltsordnung vorsieht, dass die zu veranschlagenden Einnahmen und Ausgaben zu errechnen, beziehungsweise wenn dies nicht möglich ist, gewissenhaft zu schätzen sind.

Was steht denn in dem Brief vom 9. August 2002? “In Anbetracht der vorgelegten Mehrerfordernisse an Budgetmittel für das Jahr 2003 in der Höhe von 62 Milli-onen EUR ersuche ich, mir bis spätestens 16.8.2002 schriftlich und detailliert nachstehende Fragen zu beantworten:

1) Welche zielführenden Maßnahmen grundsätzlicher Art hätte die MA 12 für die einzelnen Budgetposten zu treffen, um die Budgetvorgabe für das Jahr 2003, das sind rund 384,7 Millionen EUR“ - das ist in etwa die Summe die dann budgetiert wurde – “ohne Personal- und Pensionslasten einhalten zu können, und zwar getrennt nach gesetzlichen, vertraglichen und freiwilligen Leistungen.“

Dann kommen noch zwei, drei andere Fragen, aber dann kommt eine ganz spannende Frage: „Wie wird sich die Einnahmen- und Ausgabensituation in den Jahren 2004 bis 2007 unter der Annahme eines gleichbleibenden sozialen Umfeldes entwickeln?“

Und jetzt hören Sie bitte zu, wie es weiter geht: “Wobei auch hier gesellschaftliche Szenarien für eine Verringerung von Sozialleistungen vorzuschlagen sind.“

Wer, glauben Sie hat den Brief unterschrieben? Ist das ein Brief, der von einem Abteilungsleiter auf Abteilungsleiterebene ergangen ist? Ist das eine Weisung von Bereichsdirektor Podkowicz? Oder trägt dieser Brief, in dem angeordnet wird “wobei auch gesellschaftliche Szenarien für eine Verringerung von Sozialleistungen vorzuschlagen sind“, trägt dieser Brief die Unterschrift von Sozialabbaustadträtin Laska? Wissen Sie es Frau Kollegin Wehsely? (GRin Mag Sonja Wehsely: Sicher!) Er trägt die Unterschrift von Frau Sozialstadträtin Laska.

Und dann stellen Sie sich hin und behaupten wochen- und monatelang, dass Sie nicht über die Budgetdaten Bescheid wissen. Frau Kollegin Wehsely, ich weiß, was die MA 12 und der Bereichsdirektor darauf geantwortet haben. Die MA 12 hat ganz offensichtlich geantwortet: “Die gesetzlichen Leistungen im Bereich der Allgemeinen Sozialhilfe sind rund 97,3 Prozent, wir benötigen dazu für 2003“, wohl gemerkt, “auf Ansatz 4110  182 Millionen EUR.“ 

Was hat der Herr Bereichsdirektor gemacht mit Rückendeckung der Frau Stadträtin? Er hat diesen Betrag um mehr als 20, ungefähr 25 Prozent, einfach ge-
kürzt. Er hat gesagt, schreiben wir einfach hin 141,907 000 EUR in den Voranschlag 2003. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, eine solche Budgeterstellung ist verlogen und entspricht in keiner wie immer gearteten Art und Weise den Haushaltsordnungen. Und die Nachdotation, die wir jetzt bislang schon beschlossen haben, und die Nachdotationen, die wir noch beschließen werden, werden im gesamten Bereich der hier angeführten Posten nicht ganz die 62 Milli-onen EUR Mehrausgaben erreichen, aber ungefähr die Grenze von 53 bis 55 Millionen EUR, insbesondere wenn man die Nachdotationen dazu nimmt, die auch noch im Rechnungsabschluss erfolgen werden.

Sind Sie tatsächlich der Meinung, dass es in Ordnung ist, so zu budgetieren? Was fehlt, sind nicht Budgeterstellungen, sondern die Taten. So in etwa hat Kollege Lindenmayr Kollegen Rieder zitiert. 

Ja wozu erstellen wir ein Budget, jetzt ganz ernsthaft. Da könnte man sagen, die Stadt Wien hat 9,3 Milli-onen EUR zur Verfügung, am Ende rechnen wir ab. (GR Ebinger: Das machen sie ja ohnedies!) Das ist ja lächerlich, was Sie da machen. (GR Blind: Das ist Kameralistik!) 
Und die Geschichte wiederholt sich. Für 2004 ist es ganz genau so abgelaufen wir für 2003 und mittlerweile wird klar, die Frau Sozialstadträtin hat ihr Belastungspaket für 2004 bekommen, und nur der Druck der Opposition war es, der verhindert hat, dass dieses Belastungspaket umgesetzt wurde. Nichtsdestoweniger wird ... (GRin Mag Sonja Wehsely: Arrogant!) Liebe Sonja Wehsely, es stellt sich heraus, dass die Schätzungen der MA 12 im Großen und Ganzen richtig sind. Bereichsdirektor ist aber immer noch der Herr Podkowicz, und das, weil er Märchenzahlen geschrieben hat, die der Frau Stadträtin Spaß gemacht haben, trotz steigender Sozialausgaben, trotz steigender Anzahl von Betreuungsfällen. Und Sie werden mir doch sicher Recht geben, dass es im Jahr 2004 nicht günstiger wird als 2003.

Nach allem was sich gegenwärtig abzeichnet, wird im Budgetvoranschlag noch immer nicht die Summe erreicht, die an und für sich im Voranschlag 2002 hätte ausgewiesen werden sollen. 

Frau Wehsely, Frau Stadträtin, Sie brechen die Haushaltsordnung. Aber wen wundert es da - und jetzt komme ich zum 2. Punkt -, wenn Sie auch in der Lage sind und manche von Ihnen hören es zum vierten Mal, glücklicherweise erfolgt diese Diskussion nun auch schon medial, wenn wundert es da, dass Sie auch bereit sind, in sich nicht schlüssige Budgets zu beschließen, 
wo Sie wissen, es stimmt um 40 Millionen EUR nicht, 
weil 150 Millionen EUR Ausgaben seitens der MA 47, 
23 oder sagen wir 24 Millionen EUR Ausgaben seitens der MA 12, neue MA 15 A, ergeben nun einmal keine 212 Millionen EUR Einnahmen, sondern nur 173,5 Milli-onen EUR Einnahmen. 

Das ist falsch, liebe Kolleginnen und Kollegen, und Sie beschließen ein falsches Budget, aber Sie sind es gewohnt. Sie haben 2003 gemacht, da haben Sie es nicht gewusst, da habe ich es auch nicht gewusst. 

Und warum haben wir es alle nicht gewusst? Die MA 12 hat zu Recht - in meinen Augen zu Recht, möglicherweise möge es für andere anders sein, die Frau Stadträtin hat das sicher unterstützt - die Vereinbarung, dass die MA 12 die Procuratiofälle übernimmt, aufgekündigt. Es handelt sich dabei 2001 ungefähr um einen Betrag von 45 Millionen EUR. Damals hat man sich nicht so einfach irren können. 

Und wissen Sie, warum das 2001 noch nicht möglich war? Weil es im Budget der Stadt Wien aufgefallen wäre, wenn die Vergebührung zwischen den einzelnen Ansätzen nicht übereinstimmen würde. Das wäre aufgefallen. 

So, jetzt ist das Unternehmen Krankenanstalten ausgegliedert worden, weil es jetzt Unternehmen der Stadt Wien ist und wir den Wirtschaftsplan da beschließen. Das, was vorher Vergebührung war und jetzt Leistungsfluss darstellt und gleich sein müsste, stimmt um 40 Mil-lionen nicht überein. Warum nicht?

Erster Punkt ist einmal, dass die Frau Stadträtin es zugelassen hat. Auch das ist absurd, aber ist es ihre politische Verantwortung. Sie haben vorhin den Minister Grasser und den Minister Strasser kritisiert. Zu Recht! Sie haben gesagt, die haben gelogen. Zu Recht! 

Ja, aber was machen Sie? Was war denn im Rechnungsabschluss 2002 auf Ansatz 4110? Dort weisen Sie zur Gebühr gestellte 48,8 Millionen EUR aus, an AKH, Psychiatrische Krankenhäuser und eigene Krankenanstalten. Wie viel haben Sie davon ausgegeben? Wissen Sie das? Ich sage Ihnen, wie viel noch übrig ist: 26 Mil-lionen EUR. 

26 Millionen EUR, die zu Gebühr gestellt wurden. Frau Stadträtin, gibt es die 26 Millionen EUR überhaupt noch, oder haben Sie sie schon für irgendetwas anderes verwendet, weil Sie ja nur drunter schreiben müssten, schon vergebührt 2002 Ansatz 4110, oder gibt es sie noch? 

Nun, hoffentlich gibt es sie noch, aber im Sinne der Kameralistik, wo Ausgaben dann zu budgetieren sind, wenn sie anfallen, ist es falsch budgetiert, wenn die angeblichen Ausgaben de facto ein Jahr später noch nicht einmal ausgezahlt sind. 

Ja, und haben Sie innerhalb der Stadtregierung die Diskussion darüber gesucht, dass beim Voranschlag 2003 und beim Voranschlag 2004 dieses 40-Millionen-Loch abgedeckt wird? Oder sind Sie davon ausgegangen, in der Hoffnung, es lebe der 31.12.2003, die MA 12 wandert zur Stadträtin Pittermann, ich bin mein größtes Sorgenkind das es gibt, los, die Stadträtin Pittermann soll sich mit dem Problem derstessen? 

Nicht nur, dass sie zu wenig Geld im Gesundheitsressort hat beim Krankenanstaltenverbund, erbt sie gleich einmal alles was die MA 12 noch dem Krankenanstaltenverbund schuldig ist, erbt sie ein unterdotiertes Ressort auf allen Ansätzen der MA 12. Ja, ist das Ihr kollegiales Vorgehen zur anderen Kolleginnen von Ihnen im Stadtsenat? Haben Sie mit Stadtrat Rieder jemals darüber gesprochen, wie man es lösen kann, dass diese 40 Millionen nicht wirklich zu einem Problem werden?

Ich mache Ihnen jetzt drei Vorschläge, vielleicht können Sie einen davon annehmen, weil mir liegt wirklich etwas daran, dass der Gemeinderat der Stadt Wien nicht ein falsches Budget beschließt. Dotieren Sie, nachdem es jetzt sowieso die selbe Geschäftsgruppe ist, entweder auf 4110 40 Millionen EUR mehr, reden Sie mit Stadtrat Rieder, dass er im Rahmen der MA 47 40 Millionen EUR mehr dotiert, oder ziehen Sie den Wirtschaftsplan des Krankenanstaltenverbundes zurück und legen Sie ihn bei der nächsten Gemeinderatssitzung einer Beschlussfassung vor. 

Sie glauben es vielleicht nicht, aber einer Partei wie den Grünen ist Ehrlichkeit in der Politik wahrscheinlich als einziger Partei, wenn ich mir Sozialdemokratie in Wien, ÖVP und FPÖ im Bund anschaue, ein Anliegen. Den Wiener Grünen ist Ehrlichkeit in der Politik ein Anliegen. (Beifall bei den GRÜNEN)
Vielleicht noch ein letzter Punkt, ein kleiner, im Verhältnis dazu. Es betrifft das Sozialressort das bei Ihnen bleibt, die Sozialpädagogischen Einrichtungen. Vielleicht ist Ihnen aufgefallen, dass auch diese unterdotiert sind, vielleicht ist Ihnen mittlerweile bekannt, dass im Bereich der MA 11, insbesondere bei den Sozialpädagogen sämtliche Präventionsleistungen im Großen und Ganzen gestrichen sind, vielleicht ist Ihnen bekannt, dass beim Personal um 2 Millionen EUR eingespart werden, vielleicht ist Ihnen bekannt, dass es deshalb im Bereich der Sozialpädagogen eine sehr, sehr hohe Anzahl von Krankenständen gibt, Menschen, die an einen burn-out Syndrom leiden, vielleicht ist Ihnen das alles bekannt, dass das eine Teufelsspirale auslöst und dass es dann in Summe nicht besser, nicht günstiger wird, weder für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, noch für die betreuten Klienten. Ja, es ist Ihre Sozialstadträtin, nicht unsere. Bringen Sie sie dazu, dass Wien sozial bleibt und dass es nicht zu einem permanenten Leistungsabbau und zu Leistungskürzungen kommt, denn eines ist sowieso schon klargestellt: Der Vergleich mit dem Voranschlag 2003, der bewusst falsch erstellt wurde, dieser Vergleich ist lächerlich. Und ein Vergleich mit dem Rechnungsabschluss 2002 weist, obwohl sich die soziale Situation in Wien dramatisch verschärft hat, im Sozialbereich ein Minus auf. Das ist bedauerlich, ändern Sie sich. Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN)

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau Vizebürgermeister Laska gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich darf mich zuallererst für die ausführliche Diskussion zu unserem Ressort bedanken und werde, nachdem auf viele Argumente bereits eingegangen wurde, ein paar grundsätzliche und noch ein paar Anmerkungen zu Details machen. 

Zum Grundsätzlichen möchte ich mich zuallererst bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der einzelnen Abteilungen bedanken. Nicht nur dafür, dass sie in den letzten Jahren in vielen Bereichen bewiesen haben, dass das, was heute hier von einigen eingefordert wurde, bereits in die Realität umgesetzt wurde, nämlich dass Maßnahmen, Reformmaßnahmen ergriffen wurden, die sowohl inhaltlich als auch vor allem in ihrer Auswirkung auf die Betroffenen zu deutlichen Verbesserungen geführt haben und damit eigentlich im Gesamten dessen gesehen, was vom Magistrat selbst, im Hinblick auf eine Neuorientierung im Sinne einer noch verstärkteren Dienstleistung gegenüber den Wienerinnen und Wienern, aber auch eines effizienten Mitteleinsatzes, abverlangt wird. Da haben meine Abteilungen in vielen Bereichen schon Vorleistungen getätigt. 

Und um gleich beim zuletzt Angesprochenen zu bleiben, nämlich dem Bereich der Sozialpädagogik und jener rund 2 500 Kinder und Jugendlichen, die sich in der Obsorge der Stadt Wien befinden und vor allem jener, die sich in Einrichtungen der Stadt Wien befinden: Hier hat die Magistratsabteilung 11 in den letzten Jahren durch die Heimreform bewiesen, wie schlagkräftig man inhaltliche Fortschritte bei gleichzeitiger Konsequenz und Effizienz des Mitteleinsatzes erzielen kann. Und ich kann nicht nachvollziehen, was hier im Hinblick auf die SozialpädagogInnen gesagt wird. 

Ganz im Gegenteil, es ist hier erst vor kurzem bei einer großen Veranstaltung dokumentiert worden, welch wichtige Schritte hier gesetzt wurden und wie tatsächlich eine Verbesserung im gesamten System, das traditionellerweise in Wien immer mit hoher Verantwortung getragen war und immer ein fortschrittliches war, in den letzten Jahren für eine enorme Leistung gesetzt wurde. Und damit ein herzliches Dankeschön an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in diesem Bereich, aber auch in anderen Bereichen.

Ich möchte hier den zweiten Themenbereich gleich hervorgreifen, noch dazu wo die beiden Abteilungsleiter nebeneinander stehen, nämlich den Bereich der MA 11A, und damit den Bereich der Kinderbetreuung in Wien. Es ist schon darauf hingewiesen worden, und ich werde ganz bewusst alles was mit der Bundespolitik im Zusammenhang steht ausklammern, weil es aus meiner Sicht keinen Sinn macht, noch einmal und noch einmal auf die Zusammenhänge hinzuweisen. Die kennen Sie ja alle und es macht keinen Sinn, über etwas zu diskutieren, wo ich durchaus Verständnis dafür habe, dass weder die eine noch die andere Seite sich hier herstellen und sagen kann, ja es ist so, die ÖVP und die FPÖ nicht, weil in Regierungs- und Oppositionsrolle auf Bundes- und auf Wienseite das selbstverständlich ist, die Grünen schon allein deshalb nicht, weil sie offensichtlich in einer Politik der Vorleistung, die ja jetzt durch eine Regierungsbeteiligung in Oberösterreich belohnt wurde, eine andere Sicht der Dinge haben. 

Aber das ist egal, das spielt keine Rolle, sondern worum es mir bei der Kinderbetreuung geht ist, dass wir auf Grund einer Untersuchung erst vor kurzem einen gemeinsamen Gipfel mit allen Bundesländern auf Bundesebene gehabt haben. Es war eine Untersuchung, die dargelegt hat, wie groß die Unterschiede sind, aber wie groß auch die Notwendigkeiten im Bereich der Kinderbetreuung sind. Und hier hat sich herausgestellt, dass alles, was unter Kinderbetreuung tituliert wird, nicht gleichzeitig auch Kinderbetreuung ist und die markantesten Unterschiede sind heute schon genannt worden, nämlich auf der einen Seite die Länge von Kinderbetreuungszeiten pro Tag - hier ist Wien einzigartig in ganz Österreich was die Dauer betrifft -, aber natürlich auch die inhaltliche Qualität und vor allem auch die Dichte des Angebotes und damit verbunden auch - und auch das hat sich bei diesem Gipfel gezeigt - die finanzielle Dotierung durch das Land Wien selbst, aber auch den finanziellen Beitrag den die Eltern zu leisten haben, denn auch dort ist klar geworden, dass zwar für einen bestimmten Zeitraum in einigen Bundesländern ein sehr günstiges Angebot besteht, das ist aber zu Mittag endenwollend, und das ist für berufstätige Eltern eines, das nicht ausreichend ist. Das wissen wir alle und daher kann man das nicht vergleichen. Und es gab dort einen einstimmigen Beschluss, der kein Beschluss im klassischen Sinne war, sondern ein Übereinkommen ist, dass man an diesem Thema weiterarbeiten wird mit allen ExpertInnen, vor allem den Arbeitgeber- und ArbeitnehmervertreterInnen, die an einem Konzept arbeiten sollen das letztendlich darauf hinausläuft, dass Österreich insgesamt auch die Richtlinien der Europäischen Union für die Zukunft einhält, die Wien ja schon längst erfüllt. 

Das Thema Kinderbetreuung in Wien - und das ist der einzige Hinweis den ich noch geben möchte - ist ein bewusster Weg der Kooperation zwischen den Einrichtungen der Stadt und jenen Einrichtungen, die entweder durch gemeinnützige Organisationen, aber auch durch kirchliche Organisationen oder durch Private betrieben wird. Es ist dies nicht ein System, das irgendwann entstanden ist, weil es halt entstanden ist, sondern ein ganz bewusster Weg, den wir hier im Bereich dieser Kooperation gehen und daher ist es selbstverständlich, dass man einen solchen bewussten Weg nicht verlässt, indem man eine finanzielle Situation herbeiruft, die diesen Weg nicht mehr fortschreiben kann. Es ist richtig, dass die finanzielle Dotierung für das nächste Jahr hier bei gleichbleibender Fortsetzung der hohen Belastung der Familien und damit des Leistungszukaufes eine Situation sein wird, die eine finanzielle Nachdotierung erforderlich machen wird, aber der Herr Vizebürgermeister und Finanzstadtrat hat gestern schon ganz deutlich hingewiesen, dass das selbstverständlich im Gesamtbudget bedacht ist und dementsprechend dann auch nachdotiert werden kann. 

So gesehen wird das wahrscheinlich niemanden daran hindern, vor allem Sie nicht, wieder Grauslichkeiten, Pakete und Sonstiges aus der Lade zu ziehen. Das ist das politische Spiel, aber Tatsache ist, dass die Kinderbetreuungsqualität und die Dichte auch für das Jahr 2004 und für die Folgejahre sichergestellt sein werden in dem Ausmaß, wie wir das jetzt auch schon festgelegt haben. 

Wir müssen allerdings - und das wird die Aufgabenstellung sein - gemeinsam mit allen Trägern, also auch mit jenen, die in einem Antrag angesprochen worden sind, gemeinsam überlegen, wie sich die Standorte derzeit darstellen, wo Notwendigkeiten sind, wo sich Notwendigkeiten auch verändern, weil es aus meiner Sicht keinen Sinn macht, auf der einen Seite Standorte zu haben, wo mir die Träger jetzt schon sagen, dass sie Probleme mit der Auslastung haben, weil sich hier die Kinderanzahl einfach verändert hat, und wir auf der anderen Seite Gebiete in Wien haben, wo der Bedarf ein viel höherer ist. 

Ich bin sehr froh und befinde mich ja auch in diesen Gesprächen sowohl mit den beiden großen Trägern nämlich KIWI und den Kinderfreunden aber auch den anderen kleineren Trägern, um hier einen Weg zu finden, wie wir gemeinsam sowohl was die Auslastung betrifft, aber vor allem das Service das wir damit den Eltern bieten, flächendeckend, aber auch bedarfsorientiert umstrukturieren können. 

Das wird die Aufgabenstellung auch des nächsten Jahres sein weil, noch einmal gesagt, es keinen Sinn macht, Gruppen leer stehen zu haben und auf der anderen Seite einen Bedarf zu haben. 

Bei all den Anregungen und Anmerkungen, die im Bezug auf das neue Kindertagesheimgesetz in Wien und auch auf die zuständige Verordnung gekommen sind, möchte ich nur darauf hinweisen, dass in der Verordnung sehr wohl Übergangsbestimmungen ganz speziell deshalb drinnen sind, weil vollkommen klar war, dass es für einige schwierig sein wird, die neuen Bestimmungen sofort einzuhalten und dass es für mich eine Selbstverständlichkeit ist, dass auch im Vollzug dieser Verordnung auf diese Situation Rücksicht genommen wird und hier nicht ganz bewusst ein zusätzlicher Mangel erzeugt wird, indem man Bescheide ausstellt, die nicht zu erfüllen sind oder die auf der anderen Seite einen Geldbedarf auslösen, der in der Situation eigentlich nicht nötig ist, ihn tatsächlich auch auszulösen. Und deswegen wird auch hier der Weg beschritten, dass man diese Übergangslösungen durchaus andenkt und dort, wo es notwendig ist, durchaus auch Organisationen dabei unterstützt, um Umbaumaßnahmen vorzunehmen, die dazu beitragen, den Standard zu erfüllen. 

Zu einem dritten Thema, das allgemein angesprochen wurde - und die Diskussion werden wir ja auch noch am Donnerstag in der Aktuellen Stunde führen -, der ganze Bereich Pädagogik, Schule, derzeitige Situation im Bereich des Lehrerpersonals und ähnliches möchte ich noch einmal darauf hinweisen, weil ich es zuerst nur einflüstern konnte, es aber auch deutlich sagen  möchte, dass wir gleich im Anschluss nach der Vereinbarung mit dem Finanzlandesausgleich in Verhandlungen eingetreten sind, nicht nur Wien, sondern auch die Bundesländer. Denn im Gegensatz dazu, dass man natürlich zuerst das eigene Bundesland im Auge hat, sehe ich durchaus auch die Schwierigkeiten von anderen Bundesländern, die sich anders gestalten als in Wien, aber die sehr wohl auch Schwierigkeiten haben mit den Zahlen, weil es kleine Schulen gibt, die natürlich kindgerecht in einem näheren Umfeld erhalten bleiben sollten, aber nach den Maßgaben nie erhalten werden können. 

Das heißt, es ist insgesamt ein Problem, über einen Durchschnitt das Maß sozusagen festzulegen, das dann im Detail Schwierigkeiten macht. Und ich bin zuversichtlich, dass die Landeshauptleutekonferenz am Montag dem Vorschlag, der aus einzelnen Bundesländern gekommen ist - allen voran Salzburg - hier einen Beschluss zu fassen Rechnung trägt und dass im Hinblick auf die Situation des letzten Bestandes durch den Finanzlandesausgleich, aber auch für die Zukunft, hier auch auf dieser Ebene noch einmal eine Diskussion und dann eine Beschlussfassung stattfindet, die letztendlich die Situation verändern wird. 

Das heißt, in vielen dieser groben Bereiche, dieser wichtigen politischen Bereiche, ist Wien richtungweisend. 

Und lassen Sie mich noch ein paar Bemerkungen zu einzelnen Rednerinnen und Rednern machen. Ich kann mich nicht mit jenen identifizieren, die sozusagen zwar meinen, dass sie auch erkennen, dass hier Belastungen, insgesamt durch die wirtschaftliche Situation, durch die Arbeitsmarktsituation und durch Maßnahmen bestehen, aber dass sie immer eine Lösung parat haben, nämlich alle Defizite soll Wien dadurch beseitigen, dass es sie zahlt. Mehr Lehrerdienstposten, (GR Dipl Ing Martin Margulies: Aber das haben Sie doch versprochen!) alle Maßnahmen, die hier im Sozialbereich von Wien sowieso geleistet werden, aber darüber hinaus alle Maßnahmen, für die Wien selbstverständlicher Weise aus humanitären Gründen einspringt, wie zum Beispiel jetzt im Bereich der Flüchtlinge. 

Ich kann mich damit nicht identifizieren, dass man automatisch aus einem Reflex heraus sagt, okay, da gibt es zu wenig Geld, aber wir haben die Lösung, Wien soll bezahlen. Das ist eine einfache Methode, die man nur machen kann, wenn man selbst nicht Verantwortung trägt. 

Und das Zweite, was hier auch noch zu sagen ist, ist offensichtlich – jetzt schon mehrmals – die Enttäuschung darüber, dass es das, was Sie von den GRÜNEN immer entdeckt zu haben geglaubt haben, nämlich irgendwelche Geheimpapiere, Pakete, die irgendwo im Geheimen ausgearbeitet worden sind, um dann sozusagen der Bevölkerung zu schaden, nicht gibt. Und jetzt haben Sie noch die Kühnheit, zu sagen, es ist Ihr Erfolg, dass das nicht umgesetzt wurde. Wenn es Sie befriedigt, soll es so sein, stimmen tut es nicht. 

Sie haben noch immer nicht akzeptieren wollen, dass es eine ganz normale Vorgangsweise bei der Budgetierung, bei der Erstellung von Budgets, bei Diskussionen zur Erstellung von Budgets gibt, die unterschiedliche Parameter aufzeigt, die unterschiedliche Schwerpunktsetzungen hat, die unterschiedliche Modelle entwickelt, wie vorgegangen wird und welche Auswirkungen bestimmte Schritte haben. Selbstverständlich kann es in diesem Prozess den einen oder anderen Schritt geben, kann es Überlegungen oder Szenarien geben, die, so schnell wie sie entworfen und bewusst aufgezeigt wurden, auch wieder verworfen werden, weil sie nicht dem politischen Willen entsprechen, was selbstverständlich – das ist 2002 passiert, das ist 2003 passiert und ist 2004 anders als bisher gehandhabt worden – in der budgetären Erstdotierung oder Nachdotierung letztendlich den Niederschlag findet. 

Der Rechnungsabschluss 2002 hat bewiesen – das ist in Zahlen gegossen, die können Sie nachvollziehen, die brauchen Sie nur aufzuschlagen –, dass dementsprechend... (GR Dipl Ing Martin Margulies: Aber die Haushaltsordnung gilt schon? Oder?) Die Haushaltsordnung gilt für den Gesamtbereich des Budgets der Stadt Wien, es gilt aber auch, dass im Gesamtbereich des Budgets der Stadt Wien auch in Bereichen, die nicht ressortzugeordnet sind, auch bei den Verstärkungsmitteln und anderen die Möglichkeit besteht, Nachdotierungen vorzunehmen. Und das ist auch im Falle der Situation, die wir hatten, so passiert. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Die Laska-Interpretation der Haushaltsordnung!) 

Auch Ihre Interpretationen und Vorwürfe waren gewagt, auf die möchte ich gar nicht eingehen. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Tun Sie es!) Eingehen möchte ich aber sehr wohl auf zwei andere Punkte, und zwar zunächst auf die Situation, die vom Kollegen Strobl angesprochen wurde: Fußballeuropameisterschaft.

Ich bin sehr froh darüber, dass der Zuschlag erteilt wurde, nicht ganz froh bin ich darüber, dass wir zwar aus Wiener Sicht – und das hat die Kommission erst vor wenigen Tagen bewiesen und bestätigt – all das, wozu wir uns verpflichtet haben, erfüllen können, aber der Vertrag zwischen dem Herrn Bundeskanzler und dem Herrn Bürgermeister, der eigentlich fertig war, nicht an dem Tag, an dem die Kommission da war, unterzeichnet werden konnte. Ich gehe aber davon aus, dass das noch stattfinden wird. Die grundsätzliche Beschlussfassung auf Regierungsebene und die Grundsatzerklärung Wiens bezüglich der Kostenaufteilung mit dem Bund im Verhältnis 50 : 50 ist ja vereinbart und bedarf sozusagen nur mehr die beiden Unterschriften. Auch im Budget 2004 wurde schon dementsprechend Vorsorge getroffen, um diese erste Rate auf Wiener Ebene, die gleichermaßen auch vom Bund zugesagt wurde, tatsächlich auch in Baumaßnahmen umsetzen zu können.

Ganz zufrieden werde ich erst sein, wenn die letzte Standortentscheidung hundertprozentig ist und wenn sozusagen ganz sichergestellt ist – und dieser Zeitpunkt naht mir Riesenschritten –, dass wir nicht Gefahr laufen – nämlich Österreich gesamt gesehen, aber letztendlich auch mit unserem Partner Schweiz –, dass es noch irgendwo Risikofaktoren gibt, die letztendlich die Durchführung der Europameisterschaft in Frage stellen. 

Das kann keine Differenz zwischen uns sein, denn wir alle wissen, welch große Chance eine solche Veranstaltung bietet, sowohl wirtschaftlich als auch touristisch als auch natürlich als Standortvorteil für unsere Stadt.

Ein zweites Beispiel, wo ich dir Recht gebe und wo wir uns ja auch einig sind, ist, dass wir tunlichst die Krieau als Standort für den Pferdesport in Wien erhalten sollen. Ich gebe dir auch vollkommen Recht, dass die Konzeption, die bisher seitens des Vereines vorgelegt wurde, eine ist, die aus meiner Sicht noch verfeinert gehört und längerfristig angedacht werden muss. Ich halte allerdings die Gefahr, dass uns mit der Krieau oder vor allem mit dem Trabrennsport Ähnliches passiert, wie es in der Freudenau schon passiert ist, nicht für so groß, weil wir ganz bewusst und immer gesagt haben, dass für uns das Thema Pferde in Wien ein wichtiges ist, und zwar in der Krieau. Bei der Freudenau konnten wir nichts tun, weil das kein Wiener Thema ist und damit so geschehen ist, wie es geschehen ist. Aber ich denke doch, dass es auch im Zusammenhang mit der Gesamtentwicklung des Gebietes gelingt, dieses Thema in Wien zu behalten.

Als letzten Punkt möchte ich noch Folgendes tun. Ich habe davon Kenntnis bekommen, dass die Frage, die Frau Kollegin Unterreiner – sie ist nicht da, egal – in der Fragestunde an mich stellen wollte, nicht so gereiht ist, dass ich sie beantworten kann. Ich habe den Eindruck – auch auf Grund dieser Fragestellung –, dass die Frau Kollegin Unterreiner wirklich persönlich betroffen ist durch eine Reaktion meinerseits im letzten Ausschuss. Ich stehe nicht an, mich zu entschuldigen, wenn ich ihr diesen Eindruck vermittelt habe, dass ich sie persönlich oder das, was sie an Sachkenntnis auch im Zusammenhang mit den Musikschulen zum Ausdruck bringen wollte, nicht ernst nehme. Das Gegenteil ist der Fall. 

Wir haben sicherlich in einzelnen Bereichen unterschiedliche Ansichten, vor allem darüber, ob es sinnvoll ist, Szenarien zu entwickeln, die die Latte sehr hoch legen, wenn man weiß, dass die budgetären Bedingungen das Erreichen dieser Latte nicht so schnell zulassen, wie wir es uns alle wünschen würden. Keineswegs wollte ich sie disqualifizieren in ihrer inhaltlichen Absicht, und ich bitte die Kollegen der Frau Kollegin Unterreiner das auch auszurichten. Sie kann es ja dann auch nachlesen. Ich wollte das in meiner Anfragebeantwortung tun. Das ist nicht möglich, daher tue ich es jetzt. 

Ich bedanke mich noch einmal für die Diskussion, ich bedanke mich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Abteilungen. Ich bin zuversichtlich, dass wir die große Reform, die wir im Sozialbereich in der MA 12 ja erfolgreich begonnen haben, im nächsten Jahr entsprechend fortsetzen werden, und ich bin zuversichtlich, dass das gesamte Team der Stadtregierung, das mit dem großen Vertrauen der Wiener Bevölkerung ausgestattet ist, auch in Zukunft die soziale Sicherheit, die sozialen Standards und damit den sozialen Frieden in dieser Stadt gewährleisten kann. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön, Frau Vizebürgermeisterin.

Es liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung.

Ich schlage vor, die Debatte zur Geschäftsgruppe mit der Postnummer 5, das ist der Wirtschaftsplan der Unternehmung "Stadt Wien – Wiener Wohnen" für das Jahr 2004, gemeinsam durchzuführen, die Abstimmung über den Voranschlag dann aber getrennt vorzunehmen.

Ich frage formal, ob es einen Einwand gibt. – Das ist nicht der Fall. Dann dürfen wir so vorgehen.

Wir kommen nun, wie gesagt, zur Beratung dieser Geschäftsgruppe. Herr Stadtrat, bitte Platz zu nehmen. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr GR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!
Ein bisschen Unruhe, immer wenn die Ressorts gewechselt werden, auf den billigen Plätzen, auf den Stehplätzen.

Nachdem die Budgetdebatte in den bisher behandelten Ressorts nicht dazu geführt hat, dass sehr viel Auskünfte oder Antworten betreffend das Budget von den Stadträten und Stadträtinnen gekommen sind – ich glaube, dass sehr viele Fragen, die mein Kollege Martin Margulies aufgeworfen hat, weiterhin offen sind, unter anderem die Frage, wie man aus heißer Luft 40 Milli-onen EUR bastelt; ich glaube auch nicht, dass StR Faymann zuständig ist, dieses Problem aufzuklären, er hat ein anderes Ressort –, gleich in medias res. 

Die Wortprotokolle der vergangenen Jahre zur Budgetdebatte sind bei den Beiträgen aller Fraktionen immer wieder sehr ähnlich. Deswegen werde ich versuchen, dieses Mal einfach ein paar Geschichten aus dem Wiener Wohnbereich zu erzählen, und fange an mit der transparenten Vergabe von öffentlich geförderten Wohnungen. 

Vor mir liegt der Vergabeskandal im Faymann Ressort. Das sehen naturgemäß nicht alle Leute in diesem Haus gleich. Mir ist es dabei um die Vergabe eines Reihenhauses gegangen an jemanden, der bei Wiener Wohnen eine hohe Position bekleidet. Die Vergabe ist ungewöhnlich schnell erfolgt, nämlich binnen drei Wochen ab Antragstellung. Das ist eine Verkürzung gegenüber anderen Leuten, die um das Gleiche ansuchen, von Jahren – nicht Monaten. In diesem Zusammenhang sind uns natürlich von Leuten – vor allem aus der Nähe der Sozialdemokratie, denn viele andere wissen das nicht – weitere Geschichten zugetragen worden betreffend die Frage: Wie werden überhaupt Gemeindewohnungen in der Stadt vergeben? 

Neben dem regulären Weg, den es auch gibt, gibt es in jedem Bezirk einen Restposten an Gemeindewohnungen, der zu einem guten Teil für Menschen aufbewahrt wird, die das dringend brauchen. Also sagen wir einmal, einer geschlagenen Frau mit zwei Kindern, die dringend etwas braucht, der wird über diese Restpostenvergabe geholfen. Die Restpostenvergabe dient allerdings schon auch einem anderen Zweck, nämlich dazu, dass die Bezirksvorsteher und die wenigeren Bezirksvorsteherinnen darauf zugreifen können, wenn sie für nahestehende Personen – ich sage einmal – fast Günstlingswirtschaft betreiben und den Weg zur Gemeindewohnung ein klein wenig verkürzen. 

Jemand, der das sehr intensiv nützt und intensiv Druck ausübt, ist der Bezirksvorsteher aus dem 3. Be-zirk, damit wir das festmachen, von wem wir sprechen. Der Druck wird auf einzelne Beamte und Beamtinnen ausgeübt, die natürlich nachher nicht schuld daran sind, dass das passiert, denn die sind in dem System drinnen. 

Wenn ich jetzt sage, ich glaube, dass sehr, sehr viele Menschen, die bei Wiener Wohnen beschäftigt sind, gute Arbeit leisten, dann sage ich das nicht zynisch und dann meine ich das nicht einfach zum Drüberstreuen und zum Herausreden, sondern das ist so. Viele Menschen dort machen gute Arbeit, aber viele werden auch genötigt, Dinge zu tun, die sie nicht tun möchten, was manchmal zu einer Versetzung – meistens ist das keine Verbesserung, niemals ist das eine Verbesserung – führt. Die Menschen kommen dann irgendwann zu den Oppositionsparteien. Ich nehme an, wir sind nicht die Einzigen, die solche Geschichten erfahren.

In diesem Zusammenhang möchte ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, der sich mit der Schaffung eines transparenten Vergabesystems für Gemeindewohnungen und andere geförderte Wohnungen beschäftigt. Der Beschlussantrag lautet: 

"Der amtsführende Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung, Werner Feymann, wird aufgefordert ehebaldigst ein transparentes Vergabesystem für alle Gemeindewohnungen und die von der Stadt Wien geförderten Wohnungen auszuarbeiten. Dieses System soll aus einer öffentlich einzusehenden Reihungsliste der BewerberInnen beziehungsweise VormerkscheinbesitzerInnen und der angebotenen Objekte, zum Beispiel im Internet oder beim Wohnservice Wien, bestehen. Sie soll sicherstellen, dass es den einzelnen Wohnungssuchenden möglich ist, sich für eine Wohnung unter Angabe von Wunschbezirk und Ausstattung zu bewerben und ihren Fortschritt in der Reihung zu überprüfen. Vergaben außerhalb der Reihung sind substantiiert zu begründen. 

Dieses Vergabesystem soll auch für die Wiedervermietung von Genossenschaftswohnungen gelten." 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.

Das finde ich auch immer so eine schöne Formulierung "die sofortige Abstimmung des Antrages". Wenn man bedenkt, dass das gestern in der Früh um 9 Uhr oder wahrscheinlich um 20 Minuten nach 9 Uhr das erste Mal gesagt wurde und die Abstimmungen heute gegen 23 Uhr erfolgen werden, dann meine ich mit "sofort" natürlich nach Beendigung der Post 1 der Tagesordnung, die seit gestern läuft. 

Nächster Punkt: Delogierungen, Delogierungen aus Gemeindebauten. Wir haben hier schon bei einer Aktuellen Stunde darüber gesprochen. Der Sozialdemo-
kratie ist vor allem die Zahl aufgestoßen, dass jährlich 3 000 Personen aus Gemeindewohnungen delogiert werden, weil ihre Zahl die Wohnungen umfasst, während die Anzahl an Personen hochgerechnet war. Aber ob es jetzt 2 400, 2 800 oder 3 000 sind – unter 2 400 geht es nicht bei 1 400 Wohnungen –, es ist soundso keine Errungenschaft der SPÖ Wien, wenn mehrere 100 Kinder jährlich aus Gemeindewohnungen delogiert werden. 

Wir fordern den Herrn Faymann auf, die Anzahl dieser Delogierungen, die sich seit seinem Amtsantritt 1994 nahezu verdoppelt hat, auf ein Niveau zu drücken, das dem sozialen Auftrag von Wiener Wohnen entspricht. Ideal wäre es natürlich, hätten wir gar keine Delogierungen, jedenfalls können Sie nicht zusehen, wie sich die Anzahl an Delogierungen alle zehn Jahre verdoppelt. 

Wenn ich bei Kindern im Gemeindebau bin, komme ich als Nächstes gleich zu einer Aktion, die meine Kollegin Claudia Sommer-Smolik erst neulich gestartet hat unter dem griffigen Titel "Faymann hat kein Herz für Kinder", die zu einem großen Aufruhr vor allem bei den Pressesprechern des Herrn Faymann geführt hat, die sehr umtriebig sein mussten im Anschluss daran. 

Wienerberg City: 1 100 Wohnungen – kein Kinderspielplatz. Kein Kinderspielplatz stimmt natürlich nicht, denn einen Kinderspielplatz gibt es schon, draußen gibt es halt keinen. Mit welcher Begründung? Weil es windig ist. Das sagt wer? Im Bauausschuss des Bezirks heißt es, da kann man keinen machen. 1 100 Wohnungen, kein Kinderspielplatz im Freien für diese 1 100 Woh-nungen, weil es windig ist und die Kinder davonbläst. 

Jetzt habe ich "Twister" auch gesehen, diese Kuh, die da durch die Lüfte fliegt, aber was soll das heißen? Abgesehen davon, dass man nicht bauen lassen muss, damit man nachher sagt, es ist so windig, dort können wir keinen Kinderspielplatz brauchen, ist es technisch wirklich unmöglich, einen Kinderspielplatz so zu machen, dass Kinder, wenn es windig ist, draußen spielen können? Ich glaube nicht. 

Zweiter Fall: Wohnhausanlage Kollmanngasse Num-mer 1. 300 Wohnungen – kein Kinderspielplatz. Das geht einfach nicht! Wenn man Bauordnungen hat in der Stadt, die vorschreiben, wann Kinderspielplätze zu schaffen sind, dann kann man nicht über den § 69, der auch in anderen Bereichen sehr extensiv ausgenutzt wird, einfach sagen, wir machen keinen Kinderspielplatz. Das ist eine Zumutung! 

Wir haben noch mehrere Beispiele. Herr Günter Kenesei wird Ihnen im Anschluss – nicht im Anschluss an meine Rede, aber bei seiner Wortmeldung – ein Beispiel, glaube ich, sehr ausführlich zu Gemüte führen. Freuen Sie sich jetzt schon darauf. 

Nächster Punkt: Bleiwerte im Wasser alarmierend. Sie kennen wahrscheinlich alle die Bleimessaktionen, die von den Wiener Grünen im Moment durchgeführt werden, und zwar viel günstiger als von jeder anderen offiziellen Stelle. Diese Aktion wurde hundertfach angenommen. Wir sind fast überlastet im Haus, so viele Anträge sind dahergekommen, so viele Bleiproben sind dahergekommen. Die Anträge, die wir an das Ressort Umwelt und an das Ressort Wohnen gestellt haben, sind unterschiedlich aufgenommen worden. Im Wesentlichen kann man die Reaktion aus dem Wohnbauressort damit beschreiben: Das geht uns eigentlich nichts an. Eigentlich wollen wir uns hier nicht einmischen. Das ist irgendwie ein ungutes Thema – das stimmt, Wasser, das bleihältig ist, ist ungut –, irgendwie wollen wir nichts damit zu tun haben, das möge jemand anderer machen. 

Selbstverständlich gibt es Möglichkeiten, Förderungen anders zu gestalten beim Austausch von Bleirohren, als sie jetzt gemacht werden. Die Antworten im Ausschuss waren unbefriedigend und teilweise unrichtig, aber da war der Experte dafür leider auf Urlaub. Deswegen haben die Antworten nicht alle gestimmt, aber das hat man immerhin auf kurzem Weg nachreichen können. Die anderen zwei Oppositionsparteien wissen wahrscheinlich die richtigen Antworten auf die Anfragen der Grünen nicht. 

Ich würde bitten, dass man auch in diesem Fall im Wohnbauressort umdenkt und Anträge der Opposition ernst nimmt, dass man vor allem aber die Gefahr des Bleis im Wasser ernst nimmt. Das ist etwas, wo man als Wohnbaustadtrat nicht sagen kann, das geht mich nichts an, sondern das ist etwas, worum man sich kümmern sollte. 

Nächster Punkt: Die Anfragebeantwortung im Ausschuss. Eine Anfrage der Grünen hat sich mit der Gewährung der allgemeinen Wohnbeihilfe beschäftigt. Es war eine sehr, sehr detailliert die Anfrage mit sehr vielen Unterpunkten, also eine ganze A-4-Seite vollgeschrieben mit Fragen. Die Antwort möchte ich Ihnen nicht vorenthalten. Gefragt haben wir – nur damit man ungefähr eine Ahnung hat, worum es geht –: Wie hoch waren die Mittel für die allgemeine Wohnbeihilfe? Wie viel ist insgesamt ausgezahlt worden? Wie viele Leute sind abgewiesen worden aus welchen Gründen? Und die Antwort lautet: "Da es nicht im Sinne einer sparsamen und kostengünstigen Verwaltung sein kann, für die Anfragebeantwortung zirka 4 000 EUR für den EDV-Aufwand bereitzustellen, erlaube ich mir, Ihnen Folgendes mit dem derzeitigen Softwareprogramm zukommen zu lassen." 

Also die Antwort ist schon cool, was? Da stellt die Opposition eine Anfrage, und die Antwort lautet: Das kostet relativ viel Geld, das zu beantworten, also wollen wir es eigentlich lieber nicht machen. Wenn man das so leicht machen könnte, befürchte ich, dass Anfragen der Opposition überhaupt ziemlich wertlos werden, denn wenn der Trick durchgeht, dann werden den ein paar abschauen. 

Jetzt muss man fairerweise – damit das nicht jemand von der SPÖ macht – dazusagen, die Anfrage wurde beantwortet, zwar mit etwas älterem Datenmaterial, aber es ist nicht ganz so schlimm. Die Antwort war, sagen wir einmal, halbwegs ausreichen, aber den Schmäh, wie teuer eine Anfrageantwortung ist, den will ich nicht allzu oft lesen. Ich befürchte nämlich, dass das Schule machen könnte. Ich habe das von meinen Kolleginnen und Kollegen nicht gekannt von den aktuellen Ressort, ich habe aber gehört, dass das früher schon üblich war, nämlich beim Herrn Swoboda, der dazugeschrieben hat, wie viel eine Anfragebeantwortung kostet. 

Also ich glaube, dass die Opposition das Recht haben muss, Anfragen zu stellen, und auch einen Anspruch darauf hat, dass diese beantwortet werden.

Eine weitere Anfrage, mit deren Beantwortung ich sehr unzufrieden bin: "Stadt Wien – Wiener Wohnen – Hausbetreuungs GmbH". Jetzt sind wir wieder bei der "SPÖ-GesmbH", bei der "Wien-GesmbH", bei einer Ausgliederungsdebatte, die wir hier schon sehr intensiv geführt haben. Im Quartalsbericht von Wiener Wohnen, zweites Quartal 2003, steht bei "Stadt Wien – Wiener Wohnen" betreffend die Hausbetreuungs GmbH, dass mit Ende des Berichtszeitraums 54 HausbetreuerInnen beschäftigt sind. 

Na gut, wir stellen eine Anfrage, die lautet: Wie viele MitarbeiterInnen sind genau beschäftigt? Sind es diese 54? Wie viele davon sind Frauen? Wie viele davon arbeiten Vollzeit, wie viele davon arbeiten Teilzeit? Lauter normale Fragen. Wie viel verdienen dort – das ist schon heikel – die Geschäftsführer und Prokuristen? Stehen die Geschäftsführer – ich verwende nur die männliche Form, weil es nur Männer sind – beruflich zusätzlich in einem anderen Verhältnis zu Wiener Wohnen. 

Die Antwort bei sechstens, nämlich anderes Verhältnis, ist: Nein, keines. Eine gute Antwort. Die Antwort auf die Frage: Wie viel verdienen die Personen?, die fehlt, denn beantwortet wurden nur die Fragen eins bis vier und die Frage sechs, die Frage fünf wurde ausgelassen, vergessen. Für den, der jetzt meint, eins bis vier ist beantwortet worden, noch einmal zur Erinnerung: Die Frage betrifft die Hausbetreuung GmbH, zu 100 Prozent im Eigentum der Stadt Wien, eine Tochter von Wiener Wohnen. 

Die Antwort zu eins bis vier lautet: "Die Hausbetreuungs GmbH ist mit der Reinigung und der Wartung in jenen Wohnhausanlagen beauftragt, in denen es keine Hausbesorger mehr gibt." Okay. "Wie bei anderen Auftragsverhältnissen auch, verfügt Wiener Wohnen nicht über nähere Angaben betreffend die dort bestehenden Beschäftigungsverhältnisse." Also wir wissen es nicht. Frage eins, zwei, drei und vier nicht beantwortet. Wiener Wohnen weiß nichts von dieser GmbH. Nichts! Sie wissen nicht, wie viele Leute dort arbeiten. 100-Prozent-Tochter, Antwort: Null! 

Aber es geht noch weiter, das ist der Überwitz: Die Leiterin von Wiener Wohnen ist jedoch gerne bereit, eine Kontaktaufnahme mit einem Vertreter der Gesellschaft herzustellen, damit ich dort vorbeischaue. – Die ist freundlich. Aber damit muss man rechnen, dass man gehäkerlt wird als Oppositionspartei. Wir trauen uns ja auch, scharfe Kritik zu üben. Da muss man auch damit rechnen, dass man mit so einer Antwort offensichtlich auf die Schaufel genommen werden soll. Das ist schon okay. Nicht okay ist, dass Sie mir einreden wollen, dass Sie nicht wissen, was sich abspielt in einer Firma, die zu 100 Prozent im Eigentum der Stadt Wien ist, und Sie mir damit erklären, dass die Opposition keinen Anspruch darauf hat, irgendetwas über diese Firma zu erfahren, außer dass ich dort eine Hausführung machen kann. 

Das brauche ich nicht. Ich brauche auch niemanden von Wiener Wohnen, der meinetwegen dort hingeht, um eine Hausführung zu machen. Ich halte das für eine Zumutung, und das zeigt, wie gefährlich der Weg der Ausgliederungen ist, das zeigt, wie die Rechte der Opposition hier sukzessive eingeschränkt werden, und es zeigt, welches Demokratieverständnis beziehungsweise welches mangelnde Demokratieverständnis die SPÖ in dieser Stadt leider auszeichnet. 

Hier wird ausgegliedert auf Teufel komm raus, die Rechte der Opposition werden beschnitten, und die Idee dahinter ist wahrscheinlich, dass man Angst hat, die Absolute zu verlieren, was mich nicht wundern würde anlässlich der Politik, die in dieser Stadt betrieben wird – wir haben es ausführlich in allen anderen Ressorts gehört –, und das soll offensichtlich dazu dienen, dass Sie schlussendlich die 100‑prozentige Information haben und sonst niemand. Denn selbstverständlich sitzen dort Leute in der Geschäftsführung, die Ihnen nicht völlig unbekannt sind. 

"Stadt Wien – Wiener Wohnen – Kundenservice GmbH". Gleiche Anfrage: Wie viele MitarbeiterInnen sind bei der Wiener Wohnen Kundenservice GmbH beschäftigt? Was verdienen die Call Center Agents? Wie viele Stunden arbeiten die dort? Wie viele arbeiten Teilzeit? Immerhin ist dem Quartalsbericht zu entnehmen, man soll das machen, weil es personelle Vorteile mit sich bringt. "Personelle Vorteile" bei einem Unternehmer – und das ist in diesem Fall Wiener Wohnen – heißt im Regelfall, billiger arbeiten lassen, denn sonst ist es nicht viel besser. 

Deswegen können diese Fragen eins bis drei natürlich nicht beantwortet werden. Woher sollen wir das wissen? Wer soll das sein? Hat mit uns nichts zu tun. Eine 100‑Prozent-Tochter von Wiener Wohnen – Information für die Opposition: Null! Immerhin steht da drinnen, dass zwei Bedienstete dieser Firma auch bei Wiener Wohnen eine wichtige Funktion haben, also in Doppelfunktion tätig sind. Das bedeutet also, dass hier der Vizechef von Wiener Wohnen drinnen sitzt, aber Wiener Wohnen weiß nichts über diese Firma und kann auch keine Informationen weitergeben. 

Kann mir jetzt irgendjemand erklären, was daran eine gute Idee ist, warum das fair ist, was daran demokratisch ist und was das für einen Sinn haben soll, außer dass Sie uns von den Informationen abschneiden? Wir werden das rechtlich prüfen lassen, was man da machen kann, denn das Kontrollamt wird natürlich auch ausgeschaltet mit dem gleichen Trick. Die Opposition darf nichts prüfen und nichts fragen, das Kontrollamt darf nichts prüfen. Also so kann es nicht gehen, dass Sie die ganze Stadt ausgliedern und Sie die Einzigen sind, die wissen, was rennt. Immerhin sind auch hier öffentliche Gelder drinnen, denn das funktioniert ja nicht von selber. 

Beide genannten Firmen funktionieren größtenteils mit öffentlichem Geld. Es ist subventioniert, aber wir wissen nichts, außer dass das Geld dort hingeht. Wir wissen nicht, was die Leute dort machen, wir wissen nicht, wie viele es sind, wir wissen nicht, was da für Gehälter bezahlt werden. Übrigens wurden auch in diesem Fall die Fragen: Wie viel verdienen dort die Geschäftsführer? Wie viel verdient jemand, der dort in einer Doppelfunktion ist? nicht beantwortet, sondern ausgelassen. 

Ich halte diese Vorgangsweise in diesem Ressort für sehr bedenklich, nur leider macht diese Idee der Ausgliederungen Schule, das ist nicht nur den Grünen klar. Wir werden das auch – das werden wir auch schaffen – der Bevölkerung erklären, denn durch so eine Anfragebeantwortung fühlt sich jeder gehäkerlt. 

Wenn ich das draußen jemanden vorlese, dass ich eine Frage betreffend die Tochterfirma von Wiener Wohnen stelle und die Antwort ist, ich weiß es nicht, ich sage es Ihnen nicht, dann wird wohl jeder sagen, der Herr Stadtrat wird es schon wissen, die SPÖ wird es teilweise wissen – es wird nicht alle interessieren, aber die, die es wissen wollen, werden es erfahren dürfen –, und wir erfahren immer alles auf die gleiche Art und Weise – Susi Jerusalem hat das in einer Rede gesagt –: Wir müssen immer nachstierln und jemanden finden, der dort unzufrieden ist, jemanden, den man übergangen hat, weil in der Firma hauptsächlich Männer bevorzugt werden. Irgendjemand musst du finden, der dann kommt und sagt: Ich bin unglücklich, ich gebe euch etwas

Ja, Herrgott sakra, kann man damit nicht aufhören, kann man nicht sagen, da herinnen gibt es eine Informationspflicht? Was haben Sie da für eine Vorstellung, was die Opposition da machen soll, wenn Sie uns sukzessive abschneiden von den Informationen? Oder läuft das so windschief, dass es ganz schlecht wäre, wenn wir es wissen würden? Denn wenn alles super ist, könnte man es ja sagen. Irgendetwas ist offensichtlich faul im Staate Dänemark beziehungsweise im Wohnbauressort des Herrn Faymann.

Ich komme schon zum Abschluss und zu einem Punkt, der meiner Meinung nach nicht unbedingt ins Wohnbauressort gehört, aber im Wohnbauausschuss mehrfach angesprochen wurde, weil er am Rande auch die Bauordnung der Stadt Wien betrifft. Ich hätte es eigentlich auslassen, wenn heute nicht eine Wortmeldung von GR STEFAN von der FPÖ gewesen wäre, die ich auszugsweise vor mir liegen habe, wo er sich über den Stein, über das Denkmal, über das Omofuma-Mahnmal aufregt und in der Folge Dinge sagt wie: "Ihr werdet" – die Unterstellung hat in dem Fall dieser Hälfte des Gemeinderatssaales gegolten (der Redner weist auf die Seite von SPÖ und GRÜNEN – GR Günther Barnet: Da sind nicht viele!) – der Herr STEFAN ist auch nicht da; er sagt also –: "Ihr werdet Gutmenschensteine aller Art aufstellen." Na ja, wenn er glaubt, dass "Gutmenschen" ein Schimpfwort ist, ich finde "Bösmenschen" schlimmer, aber meinetwegen. Man wird also "Antirassismussteine" – ich zitiere jetzt den Herrn STEFAN – aufstellen. Ich nehme an, das wird auch ein Thema sein. Okay, das stimmt, über Antirassismussteine könnte man nachdenken. Dann kommt der "Ausländereinladungsstein", dann der "Stein gegen soziale Kälte" – das wäre auch nicht so schlecht –, dann kommt er zum "Stalinistischen Verherrlichungsstein". Da kann man sagen, das ist sein Jargon, an den haben wir uns gewöhnt, leider gewöhnen müssen. Dann kommt der "Mulitkultistein", dann kommt der "Fäkalkünstlerstein". Da kann man sagen, gut, die haben alle eine andere Vorstellungen von Kultur. 

Aber dann kommt etwas, wo ich sage, das hätte sich nach meiner Meinung einen Ordnungsruf verdient. Ich meine, mir ist das eigentlich Wurscht, ob jemand von der FPÖ einen Ordnungsruf bekommt oder nicht, denn es nützt sowieso nichts. Ich möchte es aber trotzdem wiederholen, weil ich glaube, dass die Vorsitzführung daran schuld war, dass es keinen Ordnungsruf gegeben hat, weil es die gleiche Fraktion war. (StR Johann Herzog: Das ist einen Unterstellung der Parteilichkeit!! – GR Günter Kenesei: Horchen Sie einmal zu!) Er hat nachher gesagt, und das finde ich wirklich unzulässig (StR Johann Herzog: Das ist ungeheuerlich! – GR Günter Kenesei: Horchen Sie einmal zu und schreien Sie dann hinein!): "Also es wird Ihnen sicherlich viel einfallen" – hierher deutend auf SPÖ, GRÜNE –, und dann kommt: "vielleicht Kinderschänderfreundestein". 

Das ist nicht mehr witzig! Das ist nicht lustig! Nein, das ist nicht lustig, ein Kinderschänderfreundestein. (GR Günter Kenesei: Schreien Sie jetzt! Wir hören nichts!) Ich finde das nicht witzig! Ich finde, das ist eine Unterschreitung des Niveaus. Ich bin nicht einmal wahnsinnig heikel, aber das geht nicht. Ich lasse das nicht auf mir sitzen, meine Fraktion muss sich das nicht gefallen lassen, und die SPÖ im Haus muss sich das auch nicht gefallen lassen. Was zu viel ist, ist zu viel! 

Wenn der Herr STEFAN glaubt, so etwas sagen zu müssen, dann freue ich mich wirklich auf die nächsten Wahlen, denn ich hoffe, dass Sie halbiert werden und ich mir solche Sprüche nicht mehr anhören muss.

Und ich sage es noch einmal – der Herr Herzog hat gemeint, ich werfe Parteilichkeit vor –: Ich glaube, eine andere Vorsitzführung hätte in diesem Falle, wenn sie aufmerksam zugehört hätte, tatsächlich einen Ordnungsruf erteilt. Das ist nicht passiert, weil die Vorsitzführung auch von der FPÖ gemacht wurde. In dem Fall mache ich den Vorwurf nicht nur dem Herrn STEFAN, sondern dem Herrn STEFAN und der Frau Unterreiner. Das ist kein Spaß, und ich hätte gerne nicht einen Ordnungsruf, sondern dass sich jemand tatsächlich entschuldigt für so etwas. Das ist mir mehr wert. Ein Ordnungsruf, der da in der Statistik steht, tut in Wirklichkeit keinem weh. (GRin Heike Trammer: Bei wem? – GR Günther Barnet: Bei wem soll man sich entschuldigen? Es war ja niemand angesprochen! - ) 

Ich glaube, dass die FPÖ genau weiß, wen sie meint, wenn sie von "Gutmenschen" redet, nämlich von den Menschen, die mehr Gutes wollen. Sie wissen genau, wer das ist in dem Haus; der Herr STEFAN hat zu uns hergeschaut. Wenn er mich dabei anschaut ... (StR Johann Herzog: Wer fühlt sich angesprochen! – GR Günter Kenesei: Es reicht schon, wenn er sich für den Begriff entschuldigt!) Abgesehen davon: Finden Sie es witzig, dass man in einem Text vom "Antirassismusstein" und vom "Omofuma-Mahnmal" spricht, und dann kommt noch der "Kinderschänderfreundestein", und das ist alles eines. Auch ein "Stein gegen soziale Kälte", das ist alles Wurscht.

Jetzt muss man schon dazusagen: Da kann die ÖVP jetzt nichts dafür, weil Sie da nicht dabei sind, allerdings sind Sie natürlich schon aufgesprungen – nicht auf diesen Jargon, da muss ich Sie verteidigen –, denn auch von der ÖVP hat jemand, nämlich der Bezirksvorsteher des 1. Bezirks, gemeint, dass er sich unbedingt gegen das Omufuma-Mahnmal stark machen muss und damit natürlich genau Ihnen das gibt, was Sie gerne hätten, nämlich die Unterstützung. Das finde ich auch bedauerlich für die Wiener ÖVP, die in diesem Fall, was jetzt da abgegangen ist, natürlich gar nichts dafür kann.

Ich schließe meine Rede. Es war mir deswegen wert, das zu erwähnen, weil ich davon ausgehe, dass der Herr Herzog in seiner Wortmeldung wieder die Bauordnung strapazieren wird und ebenfalls etwas zum Omofuma-Stein, zum Omofuma-Mahnmal sagen wird. Ich hoffe, er wird zumindest den Kinderschänderfreundestein auslassen können. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Fuchs. Ich erteile es ihm.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Berichterstatter! Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich habe jetzt sehr gut gelauscht. Vor allem war ich interessiert an dem Antrag, den Kollege Ellensohn gebracht hat. Ich habe mir den Antrag ein bisschen genauer angeschaut. Da geht es um Wiedermietung von älteren Genossenschaftswohnungen, um Bezahlung von Ablösen; er meint damit Investitionen. Das heißt, wenn jemand eine Wohnung aufgibt, soll die Küche bezahlt werden und so weiter. 

Ich sage ganz offen, ich glaube nicht, dass es sinnvoll ist, dass jemand, der aus einer Wohnung auszieht, die komplette Einrichtung herausreißt, es ist sicherlich viel besser, wenn jemand dem Vorbesitzer eine Kleinigkeit gibt, damit nicht kostbares Gut vernichtet, sondern wieder verwertet wird. – Daher ist dieser eine Punkt nicht in Ordnung. 

Zur praktizierten Vergabe von Gemeindewohnungen. Dort, wo man jemandem helfen möchte, wo man nicht durchkommt – ich bin jetzt nicht der Stadtrat –, ich muss schon von der Opposition sagen, dass die Wohnungskommission eine der Möglichkeiten ist. Da sitzen ja alle Fraktionen drinnen.

Und dass interveniert wird, ja, das ist so. Ich habe schon genügend Interventionen auch von grünen Abgeordneten bekommen und habe sie an Genossenschaften weitergeleitet. Ich weiß nicht, ob das bei grünen Funktionären – nicht nur Abgeordnete – nicht so ist und ob man das abstellen möchte. Ich glaube, helfen soll man jedem und man soll keinen Unterschied machen, woher jemand kommt. Wenn jemand in Not ist und wenn jemand Hilfe braucht, so darf es keinen Unterschied geben.

Meine Damen und Herren! Dennoch glaube ich, dass man dieses Budget unter dem Gesichtspunkt, unter dem Blickwinkel der gesamten Finanzen, der Budgetmittel, die zur Verfügung stehen, sehen soll, unter dem Blickwinkel der Wohnungssuchenden, aber natürlich auch der zukünftigen Ausrichtung. Wie schaut es in der Zukunft eigentlich aus? Wohin geht der Weg, wohin führt der Weg im Wohnbau? Es werden immer wieder nur Einzelmaßnahmen dargestellt, die eigentlich keinen großen Überblick geben. 

Wenn ich so die letzten Jahre 2002, 2003 und das Budget 2004 Revue passieren lasse, so sehe ich eigentlich kein strategisches Ziel, obwohl es vom Herrn Bürgermeister versprochen worden ist. Auch Herr Kollege Driemer ist da heraußen gestanden und hat von Seiten der Gewerkschaft gesagt, es wird zusätzlich investiert werden. Ich habe mir die Zahlen aus dem Vorjahr und aus dem jetzigen Jahr angesehen, und sehen Sie, es hat sich überhaupt nichts geändert. Obwohl man gesagt hat, man muss hier ein bisschen Antrieb geben, man muss zusätzlich investieren im Wohnbereich und im Sanierungsbereich, weil eben dieser Sanierungsbereich mehr Arbeitsplätze fördert, darf ich Ihnen sagen, nichts, aber schon überhaupt nichts ist zusätzlich gekommen. Wir haben jetzt für das kommende Jahr 490 Millionen EUR budgetiert, und wir haben im Jahre 2003 490 Milli-onen EUR budgetiert. 

Jetzt kommt noch etwas dazu: Wir haben jetzt weniger und es ist auch im Vorjahr weniger gewesen, obwohl mehr im Budgetentwurf gestanden ist, weil viele Gelder davon – zweistellige Beträge, Millionenbeträge – in das Laska-Ressort gewandert sind. Das heißt, man hat dieses Geld nicht verwenden können im Wohnbaubereich, so wie es seinerzeit der Herr Bürgermeister versprochen hat. Und da finde ich es einfach ungeheuerlich, wenn man sich herausstellt und sagt, bei uns in Wien werden alle Wohnbauförderungsmittel rein nur für den Wohnbau verwendet. Das hat der Herr Bürgermeister gesagt. Doch bei vielen Veranstaltungen heißt es immer wieder und wird noch ausdrücklich betont, dass diese Gelder nur für den Wohnbereich verwendet werden. Natürlich weiß ich, dass der Laska-Bereich in argen Nöten ist, wir haben es ja die ganze Zeit gehört, aber bitte, die versprochene Zweckbindung ist doch Unwahrheit. 

Daher sind auch diese Beträge, die angesetzt worden sind, nicht richtig, denn man soll klar und deutlich budgetieren und sagen, wohin diese Gelder wandern. Der Bürgermeister hat also sein Wort gebrochen, weil diese Mittel nicht alleine für den Wohnbaubereich sind. Der Herr Bürgermeister ist natürlich der Letztverantwortliche, vor allem für seine Aussagen, weil er auch gesagt hat – so wie seitens der Gewerkschaft hier –, dass es zusätzliche konjunkturbelebende Mittel geben wird. 

Doch da ist nichts, absolut nichts passiert, obwohl wir – hören Sie zu, denn das steht natürlich nirgends drinnen, man kann es nur irgendwie herauslesen, wenn man jahrelang hier ist – 460 Millionen EUR an Rücklagen haben. 460 Millionen EUR, und wir setzten nichts zusätzlich ein. Wir hätten damit ein Steuerungsinstrument für den Arbeitslosenabbau und für die Wohnungssuchenden in der Hand. 

Ich habe mir zum Beispiel das Berichtsjahr 2003 hergenommen. Bei Wiener Wohnen haben wir viele Vormerkungen. Wir haben bereits 19 800 vorgemerkte Wohnungssuchende. 19 800 Vorgemerkte! Und jetzt soll mir noch einer sagen, dass wir – außer diesen Problemen der Arbeitslosigkeit im Bereich der Bauwirtschaft, außer dem Nachholbedarf im Sanierungsbereich – nicht auch im Neubaubereich zusätzlich etwas brauchen. Das gilt vor allem für den billigen Genossenschaftsbereich, wo Baurechte dafür sorgen, dass wir niedrige Kosten für die zukünftigen Benützer haben. 

Da ist nichts geschehen, diese Mittel werden nicht eingesetzt. Ich finde das eigentlich unsozial und verantwortungslos gegenüber den Wohnungssuchenden, vor allem gegenüber den Menschen in Not. Diese Statistik ist ja klar und deutlich und wird jedes Quartal ausgewiesen, und wir haben also eine gigantische Steigerungsrate. 

Ich möchte aber betonen, dass wir natürlich nicht nur diese Rücklagen haben, diese 460 Millionen EUR, sondern wir haben natürlich durch dieses Budget weitere 490 Millionen EUR zur Verfügung. Und diese 490 Milli-onen EUR, meine Damen und Herren, sind Förderungsgelder, die – ich habe es immer wieder gesagt und ich betone es immer wieder – vom Bund kommen und an das Land Wien gegeben werden. Da ist kein einziger Euro Landesanteil. Das heißt, vom Land kommt nichts aus irgendeiner Quelle dazu. Alles sind Bundesmittel, die dem Land gegeben werden. 

Und jetzt wird mir eigentlich sehr bange, denn vor einiger Zeit wurde bei IFES eine Studie in Auftrag gegeben, wo über Reformen im Sozialbereich nachgedacht werden sollte. Meine Damen und Herren, das ist klar, dass wir über das nachdenken sollen, doch am 3. Oktober wurde eine Studie präsentiert, bei der "Chancengleichheit" und "Eigenverantwortung" unter Anführungszeichen gesetzt wurde. Und diese Studie besagt, dass die teuren Wohnbauförderungsgelder überdacht werden sollen. Abgeschafft sollen sie werden. Stellen Sie sich das vor! (GR Johann Driemer: Wer sagt das?) Warten Sie einmal, warten Sie, Herr Kollege. Ich und Sie auch, wir weisen das entschieden zurück. (GR Johann Driemer: Sagt das der Finanzminister?) Ich weise das entschieden zurück. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wissen Sie, wer das gesagt hat? Ihr Vorsitzender Gusenbauer, und ich kann es Ihnen genau belegen. Am 3. Oktober hat Ihr Vorsitzender Gusenbauer gesagt, man muss über die Wohnbauförderung nachdenken, ob sie nicht gestrichen gehört. Das ist nicht in Ordnung im Sinne von Wien. (Beifall bei der ÖVP. – GR Johann Driemer: Aber Nachdenken kann man ja immer!) Herr Kollege, Sie glauben es nicht. Dann gehen Sie einmal ins Internet, suchen Sie sich die vielen Meldungen heraus, zum Beispiel jene aus Oberösterreich, wo der Herr Landeshauptmann-Stellvertreter von Ihrer Fraktion gesagt hat: Ein Wahnsinn, was der Vorsitzende macht!

Aber wissen Sie, was noch tragischer ist, was noch viel tragischer ist? Der Herr Bgm Häupl hat nicht einmal ein einziges Wort dazu verloren. Er hat ihn nicht zurechtgewiesen. Das ist der noch viel größere Skandal. Er ist damit konfrontiert worden – er hat gar nicht nachgedacht, er ist damit konfrontiert worden –, es soll einfach gestrichen werden. Und er denkt nicht einmal darüber nach: Wo bleiben diese vielen Alleinerzieherinnen, diese vielen Leute, die ich Ihnen da genannt habe, diese 20 000 Wohnungssuchenden, diese jungen Menschen? 

Sehen Sie, wir von der ÖVP wollen haben, dass die Wohnbauförderung bleibt, egal, in welchem Modus sie ist, aber sie soll bleiben. Da befinden wir uns im Gegensatz zu Ihrem Vorsitzenden Gusenbauer. (Beifall bei der ÖVP.)
Der Abschaffer, Herr Kollege, ist nicht die ÖVP, nicht unser Schüssel, auf den wir sehr stolz sind, sondern Ihr Gusenbauer. (GR Johann Driemer: Wir sind auch stolz auf ihn!) Nehmen Sie das zur Kenntnis und sagen Sie es auch bei jeder Gelegenheit, bitte! Zum Beispiel gab es gestern eine Information für die Bevölkerung, wo es um eine Projektvorstellung gegangen ist. Da wurde immer wieder gesagt, es wird so tragisch werden, denn die böse Bundesregierung wird die Wohnbauförderungsmittel abschaffen. Der Gusenbauer will sie abschaffen. Sagen Sie das in Zukunft! Nehmen Sie es jetzt endlich zur Kenntnis und polemisieren Sie nicht! (Beifall bei der ÖVP. – GR Johann Driemer: Der Grasser wollte das! Gehört der Grasser jetzt zur Bundesregierung oder nicht?) 

Wir sagen nein zu diesen Vorschlägen, wir sagen entschieden nein zum negativen Konzept von Gusenbauer, und ich glaube einfach, dass diese Förderungsmittel in Zukunft fließen werden, egal, auf welche Art, ob jetzt der Bund hergeht und sagt, das Land kriegt entsprechende Steuerrechte dafür, egal wie, aber sie werden fließen. Oder Sie wollen es nicht wie Gusenbauer. Ansonsten müssen Sie sich auf die Füße stellen. Machen Sie es nicht so wie der Herr Bgm Häupl, sondern schauen Sie als Gewerkschafter auch für Ihre Leute, damit das Bau- und das Baunebengewerbe auch entsprechend Arbeit hat. Dann sitzen Sie hier auf dem richtigen Platz. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Bei dieser SPÖ-Panik-mache bezüglich des Abschaffens der Förderungsmittel machen wir nicht mit. Es ist anscheinend eine Strategie, einerseits überall aufzutreten und zu sagen, diese Bundesregierung wird uns diese Förderungsmittel nicht geben, andererseits gibt es aber den Herrn Gusenbauer, der sagt: Das gehört weg! Das gehört weg! Das ist Strategie. 

Leider haben Sie in anderen Bereichen keine Strategie, zum Beispiel im Bereich der Arbeitsplatzsicherung und im Bereich des Wohnbaus, wo man auch Mittel für die zukünftige Generation braucht. Sie haben nach wie vor nicht darüber nachgedacht, wie man Förderungsmittel für einen Generationenvertrag einsetzen kann. Diese Mittel kommen vom Bund und werden an das Land gegeben, und es geht darum, dass diese Mittel nicht weg sind. (GR Johann Driemer: Sie kommen vom Steuerzahler!) Sicherlich vom Steuerzahler, und der ist fleißig. Leider hat er, weil in den letzten Jahren, als noch eine SPÖ-Regierung gewesen ist, von dieser SPÖ so viele Schulden hinterlassen wurden, so viel aufbringen müssen, dass es jetzt eben dieses Dilemma gibt. Aber da sind Sie schuld mit Ihrer Budgetpraktik, die Sie angewendet haben. (GR Johann Driemer: 13 Jahre Koalition! Das wissen Sie alles nicht mehr!)

Sie haben immer den Finanzminister gestellt. Denken Sie nur daran! Sie haben ihn immer gestellt, und Sie haben auch keine Konzepte, weder bei der Wohnbauförderung noch im Wohnbereich, oder Sie haben falsche Konzepte.

Ich komme jetzt zu diesen weiteren strategischen Dingen, die Sie eigentlich nicht haben. Wo bleibt im Wohnbaubereich die strategische Behandlung der abgewohnten Bezirksteile, Herr Kollege? Wir haben nach wie vor sehr, sehr viel Restsubstandard. Wir haben jetzt das Budget 2004 vorliegen, aber wo sind denn diese Bezirksschwerpunkte, wo man nicht nur punktuell, sondern strategisch gemeinsam mit dem Bezirk das Problem komplett löst, wo man hergeht und sagt, großflächig wird man dort sanieren? Das sind Probleme, die nicht gelöst sind. Da sind keine Ansätze da, keine strategische Behandlung. 

Meine Damen und Herren! Sie haben aber auch keine strategische Behandlung im Bereich der Stadtflucht. Die Bevölkerung der Umlandgemeinden von Wien wird um 20 Prozent zunehmen, weil Wien keine adäquaten Wohnungen baut. Es wird immer gesagt: Wir wollen das haben, was in unsere Ideologie hineinpasst. Die Leute müssen Mietwohnungen nehmen. Wir geben ihnen höchstens eine Eigentumsoption, aber wir geben ihnen keine Chance, dass irgendwie Eigentum in Arbeiterhand gebildet werden kann. Sie wollen diesen Weg weiterschreiten. Und was machen die Leute? Sie ziehen weg, weil sie einfach Grün wollen, ein bisschen Grün. 

Sie haben bis heute noch nicht den Dachgeschossausbau so forciert, dass er wirklich angekurbelt worden wäre (GR Johann Driemer: Dachgeschossausbau für Normalverbraucher? Es ist wirklich fürchterlich, was Sie da sagen!), Sie haben bis heute noch nicht das Wohnen im Grünen oder die neue Siedlerbewegung in diesem Sinne vorangebracht. Da wird noch immer mit der Widmung herumgetan. Aber auch bei der Inszenierung von Grünraum im zentralen innerstädtischen Bereich, wo die Leute froh wären über jedes Stückerl Grün, geschieht nichts. 

Sie könnten, damit die Leute dableiben und nicht 20 Prozent der Wiener Bevölkerung in die Umlandgemeinden ziehen, eigentlich diese Gebiete aufwerten. Aber Sie sollten attraktiv bauen. Dazu müssten Sie eine Planung haben, doch die ist nicht da. Sie machen es punktuell, ein bisschen da, ein bisschen dort, aber Sie haben keine Strategie. Diese Strategie fehlt. 

Nächstes: Was ist mit dem Qualitätszertifikat für Käufer und für Mieter? Bei jedem Auto weiß ich, wie ich dran bin, weiß ich, was das Auto kann, wie viele PS es hat und und und, bei einer Wohnung sind diese Rahmenbedingungen überhaupt nicht festgeschrieben. Es ist keine klare Leistungstransparenz. (GR Johann Driemer: BUWOG!) Wie viel erspare ich mir an Strom bei dieser Wohnung, wie viel erspare ich mir an Strom bei einer anderen Wohnung? Da ist keine klare Leistung erkennbar. Das heißt, es geht um legistische Dinge, die es ermöglichen würden, hier eine Transparenz herbeizuführen, damit jeder, der baut, dem Konsumenten klar und deutlich vor Augen führen kann, was er bekommt, und damit der Konsument endlich ordentlich auswählen kann. Das sind die Dinge. Ich will nicht so Gschichterln erzählen wie der Kollege Ellensohn. Diese Gschichterln sind sicherlich auch wichtig, aber es ist wichtig, wo Millionen an Förderungsgeldern hineinfließen. Da gibt es keine Transparenz, und da sollte endlich etwas geschehen. 

Ziele im legistischen Bereich, meine Damen und Herren, gehören natürlich auch im Bereich der Ökologie umgesetzt. Ich bin sehr froh und ich habe mich sehr gefreut, dass der Herr Stadtrat – ich sage das, weil er jetzt da ist, ganz klar und deutlich – im ökologischen Bereich einiges vorangetrieben hat. Aber ich bin natürlich noch nicht zufrieden, Herr Stadtrat, denn wir haben noch sehr viel zu tun im Hochbaubereich. Wir haben im Sanierungsbereich etwas getan mit der thermischen Sanierung, das sage ich ganz offen. Aber nicht ausruhen! 

Sie wissen, dass ich einen Antrag gestellt habe – es ist ja sehr nett, und ich will Ihnen auch als Opposition ein Kompliment machen –, dass im Sanierungs-Hochbau-bereich etwas vorangetrieben wurde. Im Bereich Ökologie – Wärmepumpen und so weiter – und auch die Herabsenkung der Emissionen sollte überprüft werden, weil Wien sich im Zuge des Kioto-Zieles mit verschiedenen österreichischen Gemeinden zu einer Halbierung der CO2-Emissionen verpflichtet hat, war ich dann sehr neugierig auf die Antwort zur Zukunft. Ich habe dann denselben Antrag, den der Herr Stadtrat beantwortet hat, auch im Umweltausschuss zur Beantwortung gehabt. Und wissen Sie, was ich vom Umweltausschuss als Antwort bekommen habe? Und das ist typisch und bezeichnend. Die Frau StRin Kossina ist hergegangen und hat gesagt, die Antwort hat Herr StR Faymann schon gegeben. Die Umweltstadträtin hat zum ökologischen Bereich, zur Energieeinsparung im Wohnbereich nichts zu sagen gehabt! Ich habe dann darauf hingewiesen, dass ich das nicht zur Kenntnis nehme, keine Antwort von einer Umweltstadträtin zu erhalten. Da muss ich sagen, das ist schon sehr traurig, und ich frage mich: Wie lange wird sie denn wirklich noch bleiben? Wie lange muss sich die Opposition das noch bieten lassen? (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Wir haben aber noch eine wichtige strategische Behandlung, die Sie noch nicht in Angriff genommen haben, die aber auch in Angriff genommen werden müsste, das ist die Verringerung der Differenz zwischen den belegten Wohnungen und den vorhandenen Wohnungen. Wir haben 928 000 Wohnungen in Wien, haben aber nur 802 000 Wohnungen belegt. Na wo ist denn die Differenz? Entweder sind das keine Wohnungen, sind das Löcher, dann muss man etwas tun, dann muss man sie wegbringen oder sie umwidmen, oder es sind Gemeindewohnungen, die zum Beispiel leer stehen, weil ein Zweitwohnsitz vorhanden ist. Da muss man der Sache auch nachgehen. Da muss man, glaube ich, ansetzen, denn das ist auch kostbares Förderungskapital. 

Wenn man urbanes Wohnen wirklich ernst nimmt und fördern möchte, zum Beispiel ökologisch fördern möchte, dann muss man auch nachdenken über den Ressourcenverbrauch in jeder Wohnung – vom Sanierungs- und Neubaubereich habe ich schon gesprochen –, über die Verwendung der richtigen Rohstoffe, ob diese ausreichend vorhanden sind, und nachwachsen, meine Damen und Herren. Viele Bundesländer haben ihre Förderung genau darauf abgestellt. Das ist in Wien noch nicht der Fall. Es gibt in Wien noch kein Verbot von umwelt- und gesundheitsbelastenden Einsatzstoffen im Wohnbereich. Da müssen wir auch ansetzen. Der Energieverbrauch bei der Herstellung wird auch nicht gemessen. Es gibt, wie ich schon gesagt habe, keine Vergleichsmöglichkeit für die Wohnungskäufer. Wir wissen nichts über die Emissionen in der Herstellungs- und Nutzungsphase. 

Das heißt, die ganze Nachhaltigkeit im Hochbau ist eine Sache der Zukunft, und da sind die Förderungsgelder, die der Bund dem Land gibt, ganz, ganz wichtig. Noch einmal: Ich verwehre mich dagegen, wenn der Herr Gusenbauer sagt, er braucht kein Geld, denn dann braucht er auch kein Geld für die Ökologie. Da haben wir dann nämlich kein Geld für Ökologie. Das heißt, er will auch in diesem Bereich nichts tun, der Herr Gusenbauer. Das ist die Quintessenz. 

Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir zum Abschluss noch eine kurze Anmerkung. Ich glaube, dass es einfach notwendig ist, die persönliche Freiheit im Wohnbereich zu sichern. (GR Johann Driemer: Das sind die unbelegten Wohnungen bei Ihnen!) Und da sage ich Ihnen, die Wohnungswahlfreiheit für Zugezogene, Herr Kollege, die bei Ihnen am Bau arbeiten oder die vielleicht in den Spitälern arbeiten und die ihr Lebensinteresse hier in Wien haben, jedoch diese Wohnungswahlfreiheit nicht haben. Sie haben diesen Menschen dies bisher verwehrt. Ich sage Ihnen ganz offen, diese können nicht in eine Gemeindewohnung gehen. Sie haben dies bisher verwehrt! 

Das heißt, die Sicherung der persönlichen Freiheit ist das oberste Anliegen der ÖVP, das darf ich Ihnen sagen. Das gilt für alle Bereiche, auch im Wohnbereich. Es soll auch der Einzelne auswählen können, ob er Eigentum möchte, ob er Miete möchte. Auch in diesem Bereich darf es keine Einschränkung oder Beschränkung durch eine Mehrheit geben, ob jemand in den kommunalen Wohnbau darf oder nicht darf. 

Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir, dass ich abschließend allen, die auch im Wohnbereich mitgetan haben, danke. Auch wenn sie viele Dinge nicht im Detail kennen, wenn sie nur Einzelmaßnahmen kennen, nehme ich doch an, dass sie dies vom Herzen und nach bestem Gewissen getan haben. Und dafür sei ihnen Dank. Wir werden allerdings diesem Budget, weil viele Dinge im Bereich der Strategie nicht gelöst sind und auch deshalb, weil der Herr Gusenbauer diese Wohnbauförderung nicht möchte (ironische Heiterkeit bei der SPÖ), nicht zustimmen. Ich danke aber dennoch allen Mitarbeitern. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Josef Wagner. Ich erteile es ihm. 

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der heute zur Debatte stehende Voranschlag 2004 für das Wohnbaubudget bringt leider Gottes keine Beschäftigungsimpulse und keine Investitionsimpulse. Das ist von Vorrednern ja auch schon ausgeführt worden: Es gibt in Wahrheit ein Stagnieren des Budgets. Es bleibt die Wohnbauförderung mit 542 Millionen EUR gleich wie im Vorjahr, aber es gibt keine Ausweitung im Bereich der Finanzmittel der Stadt Wien. Daher wird es aus der Sicht der Freiheitlichen jedenfalls zu noch gravierenderen Verschlechterungen im Wohnbereich kommen, weil eben diese sozialistische Politik in diesem Bereich nicht entsprechend plant und vorsorgt.

Die Verlierer sind jedenfalls die Wiener Familien, Herr Stadtrat, durch steigende Wohnbaukosten. Das ist nicht der Bund, wie Sie oder der Herr Bgm Häupl behaupten, wenn Sie sich manchmal in die Medien stellen und jammern und sagen: Wir werden das ausputzen, was die von der Bundesregierung uns da eingebrockt haben. Sie haben gejammert, dass die Fördermittel steigen bei der Wohnbauförderung, dass Wien zuschießen muss. Ich finde das alles nicht im Budget. Ich finde es nicht im Voranschlagsentwurf, wo Sie zuschießen. Vielleicht können Sie das dann erklären im Detail.

Tatsache ist jedenfalls, dass die Wienerinnen und Wiener deshalb ärmer geworden sind, weil die sozialistische Stadtregierung Gebührenerhöhungen en masse eingeführt hat, und zwar 20 seit der letzten Wahl. Das betrifft den Wohnbaubereich unter anderem dadurch, dass die Stromsteuer erhöht wurde ab 1.11.2001, dass die Müllsteuer ab 1.7.2002 erhöht wurde, und zwar gleich um satte 26 Prozent, dass der Gaspreis ab 1.7.2003 um 23 Prozent erhöht wurde, dass die Wasseranschlussgebühr ab 1.8.2003 um 11 Prozent erhöht wurde, dass die Kehrtarife der Rauchfangkehrer erhöht wurde. 

Also Sie sehen, das sind schon alles Maßnahmen, wofür nicht die Bundesregierung zuständig oder verantwortlich ist, sondern die sozialistische Stadtregierung. Daher haben Sie es zu verantworten, wenn die Wienerinnen und Wiener unter dem Druck des Preises und der steigenden Kosten jammern, zu Recht jammern, und daher glaube ich, dass der Voranschlag 2004 andere Maßstäbe hätte setzen müssen, damit es für Wien wieder leistbares Wohnen gibt. Leider sind Sie dem nicht nachgekommen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Herr Stadtrat! Neben der Gebührenerhöhung, für die ja erwiesenermaßen Wien verantwortlich ist, gibt es aber auch einen Bereich, der mir seit Jahren am Herzen liegt, über den wir uns bisher jedoch noch nicht einigen konnten oder für den Sie auch keine Rezepte vorlegen können.

Der Wiener Bodenbereitstellungs- und Stadterneuerungsfonds sitzt auf sehr, sehr vielen Grundstücksreserven, 2 500 000 Quadratmeter, das ist ein Wert von zirka 600 Millionen  EUR, würde ich meinen. Wenn man nur einen Teil von dem verwertete, was unter früheren SPÖ-Alleinregierungen in Wien an falscher Stelle, am falschen Ort, zu oft überhöhten Preisen angeschafft wurde, könnte man mit diesem Geld sehr viel Initiativen in Wien setzen, hätte zusätzlich Budgetmittel zur Verfügung, womit Sie die Arbeitsmarktpolitik wirklich verbessern könnten. Wien ist ja leider Gottes im Wohnbau eines der Schlusslichter. Es gibt kein anderes Bundesland in Österreich, das im Wohnbau nicht mehr an Wohnbauleistungen in der Anzahl der errichteten Wohnungen im Verhältnis zur Bewohnerzahl erbringt als Wien. Also Wien ist an den Schluss gerückt, so wie Sie ja bei den Arbeitsmarktzahlen auch am Schluss stehen.

Daher meine ich, dass wir hier im Bereich des Stadterneuerungsfonds eine Maßnahme setzen sollten. Vor allem glaube ich, dass wir im Bereich der Kontrolle – das ist ja heute schon in anderen Bereichen angesprochen worden – eben ein bisschen im Dunklen tappen. Sie tun so, als wüssten Sie auch über nichts mehr Bescheid. Ich glaube nur, dass Sie das alles mit Ihren Freunden hinten steuern, leider Gottes schlecht steuern und daher nicht zum Wohle der Wienerinnen und Wiener. 

Wir wollen im Bereich des Bodenbereitstellungs- und Stadterneuerungsfonds mehr Informationen in der Zukunft, und ich glaube daher, dass wir hier zu Recht einen Beschlussantrag einbringen. Ich möchte Ihnen diesen kurz zur Kenntnis bringen:

"Der amtsführende Stadtrat der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke, Dr Sepp Rieder, soll auch in seiner Eigenschaft als Vorsitzender des Wiener Bodenbereitstellungs- und Stadterneuerungsfonds sicherstellen, dass dieser vierteljährlich die Berichte des WBSF dem Beirat vorlegt, um damit nicht nur eine laufende Berichterstattung, sondern auch ein betriebliches Controlling zu gewährleisten."

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung des Antrages an die amtsführenden Stadträte der Geschäftsgruppen Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung sowie Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke beantragt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und was mich besonders beunruhigt, Herr StR Ried ... Faymann, ist, dass ... (GR Heinz-Christian Strache: Noch nicht!) Nein, nein, aber StR Rieder kommt natürlich auch immer wieder ins Spiel mit den Finanzen, das ist schon klar. Es gibt auch noch einen weiteren Stadtrat, der hat jetzt eigentlich schon die Rolle des Wohnbaustadtrates übernommen, das ist der StR Schicker. Ich wundere mich, dass er jetzt nicht dabei ist. (GR Heinz-Christian Strache: Finanzstadtrat wird dann der Faymann!) Ja, ja, vielleicht sind Sie beide schon in einer neuen Rolle. Das mag schon sein.

Herr StR Faymann! Mich hat ein bisschen gewundert, dass Sie zwar vor zirka einem Jahr – viel zu spät unserer Meinung nach – eine Studie in Auftrag gegeben haben, die klären soll, wie sich der Wohnungsmarkt und der Wohnungsbedarf in Wien verändert auf Grund der EU-Osterweiterung. Sie wissen, in sechs Monaten ist es so weit, dass die EU-Osterweiterung stattfindet. Was mit der Studie ist, weiß ich bis heute nicht. Sie haben jedenfalls nichts mehr darüber berichtet, ob sie schon fertig gestellt ist. Auch wenn sie in den nächsten Tagen fertig werden würde, meine ich, dass Sie nicht darauf reagieren können und die Maßnahmen, die dort vielleicht zu Recht vorgeschlagen werden, nicht umsetzen können. 

Vor allem fehlt mir eines: Wenn ich mir den Voranschlag anschaue, dann ist er im Wesentlichen unverändert zum Vorjahr. Woher wollen Sie die zusätzlich notwendigen Mittel nehmen, wenn Sie wissen, dass Sie in der Zukunft mehr Wohnungen schaffen müssen? Wir haben leider Gottes in den vergangenen Jahren von ehemals jährlich 10 000 Neubauwohnungen auf 5 000 Neubauwohnungen eingeschränkt. Und jetzt kommt vor wenigen Tagen der Herr StR Schicker – erstaunlicherweise neuer Wohnbausprecher der SPÖ-Wien – und sagt, ja, es wird notwendig sein, wir müssen auf 10 000 Wohnungen erhöhen. (GR Johann Driemer: Das hat er nicht gesagt!) Das hat er gesagt. Lesen Sie bitte ... (GR Johann Driemer: Nein, das hat er nicht gesagt!) Entschuldigen Sie, lesen Sie den "Standard", dort ist es wortwörtlich abgedruckt, zitiert. (Neuerlicher Zwischenruf von GR Johann Driemer.) Also wenn Sie sagen, wir brauchen keine 10 000 Wohnungen, dann betreiben Sie ohnedies die falsche SPÖ-Politik weiter. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich will ja jetzt nicht ungewollt den StR Schicker einmal loben, denn er verdient sich wirklich kein Lob in seiner ganzen Handlungsweise. Er hätte auch viel zu tun in seinem eigenen Ressort. Er hat sich halt nur wieder einmal, so wie er das schon beim Omofuma-Denkmal gemacht hat, in die Rolle des Herrn Wohnbaustadtrates versetzt. Vielleicht schützt er auch nur ein bisschen den StR Faymann, um ihn freizuhalten für wichtigere Positionen, damit der StR Faymann nicht angepatzt wird.

Ich habe es jedenfalls gelesen, und in den Zeitungen wird halt darüber berichtet. Ein Dementi habe ich weder vom zuständigen StR Faymann noch vom nicht zuständigen StR Schicker. gehört (GR Johann Driemer: Er braucht es nicht zu dementieren, wenn er es nicht gesagt hat!) Wenn Sie mir hier sagen, er hat es nicht gesagt, so sage ich Ihnen: Wissen Sie, Ihre Zwischenrufe waren noch nie ganz richtig, haben noch nie dazu beigetragen, dass die Qualität solcher Debatten steigt. Daher: Warum soll ich Ihnen glauben? (Beifall bei der FPÖ. – GR Johann Driemer: Es stimmt trotzdem nicht, dass er das gesagt hat!)
Er kann ja herauskommen, der Herr StR Schicker. Er soll klarstellen, dass er falsch zitiert worden ist. (GR Johann Driemer: Das wird er machen!) Vielleicht hat sich der Redakteur geirrt. Ich meine, der Schicker schaut zwar nicht so hübsch aus wie der Faymann, aber es kann ja sein, dass der Redakteur sich geirrt hat, dass der Pressesprecher vielleicht der falsche war, ich weiß es nicht. Tatsache ist, es ist unwidersprochen. Ich würde mich ja freuen, wenn ich aus Ihren Reihen hören würde: Wir brauchen 10 000 Neubauwohnungen im Jahr. Ich würde mich freuen, leider dementieren Sie jetzt. Sie haben auch gar nicht das Geld, Sie haben es zumindest nicht budgetiert. Daher ist ja auch das mit ein Grund, warum wir diesen Voranschlag ablehnen müssen: weil Sie eben keine Vorsorge treffen für etwas, was wirklich notwendig ist. (GR Johann Driemer: Sie lehnen damit auch die 5 000 ab!) Nein, ich lehne die 5 000 deshalb nicht ab, weil die 5 000 sowieso gebaut werden.

Jetzt unterliegen Sie einem nächsten Trugschluss. (GR Johann Driemer: Nein, Sie sind einem Trugschluss unterlegen!) Ich weiß nicht, haben Sie heute eine Gewerkschaftssitzung oder sind Sie im Gemeinderat? Verwechseln Sie das mit der Gewerkschaft? Sie werden doch nicht wirklich ernsthaft glauben, wenn die Freiheitlichen dem Voranschlag 2004 ihre Zustimmung nicht geben, dass es dann keinen Voranschlag gibt und dass dann nichts gebaut wird. (GR Johann Driemer: Damit lehnen Sie die 5 000 Wohnungen auch ab! Ganz klar!) Also wenn wir diese Macht besäßen, dann würde ich jetzt sagen, beschließen wir heute 10 000 Wohnungen, denn dann setzen wir uns ja auch durch. Vielleicht bekommen wir es so. (Beifall bei der FPÖ.)
Im Übrigen ist es natürlich schon notwendig, dass wir mehr Wohnungen bauen, nicht nur wegen der EU-Osterweiterung, sondern auch, weil die Vormerkzahlen ständig im Steigen sind. Sie sind ja heute schon genannt worden, es sind fast 20 000, 19 700. Ich gebe schon zu, 14 000 sind normale Vormerkscheine, die Zahl der vorgemerkten Jungfamilien beträgt 5 700. Nur, ich kann die 5 700 nicht wesentlich anders behandeln. Wenn Sie diese Sparte der Vormerkung eröffnet haben – meiner Meinung nach zu Recht –, dann müssen wir aber auch zur Kenntnis nehmen, dass die Vormerkzahlen ständig steigen, und dann müssen wir Maßnahmen setzen, damit wir hier auch entsprechende Vergaben machen können. 

Da befinden wir uns im Gegensatz zu den Grünen. Wir werden daher dem grünen Antrag unter anderem schon deshalb nicht zustimmen, weil in der Begründung von der Bundesregierung die Rede ist, von der Einschränkung von Zahlungen. Also das ist Polemik, die eigentlich in einem sachlichen Antrag nichts verloren hätte. Außerdem stehen Unrichtigkeiten drinnen, dazu wird aber StR Herzog sowieso dann noch etwas sagen. Sie sagen nämlich, die Mieterrechte auf kostenlose Verfahren vor Schlichtungsstellen seien praktisch aufgehoben, eingeschränkt, nicht mehr gegeben mit der Novelle zum Außerstreitverfahren. Wissen Sie, man kann den Sozialdemokraten hundertmal erklären, dass sie Unrecht haben in ihren Aussagen, aber ich habe doch angenommen, Herr Kollege Ellensohn, dass Sie wenigstens die Wohnrechtsänderungsnovelle verstanden oder gelesen hätten und dass Sie nicht auch falsche Behauptungen in einem Antrag aufstellen. (GR Godwin Schuster: Sie haben das nicht verstanden!) Das tut mir wirklich Leid. So unsachlich waren bisher nur die Sozialdemokraten, die Grünen schließen sich an. Sie wollen wahrscheinlich in eine gute Koalition in der nächsten Zeit, nicht? (Beifall bei der FPÖ.)

Wahrscheinlich nähern Sie sich deshalb den Sozialisten auch bei Ihren anderen unwahren Behauptungen ein bisschen an. Ich erwähne da nur ein paar Punkte, weil die wirklich haarsträubend sind. Da geht es um eine Bilanzsumme von 9,5 Milliarden EUR bei Wiener Wohnen – also das ist kein Klacks – und um einen Umsatz von 700 Millionen EUR, und womit beschäftigt sich die Leiterin von Wiener Wohnen? Die Leiterin von Wiener Wohnen beschäftigt sich damit, in Presseaussendungen auf ein Thema aufzuspringen, bei dem es ums Postkastl geht. Da gibt es eine EU-Richtlinie, und die blau-schwarze Bundesregierung handelt halt rascher als frühere SPÖ-Regierungen oder SPÖ/ÖVP-Regierungen. Die hätten ja auf solche Maßnahmen, die die EU erlässt, nicht so schnell reagiert. Sie wissen schon, wir waren nicht die Stärker der EU, die solche Richtlinien erlässt. (GR Peter Juznic: Die Leute müssen sich die selber zahlen, die Postkastln!)

Ah, sehen Sie, schon wieder etwas Gescheites, was Sie da sagen. Die Leute. Wer sind denn die Leute? Die Leute müssen sich das selber zahlen. Also das ist der Jargon der SPÖ. Sie reden vom bösen Bundesminister, und dann gibt es ja noch einen Vorsitzenden des Wohnbauausschusses, der da hinter mir sitzt, und der weiß dann gar nicht, wer für eine Postgesetznovelle zuständig ist; er sagt der Justizminister. Selbst bei dem müssen wir uns bedanken, der hat das verursacht. Er weiß nicht, dass der Infrastrukturminister zuständig ist. 

Also wie glaubwürdig sind denn Ihre Aussagen? Wissen Sie, wenn man das an Ihren Aussagen misst, dann kann ich nur sagen: Sie täuschen die Wähler, Sie verunsichern die Wähler (GR Peter Juznic: Das wissen wir, wer das betreibt!), ja, Sie verhetzen die Wähler gegen die Bundesregierung. Und das ist keine anständige Politik, auch wenn es sozialistische Politik ist. (Beifall bei der FPÖ.)
Kollege Schuster, zum Lachen wäre mir nicht, wenn ich an Ihrer Stelle dort stehen würde, denn das ist wirklich nicht seriös, was Sie tun. Da gibt es eine Bundesregierung, die sich an das hält, was EU-Richtlinien sind, beschließt daher dieses Postgesetz. Verantwortlich dafür ist – bitte merken! – der Herr Vizekanzler Gorbach. Und was macht die Leiterin von Wiener Wohnen? Die geht in die Presse, so wie halt der SPÖ-Pressedienst das auch gemacht hat, und sagt: Wir können keine Stiegenhäuser mehr ausmalen. Das Geld ist nicht mehr da für Stiegenhäuser, denn jetzt müssen wir neue Postkastl kaufen. (Ironische Heiterkeit bei der FPÖ.) 

Nein, das ist ernst. 9,3 Milliarden EUR Bilanzsumme, ein Postkastl kostet vielleicht 10 EUR. Und das müssen ja gar nicht die Mieter zahlen. Bei Ihnen, Herr Kollege, sind es "die Leute", die das zahlen, ich sage, die Hauseigentümer müssen es zahlen, also in dem Fall Wiener Wohnen. Es ist eindeutig klar, dass das aus der Hauptmietzinsreserve zu kommen hat. Für den Kollegen Stürzenbecher ist natürlich die Hauptmietzinsreserve schon wieder die "Mietzinsrücklage der Mieter". Na danke! Wenn das die Mieter ernst nehmen und jetzt von allen Hauseigentümern, auch von Wiener Wohnen, das Geld, das in der Hauptmietzinsreserve liegt – auch wenn es in Wahrheit nur eine rein rechnerische Größe ist – als ihr Eigentum verlangen, weil es die Mietzinsrücklage der Mieter ist, dann haben wir reiche Mieter. Die leisten sich dann eine ganze Hausbrieffachanlage für jeden einzelnen Bewohner ihrer Wohnung. Die brauchen dann nicht ein schmales Kastel dazu. (GR Johann Römer: Aber mit ausgemalten Wänden!) – Also so schaut die seriöse Informationspolitik der SPÖ aus. 

Oder das Außerstreitverfahren. Ich habe noch nie erlebt, dass es zu einem Thema wie dem wohnrechtlichen Außerstreitverfahren, das im Grunde genommen von allen Fraktionen im Parlament begrüßt wurde – mit einer Ausnahme, wo es um die Kostenersatzregelung geht –, so viele Pressedienste gibt. Ich habe das einmal ausgedruckt und gesammelt und bin auf einen ganzen Stoß Papier gekommen innerhalb von einem Monat. Und alles, was die SPÖ da drinnen behauptet, ist unwahr. Aber dazu wird StR Herzog ja noch etwas Näheres sagen. 

Also man sieht schon, dass Ihre Politik leider Gottes sowohl in der Realität als auch im Voranschlag an den Wünschen und Notwendigkeiten vorbeigeht. Wir Freiheitlichen wünschen uns jedenfalls, dass es keine Verunsicherung von Mietern gibt, sondern eine ehrliche und seriöse Budgetpolitik. Wir Freiheitlichen wünschen uns, dass es keine Freunderlwirtschaft bei Wohnungsvergaben gibt, sondern eine transparente und kontrollierbare Zuteilung von geförderten Wohnungen. Wir Freiheitlichen wünschen uns, dass es keinen Investitionsstop im Wohnungsneubau und im Sanierungsbereich gibt, sondern einen starken Wachstums- und Beschäftigungsimpuls durch ein entsprechendes Budget. Wir Freiheitlichen wünschen uns, dass es nicht Gebührenerhöhungen und steigende Abgaben gibt, sondern dass es leistbare Wohnungen in Wien geben soll. 

Und weil Ihr Voranschlagentwurf 2004 das alles nicht enthält, lehnen wir diesen ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender Günther Reiter: GR Vettermann hat sich zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte doch ein bisschen etwas zu meinen Vorrednern sagten, ehe ich auch zu zwei, drei grundsätzlichen Bemerkungen komme.

Beginnen wir beim Kollegen Ellensohn. Wie kommen da die Beispiele zustande und was, wenn man sich das dann genauer anschaut, bleibt? Zu dem zitierten Wohnungstausch, wo es darum geht, dass jemand von einer größeren Wohnung in eine kleinere getauscht hat und das relativ schnell gegangen ist, drei Wochen, muss man sagen, dass gerade bei diesem Tausch eigentlich alle Spielregeln eingehalten worden sind. Es wurde von Groß auf Klein getauscht – von 80 Quadratmetern auf unter 60 Quadratmeter –, die Einkommensgrenzen sind vorhanden. Es ist eine kinderreiche Familie. Es war eine Kategorie C, in die mit einem ziemlich hohen Kredit, noch dazu sogar privat, sehr viel hineininvestiert wurde. Also eine Sache, die man nach allen unseren gemeinsam beschlossenen Richtlinien wirklich nur als okay bezeichnen kann. Aber nur, weil es eben eine Person ist, die bekannt ist, die bei Wiener Wohnen eine Position hat, zack, wird es öffentlich – ich will nicht sagen vernadert – sozusagen diskutiert, an den Pranger gestellt. Und obwohl da alles genau läuft und alle Positionen eingehalten wurden, fordert man auf Grund dieses eigentlich gut dokumentierbaren Falles eine transparente und objektive Vergabe. Ich meine es ist ja objektiv und transparent, wie es momentan läuft. 

Der Kollege Fuchs hat auch durchaus Recht gehabt bezüglich der einen Forderung, die Sie auch aufstellen, nämlich wenn es um Ablösen geht. Das ist natürlich immer eine Frage, dass man ja tatsächlich, wenn man etwas investiert hat, auch etwas bekommen kann, und dass es bei Genossenschaftswohnungen überhaupt schwieriger zu handhaben ist, weil es dort oft auch die Möglichkeit gibt, den Nachmieter zu benennen. Da gibt es ja ganz verschiedene Möglichkeiten. 

Aber was die Gemeindewohnungen als solches betrifft, ist ja ganz klar und deutlich, in welcher Geschwindigkeit und in welcher Position man ist. Jeder, der einen Vormerkschein hat, kann im Internet nachschauen, wo er gerade liegt und wie er, langsam aber sicher, vorrückt, ein Jahr bis maximal drei Jahre wartend, je nach Schwierigkeit und Schwere des Falls. Es kann ja durchaus sein, dass jemand sagt, er möchte nur in einem bestimmten Bezirk eine Wohnung haben. Auch das ist natürlich absolut möglich, nur muss man dann auch akzeptieren, dass man vielleicht länger wartet, das ist auch klar. Gerade in meinem Bezirk, in der Josefstadt, gibt es auch Menschen, die sagen, sie möchten nur im Bezirk bleiben, sie möchten nicht in den 16. oder 17., nirgends, nirgends, nirgends, dann ist es klar, dass man eine längere Wartezeit akzeptieren muss. Aber an sich kann man das im Internet absolut verfolgen. 

Was natürlich nicht geht, was aber an Ihnen vorbeizieht, ist, dass man, wenn zum Beispiel wirklich ein arger Sozialfall vorliegt, also jemand, der mehr an sozialer Bedürftigkeit einbringt, den Namen oder was auch immer veröffentlicht. Das ist ja kein Normfall, das ist schon aus Datenschutzgründen unmöglich, und daher .. Ich sehe, Sie schütteln den Kopf. Also ich habe mir schon gedacht, Sie wollen so etwas fordern. Das wäre aber an sich gänzlich absurd. Das hat mich eben gewundert, dass gerade die Grünen da den Datenschutz in meinen Augen eher leichtfertig zurückgestellt haben. 

Also alles in allem muss man sagen: Die Wohnungsvergabe in Wien ist objektiv und transparent, und eigentlich ist das eine Diskussion, die nur auf einem, wie ich glaube, zu Unrecht in die Öffentlichkeit gelangten durchaus gut dokumentierbaren Einzelfall beruht.

Sie wissen, dass es die Delogierungsprävention gibt, dass die eine sehr gute Arbeit leistet, dass mit allen, die nicht zahlen können, wollen oder wie immer, die im Moment in Schwierigkeiten sind, gesprochen wird, Briefe geschrieben werden, dass man aber natürlich nicht sagen kann, dass es, auch wenn einer zwei-, drei-, viermal nicht zahlt, nie, nie, nie eine Delogierung gibt, weil es natürlich auch – wir waren ja gemeinsam in England und haben uns das auch angeschaut auf der Reise –, wenn sich das herumspricht, dass man, egal was geschieht, wenn man nicht zahlt, die Wohnung nie verliert, schon ein gewisses Ausmaß an Nachahmung gibt, wenn das einmal Schule macht. Und das kann man letztendlich nicht tun. 

Das bedeutet aber natürlich nicht – und das ist ja auch nicht der Fall –, dass jemand, der die Wohnung verliert, nicht trotzdem wieder in betreutes Wohnen, in eine andere soziale Einrichtung überstellt wird, wo es durchaus wieder Hilfe gibt, um zu schauen, dass der wieder zu einer Wohnung kommt. Aber diese eine spezielle Wohnung, auch wenn nie bezahlt wird, sozusagen auf Lebenszeit zu bekommen, das, glaube ich, wäre eine unrealistische Forderung und könnte auch gegenüber den anderen Mietern letztendlich nicht vertreten werden. 

Beim Monte Laa und Wienerberg gibt es große Gemeinschaftsspielplätze. Beim Monte Laa ist es besonders absurd, weil das ja sogar noch direkt an den Laaer Wald grenzt und da in besonderer Weise, sozusagen neben dem Grundstück, für Kinder etwas zum Spielen da ist. Daher ist das Beispiel aus meiner Sicht ein ganz ein schlecht gewähltes, um so einen Angriff zu starten. Denn bei beiden sind sehr große Gemeinschaftsspielplätze da, deshalb ist es dann auch möglich, dass man eben sagt, okay, aber dafür werden wir im einzelnen Haus auch einen Indoor-Spielplatz eröffnen.

Zum Blei: Sie wissen, wir messen nicht, aber wir fördern, nämlich wenn Rohre ausgetauscht werden. So ist es. Also Wiener Wohnen tut da schon etwas, nämlich den Austausch durchaus auch finanziell fördern. Warum man das wieder kritisch vorgebracht hat, kann ich ebenfalls nicht nachvollziehen. Ich finde, wir tun das, was wir hier tun können. Die Schwierigkeit ist natürlich, dass wir nur fördern können, aber der Mieter letztendlich, wenn das private Altbauten sind, auch immer einen Teil dazuzahlen müsste. Dementsprechend langsam und Schritt für Schritt wird das auch angegangen. 

Zur Hausbetreuung: Ich meine, dass die Antworten zumindest gesetzlich okay waren, das, glaube ich, wissen Sie. Darüber hinaus ist zu dem Thema aber zu sagen, dass wir ja durchaus nicht glücklich sind, weiterhin nicht glücklich sind, dass das Hausbesorgergesetz einfach ersatzlos gestrichen wurde. Unter anderem hat das nämlich schon zur Folge, dass dort, wo keine Hausbesorger mehr da sind, zum Beispiel die Konflikte steigen, die Menschen streiten mehr untereinander, es gibt niemanden, der da vermittelt, der sofort eingreifen könnte. Und bei der Wohnzufriedenheitsstudie von Wien ist ja herauskommen, dass die Leute nicht unzufrieden sind mit der Wohnung, beim Gemeindebau im Großen und Ganzen schon gar nicht unzufrieden sind mit der Miete oder sonst etwas, das Einzige, was das eine oder andere Mal – sozusagen statistisch relevant, in einem höheren Ausmaß – vorkommt, ist, dass sie untereinander streiten wegen Lärm, weil irgendetwas geschieht, wegen unleidlicher Mitbewohner et cetera, und dass dort, wo es keine Hausbesorger gibt mehr, diese Konflikte im Steigen sind. Das zeigt, dass das von der Sozialverträglichkeit her eine durchaus richtige und gute Sachen war, dass es uns aber auf Grund des Streichens dieses Gesetzes durch die Bundesregierung momentan nicht möglich ist, Hausbesorgerposten wieder entsprechend nachzubesetzen. 

Zum Kollegen Fuchs bezüglich Wohnen und Infrastruktur. Aus meiner Sicht – und da ich auch weiß, wie und wohin das Geld geflossen ist – muss ich sagen, diese Infrastruktur wie Kindergärten und Schulen, die durchaus auch gesetzlich vorgeschrieben sind, gehört ganz nah und ganz unmittelbar zum Wohnen, sodass man natürlich das, was gesagt wurde, nämlich dass das zu Wohnzwecken ausgegeben wird, in diesem Fall durchaus guten Gewissens sagen kann, aber nicht nur sagen und behaupten, sondern das ist auch so. Es ist aber nicht so, dass wir das sozusagen ständig und ununterbrochen machen, sondern diese Infrastruktur wird zu einem großen Teil von den Wohnbauträgern bezahlt, die das entsprechend machen müssen, sie wird natürlich noch mehr vom Sozialressort bezahlt und nur im Einzelfall dort und da, aber durchaus gut argumentiert, auch von unserem Ressort, vom Wohnressort. 

Ich meine, besonders absurd war, dass Sie gesagt haben, Sie wollen unserem Budget nicht zustimmen, weil Gusenbauer angeblich etwas gesagt hat gegen die Wohnbauförderung, obwohl wir beide, wenn das stimmt, da durchaus an einem Strang ziehen. Nur möchte ich schon unseren Bundesparteivorsitzenden da richtig zitiert haben. Er hat schon gesagt, man kann über die Wohnbauförderung diskutieren und sie gehört auch abgeschafft – aber dann kommt kein Punkt, sondern ein Beistrich, und er hat noch dazugesagt –, außer in Wien, denn Wien gibt ja das Geld wirklich für Wohnzwecke aus. – Das ist das Originalzitat in der Gesamtheit. 

Dem kann ich zwar vielleicht nicht unbedingt zustimmen, aber damit ist das die Diskussion, die für Wien durchaus okay ist. Das zeigt auch, dass es eben einen Unterschied macht, ob man, wie in Wien, das Geld zur Gänze für Wohnzwecke ausgibt, oder ob man, wie Ihre niederösterreichischen Parteifreunde, das Geld anlegt und förmlich verspekuliert und solcherart die entsprechenden Wohnbaumittel verschleudert und verludert. (GR Georg Fuchs: Nein, so ist das nicht!) 

So ist es nicht? Na, so ist es schon! Und ich glaube, es war schon gut, dass ich das Zitat einmal zur Gänze zitiert habe, denn sonst hängen wir uns alle an dem einen Halbsatz auf, ohne zu wissen, wie es weitergeht, und das wäre ja dann eine falsche und irreführende Diskussion.

Aber ich freue mich ja darüber, denn was ich mitnehme, ist: Sie sind in dieser Frage mit der Wiener Position durchaus d'accord, dass die Wohnbauförderungen absolut notwendig sind, weshalb wir bei den nächsten Finanzausgleichsverhandlungen – gemeinsam mit der ÖVP in Wien, hoffe ich – dafür kämpfen werden, dass die eben nicht gestrichen werden, weil wir diese Mittel unbedingt brauchen. Denn wenn Sie das so Rage bringt, dass Sie, wenn es der Kollege Gusenbauer sozusagen auch nur andiskutiert, gleich dem ganzen Wiener Budget nicht zustimmen können, haben wir einen echten Mitstreiter gewonnen. (Zwischenruf des GR Georg Fuchs.) Da müssen Sie sich wieder melden, denn ich höre es nicht direkt. 

Zum Kollegen Wagner. (Zwischenruf des GR Georg Fuchs.) Oh doch. Es gab ein paar Sachen mehr allgemein politisch-philosophischer Art, mit denen stimme ich nicht überein, aber aus Zeitgründen und aus Gründen der Zeitökonomie werde ich nicht auf alles eingehen, was er an politischer Wertung gebracht hat. Da geht er ja vermutlich auch nicht davon aus, dass ich mit ihm übereinstimme, und es würde ihn auch nicht überraschen, dass ich ihm da widerspreche. Ich werde mich auf ein paar Dinge beschränken, die direkt zum Wohnressort dazugehören. 

Ich meine, soweit ich mir das, weil es mich auch interessiert hat, einmal angeschaut habe, was der Kollege Schicker gemeint hat, war ... (GR Josef Wagner: Er hat 10 000 gesagt!) Nein, er hat nicht 10 000 gesagt nach meiner Erinnerung, sondern er hat gesagt, es könnte sein, dass die Zuwanderung mehr wird, und hat dann von 7 000 Wohnungen und von schrittweise gesprochen, aber nicht im nächsten Jahr, denn im nächsten Jahr sind von der Planung und auch von den Mitteln her nur 5 000 Wohnungen möglich. Er hat 7 000 genannt, aber in einem schrittweisen Prozess über mehrere Jahre, wobei man sich das immer wieder anschauen muss. 

In diesem Sinn haben ja auch Sie selbst die Studie zur Zuwanderung und zur EU‑Erweiterung eigentlich als positiv bewertet. Ich finde auch, dass wir uns das anschauen müssen. Denn wenn wir dann mehr brauchen – zwar nicht im nächsten Jahr, aber in den folgenden Jahren –, müsste man es ja dann tatsächlich erhöhen. 

Wir kriegen am Ende dieses Jahres auch eine neue Bevölkerungsprognose. Auch die wird es ermöglichen, dass wir – sozusagen auf gesichertem Fundament – entscheiden: gleich bleiben, steigen oder adaptieren. Dass es vielleicht mehr werden könnte in der Zukunft, mag im Prinzip schon richtig angedacht werden, aber für das nächste Jahr sind die 5 000 geplant. 

Beim Außerstreitverfahren – ich habe mit großem Interesse die Diskussion der Frau Nationalratsabgeordneten Bures mit dem Herrn Justizminister gelesen – geht es nicht darum, dass die Schlichtungsstelle weiter kostenfrei bleibt ... (GR Josef Wagner: Das hat sie aber gesagt!) Nein, nein, das ist nicht gesagt worden. Das war ja immer unbestritten und das ist aus unserer Sicht auch okay. Das war auch für die Frau Bures ganz okay, sie hat das auch durchaus begrüßt. (GR Josef Wagner: Sie hat das gesagt! Das ist ein Faktum!) Nein, das ist kein Faktum. 

Aber die Schwierigkeit ist ja Folgendes: Wenn man sich beim Außerstreitverfahren nicht einigen will, kann man das immer vor Gericht bringen. Und wenn der Hauseigentümer darauf spekuliert, dass du dann das Prozessrisiko trägst, kann ihn nichts und niemand daran hindern, es zu Gericht zu bringen, und dort – und das ist das Neue – ist es so, dass der, der verliert, alles zahlt, oder – was bei Betriebskostenabrechnungen häufig der Fall ist – wenn eine Teil dort rauskommt, zahlst du auf alle Fälle einen Teil. 

Das ist eine eindeutige Verschlechterung. Daher ist zu erwarten, dass der Zugang zum Recht deutlich erschwert wird. Also nicht deshalb, weil das Außerstreitverfahren sozusagen nicht kostenfrei bleibt, sondern weil es dann zu Gericht kommt. Und das wurde kritisiert, und da bin ich durchaus auf der Seite der Mieter, weil ich überzeugt davon bin, dass das eine eindeutige Verschlechterung der Position der Mieter im Diskussions- notfalls auch Streitprozess mit den Hauseigentümern ist. Ich glaube, dass die meisten Mieter das auch so sehen.

Einen letzten Punkt habe ich mir vorbereitet, nämlich den Vorwurf: Investitionen werden nicht getätigt. Da muss man sagen, das stimmt für Wien überhaupt nicht, denn Wien investiert im Gesamten mehr als der Bund, und gerade in diesem Ressort wird eine ganz massive Palette an Investitionen getätigt. Das ist eines der Ressorts, wo am meisten investiert wird. Es ist also aus meiner Sicht kontraproduktiv, das gerade hier bei dieser Debatte zu behaupten. Denn Investitionen werden natürlich sehr wohl getätigt. Es werden 5 000 Wohnungen gefördert. Das wissen Sie, das wissen wir alle. Das Geförderte wird ja dann auch einmal bauwirksam, wird sozusagen wirklich errichtet, es wird gearbeitet, es 
wird investiert. Das sichert Arbeitsplätze. Es werden 10 000 Wohnungen renoviert ... (GR Josef Wagner: Wo ist die Steigerung?) Renovierungen sind in besonderer Weise arbeitsplatzintensiv. Da gibt es ja auch Zahlen, wem man damit Arbeitsplätze sichert. Alles im allem werden 21 000 bis 21 500 Arbeitsplätze damit ge-
sichert, eben ausgelöst durch diese Investitionen in die 5 000 Wohnungen, in die Renovierung von 10 000 Woh-nungen und auch in die Verbesserung von Amtshäusern. Denn auch da gilt ja das Gleiche wie bei der Renovierung. Es ist kleinräumig, es ist eigentlich nicht so maschinenintensiv, es ist in besonderer Weise eine breite Palette an Wiener Kleingewerbetreibenden und mittleren Firmen von der Auftragslage erfasst, und die können dementsprechende Aufträge lukrieren. Damit werden Arbeitsplätze hier in Wien gesichert.

Was ist noch geplant mit dem Budget? Es werden 62 000 Familien unterstützt, und zwar über Subjektförderung, über direkte Förderung, zum Beispiel über Wohnbeihilfe, über Jungfamilienförderung, über Eigenmittelersatzdarlehen. Wenn man das jetzt alles zusammennimmt – diese 62 000 Familien, die 5 000, die eine neue Wohnung bekommen werden, und die 10 000, deren Wohnungen renoviert werden –, kommt man auf eine Zahl, die nahe an die 100 000 Familien herankommt, die wir direkt mit diesem Budget – von dem Sie angekündigt haben, dass es von Ihnen nicht mit beschlossenen wird – unterstützen. Das zeigt eben, dass gerade mit dem Geld aus dem Wohnressort auch entsprechend familienfreundlich agiert wird.

Die Investitionen setzen sich zusammen aus den über 535 Millionen EUR Förderungen, die sozusagen direkt gegeben werden, die bauwirksam werden, und aus den 325 Millionen EUR, die Wiener Wohnen ebenfalls für Sanierung und Erhaltung, nämlich der städtischen Wohnhausanlagen, aufbringen wird. Im Gesamten investieren wir hier 860 Millionen EUR von Wien aus. Das ist eine sehr, sehr große Summe, und wir sind stolz, dass die gesamte Bauinvestition derart hoch ist.

Diese Bauinvestition zeigt eigentlich, wie es geht, denn wenn man sich anschaut, wie wenig da im Vergleich die Bundesregierung gerade bei der Infrastruktur macht, was da an Versäumnissen vorkommt, muss man sagen, was da jetzt stattfindet mit dem so genannten Konjunkturpacketchen, das im Gesamten nicht einmal die Höhe dessen erreicht, was Wien als ein einziges Bundesland investiert, zeigt, dass der Bund hier nichts tut. 

Was tut er aber schon? Er starrt in die USA, hoffend, dass dort irgendwie die Konjunktur anspringt. Es kann natürlich sein, dass es wirklich funktioniert, aber aus meiner Sicht, muss ich ehrlich sagen, über eine falsche Logik. Denn es ist zwar gut, Geld da hineinzupumpen, aber bei den USA springt die Konjunktur nur deshalb an, weil die Investition in Krieg, in die Waffenproduktion geht, aber da mit immensen Summen und einer durchaus beträchtliche Neuverschuldung. Das führt aber trotzdem dazu, dass die Menschen Arbeit haben, dass Geld in den Wirtschaftskreislauf gepumpt wird, wodurch es zu einer Erholung der Konjunktur kommt. 

Wenn man weiter nichts tun, als sich dorthin zu orientieren, dann wird irgendwann einmal über die USA nach Europa, nach Österreich der Konjunkturmotor anspringen. Ich glaube aber, sinnvoller und aus sozialdemokratischer Sicht auch richtiger wäre es natürlich, nicht in Waffen zu investieren, sondern in Bildung und – unser Ressort betreffend – einfach in Infrastruktur. Wenn man gleich hohe Mitteln aufwenden würde ... (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Nein, aber meine Logik ist ja, dass diese Beobachtung innerösterreichisch bleibt. Ich werde mich jetzt von Ihnen nicht in einen Briefverkehr verlocken lassen, sondern sage es einfach hier. 

Daraus könnte die österreichische Bundesregierung auch etwas lernen, nämlich dass man da entsprechend hohe und auch wirklich zugkräftige Mitteln in die Hand nimmt und sie in Bildung und Infrastruktur investiert, indem man zum Beispiel die Wohnbauförderung steigert, indem man – da gibt es auch genug Pläne – bei der Bahn einmal ordentlich investiert, indem man in den Straßenausbau investiert, was im Bezug auf die Osterweiterung durchaus nützlich und günstig wäre. Dann würde die Konjunktur auch anspringen, ohne dass wir in Österreich Waffen produzieren. 

Ich ziehe also innerösterreichische Schlüsse aus dem Verhalten der Bundesregierung, und dass steht mir als Wiener Gemeinderat und Landtagsabgeordneter durchaus zu.

Wir waren schon bei der Wohnbauförderung und dem Bund. Man muss ja dazu sagen, dass der Zweckzuschuss, also das, was vom Bund nach Wien kommt, von 2001 bis 2004 um 460 Millionen EUR gesunken ist. Apropos steigend: Wenn man sagt, okay, es ist gut, in Infrastruktur zu investieren, sollten wir eigentlich erwarten, in diesem Bereich steigende Mittel zu lukrieren und sie ruhig auch zweckzubinden. Ich bin wirklich dagegen, dass viele Kolleginnen und Kollegen in den anderen Bundesländern die Infrastruktur nicht so eng auslegen wie Wien, wie wir, sondern die Gelder für alles Mögliche – von der Schotterstraße zum Bauern, zur schon angesprochenen Spekulation und und und – verwenden. Ich meine, ich bin dafür, dass alle Bundesländer mehr bekommen, um für diese Zwecke nicht nur investieren zu können, sondern investieren zu müssen. Damit erzielt man dann auch den entsprechenden beschäftigungspolitischen Effekt. 

Wenn das alle Wiener Parteien mittragen, haben wir zumindest innerhalb von Wien keine Diskussion darüber. Und ich bin nach allen Meldungen durchaus optimistisch, dass das gelingen kann. 

Ich habe schon angesprochen, dass die Subjektförderung auch eine wichtige sozialpolitische Rolle spielt. Man muss sich ja überlegen, dass der Betrag, der für Wohnbeihilfe, Eigenmittelersatzdarlehen, Superförderung, Jungfamilienförderung budgetiert ist, auf den Rekordwert von 96,5 Millionen EUR steigt, die hier planmäßig ausgegeben werden sollen. 

So sehr es mich freut, dass wir uns das leisten können oder dass dafür vorgesorgt wird, zeigt das natürlich schon – was auch in der vorigen Diskussion schon Thema war –, dass im Gesamten die Zahl jener Personen, die das auch brauchen, dass die entsprechenden sozialen Netze gut ausgestattet sind, steigt. Das ist sozusagen der sozialpolitische Wermutstropfen, und meine vorhin gemachten Ausführungen, dass die Bundesregierung endlich einmal keine Arbeitslosenpolitik, sondern Arbeitsmarktpolitik machen sollte, ist in diesem Zusammenhang zu sehen. Aber wir haben die Mittel, und wir werden den entsprechenden Bedarf auch abdecken können. 

Wie überhaupt durchaus geplant ist, Hilfen zur Wohnraumschaffung für soziale Zwecke voranzubringen. Es sind Mittel vorgesehen und werden auch so ausgegeben werden für Behindertenunterbringung, für Pensionistenwohnhäuser, für Flüchtlingshilfe, für sozialtherapeutische Obdachlosenmaßnahmen inklusive Herbergen, Heime für Kinder und Jugendliche, Unterbringung von Pflegekindern und auch Mietbeihilfen. Das alles sind Maßnahmen, die sozusagen in einem direkteren Ausmaß auch sozialpolitisch die Dinge vorantreiben. 

Weil ich zuerst schon angesprochen habe, dass das eine oder das andere Mal die Konflikte steigen. Auch da gibt es – zwar gleichbleibend, aber in einer hohen Ausbaustufe und durchaus gut budgetiert – die Gebietsbetreuungen. Neben den 13 Gebietsbetreuungen, die es schon gegeben hat und die vor allem für die Gemeindemieter zuständig waren, gibt es jetzt ein flächendeckendes Netz an Gebietsbetreuungen, deren Aufgaben eine Ausweitung erfahren haben. Sie sollen nun über das Zusammenwohnen in den Gemeindebauten hinausschauen, damit es ein konfliktfreies Zusammenleben von Personen unterschiedlichen Alters, unterschiedlicher Herkunft und sozialer Stellung gibt. 

Ich habe jetzt im 8. Bezirk ein Beispiel sozusagen live miterlebt, eine Mediation, die zwar noch zu keinem Ergebnis geführt hat, wo es aber schon zwei oder drei Kompromissvorschläge gibt. Das geht es um den Tigerpark, wo es seit Bestehen eine Hundezone gibt, aber jetzt neuerdings auch mehrere Balkone geschaffen wurden. Da schauen die Mieter jetzt direkt auf diese Hundezone und waren der Meinung: Nein, das darf nicht sein, das muss weg. Es hat auch eine ziemliche Streiterei gegeben. Die Gebietsbetreuung war dort, hat versucht zu vermitteln. Das zeigt, dass wir Wohnen eben nicht nur im engen Sinn sehen, indem man sagt, okay, wir bauen Wohnungen – das ist natürlich rein finanziell der größte Brocken –, schaffen Arbeitsplätze, investieren, sondern dass es uns auch um ein konfliktfreies, um ein positives Zusammenleben in dieser Stadt geht. Und dafür sind 5,7 Millionen EUR vorgesehen. 

Neben diesen beeindruckenden Zahlen gibt es natürlich auch qualitative Highlights wie zum Beispiel gerade die Fertigstellung, Verbreiterung des Servicestelefons – das ist jetzt nahezu abgeschlossen –, Kundendienstzentren, die Einführung des elektronischen Aktes. Wir probieren eben, neben der Gebietsbetreuung hier auch eine Qualität hineinzubringen, kundenfreundlich zu agieren. 

In diesem Sinn will ich mich zwar jetzt bei den zuständigen Beamten, die das ja alles mittragen, nicht bedanken, aber loben kann man sie schon. Bedanken sollte man sich aus meiner Sicht erst beim Rechnungsabschluss, wenn auch alles erledigt ist, was wir uns mit dem Budget vorgenommen haben, aber lobend erwähnen kann man heute durchaus, dass durch diese qualitativen Maßnahmen unsere Sicherheit steigt, dass das Geld in guten Händen ist und auch entsprechend kundenfreundlich und bewohnerfreundlich verwendet wird. 

Neben diesen beeindruckenden Zahlen zeigt, wie gesagt, die Qualität im Kleinen, aber auch im Großen, dass wir guten Gewissens auch von unserem Ressort her kommend diesem Budget zustimmen können. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich darf in Erinnerung rufen: 20 Minuten.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat!

Ich möchte meinen Debattenbeitrag heute nutzen, um ein bisschen auf die immer wieder angesprochene Wohnqualität und auf den hohen Standard im Neubaubereich näher hinzuschauen, das einmal zu beleuchten und zu sehen, was von den Ankündigungen, was von den Wettbewerben, die immer großartig vorgestellt werden, unterm Strich in Natura dann tatsächlich übrigbleibt. 

Ich nehme einen Bereich, den ich aus vielen Gründen sehr gut kenne. Erstens ist es im 10. Bezirk, und da ich die letzten 44 Jahre im 10. Bezirk verbracht habe, ist mir dieser Ort nicht unbekannt. Das Zweite ist, dass ich in dieser neuen, durchaus angenehmen Atmosphäre, mit ein paar Abstrichen, auch eine Wohnung habe und daher hautnah in vielen Bereichen – und das sage ich jetzt Anführungszeichen – "leider" miterlebe, was alles nicht so ist, wie es in den schönen bunten Prospekten der Bauträger und in den schönen Aussendungen des Herrn Wohnbaustadtrates bei der Auslobung eines Bauträgerwettbewerbes dann tatsächlich in Natura umgesetzt wird. 

Jetzt geht es nicht sosehr um mein persönliches Empfinden, sondern es geht um einen Stimmungsbericht, der sich einfach bei einer großen Wohnhausanlage mit 940 Wohnungen in Summe ergibt. Nach über einem Jahr nach Bezug kommt man doch mit dem einem oder anderen ins Gespräch, und es mehren sich die kritischen Stimmen, die vermeinen: Na ja, eigentlich ist das nicht alles so geworden, wie sie es uns vorher versprochen haben.

Unabhängig von dem Wohlfühlen sehr vieler Mieterinnen und Mieter in der neuen Wohnumgebung gibt es einen Punkt, der von allen angesprochen wird, und das sind im Bereich der Schmidtstahlwerke die Möglichkeiten und die Ausgestaltung der Freiflächen für Kinder und Jugendliche. 

Ich erinnere an den Bauträgerwettbewerb, wo unter anderem das städtebauliche Leitbild des Herrn Architekten Häuslmayer gewonnen hat und es unter anderem geheißen hat: "Auf dem ehemaligen Betriebsflächen sollen aber nicht nur Wohnungen entstehen, sondern auch ein lebendiger, mit verschiedenen Nutzung durchmischter Stadtteil. Dazu gehören neben der Volksschule" – zu der sage ich auch noch ein Wort – und dem Kindertagesheim eine Geschäftszone entlang der Favoritenstraße, ein Veranstaltungssaal, Jugendfreizeitrichtungen" – bitte, sich den Begriff zu merken – "und ein Polizeiwachzimmer.

"Die zur Lärmabschirmung an der A23 errichtete Hochgarage" – und so weiter – "soll auf dem Dach, mit Lärmschutzeinrichtungen versehen, Spiel- und Sporteinrichtungen für derzeit populäre Aktivitäten wie Streetball und Inline-Skating anbieten" 

Ich komme gleich zu dieser Überraschungsdachlandschaft oder Blitzschutzerlebniswelt – da gibt es unterschiedliche Begriffe, die in der Siedlung jetzt schon gebräuchlich sind – und zu diesen Sporteinrichtungen für derzeit populäre Aktivitäten wie Streetball und Inline-Skating. Also ich wünsche erstens einmal einem jeden, dass er dort oben Inline-Skaten muss. Das kann nur eine Strafe sein. Das Dach besteht zu zwei Dritteln aus Rollschotter und aus Holzplatten, wo es immer wieder Auslassungen gibt, denn dort sind so Gumminoppen, und darauf ist in 15 Zentimeter Höhe alle drei Meter der Blitzschutz montiert. Das ist eher so wie ein Stolperdraht, wie man ihn vom Bundesheer kennt, wo man so irgendwie ins Feld rennen und schauen, muss dass es einen nicht aufs Maul haut. Genauso muss man dort schauen, dass man irgendwie unbeschadet über diese tollen, den derzeit populären sportlichen Aktivitäten dienenden Dachflächen drüberkommt.

Hinkommen soll man auf dieses tolle Dach so: "Die vertikale Begrünung wird durch eine allen Mietern über den Garagenlift zugängliche Dachgartenlandschaft komplettiert." Also diese Blitzschutzerlebniswelt auf dem Dach kann nur erreicht werden, wenn man mit dem Lift der Garage auf das Dach hinauffährt, was ad 1) nicht stimmt und ad 2) unmöglich ist. Stimmen tut es insofern nicht, weil man zu dem Lift nur dann kommt, wenn man einen Garagenschlüssel besitzt. Einen Garagenschlüssel besitzt man aber nur, wenn man bei der Firma Apcoa einen Stellplatz mietet. Das heißt einmal, all diejenigen, die kein Auto haben oder dort drinnen keinen Stellplatz haben, sondern in irgendeiner anderen Tiefgarage in der Anlage, kommen nicht in den Genuss dieser Blitzschutzerlebniswelt. Zweitens führt der Lift nicht auf das Dach, sondern man muss draußen auf dieser Freitreppe hinaufkraxeln. Zu der kommt man aber auch nur, wenn man mit dem Schlüssel die Tür aufsperrt. Also ist diese Blitzschutzerlebniswelt nur einem begrenzten Teil der Mieter zugänglich. Was vielleicht den Vorteil hat, dass gerade diejenigen, die Inline-Skaten wollen, eh nicht auf das Dach hinaufkommen. – Das ist also eine der Möglichkeiten. 

Es geht aber noch weiter. Es heißt unter anderem, nämlich für den Bauteil, in dem auch ich zu Hause bin: "Zwei großzügige Durchgänge definieren die Mittelzone für Jugend und Kinder." Was immer das heißen soll. Jetzt wohne ich seit 15 Monaten dort, aber ich weiß es nicht. Entweder ist gemeint, dass diese Gatschlandschaft zwischen dem Gesiba-Teil und der GEBOES diese Erlebniswelt für die Kinder ist. Mag sein. Das ist vielleicht ein-, zweimal eine Erlebniswelt für die Kinder, für die Eltern eher nicht, sage ich einmal, vor allem, wenn die Kinder dann nach Hause kommen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Dann heißt es aber weiter in der Beschreibung: "Die Steigerung von Öffentlichkeit hin zu Privatheit wird auch in der Freiraumgestaltung spürbar." Also außer, dass ich versinke, wenn ich dort durchgehe, spüre ich nichts. Das ist irgendwie loses Untergrundmaterial, und wenn man nicht weitergeht, zieht es einem ganz langsam die Schuhe aus. Also das ist dieses tolle Schmatzgeräusch, das man dann immer so hört. (GR Günther Barnet: Ich habe den Eindruck, das ist eine super Anlage!) 

Es heißt ja dann noch weiter: "Einerseits wird Urbanität entlang des CentralParks erzeugt" (GR Günther Barnet: Oh!) – wo immer dieser Central-Park sein mag. Bitte, man möge mir das sagen, ich würde ihn auch ganz gerne einmal sehen. Das kann ja nicht das Schmatzgeräusch sein und auch nicht diese Blitzschutzerlebniswelt. Also diese zwei Sachen sind einmal nicht der Central-Park. Mehr gibt es aber dort nicht. Also irgendwo muss in irgendeiner Ebene oben oder unten, die mir nicht zugänglich ist, obwohl ich einen Schlüssel für die Garage habe und ich eigentlich überall hinkomme ... (Amtsf StR Werner Faymann: Oh, du hast sogar ein Auto!) Ja, unsere Familie leistet sich ein Auto (erstaunte Oh-Rufe), sonst hätte ich ja diese Blitzschutzerlebniswelt nicht gesehen. Ich muss ja irgendwie dort hinaufkommen. (GR Kurth-Bodo Blind: Hast du kein Fahrradl?) Habe ich auch. Das haben sie mir mittlerweile schon gestohlen aus dem Fahrradraum dort. (Heiterkeit bei SPÖ und FPÖ.) Aber das ist eine andere Geschichte. Das erzähle ich Ihnen ein anderes Mal, wie das passiert ist.

Also dieser Central-Park, den gibt es nicht. Tut mir Leid, der ist nicht da. Vielleicht wird aus dieser urbanen Gatschlandschaft in der Mitte einmal ein Central-Park. – Ich bezweifle es. 

"Andererseits", heißt es da weiter. "gibt es ausreichend Spielflächen und Jugendtreffs im Mittelteil der Anlage." Und jetzt komme ich zu dem Teil, der vielleicht auch irgendwie lustig oder launisch anmutet, nur offenbart sich da die ganze Dramatik, dass dort in diesem Bauteil mit 940 Wohnungen, in den zu zirka 80 Prozent Familien eingezogen sind, die Kinder im Alter zwischen null und 14 Jahren haben, auf die Bedürfnisse der Kinder und Jugendlichen absolut vergessen wurde. 

Es steht zwar überall – das wissen wir jetzt schon – Blitzschutzerlebniswelt auf dem Dach, Central-Park und so weiter, nur das ist ja nicht das Angebot. Das kann es ja nicht sein. Den Kindern wird angeboten, dass sie Streetball spielen und Inline-Skaten sollen sie. Das Einzige, was ich gefunden habe – das ist jetzt so zirka drei Wochen her –, weil nämlich die Kids tatsächlich mit Inline-Skatern gefahren sind und Fußball gespielt haben, und zwar in einem Bereich bei der Feuermauer der Garage und vor dem Eingang des MA-48-Stützpunktes, also durchaus in einem Bereich, wo eh nichts los ist und wo man niemanden stört und wo auch der einzige größere befestigte Platz ist, ohne dass es einem im Gatsch irgendwie die Schuhe auszieht. Dort haben die Fußball gespielt und sind mit dem Rad gefahren. Wissen Sie, was dort für eine Tafel montiert worden ist vor 14 Tagen oder drei Wochen wird es jetzt her sein? "Inline-Skaten, Fußball spielen und Rad fahren verboten". (Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Ich wollte eigentlich darunter noch eine Tafel hinhängen, dass lachen, lustig sein und atmen für die Kinder auch verboten ist. Am Besten ist, sie bleiben daheim und spielen irgendwo am Gang Fußball, und Inline-Skaten sollen sie über die Fliesen im 4. Stock. Vielleicht macht es ihnen Spaß. Den Leuten im Haus wird es nicht gefallen. 

Und jetzt zähle ich Ihnen auf, welche Möglichkeiten es tatsächlich für Kinder und Jugendliche, vor allem für die Altersgruppe der 10- bis 15-Jährigen gibt. Für die Kleinen ist relativ gut vorgesorgt, wenn man sich das zu Gemüte führt. 

Im Bauteil der SEG gibt es einen Kleinkinderspielplatz. Der besteht aus einer Sandkiste, zwei mal zwei Meter, einem Wipptier, zwei Bänken, einem Kinderspielraum. 

Im Bauteil der Firma Mischek gibt es einen Kleinkinderspielplatz bestehend aus einer Sandkiste, zwei mal zwei Meter, einem Wipptier, einer Bank. 

Im Bauteil der Gesiba/GSG gibt es einen Kleinkinderspielplatz: eine Sandkiste, zwei mal zwei Meter mit Sonnensegel, eine Schaukel, ein Wipptier, eine Bank. Insgesamt ist dieser Spielplatz – ich habe mir erlaubt, am Wochenende nachzumessen – fünf mal neun Meter. Also ganz schön. 45 Quadratmeter, das ist hart. 

Bauteil GEBOES, die haben den Vogel abgeschossen im wahrsten Sinne des Wortes. Ein Kleinkinderspielplatz mit einer Sandkiste, drei mal zwei Meter – wahrscheinlich hat sich da jemand vermessen, die ist aber betoniert sicherheitshalber, da ist nichts mit Holz oder so irgendwie, die hat so Betonwannen, es stehen auch so Betonpfeiler rundherum –, ein Wipptier, eine Kleinkinderrutsche, keine Bank. Der Untergrund besteht nicht aus Rindenmulch oder sonst irgendetwas, sondern aus Rollschotter, so in der Größe zirka. (Der Redner zeigt eine Größe von etwa zwei Zentimetern.) Irrsinnig praktisch. Liegt mittlerweile in der ganzen Anlage herum. Irgendwann werde ich vielleicht einmal auf die Idee kommen und die Schaufel nehmen und ein bisschen was hinüberleeren in diese Gatschlandschaft, denn vielleicht kann man dann dort drübergehen, ohne dass es einem die Schuhe auszieht. 

Das ist der Kleinkinderspielplatz der GEBOES. Der ist auch ideal angelegt, das muss ich dazusagen. Der ist nämlich in einer Ecke, wo auf drei Seiten rundherum nur Fenster von den Mietern sind, und dort knallt von 9 Uhr in der Früh bis um 4 Uhr am Nachmittag die Sonne hin, eingefasst in einem Betongeviert. Im heurigen Sommer war der Spielplatz super besucht. Null! Nichts! Nothing! Jede Mutter gehört normal angezeigt, wenn sie mit ihrem Kind dort hingeht, denn das trifft der Schlag. Die Mutter muss stehen, denn dort gibt es nichts, sie kann sich höchstens in die Sandkiste setzen, und der Gschrapp rutscht dort über die Rutsche hinunter auf dem Blech. Puh! Viel Vergnügen! Wahrscheinlich braucht sie nachher eine Brandsalbe. 

Nächster Bauteil, "Daheim" heißt der, der ist auch super. Kleinkinderspielplatz: eine Sandkiste zwei mal zwei Meter, ein Wipptier, eine große Rutsche, zwei Bänke; insgesamt eine Fläche von acht mal acht Metern. Also die haben sich wirklich etwas gedacht dabei, die sind total super. Das einzige Problem, das dort ist: Dort gäbe es eine sehr schöne große Freifläche, eine richtig schöne Wiese, dort haben sie aber 28 so Staberln hineingestellt. Bäume sollen das sein. Da ist viel Holz rundherum, dieses geschnitzte, damit dieses Staberl auch hält, wenn der Wind geht, und 28 so dünne Staberln sind drinnen, wovon zwei Drittel heuer im Sommer tatsächlich nur Staberln gewesen sind ohne Blätter. Es war halt ein bisschen heiß. Das heißt aber gleichzeitig, diese Wiese ist natürlich für die Kids unbenutzbar fürs Spielen, denn Versteckerlspielen hinter den Staberln geht nicht und alles andere, sei es Kicken oder sonst etwas, ist einfach nicht möglich, denn dort hat man offensichtlich auf engstem Raum die Ersatzpflanzungen unterbringen müssen, die notwendig sind, weil dort etliche Bäume umgeschnitten worden sind. 

Bauteil WEVAG: Kleinkinderspielplatz: eine Sandkiste, zwei mal zwei Meter, eine Wippe, eine Sitzbank. 

Migra: Kleinkinderspielplatz, die haben keine Sandkiste – dazu sollen die Kinder woanders hingehen –, haben aber dafür zwei Wipptiere und zwei Bänke. Also pro Wipptier eine Bank, da ist einiges los dort. 

Kolping: Kleinkinderspielplatz: eine Sandkiste zwei mal zwei Meter, eine Bank, eine Schaukel. 

Laut Wiener Bauordnung heißt es, ab 50 Wohnein-heiten ist ein Jugendspielplatz mit 500 Quadratmetern zu errichten. Nicht einmal, wenn ich diese komischen Kleinkinderspielplätze, diese Irgendetwas – denn wenn man dort hingeht und sich das anschaut, also wenn es nicht so traurig wäre, müsste man lachen darüber –, zusammenzähle, komme ich annähernd auf die Zahl von 500 Quadratmetern, abgesehen davon, dass man einem 10- bis 15-Jährigen nicht zumuten kann, auf irgendeinem Wipptier oder in einer zwei mal zwei Meter großen Sandkiste spielen zu müssen. Nicht einmal als Strafe, wenn einer schlimm gewesen ist oder wenn er schlechte Noten hat, sage ich: Jetzt gehst du hinunter und spielst in der Sandkiste. Das ist unglaublich, was dort passiert ist. 

Und dann bekommt man, wenn man anruft bei den zuständigen Baubetreuern, die Antwort – und das ist eigentlich das, was die Leute auf die Palme bringt –: Wir haben ja eh am Eisenstadtplatz unten einen Inline-Skater-Park gemacht. 

Normalerweise gehört der von dort abgezogen und, ich weiß nicht, irgendwo in den Keller zum Zettelschlichten verbannt, wenn man so eine dumme Antwort gibt, weil das kann es nicht sein. Dort ist alles schief gegangen, was nur schief gehen kann. Es ist keine Vorsorge für einen Spielplatz für Jugendliche, für 10‑ bis 15‑Jäh-rige getroffen worden.

Drei Minuten habe ich noch. Noch schnell die Geschichte der Volksschule: In der Mitte der Anlage ist eine Volksschule errichtet worden. In diese Volksschule gehen seit heurigem Herbst 13 Kinder. Klar, die ist neu, wird schon noch werden. Rund um diese Volksschule ist eine Spiel- und Sportanlage errichtet worden, wo man sich alle zehn Finger abschlecken kannst. Ein Sportplatz mit Handballtoren, zwei Volleyballfelder, zwei Basketballkörbe, ein Tennisnetz, eine lange Rutsche über einen Hügel, zwei Schaukeln, eine Riesensandkiste mit einem Sonnensegel, ein Häuschen, wo man hineinkraxeln kann, eine 60‑Meter‑Laufbahn, dann ist abgeteilt, das Kindertagesheim, zwei Gruppen, wird genutzt, die haben auch alles toll.

Das einzige Problem ist, die Kinder von den 940 Fa-milien, die hingezogen sind, stehen am Zaun, schauen hinein und können nicht hinein. Dort ist nämlich ihr Jugendspielplatz. Das wäre er. Genau dort könnten sie ungestört kicken, da würden sie nirgendwo ein Problem haben. Dort könnten sie Basketball spielen und Inline skaten, weil dort eine asphaltierte Fläche ist. Dort könnten sie hinunterrutschen. Dort könnten sie schaukeln. Dort könnten Kinder Kinder sein. Jetzt suchen sie sich Plätze und Orte, wo sie natürlich in Konflikt mit Erwachsenen geraten, wo sie in Konflikt mit anderen Nutzungen geraten, die natürlich nicht für Kinder ausgerichtet sind. Das Ganze läuft unter dem Titel "Ach, wie toll, ach, wie schön! Wir haben eine Superanlage hingebaut, aber jetzt geht sie uns nichts mehr an. Jetzt sollen sich die Bauträger darum kümmern."

Herr Stadtrat, ich wollte ihnen diese Geschichte einmal näher bringen. Ich habe mir gedacht, bei der Budgetdebatte passt sie vielleicht. Da hören Sie mir zu und haben vielleicht Interesse daran, etwas zu verändern. Alle Mieter und die paar Eigentümer, die es dort gibt – es gibt dort 54 Eigentumswohnungen –, haben großes Interesse daran, dass sich rasch etwas ändert und dass auch insofern etwas geschieht, als dass man nicht flapsige Antworten bekommt, wo einem ausgerichtet wird, dass man die Kinder in den Eisenstadtpark schicken soll, weil man dort ohnedies etwas gemacht hat. In den Eisenstadtpark sollen die vom Monte Laa hingehen, sollen natürlich die vom Eisenstadtplatz hingehen, sollen die von den Schmidtstahlwerken hingehen, sollen dann die von der Favoritenstraße hingehen. Wenn wir mit dem Eisenstadtpark so weitermachen, werden wird dort ein Problem bekommen. Wir werden vielleicht Karten brauchen oder eine stundenweise Einteilung machen müssen, Bauteil A, Bauteil B und so weiter, weil das wird sich dort sonst nicht alles ausgehen.

Versuchen Sie, in Gesprächen mit den Bauträgern eine Lösung herbeizuführen! Es gäbe noch die eine oder andere Möglichkeit, Veränderungen herbeizuführen. Es gäbe auch die Möglichkeit, die Flächen von der Schule zu nutzen. In den schulfreien Zeiten, im Juli, im August, ist die Schule geschlossen und dieser wunderschöne Sportplatz mit allen Möglichkeiten steht leer und niemand kann hinein. Ich hoffe, dass Sie eine Möglichkeit sehen, hier Veränderungen herbeizuführen. – Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR Herzog. Ich erteile ihm das Wort. – Bitte.

StR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Der Herr Kollege Ellensohn hat einen Antrag betreffend Schaffung von transparenten Vergabesystemen bei Gemeindewohnungen und geförderten Wohnungen eingebracht. Er sagt dabei in seiner Begründung: "Die Verfahren vor Schlichtungsstellen und Gerichten, bei denen die Kostentragungsregelung überdies soeben zu Lasten der MieterInnen verschoben wird ..." Er übernimmt damit zu meinem Bedauern die Kampagne der Sozialdemokraten, die in Sachen Neuordnung des Außerstreitverfahrens schlicht und einfach Sachen behaupten, die nicht wahr sind.

Bevor ich aber in die Sache selbst eingehe, muss ich noch einige Feststellungen treffen, ebenfalls den Herrn Kollegen Ellensohn betreffend.

Ich würde meinen, es ist das gute Recht eines Gemeinderats in diesem Hause, sich einen Ordnungsruf gegenüber einem anderen Gemeinderat zu wünschen. Keine Frage. Es muss allerdings auch einen objektiven Grund für die Erteilung eines Ordnungsrufs geben. In einem konkreten Angriff, in einer konkreten Beleidigung muss dieser bestehen. Dann kann er sozusagen erteilt werden. Aber es ist eine ganz andere Sache, wenn der Kollege Ellensohn einen völlig unqualifizierten Angriff auf die Vorsitzführung der Frau Mag Unterreiner vorbringt und ihr sozusagen die Unterstellung der Parteilichkeit in die Schuhe schiebt, ein Vorwurf, der äußerst massiv ist, ein Vorwurf, der unqualifiziert und ungerechtfertigt ist und den ich mit aller Deutlichkeit zurückweisen möchte! (Beifall bei der FPÖ.) 

In all den Jahren, wo ich in diesem Hause bin, habe ich schon oft genug erlebt, dass man mit den Äußerungen oder Entscheidungen des jeweiligen oder der jeweiligen Vorsitzenden nicht einverstanden ist. Keine Frage. Aber einen konkreten Vorwurf der Parteilichkeit aus der Zugehörigkeit zur gleichen Fraktion gegen eine Vorsitzende vorzutragen, ist etwas Neues in diesem Hause. Ich glaube, das ist ein konkreter Angriff, eine konkrete Beleidigung. Ich würde meinen, damit hat sich der Herr Kollege Ellensohn schlicht und einfach einen Ordnungsruf verdient. Der konkrete Grund dafür liegt vor. (Beifall bei der FPÖ. – GR Günter Kenesei: Ein kollektiver Ordnungsruf!) 

Ein kollektiver Ordnungsruf war es nicht, sondern ganz konkret gegen eine Person, nämlich gegen den Herrn Ellensohn, keine Frage. (GR Günter Kenesei: Schade, ich hätte auch gern einen!)

Was die Neuordnung des Außerstreitverfahrens betrifft, möchte ich eingangs feststellen, selbiges ist bereits lange Zeit im Justizministerium unterwegs. Der Entwurf geht in wesentlichen Teilen bereits auf die Arbeit des Justizministers Michalek zurück, daher, mit anderen Worten, auf die damalige Koalition, womit es mich überrascht, dass die Wiener Sozialdemokraten und die Bundessozialdemokraten gar nichts über den Inhalt dieses Entwurfs wissen und in der letzten Zeit eine echte Kampagne losgetreten haben.

Und natürlich ist dieses Außerstreitgesetz ein weites Feld mit vielen Gebieten. In die Öffentlichkeit als Streit, als Auseinandersetzung und als Diskussion sind in erster Linie die mietrechtlichen Bestimmungen getragen worden. Diese mietrechtlichen Bestimmungen muss man sich einmal näher anschauen. Es wird nunmehr ein Kostenersatz für das gerichtliche Außerstreitverfahren festgelegt. Das ist ein durchgängiges Prinzip in der ganzen Neuordnung des Verfahrens. Ich meine, nur die mietrechtlichen Anteile herauszunehmen, hätte vor dem Verfassungsgerichtshof sicherlich nicht gehalten.

Nun ist die Regelung die, dass der unterliegende Teil nach Maßgabe des Erfolgs die Kosten der anderen Seite zu ersetzen hat, allerdings nicht nach reinem Erfolgsprinzip, sondern sehr wohl nach Billigkeitsprinzip. Das heißt, dass selbstverständlich vom Gericht her Billigkeitserwägungen Platz zu greifen haben, eine maßgebliche Rolle spielen werden und im Einzelfall eine maßgebliche Rolle für die Festlegung der Kosten und für die Senkung der Kosten mit sich bringen werden.

Allerdings findet das alles nur im gerichtlichen Außerstreitverfahren statt. Bei den vorgelagerten Institutionen und Einrichtungen wird es keine Änderungen im Kostenverfahren geben. Das ist von Anfang an festgestanden. Gemeint sind die Schlichtungsstellen in Wien. Diese sind gar nicht vom Außerstreitgesetz erfassbar, da sie in erster Linie dem AVG unterliegen und Behördencharakter haben. Daher ist es gar nicht denkbar gewesen, dass eine Neuordnung des Außerstreitverfahrens automatisch eine entsprechende Veränderung der Schlichtungsstellen nach sich zöge. Die Schlichtungsstellenregelung bleibt aufrecht, wie sie ist. Das heißt, jede Partei zahlt die eigenen Kosten, zum Beispiel die Beiziehung eines Sachverständigen oder die Beiziehung eines Anwalts bei der eigenen Seite. Damit sind Reformschritte gesetzt, die notwendig sind, eine Neuordnung, die für die meisten Bürger sicherlich Vorteile bringt und eine finanziell maßvolle Regelung mit sich gebracht hat.

Wie sieht das jetzt in der Praxis aus? Im Jahr fallen in Wien zirka 8 000 Fälle an. Davon werden 85 Prozent im Schlichtungsstellenverfahren erledigt. Das heißt, der überwiegende Teil findet seine Lösung im Bereich der Schlichtungsstellen vorinstanzlich, vorgerichtlich. Diese große Bedeutung der Schlichtungsstellen kann man daher nur herausstreichen. Ich möchte feststellen, der einzige Haken an der Sache ist die lange Verfahrensdauer. Vielleicht werden hier personelle Überlegungen für die Aufstockung der Schlichtungsstellen in irgendeiner Form messbar und angreifbar. 

Nur 15 Prozent der ganzen Verfahren werden zu Gericht abgezogen. Für diese finden dann die Reformschritte des Außerstreitverfahrens erst Geltung. Daher ist für die Wiener die entscheidende Instanz die Schlichtungsstelle. Dort suchen und finden Regelungen für ihre mietrechtlichen Angelegenheit, und das bei Aufrechterhaltung der Kostenstruktur, wie sie heute schon die ganze Zeit besteht, was eine kostenmäßig zumutbare Regelung darstellt. 

Bei den gerichtsanhängigen Fällen handelt es sich – wie gesagt – um 15 Prozent, 15 von 100. Das ist vom Anfall her schon ein sehr kleiner Teil. Der Großteil sind allerdings Fälle von Betriebskostenbestreitungen. Diese werden naturgemäß von den Mietern und nicht von jemand anderem, also den Vermietern, angestrengt, die das Risiko abschätzen müssen, aber auch das Risiko abschätzen können. Selbstverständlich wird auch der allergrößte Teil vorher bei den Schlichtungsstellen landen, dort eine Erledigung finden oder auch nicht. Wenn es zu Gericht abgezogen wird, wird selbstverständlich vorher eine rechtliche Stellungnahme erfolgen, die den Mietern das Risiko, in das sie sich einlassen, ersichtlich macht. Daher ist es keine Frage, dass eine solche Aktion, wie sie nun gemacht wurde, mit der Kostentragung des unterlegenen Teils, etwas ist, das auch für die Mieter eine vernünftige Sache ist. Die Mietervereinigung selbst spricht davon, dass in ihrem Bereich 95 Prozent oder noch mehr positive Erledigungen stattfinden, das heißt, positiv für den Mieter ausgehen. Mit anderen Worten ist diese Neuregelung etwas, was sich im überwiegenden Fall durchaus zu Gunsten der Mieter auswirken wird. 

Selbstverständlich kann man sich nie sicher sein, wie ein Prozess ausgeht. Es wird sicher da und dort Bereiche geben, die als Fragezeichen bleiben. Aber in jeder Veränderung und in jeder Regelung gibt es solche Fälle, die eben so oder so ausgehen können. Jedoch bekommt man erstmals, wenn man in einen Prozess hineingetrieben wird, weil zum Beispiel falsche Betriebskosten eingehoben werden und Uneinsichtigkeit vorliegt oder willkürliche Klagen eingebracht werden, die Kosten ersetzt, die man selbst hat. Nachdem der Großteil der Mieter mit ihren Anliegen durchkommt, ist dies ein durchaus positiver Weg, der hier beschritten wird. (Beifall bei der FPÖ.)

Die Vermieter werden natürlich – das ist auch so eine Behauptung von den Sozialisten – mit Sicherheit nunmehr nicht neue Risken auf sich nehmen, wenn sie davon ausgehen können oder müssen, dass die Kostentragung bei ihnen hängen bleibt. Daher werden auf weiten Strecken, vor allem im Betriebskostenverfahren, die Vermieter, wenn sie nicht berechtigte Anliegen haben, mit ihren Dingen nicht zu Gericht abziehen. Durch das Vorschalten der Schlichtungsstellen kann der Mieter seine Chancen selbst abschätzen. Es gibt in diesen Punkten eine überwiegend positive Beurteilung dieser geplanten und in der Zwischenzeit bereits beschlossenen Veränderung

Aber wie hat die Sozialdemokratische Partei auf all diese Dinge, auf diese Vorschläge reagiert? Sie hat eine Kampagne daraus entwickelt. Sie hat – ich betone das – wider besseres Wissen eine Kampagne gemacht, hat Vernebelungstaktik angewandt und eine Desinformationskampagne sondergleichen losgelassen. Im Grunde genommen wurde das als Anlass genommen, um eine Hetze gegen die Bundesregierung vorzunehmen und auf Kosten der Wiener Bevölkerung die naturgemäße Unwissenheit ausgenützt, um sich irgendwelche Startvorteile in der Politik in kleinlicher Weise herauszuholen. Das ist eine unglaubliche Verunsicherung der Wienerinnen und Wiener, wenn ihnen eingeredet wird, dass die Schlichtungsstellenregelung – das ist geschehen durch die Sozialdemokraten – nunmehr ebenfalls vom Kostentragungsprinzip erfasst wird! Gegen besseres Wissen wurde durch Wochen hindurch behauptet, dass dem so sei, wurde behauptet, dass die Kosten nunmehr ebenfalls vom Mieter, so er den Prozess verliert oder nur teilweise gewinnt, zu tragen sind! Das ist etwas, was die Menschen ungemein verunsichert. Es ist eine unverantwortliche Haltung der Wiener Sozialdemokraten! 

Wir haben hier eine Menge, fast Unmenge, an massiven verbalen Ausritten, die von sozialdemokratischen Funktionären vorangetragen wurden. Ich werde ein bisschen etwas vorlesen, wie sich der Ton ungefähr entwickelt hat. 

Die Frau Becher, die wir noch aus ihrer Wiener Zeit kennen, hat in der Zwischenzeit eine ganz harte Haltung eingenommen: "Mieter kommen in Zukunft nicht mehr zu ihrem Recht." Die Frau Becher sagt: "Die Regierung trägt den Mieterschutz zu Grabe." Das sind Behauptungen, die in keiner Weise irgendetwas mit der Sachlage selbst zu tun haben. Sie bemüht den Klassenkampf, indem sie feststellt: "Klassenjustiz durch Kostenersatzregelung. Wer nicht genügend Geld auf der hohen Kante hat, kommt in Hinkunft nicht mehr zu seinem Recht." – Eine Behauptung nach der anderen. 

Die Frau Bures spricht von der "einseitigen Belastung der Mieter". (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Der Oberste Gerichtshof sagt das sinngemäß!) – Der Oberste Gerichtshof sagt das nicht. Er hat eine andere Formulierung getroffen. Er hat das auch nicht sinngemäß gesagt. Was die Frau Bures sagt, ist etwas ganz anderes. Sie sagt nämlich, das durch den Kostenersatz vergrößerte Prozessrisiko werde dazu führen, dass Mieter aus Angst vor dem Gang vor die Schlichtungsstelle zurückschrecken. Das prophezeite die SP‑Bundesgeschäftsführerin. Das heißt, sie unterstellt wiederum, und das noch Ende Oktober 2003, Ende Oktober dieses Jahres, dass diese Regelung auch die Schlichtungsstellen umfassen würde. Sie sagt dann als Schlussfolgerung, da nach drei Monaten die Entscheidung der Schlichtungsstelle vor Gericht angefochten werden kann, würden die finanziell überlegenen Hausverwaltungen und Hausbesitzer verstärkt vor Gericht ziehen, um dort mit dem Damoklesschwert der Rechtsanwaltskosten die MieterInnen zermürben, die aber, wie wir in der Zwischenzeit feststellen können, eher die Gewinner einer solchen Reform sind, weil sie bei Durchbringen die Kosten ersetzt bekommen. Die Frau Bures spricht jedenfalls von massiven Verschlechterungen bei den MieterInnen und davon, dass zu befürchten ist, dass die Kostenersatzdrohung den freien Rechtszugang für die MieterInnen und WohnungseigentümerInnen zunichte macht. 

Jetzt habe ich kein Datum, aber das ist bereits im November gewesen, wiederum eine Falschmeldung: "Immer weniger MieterInnen werden aus Angst vor diesen schwer voraussagbaren Kosten den Schritt zur Schlichtungsstelle wagen. Es ist daher schon abzusehen, dass es in Zukunft für Hausverwaltungen und Hausbesitzer wieder lukrativ sein wird, vermehrt gesetzwidrige Abrechnungen zu erstellen und einen überhöhten Mietzins festzulegen." – Das sind Behauptungen, die sozusagen aus dem Finger gesaugt sind und sich konträr zu den tatsächlichen Gegebenheiten befinden. 

Justizminister Böhmdorfer wird als "Schande" bezeichnet, der Zugang zum Recht wäre konsequent bedroht und auch hier werden Beispiele bezüglich der Schlichtungsstelle gebracht. Ein Beispiel. Zehn Mieter beeinspruchen die Betriebskostenabrechnung bei der Schlichtungsstelle. 16 000 EUR Entrümpelungskosten wurden verrechnet. Es wird festgestellt, dass das um 8 000 EUR zu viel war. Die Mieter bekommen gemäß dem Anteil ihrer Wohnungen an der Gesamtfläche 1 340,50 EUR. Die Gerichtskosten für Gutachter, Verhandlung und Rechtsanwalt machen 4 500 EUR aus. Die zehn Mieter bekommen 1 240 EUR zurück, müssen aber 2 230 EUR bezahlen. Die Beschwerde ist ein Verlustgeschäft. Das ist auch eine Vernebelungstaktik. Wenn sie von den eigenen Kosten auf der Schlichtungsstellenseite spricht, besteht das Risiko jetzt auch. Schon jetzt muss sich der Mieter den Kopf darüber zerbrechen, ob der Einsatz von Gutachtern und von sonstigen Hilfspersonen die eigenen Kosten trägt und ob sich der Gewinn in irgendeiner Form ins Verhältnis setzen lässt. Bei der Kostentragung für die Gegenseite wäre wieder die Unterstellung, dass der Gesetzesvorschlag auch die Schlichtungsstellen umfasst. 

Also eine unlogische Behauptung nach der anderen, zum Beispiel, dass sich mit falschen Betriebskostenabrechnungen oder illegalen Mietverträgen ein Körberlgeld zu sichern sei. Das Gegenteil ist der Fall. Dadurch, dass der Weg zu Gericht nunmehr das Risiko der Kostentragung beinhaltet, wenn sich die Mieter durchsetzen, was oft der Fall ist, wird das kein dankbarer Weg sein. Aber vielleicht ist die Mietervereinigung durchaus an solchen Behauptungen interessiert und will von den hohen Kostenbeteiligungen ihrer eigenen Mitglieder ablenken, denn sie haben immerhin eine Einschreibgebühr von 36 EUR, der Mitgliedsbeitrag beträgt 43,60 EUR und bei anwaltlicher Vertretung werden 199,70 EUR zusätzlich eingehoben, offensichtlich nicht nur bei gerichtlicher Vertretung, sondern auch bei den Schlichtungsstellen.

Diese Behauptungen hat die SPÖ wider besseres Wissen getätigt. Man kann das deshalb so genau sagen, weil die Arbeiterkammer bereits im Juni 2003 ihr Attest erstellt hat. Sie hat auch die Reform kritisiert, aber klar festgestellt, dass künftig im wohnrechtlichen Außerstreitverfahren mit Ausnahme der Verfahren vor Schlichtungsstellen – das ist das Entscheidende – eine Kostenersatzregelung eingeführt werden soll. Das heißt, der Arbeitkammer war das bereits im Juni klar, was den Wiener Sozialdemokraten, den Bundessozialdemokraten, der Mietervereinigung, der Frau Bures beziehungsweise der Frau Becher noch im Oktober des heurigen Jahres noch immer nicht klar war und unbekannt geblieben ist.

Daher kann man zusammenfassend sagen, die Verfahren vor der Schlichtungsstelle sind weiterhin gratis, umfassen weiterhin den allergrößten Teil der Verfahren, über 80 Prozent, stellen kein Kostenrisiko für die Mieter, die diesen Weg beschreiten, dar. Die Kostentragung auf Erfolg und Billigkeit ist etwas, das, alles in allem gesehen, für die Mieter durchaus positive Aspekte beinhalten kann. Sie werden nun nicht mehr ihre eigenen Kosten tragen müssen, sondern in den überwiegenden Fällen – siehe Mietervereinigung, wo die Mieterinteressen zurückgesetzt wurden – ihre Kosten ersetzt bekommen, was etwas ganz Wichtiges ist und wo man hervorheben kann, dass ein richtiger Weg beschritten wurde. Ich würde meinen, sogar die Mietervereinigung hat etwas davon, denn wenn Verfahren wirklich zu 98 Prozent von hier positiv erledigt werden, dann kommt die Mietervereinigung rasch zu viel Geld. Vielleicht kann man dann, Herr Stadtrat – die Frau Bures kann man einmal fragen –, die Mitgliedsbeiträge ein bisschen herabsetzen und damit alle Beteiligten erfreuen. Der Zugang zum Recht wäre dann billiger. (Beifall bei der FPÖ.)
Nochmals: Entgegen sozialistischer Schauermärchen werden in den allermeisten Fällen die Mietstreitigkeiten bei Schlichtungsstellen bleiben und dort keine Kostenbelastung bedeuten. Die Neuregelung im Bereich des gerichtlichen Außerstreitsverfahrens wird eher zu Gunsten der Mieter als ins Gegenteil ausgehen. Die SPÖ ist aufgefordert, mit ihrer Desinformationspolitik gegenüber der Wiener Bevölkerung aufzuhören. Es ist unverantwortlich, eine solche Politik mit billigen Mittelchen und Mätzchen zu betreiben! Die Bürger werden außerdem sehr bald bemerken, dass die Behauptungen der Sozialdemokraten schlicht und einfach unwahr sind und dass keine Grundlage für diese Behauptungen vorhanden ist! Je früher die Mieter das erfahren, desto besser für alle, für uns, aber auch für die Sozialdemokraten! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Reiter. – Bitte.

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Redner der Opposition wollen in ihrer monotonen Ablehnung des Budgets vom Rednerpult aus Wiens Wohnbau nicht wahrnehmen, insbesondere meine beiden Vorredner. 

StR Herzog hat sich nur zu den Schlichtungsstellen geäußert und eigentlich die Presseaussendungen unserer sozialdemokratischen Abgeordneten zitiert, die natürlich – das ist keine Frage – vollinhaltlich Recht haben. (StR Johann Herzog: Das ist ein Armutszeugnis!)

Der Kollege Kenesei hat hier eine Kabarettvorstellung gebracht. Bei aller berechtigter Kritik, der sicher nachgegangen wird, war das wirklich eine Anwartschaft auf den Darstellerpreis und hat mit seriösen Aussagen vom Rednerpult nur bedingt etwas zu tun. 

Der Rekord Bauinvestition von 860 Millionen EUR wurde hier schon erwähnt. Den gibt es. Damit ist es ein größeres Wohnungsangebot, das hier präsentiert wird. Es sind 5 000 neu errichtete geförderte Wohnungen. Es sind 10 000 gefördert sanierte Wohnungen. Es gibt Zigtausenden Wiener Familien die Möglichkeit, wirklich sinnvollen Wohnraum zu haben und schafft Arbeitsplätze. Wenn mein Kollege Vettermann diese Zahlen vom Rednerpult schon gesagt hat, macht das nichts. Ich wiederhole das nur. Es ist schließlich lehrreich für die Opposition. Sie soll diese positiven Zahlen trotz des wirklich restriktiven Sparkurses des Bundes auch vernehmen. In den letzten Jahren sind die Zweckzuschüsse des Bundes – das ist bekannt – zur Wohnbauförderung um zirka 14 Millionen EUR gesunken. Trotzdem sehen die Wiener, dass die Direktförderung stimmt, all das, was die Wohnbeihilfe betrifft, die Familienförderung betrifft, Eigenmittelersatzdarlehen betrifft. Hier gibt es wirklich einen absoluten Rekordwert von über 96 Millionen EUR, also eine Verdoppelung seit dem Jahr 1998. 

Warum ich diese Zahlen wiederholt habe, meine Damen und Herren des Gemeinderats, hat natürlich den Grund, dass auch die Zuseher auf der Galerie, die ich hier herzlich begrüße, diese positiven Zahlen hören. Meine Damen und Herren von der Opposition, nehmen Sie einmal zur Kenntnis, dass der Bgm Dr Häupl, die Wiener Stadtregierung und der amtsf StR Werner Faymann die Wiener nicht im Stich lassen! Nehmen Sie zur Kenntnis, auch wenn seitens des Bundes ein rauerer Wind weht, wird auch in schwierigeren Zeiten Politik ohne Kaputtsparen gemacht! (Beifall bei der SPÖ.)
Wie gesagt, die Stadt reagiert in schwierigeren Zeiten auf diese Dinge und ermöglicht, dass Wohnen weiterhin leistbar wird. Wiener Wohnen verwaltet 220 000 Wohn-einheiten – das ist allgemein bekannt –, investiert in die Sanierung, in Widmungsverbesserungen, in laufende Er-haltungen Unsummen. Die Wohnqualität von an die 40 000 Gemeindewohnungen wird damit erhöht. Aber es gibt auch Impulse für den Arbeitsmarkt. 550 Klein‑ und Mittelbetriebe werden hier beschäftigt, an die 6 000 Ar-beitnehmer, sichere Arbeitsplätze werden geschaffen. Ich meine, der amtsf StR Werner Faymann hat wirklich Recht, wenn er sagt, dass Wiener Wohnen zu einem wichtigen Wirtschaftsstandort und Impulsgeber für die Wiener Bauwirtschaft geworden ist. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Mehr Bundesmittel!) Ich meine in diesem Zusammenhang auch, dass diese schwache Konjunkturlage die Stadtverantwortlichen dazu bewogen hat, wirkungsvolle Investprogramme entgegenzusetzen, die wesentliche Impulse für die Wirtschaft und für den Arbeitsmarkt setzen. Meine Damen und Herren, das ist nur zu unterstützen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Diese paar Eckzahlen habe ich sozusagen pädagogisch als Lehrer für die Opposition gesagt. Der Herr Kollege Vettermann hat das wesentlich ausführlicher gemacht und zu einigen Bauprojekten Stellung genommen. Bauträgerwettbewerbe wurden hier schon erwähnt. 2003 war überhaupt das Jahr der Bauträgerwettbewerbe. Es haben einige stattgefunden, "Stadt des Kindes" im 14. Bezirk, Überplattung der Tangente in Favoriten oder – aus meinem Heimatbezirk – das erste Wiener Passivhaus. Also an die 1 500 Wohnungen werden errichtet. Seit 1995, seit Einführung dieser Wettbewerbe – es sind 15 an der Zahl – wurden 64 Projekte mit insgesamt 7 250 Wohnungen zu Siegern erkoren. Ich meine, das Wichtigste an der Sache ist, dass mit diesen Bauträgerwettbewerben auch die Baukosten im geförderten Wohnbau um in etwa 20 Prozent gesenkt werden konnten und dass diese Bauträgerwettbewerbe es auch der Stadt ermöglicht haben, auf unterschiedliche individuelle Wohnwünsche der Bevölkerung, der Wienerinnen und Wiener, einzugehen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich einen sehr aktuellen Bauträgerwettbewerb aus Favoriten nennen. Kollege Kenesei, ein Mandatar aus Favoriten, hatte sich eher abfällig über ein Wohnprojekt geäußert. Ich möchte etwas Positives dazu sagen und nachher zu einigen Projekten aus meinem Heimatbezirk Floridsdorf kommen.

Der neue Bezirksteil Monte Laa im 10. Bezirk: Dort werden 760 Familien Wohnungen erhalten, 4 000 Men-schen werden an diesen Businessstandortbüros arbeiten und es soll – im Gegensatz zu dem, was Kollege Kenesei, den ich leider nicht mehr sehe, hier sehr breit ausgeführt hat – ein Wohlfühlstandort für die Kinder und Eltern geschaffen werden, also kinderwagengerechte Erschließungswege, großzügige Grün- und Erholungsflächen (GR Mag Wolfgang Gerstl: Wo sind die Grünflächen am Monte Laa?) und Kinderspielräume, die altersadäquat sind, nicht so, wie es der Kollege Kenesei erwähnt hat. Auch die notwendige Infrastruktur soll gesichert sein. Es sind durchaus berechtigte 36 Millionen EUR an Förderungsmitteln der Stadt dazu zu verwenden, denn so wird eben für die Kinder und für die jugendfreundlichen Wohnungen gesorgt und auch dafür gesorgt, dass Umweltqualität und architektonische Qualität für die künftigen Mieter gewährleistet werden. Dieses Projekt ist sehr aktuell.

Ich möchte nun etwas über einige Projekte aus meinem eigenen Bezirk sagen, die vielleicht schon etwas älter, aber durchaus positiv sind. Man kann nämlich von diesem Rednerpult aus auch positive Dinge vermelden. Der Kollege Kenesei hat über die Schmidtstahlwerke, über die Blitzschutzerlebniswelten gesprochen. Ich möchte jetzt als Kontrastpunkt einige Projekte aus Floridsdorf heranziehen. Dann soll der Kollege Kenesei, der mir jetzt wieder aufmerksam zuhört, sagen, dass diese Projekte nicht positiv sind.

Ich fange mit einem an, wo er sich als Autofahrer schwer tun wird, aber vielleicht tut er sich dann doch nicht so schwer. (GR Günter Kenesei: Kollege Reiter, was meinen Sie damit?) – Ich habe nur ein Problem, ich höre von dieser Seite wenig. Das ist nicht ideologisch gemeint, ich habe ein technisches Problem. – Das ist die autofreie Mustersiedlung. (GR Günter Kenesei: Seid nicht immer so angerührt, wenn man euch Beispiele sagt, wo es nicht funktioniert, sondern sorgt dafür, dass diese Sachen repariert werden! So einfach ist das!) – Ich nehme das in Demut zur Kenntnis. (GR Günter Kenesei: Da gibt es tausend Beispiele, die ich im 10. Bezirk auch habe! Seien Sie nicht so dünnhäutig, wenn man euch kritisiert!) Kollege, ich möchte das nicht zu einem Zwiegespräch ausufern lassen! Das ist auch nicht im Sinn des Vorsitzes. Ich soll meine Rede an den Gemeinderat halten, Kollege Kenesei. Ich nehme das in Demut zur Kenntnis. Leider waren Sie am Anfang nicht da (GR Günter Kenesei: Ich habe es eh draußen gehört!), denn da habe ich gesagt, dass Sie auf der einen Seite sicher Ihre schauspielerischen Qualitäten haben. (GR Günter Kenesei: Das ist aber eine Tatsache!) Zweitens habe ich gesagt, dass dort, wo Kritik berechtigt ist, man dem nachgehen wird. Vielleicht lesen Sie das Protokoll nach. (GR Günter Kenesei: Ich habe es eh draußen gehört! Reden Sie nicht davon, dass es so und so viele Beispiel gibt, die in Ordnung sind! Die kenne ich auch! Entschuldigung, dass ich nicht die guten Beispiele gesagt habe!) Okay, dann können wir uns diesen Disput ersparen und ich kann endlich etwas Positives über die autofreie Mustersiedlung sagen. (GR Günter Kenesei: Das wollen wir dort auch!) Gut. Der Kollege Kenesei ist immer so erregt – ich weiß nicht warum –, wenn ich über die autofreie Mustersiedlung rede, nicht über Straßen, sondern über die autofreie Mustersiedlung, Kollege Kenesei.

Bei diesem Siegerprojekt eines Bauträgerwettbewerbs Hier wurde auf das Auto verzichtet. Die Mieter haben das zur Kenntnis genommen. Sie wissen das ganz genau, Ihr Klubobmann hat federführend mitgetan. Die Einsparungen der Garagenerrichtungskosten wurden dazu verwendet, dass man ökologische Qualität bietet, dass man die Gemeinschaftseinrichtungen ausbaut und für vieles andere mehr. Das ist durchaus etwas Positives, was ich hier einbringen wollte.

Nicht ganz so gefallen hat mir eine Presseaussage vom Herrn Klubobmann – vielleicht können Sie ihm das sagen –, voriges Jahr, wo er von Transdanubien als dem A... der Welt gesprochen hat. Ich glaube, gerade dieses Projekt zeigt, dass es auch an der Peripherie in einem Stadterweiterungsgebiet positive Projekte gibt. Natürlich wird die innere Stadterweiterung bevorrangt. Ich wollte nur an diesem Projekt und an anderen Projekten beweisen, dass diese Aussage vom grünen Klubobmann sehr überzogen war. Das möchte ich schon dazu sagen, weil es mich geärgert hat, als ich das im "KURIER" sehr breit gelesen habe.

Interkulturelles Wohnen: Das ist, glaube ich, eines der ersten Projekte am Satzingerweg – es ist vielleicht allgemein gar nicht so bekannt –, wo die Projektausgangslage eine internationalen Forschungsarbeit war. Es ist eines der ersten Integrationsprojekte in Wien, wo wirklich ein gutes Miteinander stattfindet. 

Die Ökosiedlung an der Brünner Straße. Die Frauenwerkstatt, von dieser Stelle schon einige Male genannt, wo von Architektinnen wirklich frauengerechtes Planen und Wohnen bei diesem Projekt demonstriert wurde, wo helle Zugänge, familiengerechte Grundrisse und hohe Sicherheitsgedanken sind und wo auch die Kommunikationsmöglichkeit geschaffen wurde. Ich meine, diesen Architekten kann man dazu nur gratulieren, auch den beiden amtsführenden Stadträten, der Frau StRin Brauner und dem Herrn StR Faymann, die sich wirklich für diese Projekte starkgemacht haben. Ich möchte ihnen von dieser Stelle aus für diese Projekte gratulieren. (GR Günter Kenesei: Als Einzigem müsst ihr dem Swoboda gratulieren!)

Homeworker Contact City an der Donaufelder Straße, vielleicht auch nicht allgemein bekannt: Dort ist die Philosophie "Stadt der kurzen Wege" angewandt worden, Wohnen, Werkstatt, Ateliers und Geschäftslokale unter einem Dach zu vereinen, als Pilotprojekt. Es wird auch Zeit und Energie gespart, weil man keine Anfahrtswege hat. Auch ein positives Projekt. 

Das Letzte, das ich noch erwähnen will, ist ein ganz aktuelles Projekt, auch als Ergebnis eines Bauträgerwettbewerbes, das erste Passivwohnhaus, das Klimakomforthaus am Kammelweg. In dieser neuen Wohnsiedlung werden Heizkosten gespart, über 90 Prozent, vergleichbar mit einem Haus aus dem Siebzigerjahren und zu einem Niedrigenergiehaus immer noch ein Drittel weniger. So sagt es auch die Machbarkeitsstudie. Ich bin kein Techniker. Ich war selbst verblüfft. Ich kann es selbst fast nicht glauben. Die kommen dort mit 15 Kilo-wattstunden pro Jahr und Quadratmeter aus. Die Heizkosten sollen bei einer Achtzigquadratmeterwohnung in etwa 60 EUR betragen. Faszinierend, wenn dieses Projekt mit dieser speziellen Dämmung, mit den Erdkollektoren, mit der Solaranlage und mit der Wärmerückführung aus der Abluft, aufgeht. Wenn alles gut geht, werden 2005 an die 200 Familien dort extrem energieeffizient und umweltfreundlich wohnen und niedrige Energiekosten haben. Das entlastet die Umwelt, meine sehr geehrten Damen und Herren.

Die Experten haben berechnet – nur ganz wenige Zahlen dazu –, wären diese 60 000 geförderten Wohnungen in den letzten zehn Jahren mit dem Mindeststandard der Bauordnung von 1990 errichtet worden, hätte es einen zusätzlichen CO2‑Ausstoß von 24 Tonnen gegeben und bei der Sanierung wären es zusätzlich 163 000 Tonnen CO2 gewesen. Wenn die klimaschädigenden Baustoffe noch dazu kommen, kommt man auf etwa 500 000 Tonnen CO2, die eingespart wurden, also in etwa 350 000 PKWs. Wenn man das auf die CO2‑Auf-nahme eines Baumes umrechnet, dann entspricht dieser Effekt einem Wald von 6 Millionen Bäumen oder der Fläche von ganz Wien. Ich glaube, der Umwelt ist in diesem Zusammenhang wirklich zu gratulieren! 

Ich komme schon zum Schluss. Ich habe versucht, ein paar positive Projekte des Rekordbudgets fürs Wohnen von dieser Stelle aus anhand ganz weniger Kennziffern, zu skizzieren, das Investitionsprogramm der Stadt Wien, was den Neubau, die Sanierung und die wesentlichen Impulse für die Wirtschaft und für den Arbeitsmarkt betrifft. Ich habe versucht, auch die Rahmenbedingungen anzuführen, die im Allgemeinen zu einer hohen Wohnzufriedenheit in Wien führen. Ich habe dies auch an konkreten Projekten dargestellt. Ich habe abschließend versucht darzustellen, was Bauträgerwettbewerbe, innovative Planung mit der dazu benötigten Förderung, an positiven Projekten hervorbringen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Cordon. – Bitte.

GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Wir haben, was betreutes Wohnen und Pflege betrifft, jetzt sehr viel von der stationären Pflege gehört. Das ist im Moment aus verschiedenen Gründen, die Sie alle bestens kennen, das Thema. Über dieses Thema, würde ich einmal sagen, ist die mobile Betreuung für Menschen, die zu Hause leben, ein bisschen zu kurz gekommen, um das einmal auch zum Thema zu machen, wobei die mobilen Betreuungsdienste ein Thema wären, das aber nicht unbedingt hier Platz hat. 

Ich möchte auf die Zusammenhänge zwischen Wohnsituation und Gesundheit eingehen und das damit verbundene Unfallrisiko in den eigenen vier Wänden bis ins hohe Alter hier behandeln, was in erster Linie präventive Adaptierungen der Wohnungen betrifft. Meine heutigen Ausführungen stützen sich auch auf das Kapitel über die Wohnverhältnisse in Wien aus dem Wiener Seniorengesundheitsbericht, den die MA 15 schon 1997 erstellt hat. (GRin Dr Elisabeth Neck‑Schaukowitsch: Sechs Jahre alt! Das ist schon eine Weile her!) 

Mit Wegfall der Erwerbstätigkeit wird der Wohnraum im Alter noch mehr Bedeutung erringen und zum Mittelpunkt werden, wo man sich einfach zu Hause fühlt, wo man sich wohlfühlen muss, gerade in einer Zeit, in der man vielleicht schon ein bisschen auf eine Behinderung zugeht, wo man sich mit vielen Dingen nicht mehr ganz so leicht tut wie eben in jüngeren Jahren. Es ist gerade für die älteren Menschen ein sozialer Rückzugsbereich und Lebensmittelpunkt, besonders wenn gesundheitliche Beeinträchtigungen und Einschränkungen eintreten. Das wieder im engen Zusammenhang mit einer Lebenszufriedenheit verbunden. 

Wohnen umfasst aber nicht nur den Lebensbereich innerhalb der Wohnung, sondern natürlich auch das Umfeld, die Infrastruktur rund um den Wohnbereich, was jetzt bis zu einem gewissen Grad wieder ein anderes Ressort betrifft. Schön wäre es gewesen, wenn Sie unserem Antrag zu einer Arbeitsgruppe zur demografischen Entwicklung zugestimmt hätten. Dann könnten wir uns mit diesem Thema ausführlich in einer Arbeitsgruppe beschäftigen. So machen ich Ihnen heute einen Vorschlag. Vielleicht findet er irgendwann ein gnädiges Ohr. 

Man muss bedenken, dass nur ein geringer Teil der älteren Menschen im Alter in ein Pensionisten- oder Pflegeheim übersiedelt. Im Schnitt sind es zirka 4 Pro-zent. Bei den Über‑60‑Jährigen sind es 3 Prozent. Das steigt dann natürlich mit dem Alter. Bei den 85‑Jährigen sind es dann schon 13 Prozent und bei den Über‑90‑Jährigen schon 20 Prozent. Aber für die überwiegende Mehrheit der Älteren – das sind die Über‑60‑Jäh-rigen – bleibt die Wohnung der Lebensmittelpunkt. Die Beschaffenheit der Wohnsituation und des bestehenden Netzwerks von Hilfsangeboten ist für diese Menschen also lebenswichtig. Die Unterstützung kommt zum Teil von den Angehören und von den mobilen Diensten.

Über die mobilen Dienste gäbe es auch sehr viel an Verbesserungsvorschlägen zu sagen. Vielleicht haben Sie selbst auf den Tagungen, die jetzt stattgefunden habe, mitbekommen, um was es geht und was bei den mobilen Diensten mit dem Personal, mit den Pflegekonzepten, mit der Kommunikation und so weiter im Argen ist. 

Dazu kommt, dass im Alter das Alleinleben die häufigste Wohnform wird. Es leben 145 000 Menschen, vorwiegend über 60‑jährige Wienerinnen und Wiener, allein in einem Haushalt. Davon sind 80 Prozent Frauen. Allein zu leben ist also die primäre Lebensform. Wie wohnen die Über‑60‑Jährigen? Sie wohnen zum überwiegenden Teil, zu mehr als 80 Prozent, in Gebäuden mit zehn Wohnungen und größeren Wohnanlagen, 87 Prozent in Häusern, die vor 1970 errichtet sind und die größte Gruppe in Häusern, die zwischen 1945 und 1960 gebaut wurden, also die Baugeneration, die jetzt eigentlich schon auf eine Sanierungsoffensive zugehen sollte. Drei Viertel der 60‑Jährigen haben ihre aktuelle Wohnung meisten schon vor mindestens 20 Jahren bezogen. Am Rande zu bemerken ist, dass die Österreicher und auch die Wienerinnen und Wiener, was das Wohnen angeht, nicht sehr mobil sind. Zwei Drittel der befragten Über‑60‑Jährigen wohnen in Hauptmietwohnungen und knapp die Hälfte sind Bewohnerinnen und Bewohner von Gemeindebauwohnungen.

Wie schaut die Wohnausstattung aus? Diese Daten sind wiederum aus einer Befragung, "Leben in Wien". Die Hälfte der Befragten lebt nicht in Wohnungen der Kategorie A. Hier wäre anzusetzen, wo präventiv etwas für Menschen zu tun ist, bevor sie alt sind, damit sie so lange wie möglich in den eigenen vier Wänden gut leben und um ihnen ein gutes Leben zu ermöglichen. Wenn jemand schon Probleme hat, denn dann wird er seine Wohnung kaum mehr umbauen. Dazu kommt noch, je älter die Personengruppe ist, desto schlechter sind die Wohnverhältnisse und desto niedriger ist der Wohnungsstandard.

Es wurde in den letzten Jahren viel saniert, aber es gibt immer noch eine große Anzahl von Personen, die mit einem niedrigen Wohnungsstandard leben müssen. Natürlich sind wiederum die Älteren und vor allem die allein stehenden Frauen am meisten davon betroffen. Es betrifft auch die nichtösterreichische Bevölkerung – das ist ein Prozentsatz von 5 Prozent –, aber eben auch die Österreicherinnen und Österreicher, also Wienerinnen und Wiener, die in den Gründerzeithäusern wohnen und mit diesen schlechten Wohnverhältnissen zu kämpfen und zu leben haben.

Man stellt immer fest, dass hier eine starke Korrelation mit dem Alter zu finden ist, wenn es um Unfälle geht. Es steigt nämlich der Anteil derer, die in Nicht‑Kate-gorie‑Wohnungen leben, also der Hilfs und Hilfsbedürftigen, auf 60 Prozent. Wie häufig sind hier Mängel? 27 Prozent haben kein Badezimmer, 9 Prozent weder Dusche noch Bad, 12 Prozent kein WC in der Wohnung, was ein Horror für einen alten Menschen ist, der mit verschiedenen Schwierigkeiten auf dem Gebiet dann im Winter womöglich in der Nacht auf den Gang hinaus muss. 8 Prozent haben kein fließendes Wasser in der Wohnung. Das gibt es also immer noch. Das hat man erhoben. Ich bin selber erstaunt. Es ist zwar so, dass 80 Prozent günstige Wohnkosten haben, aber dafür tendenziell schlechter ausgestattete Wohnungen. 

Hier müsste die Politik dringend aktiv werden, einerseits begründet durch die demografische Entwicklung, die zwar in Wien in den nächsten Jahren nicht so gravierend ist – die haben wir schon in den Siebziger Jahren, als ich nach Wien kam, gehabt, wo ich mir gedacht habe, hier gibt es nur alte Leute – und andererseits im Zusammenhang von Wohnen, Gesundheit und Unfallrisiko. Trotzdem, sehr geehrte Damen und Herren, so ganz unberührt von der demografischen Entwicklung bleibt auch Wien nicht. Bis zum Jahr 2015 wird dieser Anteil moderat auf 23 bis 25 Prozent steigen, aber dann kommt die Babyboomgeneration aus den Sechzigerjahren langsam zum Tragen. Dann wird bis zum Jahr 2030 immerhin ein Anteil von 30 Prozent 70 Jahre alt sein. 

Also es geht hier – das möchte ich wirklich zu bedenken geben – nicht nur um die Absiedlung von tausend Bewohnerinnen und Bewohnern aus dem Pflegeheim Lainz. Ich habe nachgerechnet. Wenn Sie neue Pflegeheime wie Favoriten, das 192 Bewohnerinnen und Bewohner hat, bauen, heißt das, Sie brauchen mindestens fünf davon. Dann brauchen Sie natürlich noch die Kosten, um sie auch betreiben zu können, ganz zu schweigen vom Personalmangel. Insofern ist es eine ganz vordringliche Angelegenheit, für Wohnungen zu sorgen, wo die Menschen zu Hause, so lange wie möglich in ihren eigenen vier Wänden, leben können, was noch immer der Wunsch von 90 Prozent der Bevölkerung ist. 

Sie können sich vorstellen, schlechte Wohnverhältnisse, feuchte, schlecht geheizte, unhygienische Wohnungen haben bekanntermaßen auch negative Effekte auf die Gesundheit und eben Risikofaktoren für Unfälle. Eine Studie über Unfälle im Haus hat wiederum ergeben, dass die häufigste Unfallursache der Personen über 60 Jahre der Sturz ist. 80 Prozent der Personen, die im Haus verunfallen, haben einen Sturz. Bei den Stürzen haben wir erst letzthin ein prominentes Opfer gehabt, als Kardinal König über den Teppich gestolpert ist. Das soll öfters vorkommen. Von Leitern herunterzufallen, soll vorkommen. Ein Sturz über eine Treppe soll vorkommen. Es gibt noch viele Möglichkeiten mehr oder einfach schwindlig zu sein und dann eben über unebene Böden, über Türstaffeln und so weiter zu fallen. Jeder Fünfte der Über‑60‑Jährigen verunfallt im Haushalt. Hier besteht ein ganz enger Zusammenhang zwischen Art und Ausstattung der Wohnung zur Sicherheit. Das zeigt wiederum, dass die Personen mit Unfällen in signifikant älteren und schlecht ausgestatteten Wohnungen leben als die anderen, die keinen Unfall haben. 

Diese Studie zeigt auch, dass die nach einem Unfall stationär behandelten Personen in besonders alten Wohnungen leben. Dennoch möchten die meisten Menschen mit all ihren gesundheitlichen Einschränkungen zu Hause alt werden. Sie ziehen dieses Umfeld, das Leben in den eigenen vier Wänden, vor. Sie beziehen zum Teil natürlich Pflegegeld und beanspruchen die mobilen Dienste, über die, wie gesagt, noch sehr viel zu sagen wäre. 

Was ich noch über die mobilen Dienste sagen möchte, ist, dass sie in erster Linie für den stationären Pflegedienst ausgebildet sind und zusätzlich in einer Wohnung kaum Hilfsmittel für die zu pflegenden Bewohnerinnen und Bewohner haben. Der Zustand der Wohnungen – das wurde auch auf einer Tagung der mobilen Pflege vom Roten Kreuz gesagt – ist für sie oft zu katastrophal, um ihre Hilfe überhaupt durchführen zu können. Die Verwahrlosung der Wohnung erschwert ihre Arbeit ungemein. 

Jetzt schaue ich mir das Budget an, das für die 
stationäre Pflege vorgesehen ist. Das sind 240 Milli-onen EUR. 156 Millionen EUR gibt es für die ambulanten Dienste. Das Verhältnis ist 40 zu 60, wobei aber 80 Pro-zent in den eigenen vier Wänden bleiben und nur 20 Pro-zent in stationäre Pflege kommen. Das, würde ich sagen, ist wirklich ein Verhältnis, das nicht den Gegebenheiten entspricht und wo eindeutig eine falsche Budgetierungspolitik vorliegt. 

Welche Beeinträchtigungen gibt es in den Wohnungen in erster Linie? Im Alter sieht man schlechter, man braucht mehr Licht. Die Toilette ist am Gang. Kein Badezimmer, nur eine Wanne, in die man nicht hineinsteigen und aus der man schon gar nicht herauskommen kann. Selbst das Anbringen von Haltegriffen bei den Badewannen ist ein Problem, wenn es Rigipswände sind. Die Möblierung muss geändert werden, da mehr Platz gebraucht wird. Die Türen des Lifts müssen manchmal verbreitert werden. Handläufe müssen angebracht werden. Heute habe ich gehört, in den Gemeindebauten gibt es noch Heizungsregler, die ganz unten am Boden sind, sodass man sich am besten hinkniet oder auf den Bauch liegt. So etwas habe ich übrigens auch auf dem Land. 

Ich möchte noch ganz kurz von einem Beispiel sprechen. Ich habe in den Achtzigerjahren Besuchsdienst gemacht. Ich hatte einen alten Herrn zu betreuen, dessen Kurzzeitgedächtnis schon sehr gelitten hatte. Ein bekannter Primar der Stadt war sehr interessiert, weil er auch an den Bildern von Ernst Baar sehr interessiert war, ihn in ein Pensionistenwohnheim zu bringen. Er konnte zu Hause wunderbar leben und hat sich in der nahen Umgebung zurecht gefunden. Er kam dann ins Pensionistenwohnhaus. Dort waren alle Türen weiß und er hat nie in sein Zuhause gefunden, weil er eben aus dem Kurzzeitgedächtnis heraus Probleme hatte. Er hat sich dann überhaupt verlaufen. Binnen kurzem war er ein Pflegefall und ist dann relativ rasch gestorben. 

Ich möchte noch einmal sagen, es geht nicht darum, sich nur auf die stationäre Pflegemisere zu werfen, sondern auch die mobilen Dienste nicht zu vernachlässigen und dazu einige Verbesserungen, auch aus politischer Sicht, und Umstrukturierungen auf den verschiedensten Bereichen durchzuführen. 

Etwas möchte ich noch sagen. Ich habe das auch gelesen. Das ist sehr interessant. Es gibt viele Sanierungen und Verbesserungen, aber man darf nicht länger als ein halbes Jahr darin gewohnt haben. Das ist leider für alte Menschen unbrauchbar.

Jetzt möchte ich noch sagen, wir werden einen Antrag einbringen, der eine Gesetzesänderung braucht. Diesen werden wir dann am Freitag im Landtag einbringen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Donnerstag!)  ‑ Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Cordon, Sie gestatten die kleine Korrektur. Ich nehme an, Sie meinen den Donnerstag, weil Freitag. ist grundsätzlich korrekt und richtig, aber ich beabsichtige nicht, am Freitag mit euch allen zusammenzusein. (GRin Dr Sigrid Pilz: Die Sitzung kann auch bis Freitag dauern!) Aber bitte, wir können uns gerne alle am Freitag wieder treffen.

Herr StR Faymann. – Bitte schön. 

Amtsf StR Werner Faymann: Herr Vorsitzender! Sehr verehrte Damen und Herren! 

Zur Frau GRin Cordon möchte ich nur grundsätzlich zwei Punkte sagen, die den Wohnbereich im engeren Sinne betreffen. Das eine ist, dass natürlich die Stadterneuerung, die sie erwähnt hat, in vielen Bereichen zu dieser Standardanhebung geführt hat. Ich kenn die Umfragen, die Sie zitiert haben, nicht im Detail, aber viele Menschen gehen von ihrem Mietvertragstatus aus und nicht vom Tatsächlichen. Es ist aber auch so, dass sich in der Stadterneuerung manche ältere Menschen weigern, dass in ihrer Wohnung Maßnahmen stattfinden und dass die Sanierung, wie wir sie in Wien vornehmen, nämlich mit den Mietern gemeinsam eine Wohnung zu sanieren, "Huckepack" und was es da für Ausdrücke dafür gibt, an sich dazu gedacht ist, dass Menschen, insbesondere ältere Menschen, nicht ausziehen müssen und dass das Haus nicht abgerissen wird, wie das in anderen Städten der Fall ist, oder teilabgerissen wird.

Natürlich verursachen wir damit Mühe und ungleich Mehrkosten, aber wir sanieren gemeinsam mit den Mietern, beraten mit den Mietern und die Gebietsbetreuungen, die Hauseigentümer, die diversen Interessenorganisationen versuchen, das Haus mit den Mietern zu sanieren, damit uns eine Standardanhebung gelingt. Etwa 10 000 Wohnungen gehen pro Jahr durch die Stadterneuerung. Das ist doch eine gewaltige Zahl.

Ich bin natürlich dafür, dass insbesondere zur Verbesserung des Standards diese Stadterneuerung auch in der Wohnung eingesetzt wird. Es gelingt zwar nicht in allen, aber doch in sehr vielen Fällen. Wien hat, glaube ich, mit dem Stadterneuerungsmodell vom Prinzip her ein vorbildliches Modell, wo viele europäische Gäste zu uns kommen und sich das aus diesem Grund anschauen, weil es die Mieter einbezieht und weil auch ältere Menschen keine Angst und keine Scheu vor der Sanierung haben, wenn sie vorbereitet und grundsätzlich in das Sanierungsgeschehen einbezogen werden. 

Das Zweite ist die Hilfe. Dass man Hilfen immer wieder nachjustieren kann und soll, ist überhaupt nicht ausgeschlossen. Aber das Prinzip ist sehr wohl, dass wir den Einzelnen fördern, wenn er seine Wohnung behindertengerecht oder altengerecht oder für seine Bedürfnisse gerecht umbauen möchte. Da mag sein, dass das eine oder andere noch verbesserungswürdig ist, jedenfalls sind diese Einzelförderungen sehr angestiegen und werden von vielen Menschen in Anspruch genommen, sei es durch die Familie oder durch Sozialarbeiter oder Vereine, die in den Wohnungen tätig sind und mit diesen Instrumenten recht gut umgehen können. Aber da sind wir neuen Vorschlägen gegenüber sicher sehr offen.

Was mich gefreut hat, war, das Modell von Kolping – die Schmidtstahlwerke im 10. Bezirk sind schon in einem anderen Zusammenhang genannt worden –, die ein sehr positives Modell gesetzt haben, nämlich einerseits das Mutter‑Kind‑Heim und andererseits konkret eine Pensionisten- und Pflegestation mitten in einer Wohnhausanlage zu machen, also durchaus auch in Neubaugebieten von vornherein sowohl die Pflege in der Wohnung vorzusehen als auch Teile von neuen Stadtteilen bewusst für die Pflege einzukalkulieren. Das ist sicher ein vorbildliches Modell, auch für zukünftige Wohnbauvorhaben, etwas, was der Wohnbau leisten kann und mit Wohnbauförderungsmitteln leisten soll.

Ich möchte mich natürlich auch bei den anderen Rednern bedanken, die Beispiele von Wien gebracht in dem einen oder anderen Fall gebracht haben. Es ist in der Diskussion selbst schon vieles an Argumenten, die gefallen sind, an Fragestellungen, an kontroversen Meinungen aufgeklärt worden, sodass ich es leicht habe und mich lediglich auf zwei Punkte beschränken möchte.

Das Eine ist das vom Kollegen Herzog mit sehr viel Gründlichkeit vorgetragene Thema des Außerstreitverfahrens. Nur eine kurze Aufklärung aus meiner Sicht, wie das die Sozialdemokraten im Parlament gemeint und – wie ich weiß – auch gesagt haben. Tatsächlich ist die Schlichtungsstelle ohne Kostenersatz. Wenn aber ein Hauseigentümer bei der Schlichtungsstelle nicht zufrieden ist, weil er sich bessere Chancen ausrechnet, das Verfahren in das Außerstreitverfahren bei Gericht abzuziehen, dann wird er das tun. Wenn er weiß, dass bei der Schlichtungsstelle keine Kosten entstehen, auch dem Mieter keine Kosten entstehen, und er damit spekulieren will, dass die Anwaltskosten dann beim Außerstreitverfahren zu bezahlen sind, wird er natürlich, wenn es seine Absicht ist, das tun. Es ist nicht jeder Vermieter und jeder Hauseigentümer gleich und nicht jeder handelt in unredlicher Absicht. Aber es wird natürlich eine Anzahl von Fällen geben, die damit spekulieren können, dass ein Mieter zwar bei einer kostenlosen Schlichtungsstelle beginnt, aber keinen Einfluss darauf hat, dass der Vermieter dieses Verfahren zu Gericht, nämlich in das Außerstreitverfahren, abzieht und dort in Zukunft sehr wohl mit Kosten, nämlich Kosten für den Anwalt, je nachdem, wie der Prozess ausgeht, aber jedenfalls mit dem Kostenrisiko, behaftet ist.

Nun werden Sie sagen, das wird jemanden wie uns, die wir hier sitzen, nicht groß treffen. Der ist gewohnt, mit Anwälten und mit Richtern umzugehen. Auch vom Einkommen her, ohne Sie irgendwie überschätzen zu wollen, glaube ich, wird jeder, wenn er sein Recht durchsetzt, die Anwaltskosten und auch einen möglichen Verlust einkalkulieren. Aber wissen Sie, ich habe in den Beratungen – darum ist das Thema schon ein wichtiges – viele Menschen erlebt, die als erste Frage haben, was ihnen denn passieren kann, wenn sie verlieren. Wenn man denen sagt, dass sie, um ihr Recht wahrzunehmen, das Risiko haben, dass sie theoretisch, weil verlieren muss man ja nicht, Anwaltskosten haben, dann gibt es einen gewissen Anteil, der deshalb nicht streitet, weil er sein Leben lang nichts mit dem Gericht zu tun gehabt hat und darüber auch froh ist. Die Leute sagen immer, sie seien froh, nichts mit den Gerichten zu tun zu haben. Dass sie aber bei der Schlichtungsstelle dann keinen Einfluss auf das Abziehen zu Gericht haben und daher ein Risiko in Kauf nehmen, wird einige abschrecken. Das werden nicht Zigtausende sein, aber es wird einige abschrecken. Das sind natürlich die Ärmsten und diejenigen, die am wenigsten mit Gerichten zu tun haben. Daher hat sich die Mietervereinigung, ohne dass sie mich als Anwalt bräuchten, aber immer im Herzen haben wird, so massiv dagegen gewehrt und gesagt, es trifft nicht die breite Masse, sondern es trifft diejenigen, die mit so viel Sorge zu Gericht gehen und Angst haben, ihr Recht wahrzunehmen. Statt diese zu unterstützen, sage ich, unterstützt man die Anwälte, damit sie dort in Zukunft halt ein Honorar bekommen können. Das ist die falsche Gruppe. Nichts gegen Anwälte, aber die Unterstützungsbedürftigen sind eigentlich die anderen. Daher habe ich es persönlich für richtig gefunden, diese Diskussion zu führen und auch auf den Umstand dieser Bevölkerungsgruppe hinzuweisen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Bereiche, die der Kollege Kenesei bei den Schmidtstahlwerken angeschnitten hat, schaue ich mir an. Ich war bei der letzten Pressekonferenz ausgerüstet, wo eine Menge zu verschiedensten Projekten behauptet wurde, was so nicht gestimmt hat. Aber zu seiner Ehrenrettung muss ich sagen, es wurde nicht von ihm behauptet. Daher erspare ich mir jetzt, Ihnen das von der letzten Pressekonferenz zu beantworten, sondern ich werde mich um die Schmidtstahlwerke und ihre Ausführungen kümmern. 

Ich bin prinzipiell auch dafür, dass man durchaus in Berichtsform sagt, was von den Auflagen des Bauträgerwettbewerbs letztendlich verwirklicht worden ist. Dem steht überhaupt nichts entgegen. Wenn da etwas nicht verwirklicht wird, dann soll man den Bauträgern, so wie man sie öffentlich lobt – ich lobe da nicht uns, sondern ich lobe die Bauträger, das Verfahren und die Jury –durchaus auch sagen, wenn jemand etwas nicht in Ordnung macht. Dagegen spricht überhaupt nichts.

Ich möchte zuletzt einen Punkt vom Kollegen Wagner ansprechen, der den Gemeindebau, die Hauptmietzinsreserven oder überhaupt die Mittel im Gemeindebau betroffen hat. Er hat so nebenbei gesagt, dass sich die Mieter quasi freuen würden, wenn man ihnen die Hauptmietzinsreserve lässt, denn die gehört dem Hauseigentümer und das wäre etwas, wenn die das hätten. Dazu muss man sagen, das unterscheidet schon den Gemeindebau und die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen von vielen privaten Hauseigentümern. Ich erkläre gleich wie. Wir lassen die Hauptmietzinsreserve tatsächlich den Mietern. Sie gehört tatsächlich den Mietern, und zwar in zweierlei Hinsicht. Zum überwiegenden Anteil verwenden wir die Hauptmietzinsreserve im Haus und uns bleibt nichts über, anders als den meisten Hauseigentümern, die darauf warten, das entnehmen zu können. Zum geringeren Teil bleibt etwas über und wir verwenden diese Mittel wieder im Gemeindebau für andere Bauten, um dort einen § 18 zu verhindern. Für die Investitionen, die wir dort tätigen, haben wir zwar eine Investitionsprämie, aber wir verwenden sie zur Gänze wieder in den Gemeindebauten, um die Maßnahmen zu setzen, die sich das Haus von sich aus nicht leisten könnte. Das unterscheidet die Gemeindewohnhausanlagen von vielen Privaten. Darauf sind wir stolz. Es unterscheidet sie der soziale Auftrag und der Umgang mit Mietern. Es gibt Fehlleistungen, aber es ist doch ein Unterschied, ob sich Mieter darauf verlassen können, dass die Mittel, die sie aufwenden, im Großen und Ganzen, wie ich versucht habe, zu sagen, im Haus verwendet werden oder ob sie dauernd nachrechnen müssen, wie viel denn unter dem Titel der Nichtverwendung längst abgezogen wurde. Das ist ein Vorteil von Gemeindewohnungen, auf den ich eigentlich sehr stolz bin! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. – Zur Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung und zum Wirtschaftsplan der Unternehmung Stadt Wien – Wiener Wohnen liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr. 

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr. Ich erteile es ihm.

GR Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Wir schreiten langsam, aber sicher zum Finale einer aufregenden, spannenden, kontroversen Debatte. (Die rote Lampe am Rednerpult, die das Ende der Redezeit signalisiert, leuchtet auf. – GR Günther Reiter: Ihre Zeit ist schon aus! – GR Franz Ekkamp: Danke! Das war die kürzeste Wortmeldung! – GR Mag Wolfgang Gerstl: Gnadenhalber haben Sie noch eine Minute!) – Wenn ihr fest zwischenruft, habe ich sicher Substanz für 40 Mi-nuten! (GRin Martina LUDWIG: Ja, bitte, 40 Minuten!) 40 Minuten? Gerne! (GR Godwin Schuster: Freunde verliert man schnell, aber gewinnen tut man sie schwer! – GRin Elisabeth Neck‑Schaukowitsch: Die rote Laterne!) Also ich beginne einmal langsam. (GR Günther Reiter: Eine schöne Farbe!) Das rote Licht irritiert uns in keiner Weise. Es wird uns nicht aufhalten können. 

Meine Damen und Herren, ich möchte nur ganz kurz, einige wenige Minuten, mit dem Radfahren beginnen. Das mache ich für einige, die sich das immer wünschen. Es ist interessant, bei Ausschussreisen, wenn irgendwo ein Rad steht: "Chorherr, schau! Da ist ein Rad!" Das ist, glaube ich, tief gesittet in den Seelen aller Mitglieder des Planungsausschusses eine wichtige Angelegenheit. 

Ganz selten bringe ich bei den Budgetdebatten Anträge ein. Diesmal muss ich einen einbringen. Es betrifft eine scheinbare Kleinigkeit. Möglicherweise gelingt es doch, heute eine Mehrheit herbeizuführen, weil es eine Selbstverständlichkeit ist. Es wurde Jahr für Jahr unter Eröffnung verschiedener Verkehrsstadträte das Bike‑Festival auf dem Rathausplatz durchgeführt. Jetzt beschließen wir den Masterplan, der das Kapitel nicht "Fördern des Radverkehrs" nennt, sondern "Riesenradverkehr". Momentan scheint es so zu sein – außer wir korrigieren das heute durch Zustimmung –, dass eine der ersten Maßnahmen ist, dass dieses Bike‑Festival, das von der ARGUS und anderen veranstaltet wird, eine breite Unterstützung in der Öffentlichkeit hat und Unterstützung braucht, zum ersten Mal nicht stattfinden kann, weil die entsprechenden Subventionsansuchen nicht genehmigt wurden. Wenn ich mir ansehe, dass der Drachentöterverein oder wie der Drachenverein geheißen hat (GR Mag Rüdiger Maresch: Drachenbootverein!), Drachenbootverein, nicht Drachentöterverein, ein Vielfaches bekommen hat, geht es hier um verhältnismäßig bescheidene 36 000 EUR. Ich spare mir die ausführliche Begründung. Ich halte es für sinnvoll, weil es auch Gespräche mit StR Schicker und mit der Frau Kollegin Laska gegeben hat, dass es möglich ist, dieses Bike‑Festival wieder abzuhalten. Das ist so nah mit dem Rad, da könnten es manche einmal ausprobieren.

Im Übrigen fallen mir jetzt lauter wichtige Radfahrdinge ein. Ich wollte nur wenige Minuten reden, aber die Frau Kollegin hat mich motiviert, vielleicht ein bisschen ausführlicher zu agieren. Wenn man sich heute das Display von City Bike, das einmal als "Gerstl‑Bike" bezeichnet wurde, ansieht, ist, glaube ich, am ganzen Tag ein einziges Rad ausgeliehen worden. Gestern war es überhaupt keines. Sie haben das Display so programmiert, langfristig mit teuren Kosten, dass man das nicht herausnehmen kann, dass man immer am Abend bei jedem einzelnen dieser Displays vorbeigehen und sich anschauen kann, wie viele Räder pro Tag vermietet wurden. 

Herr Stadtrat, ganz so leicht können Sie es sich nicht machen. Im Ausschuss habe ich immer gesagt, ich finde das Modell nicht das schlaueste Modell, aber wir geben ihm halt eine Chance. Es wird – das muss ich anerkennen –, zwar weitaus hinter den versprochenen Stellen, aber dennoch ausgebaut. Ich habe dann ersucht, dass man den Kollegen von der GEWISTA einmal in den Ausschuss einlädt. Der Herr Stadtrat hat gesagt, das sei keine public private, sondern eine rein private Sache, aber er wird es weiterleiten und es wird einmal eine Diskussion geben. (GR Mag Andreas Schieder: Wir haben schon einen Termin! – GR Dr Herbert Madejski: 15. Jänner 2004, 17 Uhr!) Es gibt einen Termin? Wunderbar! Am 15. Jänner 2004 ist ein Termin? Da werden wir diskutieren. Ich danke für den Zwischenruf, einen konstruktiven Zwischenruf! 

Am 15. Jänner werden wir diskutieren, wie man das verbessern kann, denn insofern gibt es schon eine Verantwortung. Dieses Modell hat StR Schicker höchstpersönlich ausgesucht und trägt damit auch eine Mitverantwortung. Ich sage das einfach deswegen, weil ich daran interessiert bin, dass das funktioniert. Jetzt stehen diese ganzen Räder nämlich nur herum, also irgendwie der Pendelschlag, denn die einen Räder sind dauernd gefahren, sind verschwunden und die Leute haben gefragt, wo sie ein Rad bekommen, man hat zwar immer wieder welche fahren gesehen, aber man hat keines bekommen, aber jetzt stehen sie herum und man sieht keines fahren. Überall vollgefüllte Ständer und dieses verflixte Display, das mir jeden Abend sagt, wie viele Räder ausgeborgt worden sind. Wie kann es das? Vielleicht können wir das ändern. 

Es gibt einige wenige KollegInnen, die das Radfahren täglich ausprobieren und merken, wie praktisch und super das ist Um das auch auf dem Rathausplatz einmal auszuprobieren, werden wir das heute mit Mehrheit, Herr Kollege Schicker, abstimmen. Ich danke Ihnen schon im Vorhinein für die positive Erledigung, dass das Bike‑Festival auch im nächsten Jahr wieder stattfindet. (Beifall bei den GRÜNEN.)

So wenig heute zum Radverkehr. 

Lassen Sie mich nun auf einige Grundentwicklungen der Stadtplanung eingehen. Wir diskutieren viel zu wenig, was sich rund um den 24. Bezirk, wo der Kollege Hora ein besonderer Unterstützer ist, abspielt, dem wir uns unabhängig von diesem konkreten Projekt noch ausführlich widmen werden. Was eine der nach wie vor zutiefst unterschätzten Entwicklungen aller Großstädte wie Wien ist, ist die Zersiedelung. Wir haben das in einem sehr interessanten Gespräch für den "Falter" diskutiert, dass Wien jedes Jahr, je nach Rechnung, zwischen 4 000 und 8 000 Menschen ans Umland verliert. 

Das Verkehrsverhalten sehen wir schön – oder eigentlich erschreckend – im Masterplan Verkehr. Je innerstädtischer, je mehr öffentliche Verkehrsmittel vorhanden sind oder je näher auch eine Radmöglichkeit gegeben ist, desto mehr Umweltverbundenheit. Das Hauptproblem Wiens sind Einpendlerinnen und Einpendler, die einen Modal Split von 80 zu 20 zu Gunsten des Autos haben. Seit 20 bis 30 Jahren und auch innerhalb der nächsten 20 bis 30 Jahre verliert alles, was urbanes Gebiet Wien ist, jedes Jahr laufend an Einwohnern. Wien hat nur deswegen ein Plus, weil wir im 23., im 21. und vor allem im 22. Bezirk gebaut haben. Die erschreckende Prognose für die nächsten 20 Jahre, auf die wir viel zu wenig reagieren, ist, dass sich dieser Trend nicht abschwächen, sondern fortsetzen wird. (GR Heinz Hufnagl: Das ist in allen Landeshauptstädten mit Ausnahme von Eisenstadt genau so!) – Nur weil sich jemand anderer am Schädel haut, muss ich mir nicht auch auf den Schädel hauen, Herr Kollege Hufnagl! (GR Heinz Hufnagl: Das ist schon in Ordnung! Aber das ist kein Wiener Phänomen allein!) Nein, das habe ich nicht gesagt. Ich sage ja nicht, Sie sind schuld! Sie schon gar nicht, Herr Kollege Hufnagl! Ich sage nur, wenn sich dieser Trend fortsetzt, werden die Verkehrsprobleme kollabieren.

Ich möchte hier an die Frau Kollegin Cordon anschließen, um nicht nur den ökologischen und finanziellen Aspekt, sondern auch den demografischen Aspekt zu diskutieren. Was bedeutet das? 

In München sehen wir das, weil München demografisch und stadtplanerisch, in einer gewissen Weise auch wirtschaftsstrukturell, einige Jahre voraus ist, was in diesem Fall kein Vorteil ist. Dort ist es genau so. Dort sitzt heute bereits in gewissen Gegenden in verstreuten Einfamilienhaussiedlungen in jedem zweiten Haus ein 65‑ bis 75‑jähriger Single. Das hat mit den veränderten Familienstrukturen und mit den hohen Scheidungsraten etwas zu tun. Was heißt das? In diesen Gebieten, am Rande der Stadt und insbesondere außerhalb der Stadt, gibt es keine Nahversorgung. Dort muss man mit dem Auto fahren. Jetzt lasse ich den ökologischen Aspekt weg. Wissen Sie, was das heißt, ob man urban wohnt und zu Fuß in wenigen Minuten irgendwo hinkommt oder man für alles, was man tun muss, das Auto benützen muss? 

Zu einem anderen grotesken Beitrag. Ich habe jüngst mit dem Rudi Anschober geredet, der sich jetzt notgedrungen aber glücklicherweise mit sehr vielen aktuellen Entwicklungen in Oberösterreich und, wie ich höre, auch in Niederösterreich auseinander setzten muss. Wissen Sie, wo die ganzen mobilen Betreuungen, insbesondere von alten Menschen, jetzt drei Viertel des Tages zubringen? Im Auto, um von einem dislozierten Bereich, wo jemand wohnt, zum nächsten zu fahren. 

Es gibt leider – in dem Sinne, das sich das nicht ändert – keine nachhaltigeren Strukturen als Siedlungsstrukturen. Kollege Maresch wird das dann am Beispiel der Lobauautobahn diskutieren. Ich würde das völlig vorwegnehmen, aber weil das in vielen Gebieten so ist, wäre es die Hauptaufgabe der Planung, zu sagen, eines der wirklich unterschätzten ökologischen Probleme ist die Raumentwicklung. Damit Sie verstehen, dass ich nicht nur auf die SPÖ losgehe, sage ich das auch selbstkritisch Richtung Grünparteien, Richtung Grünbewegung. 

Ich bin ein großer Anhänger von Passivhäusern. Aber das berühmte Passivhaus, das ich super finde, wo wir welche bauen, wo wir mehr bauen werden, das am Rande der Stadt oder außerhalb der Stadt ist, braucht zwar keine Energien, aber davor müssen drei Autos stehen, weil man sich dort anders nicht bewegen kann. Da denke ich mir, es wäre besser, die hätten kein Passivhaus und sie würden in einem komprimierten Siedlungsraum leben, wo man nicht auf das Auto angewiesen wäre. Diese Entwicklung fortgesetzt, meine Damen und Herren – das hat einmal der Kollege Schicker richtig gesagt –, hat Wien durch Wiener kein Verkehrsproblem. 

Das Verkehrsproblem sind die Einpendlerinnen und die Einpendler, aber nicht die bösen Niederösterreicher, sondern genau jene Flüchtlinge aus der Stadt – ich nenne sie jetzt bewusst so –, die aus Gründen, auf die ich jetzt eingehen möchte, weil sie Kinder bekommen oder einen Grünbezug brauchen, aus der Stadt ausziehen. (GRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Oder sie wollen ein billiges Grundstück!) Oder – jetzt kommt der Kernpunkt – sie wollen ein billiges Grundstück, wenn die ökonomischen Anreize so sind, dass das eine nachhaltige Geschichte ist, nämlich in einem kompakteren Wohnen. Ich gehe dann noch darauf ein. Kompakt heißt nicht Straße, laut. Das ist nämlich der große Irrtum und das große grundsätzliche Versagen vieler Städte, auch von Wien. Gute Ausnahmen bestätigen die Regel. Was ist das, was ich hier herausarbeiten möchte? Dass es für Menschen, die sagen, sie wollen ihre Kinder nicht am Gürtel oder in der Burggasse oder wo auch immer aufwachsen lassen, sondern ihnen im Grünen Möglichkeiten geben wollen, das frei stehende Einfamilienhaus am Rande der Stadt doch nicht die einzige Lösung sein kann. Es gibt gute Beispiele, auch in Wien, aber zu wenige, die zeigen, dass diese Wünsche legitim und befriedigbar im Ballungsgebiet sind, nämlich privater Grünraum, Zugang für Kinder, leise und licht, um einige wenige zu nennen. 

Richtung 24. Bezirk, Herr Kollege Hora, füge ich hinzu, Wasser ist sehr attraktiv. Schauen wir uns an, wie die Eliten der letzten 3 000 Jahre gelebt haben: Vor jedem Schloss hat man einen Teich. Also Wasser ist etwas höchst Attraktives. Ab einem bestimmten Einkommen baut sich jeder einen Swimmingpool, auch wenn er nie hineingeht. Hätte ich – Richtung rote Lampe – noch viel mehr Zeit, würde ich auch ein bisschen über fast evolutionäre Bedürfnisse des Wohnens beim Menschen sprechen. 

Lange Rede, kurzer Sinn: Warum werden nicht Projekte fortgesetzt, wo sich diese Art des Wohnens, ruhig, privater Grünraum zeigt? 

Verrückte Nichtförderung: Wie viele Sanierungen im dicht besiedelten Gebiet finden statt, ohne dass Balkone errichtet werden, obwohl der Balkon eines der meistgefragten Dinge ist, Altbestand mit Balkon, möglichst in einen ruhigen Innenhof hinaus. Es ist so einfach! 

Eigentlich muss man überhaupt nicht lange nachdenken. "Lebst du lieber laut oder leise?" Das würde man beim Armin Assinger nicht wirklich als Frage durchgehen lassen. Aber diese Frage wird laufend in der Wiener Stadtplanung beantwortet mit: "Das wissen wir nicht.". "Willst du einen Balkon in einem ruhigen Innenhof? Ja oder nein?" Auch dazu würde Assinger sagen, dass er diese Frage nicht oder höchstens als Einstiegsfrage zuließe, wo es zum Beispiel heißt: "Heißt die Farbe brau, pfau oder blau?". Na, sie heißt "blau". – "Willst du einen Balkon im Innenhof? Ja oder nein?" Wo passiert das?

Ich gehe mit offenen Augen durch die Stadt, schaue mir Sockelsanierungen an und denke mir, warum die da keinen Balkon hinaus machen, auch im Bereich des Gemeindebaus? Das sind so selbstverständliche Dinge des Wohnens! Ich war froh, dass ich am Projekt der autofreien Stadt mitwirken dufte. Es geht mir nicht um das autofreie, sondern um die Qualitäten, die es dort gibt, wo man sagt, das Dach oben, Freiräume, Sauna oben, Garten davor, Kinderhaus am Dach blick, also genau das, was man sucht, wenn man am Abend grillen kann, wo es mit dem Ausblick schön ist, das, was man im Garten sucht. (GRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Der Kenesei macht das!) 

Was ich damit sagen will, das zentrale Problem der Stadtentwicklung aller Städte und auch von Wien ist die Stadtflucht. Jetzt spare ich mir die finanziellen Aspekte dessen. Sie wissen, Herr Kollege Hufnagl, aus dem Finanzausgleich, jede Person, die wir verlieren, sind pro Jahr rund 2 000 EUR minus aus dem Finanzausgleich. Das könnten wir für die Qualitäten, die gesucht werden, investieren. 

Ich bringe selten individuelle Beispiele aus meiner eigenen Familie. Schlaganfall, kann gerade wieder gehen, wohnt innerstädtisch, ist mobil, geht mühsam, aber doch, allein ins Kino, weil noch vorhanden, kann ins Kaffeehaus gehen, kann einkaufen gehen, kann zu Mittag in ein Restaurant gehen. Diese Person aus meinem persönlichen Bekanntenkreis ist voll aktiv und lebt eigenständig im urbanen Raum. Diese Person in einem Einfamilienhaus am Rande der Stadt ist ein Pflegefall. So viel zum Thema Mobilität, so viel zur Chance der Stadt in einer alternden Gesellschaft, wo diese Ereignisvielfalt im Urbanen eine Chance für ältere Menschen gibt, wo man auch einmal darüber diskutieren könnte – ich gebe zu, das ist nicht dieses Ressort –, dass Mobilität zum Beispiel heißt, dass es in einem bestimmten Zeitraum vor allem im Altbestand einen Lift gibt, bevor wir über die 96. Straße diskutieren. Viele können eben nicht vier Stockwerke hinunter- oder hinaufgehen. Was die Frau Kollegin Vassilakou als barrierefrei im Jahr der Behinderten so wichtig herträgt, sollten wir, glaube ich, auch aus dem Aspekt diskutieren, den die Frau Kollegin Cordon genannt hat. Nehmen wir einmal ordentlich Geld in die Hand und schaffen eine volle Mobilität in der Stadt, damit jemand, der im vierten, dritten oder ersten Stock lebt, mühsam aber doch auf die Straße gehen kann! Das ist ein unglaubliches Gefühl. Sie kennen das alle aus Ihrer Bekanntschaft und Verwandtschaft, was das ist, sich eigenständig bewegen zu können oder sich nicht eigenständig bewegen zu können. 

Kurze Anmerkung dazu: Straßenbahn super, man kann sie höchstens vom Preis her kritisieren, die Sache mit dem ULF. Wie lange gibt es noch jene Garnituren, die wir alle kennen, die ziemlich hohe Stufen haben? Schauen Sie, wie mühsam es ist, dort hinaufzugehen! Wir haben das auch im Rahmen des Planungsausschusses diskutiert. Für das Jahr 2015 ist die Endstufe des Austausches vorgesehen. Das ist ein sehr langer Zeitraum für Leute. Auch da sollten wir diskutieren, was Mobilität in dieser Stadt bedeutet. 

Jetzt werde ich bewusst am Abend und nicht in einer Pressekonferenz – man soll eine Pressekonferenz machen, aber auch eine abendliche Diskussion soll eine interessante sein – ein Instrument diskutieren, von dem ich glaube, dass wir es ernsthaft ins Auge fassen sollten. Vielleicht finde ich da in der Kollegin Rothauer von der Wirtschaftskammer und in anderen Verbündete. Ich sage das bewusst, weil die in der Vergangenheit waren hier Vertreter, wo man den Straßenbau braucht. Mit Interesse merke ich jetzt vehemente Auseinandersetzungen und Kritik der Wirtschaftskammer gegen die großen Einkaufszentren. Das ist ein verheerende Entwicklung, wo wir – ein "Lausepelz" ist eine Verniedlichung – solche Entwicklungen einleiten, die irreversibel ist. 

Schauen wir uns nicht an, wo etwas in den letzten Jahren gebaut wurde, sondern schauen wir uns die Pläne an! Schauen wir uns die Pläne an, was in Österreich, vor allem im Großraum Wien, in den nächsten Jahren an weiteren Großeinkaufszentren geplant ist, wissend, welche Konsequenzen das hat! Ich sage immer wieder, wir haben in der Stadt ein großes Einkaufszentrum, das ist die Mariahilfer Straße. 85 Prozent gehen dort mit Öffis oder zu Fuß einkaufen, eine kleine Minderheit – auch okay – kommt mit dem Auto hin. Zur Shopping City Süd kommen 85 Prozent mit dem Auto. Das wird sich nicht ändern lassen. Derartige – jetzt fällt mir kein Eigenschaftswort ein – verheerende Projekte wie dieses Parndorfer Outletcenter und die Dinge, die rundherum eines nach dem anderen aus dem Boden schießen, sind nicht nur ausschließlich auf das Auto konzentriert – Jesus und Maria, es gibt schon wieder einen Stau! –, sondern das sind Stadtgründungen. Ich nenne es einmal so. Irgendwann kommt eine Entertainmentgeschichte, dann kommt ein Hotel, dann das Kongresszeug und schließlich wachsen Städte. 

Wir haben eine schwach wachsende Kaufkraft. Den Zusammenhang nicht zu begreifen und herzustellen, dass in dem Ausmaß, in dem man diese Großeinrichtungen errichtet und nichts dagegen tut, die Geschäfte in den Orten und Städten sterben, ist verheerend! Die Frau Rothauer wird Ihnen die genauen Zahlen bestätigen können. Österreich ist heute bereits eines jener Länder, das im europäischen Raum die höchsten Pro‑Kopf‑Qua-dratmeter in Einkaufszentren hat. Aber wir bauen das weiter aus, weil das so lustig ist! Ich glaube die Zahl stimmt, 15 Prozent der österreichischen Gemeinden haben bereits keine einzige Nahversorgung mehr. Es gibt auch schon Bereiche der Stadt, wo die Nahversorgung ausdünnt. Das ist kein Naturgesetz. Wundert euch nicht, wenn das zunehmend zugelassen wird!

Was kann man da tun? Ich bin für einen großen Wurf, was beim Transit nicht funktioniert hat, weil man nicht auf das richtige Instrument gesetzt hat, nämlich beim Preis. Dort spürt man das. Aber nicht solange man erwartet, dass man zu einem Parndorfer Outletcenter gratis auf der Straße fahren kann, nichts dafür bezahlt, sondern im Gegenteil, wenn es hart auf hart geht und Stau gibt, die Steuerzahler, auch jene, die kein Auto haben, eine weitere Spur dazubauen lassen. Was billig ist, zieht. Wenn man vor der Türe gratis Würstel hat, strömen alle hin. Wenn es auch die zu bezahlenden Würstel gibt, gibt es die Schlange bei den Gratiswürsteln und nicht bei den zu bezahlenden Würsteln. So machen wir Verkehrspolitik. 

Was ist das einzige Vernünftige? Zahlen, zahlen, zahlen! Jetzt durchaus Korrektur grüner Politik: Warum nicht im Wiener Gemeinderat? Privatmeinung. Die permanente Erhöhung des Benzinpreises stößt an Grenzen, auch an politische, und hat einen großen Nachteil. Man fühlt sich bestraft und sieht keinen Vorteil. Warum machen wir kein System, das durchaus marktwirtschaftliche Anreize setzt? Wenn ich fahre, zahle ich, ausgehend von dem, was die Londoner richtig ausprobiert haben. Daran möge sich ein Wiener SPÖ‑Bürgermeister ein Vorbild nehmen. Dort hat man eine Citymaut eingeführt, wo man für einmal Hineinfahren fünf Pfund bezahlt. Fünf Pfund sind, noch in Schilling gerechnet, ein knapper Hunderter. Der Bürgermeister wird nicht von den mobilen Werktätigen hinweggefegt, sondern stellt sich nächstes Jahr zur Wahl und es schaut aus, als ob er wieder bestätigt wird, bis hin zu einem Magazin "Economy", das sagt: "Durchhalten, Herr Livingston!" Dass der Herr Livingston nicht gerade eine Politik macht, die dem "Economy" gefällt, darauf möchte ich auch noch hinweisen. Ich warne, wenn wir es schon diskutieren, davor, das Problem der Citymaut auf Wien zu übertragen, denn wo haben wir in Wien ein Problem? Haben wir in der City ein Verkehrsproblem? Ich glaube nicht. Die Londoner hatten in der City ein Verkehrsproblem. Dort war der Stau. Wo haben wir das Problem? Wir haben es genau am Speckgürtel. Ich bin dafür, ein intelligentes Instrument umzudenken. Ich nenne es "die Staumaut", weil eine Mineralölsteuererhöhung verblödet ist, wenn jemand in Oberösterreich, Niederösterreich oder Kärnten lebt, wo es keinen öffentlichen Verkehr und keinen Stau gibt. Was soll derjenige oder diejenige dort anderes machen, als mit dem Auto von A nach B zu fahren? Dort, wo es Alternativen gibt, insbesondere um diese Einkaufszentren einzubremsen, bin ich für eine nüchterne Diskussion über das Instrument der Staumaut. Das heißt, hoch belastete Straßen werden, wenn einmal die LKW‑Maut funktioniert, für PKWs bemautet. 

Das hat einen großen Vorteil. Schauen Sie sich den Herrn Hora an, der gern Auto fährt. Das sage ich jetzt nicht zynisch um 19.30 Uhr. Es gibt eine Reihe von Leuten, denen nichts anderes übrig bleibt, als geschäftlich oder beruflich – ob das der Herr Hora ist, weiß ich nicht – auf der Tangente fahren müssen, weil das so ist. (GR Karlheinz Hora: Ich nicht!) Wenn ich aber zu jenen Zeiten, wo dort Stau droht, eine entsprechende Bemautung einführe, gibt es ein paar, die sagen, für zwei, drei oder vier Euro machen sie das nicht, sondern sie steigen auf ein öffentliches Verkehrsmittel um oder fahren anders. Wir lernen aus der Konsequenz des ÖBB‑Streiks. Es hätte einen Totalzusammenbruch geben müssen. Wir haben beim ÖBB‑Streik gesehen, wie unglaublich flexibel das Verkehrssystem ist. Wären alle eins zu eins mit dem Auto gefahren, wäre in Österreich alles gestanden. Plötzlich hat man gefragt, wo der Stau ist. Die Normalbesetzung eines PKWs sind im Normalfall 1,15 bis 1,2 Personen, aber plötzlich sind 2, 3 oder 4 Leute im Auto gesessen. Ich sage das auch denen, die unausgesetzt sagen, wir brauchen eine weitere Donauquerung. Huckepack geht es nicht, denn der Mercedes vom Herrn Hora kann den Punto von der Frau Gemeinderätin sowieso nicht obenauf nehmen. Das geht noch nicht. Vielleicht nimmt er sie mit, wo es so staut. (GR Karlheinz Hora: Herr Chorherr, so ein großes Auto kann ich mir nicht leisten!) – Okay! Wir werden den Hut für Sie herumgehen lassen, Herr Hora!

Ich möchte ernsthaft, dass man eine Staumaut einführt. Wir werden das nicht morgen beschließen, aber wenn man einen Antrag macht, möchte ich, dass das einmal diskutiert wird. 

Lügen wir uns bei Transitrouten nicht in den Sack! Das sage ich bewusst öffentlich. Das so genannte Transitproblem, der böse Feind, ist der ausländische LKW. Wir haben aber auch eine Reihe von inländischen LKWs, die nicht viel weniger stinken. Gerade im Ballungsraum Wien ist es aber vor allem der hausgemachte PKW‑Ver-kehr. Ich denke mir jedes Mal, welche Lemminge österreichische und deutsche Touristen sind. Ich hoffe, es ist kein deutscher Sender da. Ich sage jedes Mal, was ich mir denke und es stimmt einfach. Tagelang sagt der ÖAMTC: "Achtung! Am Samstag Stau auf der Tauernroute. Achtung! Vermeiden, nicht fahren!" Es bereitet mir geradezu Genuss, ungefähr ab 6.00 Uhr beim Frühstück den Ö3‑Verkehrsfunk aufzudrehen und zu hören, wie sie wieder stehen, dass die Wartezeit vor dem Tauerntunnel 4 oder 6 Stunden bei 30 Grad beträgt. Es ist jedes Jahr dasselbe. Jetzt bekommen sie noch etwas Elegantes dazu: Zahlen sollen sie, bevor wir Geld in die Hand nehmen und das wie die Wilden ausbauen! 7 EUR, das merkt man vielleicht. Es wird vorher gesagt, man soll wo anders, einen halben Tag später oder früher oder mit der Bahn fahren. Wenn man aber fährt – wie viele das sind, die mit ihren Kindern vier Stunden auf der Tauernautobahn brüten wollen – geht, dort ein Typ, der – das gebe ich zu – es nicht leicht hat, umher und kassiert 7 EUR dafür ab, dass man fährt. Das ist die Idee der Staumaut. Man kann das Ganze auch elektronisch machen, weil bei diesem Job braucht man starke Nerven oder der Arnie kommt zurück und macht das, weil das sonst keiner aushält. 

Die Staumaut kann ein Instrument sein, dafür zu sorgen, dass an diesen Spitzentagen, die man kennt, oder auf Spitzenrouten wie der Tangente oder der Südautobahn plötzlich das eintritt, was bei Schneefall oder bei anderen Elementarereignissen passiert, dass sich die Leute einfach intelligenter verhalten. Autofahrer sind nicht per se nur Windschutzscheibenperspektive, Irrationalos. Es gibt ein paar wenige, aber die Mehrheit nicht. So lange es jedoch nichts kostet, nutzt man es. 

Jetzt komme ich zurück auf die Shoppingcenter. Diese würden wir ins Mark treffen. Darum bin ich vor allem dafür. Wenn ich für jedes Mal ins Parndorfer Outletcenter hin 3 EUR und zurück 3 EUR ablege, gehe ich glatt woanders einkaufen. Wenn jemand hinfahren will, soll er fahren. Ich verbiete es nicht. Das sind dann die wirklichen Liebhaber. Die sollen es machen. 

Lange Rede kurzer Sinn: Ich glaube, dass das ein Superinstrument wäre, das uns wahnsinnig viel Geld spart, meine Damen und Herren! Rechnen Sie einmal zusammen, was die Kolleginnen und Kollegen von der ASFINAG an öffentlichen Mitteln im Großraum Wien in den nächsten zehn Jahren investieren wollen. Im Grunde sind das Milliardenvarianten, die man von Schilling her kennt, aber das sind Euro. Es passiert noch Folgendes, nicht zuletzt dank des Engagements vieler Umweltschützer: Die erste Finanzschätzung ist eine rein technische. Was kostet es, wenn wir dort eine Straße bauen? Aber dann beginnen Verfahren, beginnen Umweltverträglichkeitsprüfungen. Schauen Sie sich die Entwicklung von der ersten Schätzung zu ausgefeilten Projekten an! Jedes Projekt wird doppelt so teuer! Allein im Großraum Wien kostet dieser Straßenausbau, Lückenschluss, wie immer Sie das nennen wollen, 2 Milliarden EUR und mehr. Das ist aber nur im Großraum Wien.

Dann wollen Ziwuschka und Wöder im Marchfeld etwas bauen. Ich zähle jetzt nicht alle auf, weil ich dann mit meiner Zeit trotz kaputter Lampe nicht auskomme. Das sind astronomische Beträge, nur weil es an einigen wenigen Tagen staut. Ist das verblödet? Wie viel Geld sind wir bereit, hinauszuschmeißen? Richtung Wirtschaftskammer: Wenn man – der Mythos – sagt, dass Verkehr mehr Beschäftigung und mehr wirtschaftlichen Anreiz schafft, so muss man auch sagen, am anderen Ende der Straße sitzt ein Konkurrent von Ihnen, Frau Rothauer! Es ist eine Illusion, dass mehr Leute nach Wien kommen! Vielleicht fahren dann mehr Leute zum Einkaufen nach Parndorf! Ohne Autobahn gäbe es das dort nicht! Wir züchten genau diese Art von Großeinkaufseinrichtungen. Die nächsten werden an der ungarisch-österreichisch-tschechisch-slowakisch-österreichischen Grenze sein. Ich bin fast ein leidenschaftlicher Enthusiast der EU‑Erweiterung. Aber geben wir uns keiner Illusion hin, was der erste Schwung dessen ist, was da auf uns zukommt. In diesen Zwischenräumen sind schon riesige Disneyworlds und Großeinkaufszentren in Planung. 

Das Wichtigste, was wir machen müssten, habe ich als nächsten Punkt hier stehen, nicht nur eine SUP. Wir werden im Detail wegen der Lobauautobahn weiter vehement streiten und kämpfen, aber das wäre ein gutes Instrument, einmal zu prüfen, was Raumauswirkungen sind. Dringend brauchen wir das für den gesamten Ballungsraum Wien – Bratislava, für diese ganze Ellipse, weil da wird es in den nächsten 20 bis 30 Jahren eine unglaubliche Siedlungs- und Wissenschaftsentwicklung geben. Das ist gut so. Aber wie gibt es diese? Nach welchen Kriterien gibt es diese? Ist das gescheit, dass irgendein Bürgermeister sagt, er findet das mit der Kommunalsteuer cool und er braucht auch ein Outletcenter? Brauchen wir da nicht wirklich strenge übergeordnete Planungen, die an die Grenzen der Landeskompetenz stoßen? Sollten wir uns nicht gerade als Wiener und als Wiener Wirtschaftskammer dafür einsetzen, denn wessen Sein sind denn die? Eure und damit auch unsere! (GRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Wir haben uns eingesetzt! Die Autobahn allein ist nicht gottgegeben zwangläufig ein Outletcenter!) – Nein, die Autobahn ist nicht gerade ein Outletcenter, aber die Voraussetzung dafür. 

Ich sage nicht, dass jede Autobahnverbindung an sich abzulehnen ist. Man wird die Verbindung Wien – Bratislava, diese Stich‑Straße nach Bratislava, bauen. Wir haben auch nach Salzburg, nach München und nach Rom eine durchgehende Autobahnverbindung, also wird man auch nach Bratislava eine haben. Aber eine und nicht drei. Schauen Sie sich die Untersuchungen an, welche Konsequenzen das letztlich auf die gesamte Siedlungsentwicklung hat. 

Ich habe zwar noch ganz viel da stehen, aber die Kollegin, die mich aufgefordert hat, 40 Minuten lang zu sprechen, ist gegangen. Daher werde ich die anderen damit schonen. Ich glaube, dass das Thema Raumentwicklung in Wien und insbesondere knapp außerhalb von Wien eines der vitalen ist, dem sich auch der neue Stadtentwicklungsplan stellen muss. Wie können wir die Strukturen in der Stadt, Wirtschaftsstrukturen, aber auch Wohnstrukturen, schaffen, die gewährleisten, dass die Leute nicht hinausfahren? Und wie bekommen wir Instrumente, die die Großeinkaufseinrichtungen auf der grünen Wiese nicht weiter befördern, sondern entsprechend zurückhalten? Darüber sollten wir diskutieren und da werden wir uns als Grüne vehement einsetzen. –Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste zum Wort gemeldet ist die Frau StRin Rothauer. Ich erteile es ihr.

StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zum Beitrag vom Kollegen Chorherr gäbe es noch viel zu sagen. Ich habe versucht, durch ein paar Zwischenrufe einige wenige Anmerkungen zu machen, aber er war so in Fahrt. Da ist meine Stimme nicht stark genug, um mich durchzusetzen. Wenn ich jetzt darauf vom Pult repliziere, haben wir zu wenig Zeit. Wir werden einmal in einem Privatissimum drüber sprechen, ob das wirklich so ist, dass neue Autobahnen zwangsläufig neue Einkaufszentren hervorbringen müssen. Ich möchte nur anmerken, alte Autobahnen stehen dem nicht nach, weil das nächste Outletcenter wird nämlich in Leobersdorf errichtet und das sehr bald. (GR Günter Kenesei: Aber dort baut der Herr Ziwuschka eine Autobahn hin!)
Der Herr Ziwuschka dürfte das Feindbild sein. Das macht nichts. Das geht uns nichts an. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das geht uns schon etwas an!)

Ich komme zum Wiener Budget. Dazu haben wir uns jetzt zwei Tage lang mit den Budgetzahlen und den daraus erkennbaren Handlungsabsichten der einzelnen Ressorts auseinander gesetzt. Also habe ich etwas Naheliegendes gemacht und das Budget auch hinsichtlich des Planungsressorts durchgeschaut. Dabei sind meine Augen auf zwei Zahlen hängen geblieben. Unter den Projektausweisen habe ich den Schwarzenbergplatz mit einer Dotation von 1,1 Millionen EUR für das Jahr 2004 und den Kunstort Karlsplatz mit einer Dotation von 1 000 EUR gefunden. Diese zwei Dinge haben mich so fasziniert, dass ich meinen Redebeitrag heute auf diese zwei Details beschränken werde, weil es dazu nämlich eine Menge zu sagen gibt. 

Ich fange mit dem Kunstort Karlsplatz an. Die 1 000 EUR sind – das wissen wir – eine so genannte Erinnerungspost und bedeuten noch nicht viel. Aber sie bedeuten zumindest so viel, dass dafür nicht explizit Geld vorgesehen ist, sondern wenn an einem solchem Projekt weitergearbeitet wird, dass dann irgendwo Geld aufgetrieben werden müsste. Das finde ich sehr schade. Das hat sich der Karlsplatz nicht verdient, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Der Begriff "Kunstort Karlsplatz" geht schon auf eine Initiative des Präsidenten Nehrer des Künstlerhauses zurück, und zwar auf das Jahr 1997. Herr Präsident Nehrer hat einen Neujahrsempfang Anfang 1997 gegeben und Stadtpolitiker sowie andere Verantwortliche der Kultureinrichtungen rund um den Karlsplatz eingeladen. Dort ist diese Idee geboren worden. Dort ist diese Idee manifest geworden und man hat sich eingeschworen, das weiter zu verfolgen. Wie ist es weitergegangen? Ich rechne jetzt einmal kurz: Jänner 1997, das wird in zwei Monaten sieben Jahre her sein. Das ist eine gute Zeit. Garagen brauchen meistens auch zehn bis zwölf Jahre. Aber ich will das nicht mit Garagen vergleichen, weil das eine so hervorragende Initiative war, dass man sie nicht so abtun sollte. Wie ist es dann weitergegangen? Meines Wissens – das Wissen habe ich von beteiligten Institutionen und vor allem von den Bezirksvorstehern, die daran beteiligt waren – sind immer wieder irgendwelche Anläufe genommen worden, zum Teil Privatinitiativen der Kultureinrichtungen, zum Teil unter Beteiligung von Magistratsabteilungen. Da hat es dann einzelne Magistratsdienststellen gegeben, die immer wieder einen Ansatz zu erkennen gegeben haben, sei es in Bezug auf Verkehrsführung oder Gestaltung. Aber das sind lauter Einzelteilchen geblieben, die noch dazu hängen geblieben sind. 

Was ich die ganze Zeit zutiefst vermisst habe, ist, dass nichts weitergegangen ist. Warum ist nichts weitergegangen? Weil die Koordinierungsaufgabe nicht wahrgenommen wurde. Dem Vernehmen nach, hat man mir erzählt, hat sich der Planungsdirektor Klotz an sich bereit erklärt gehabt, diese Koordinierungsaufgabe zu übernehmen. Das dürfte noch immer nicht erfolgt sein, denn jetzt gibt es wieder Gerüchte, dass es dem Vernehmen nach wieder eine Arbeitsgruppe geben soll, vorläufig noch ohne Bezirksbeteiligung. Jedenfalls konnte mir die Frau Bezirksvorsteherin des vierten Bezirks nicht bestätigen, dass sie schon eingeladen ist. Der Herr Bezirksvorsteher-Stellvertreter Zabrana müsste Näheres wissen, weil er offensichtlich irgendwie federführend ist. Kolportiert wird ein Handbuch der 80 Orte, was immer das auch sein mag. Aber es gibt noch immer keine akkordierte Planung oder Vorgangsweise. 

In dieser Situation hat unser geschätzter Bürgermeister offensichtlich die Initiative ergriffen, denn ich habe immerhin mit einigem Wohlgefallen als Ausfluss aus der Wiener SP‑Tagung vom Februar 2003, also dieses Jahres, gelesen: "Häupl kündigt Kunstplatz Karlsplatz an, Vernetzung von Kulturinstitutionen und Neugestaltung des Platzes sei geplant." Der Herr Bürgermeister wörtlich: "Es besteht Handlungsbedarf.", ob das nun stimmt oder nicht, und er wolle unbedingt eine Neugestaltung des Platzes angehen. Es steht dann noch in einer anderen Veröffentlichung der Satz dahinter, „mit dem Umbau könnte nächstes Jahr begonnen werden“. – Das kommt mir ein bisschen sonderbar vor, wenn wir nichts budgetiert haben und doch so fest entschlossen sein sollten, dieses Projekt anzugehen. Der APA‑Meldung ist zu entnehmen, dass den verkehrsplanerischen Teil dabei der Planungsstadtrat Schicker übernehmen wird. Das hoffe ich sehr. Ich hoffe aber auch sehr, dass eine gestalterische Initiative ergriffen wird, denn Bgm Häupl ist ein Freund deftiger Worte. Wie hat er das genannt? "Der Karlsplatz steht im Ruf, eine Verkehrshölle und gleichzeitig, bedingt durch die Drogenszene, der Bahnhof Zoo von Wien zu sein." Das ist deutlich. Ich hätte nicht gewagt, das so auszudrücken, es deutet aber doch darauf hin, dass auch andere, nicht nur ich, einen Handlungsbedarf erkannt haben. 

Herr StR Schicker, ich bitte Sie von diesem Pult aus, wirklich die Initiative zu ergreifen! Vielleicht würde sie sich mit einer bloßen Wahrnehmung der Koordinierungsaufgabe lösen lassen, denn, wie ich hörte, gab es schon unzählige Ansätze, Einzelansätze mit mehr oder weniger guten beziehungsweise mehr oder weniger ausgereiften Ideen, die man vielleicht einmal zusammenführen sollte. Man sollte sich wirklich darum bemühen, dass dieser Karlsplatz die Gestaltung bekommt, die er verdient! (Beifall bei der ÖVP.) 

Und nicht so eine Gestaltung, wie sie der Schwarzenbergplatz bekommen hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Auf diesen gehe ich jetzt ein. Die bisher angelaufenen Kosten des Schwarzenbergplatzes sind erheblich. Sie sind enorm. Ich habe hier eine Kostenzusammenstellung nur der Baudienststellen, also des Bauwerks selber. 16,4 Millionen EUR bisher. Im Voranschlag 2004 finden sich noch einmal 1,1 Millionen EUR, die sicherlich noch benötigt werden. Ich habe das Argument auf die Kritik, auf die ich gleich eingehen werde, gehört: "Wenn er einmal fertig ist, dann wird er schon schön sein. Dann wird er schon viel besser ausschauen als er jetzt ausschaut."

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bin gestern noch einmal bewusst vorbeigegangen. Was man dort jetzt noch verbessern können soll, dazu fehlt mir ein bisschen die Fantasie, aber ich bin eben nicht in dieser Profession tätig. Ich hoffe, andere haben die Fantasie und es trifft das ein, was angekündigt ist. Jedenfalls ist es im Moment erschreckend. Ich will gar nicht meine Befindlichkeit hier ausbreiten und auch gar nicht meine geschmackliche Einschätzung abgeben. Dazu bin ich zu unmaßgeblich. Wir haben genug Zeitungsberichterstattungen gehabt, die die Kritik sehr deutlich und sehr pointiert geäußert haben. Ich will sie auch nicht wiederholen, weil Sie sie wahrscheinlich gelesen haben werden. 

Mich hat vielmehr die Frage bewegt, was denn da passiert ist. Dabei bin ich auf eine sehr sachliche Kritik in der "Presse" gestoßen. Daraus zitiere ich kurz, aber wörtlich: "Die für Architektur und Stadtgestaltung zuständige Magistratsabteilung 19 nannte nun einen Grund für das Gestaltungsdesaster: Für den im Boden verankerten Unterteil machten die Wiener Linien die Planung und Ausschreibung. Was von dort weiter in die Höhe wächst," – es dürfte sich um die Peitschenlampen handeln – "kommt von der MA 33 – Straßenbeleuchtung. Die Formensprachen stimmen nicht überein." – Das ist eine sachliche Begründung. Da kann man nicht sagen, ich habe gesagt, das ist hässlich oder schön. "Die Formensprachen stimmen nicht überein." – Dem gebe ich recht. "Selbst das Normmodell der Wiener Straßenbahn, das in drei, vier Reduktionen nach oben sich verschlankt, entspricht den ästhetischen Regeln und Designgebräuchen besser als die für das heikle Gründerzeitensemble gewählte Amtsmixtur." – Ich lasse es damit bewenden und lese Ihnen den Artikel nicht weiter vor. So ist es. Es ist so und nicht anders. 

Ich habe mich damit ein bisschen beschäftigt, weil ich mir gedacht habe, wir haben uns doch alle gewünscht, dass der Platz neu gestaltet wird. Ich sage bewusst "wir alle". Ich werde gleich auf die Genesis zu sprechen kommen, denn das Ganze hat sehr vielversprechend begonnen. Wie hat es begonnen? Es hat mit einem Beschluss- und Resolutionsantrag im Jänner 1997 begonnen, der begründet hat, dass der Schwarzenbergplatz nur aus Beton, Asphalt, Eisenketten und Bollern mit einem Denkmal dazwischen besteht – da war die Beleuchtung offensichtlich noch überhaupt kein erhebliches Problem – und so weiter und so fort und hat gefordert, dass ein Wettbewerb zum Thema "Neugestaltung des Schwarzenbergplatzes" vorzubereiten und nach 1997 auszuschreiben ist. Interessanterweise hat der Antrag die Mehrheit gefunden. Kein Wunder, denn er wurde von drei Parteien unterstützt. Antragsteller waren Mag Christoph Chorherr, Dr Johannes Hahn und Dipl Ing Rudolf Schicker, damals noch Gemeinderat. Ich nehme an, dass Herr Kollege Schicker es mit diesem Anliegen auch ernst gemeint hat, nämlich dass dieser Platz eine würdige und bestmögliche Neugestaltung bekommt und das in einer Ausschreibung zu finden ist. 

Es ist dann durchaus gut und hoffnungsvoll weitergegangen. Ich darf bei der Gelegenheit erwähnen, dass das unter der Federführung von StR DDr Görg von der ÖVP geschehen ist. Er hat damals noch die Verantwortung dafür getragen. Es wurde also ein geladener Wettbewerb ausgeschrieben. Es gab einen Wettbewerbssieger, der am 9. Oktober 1998 vorgestellt wurde. Ich habe hier eine Begründung, eine Unterlage aus dem Wettbewerbsverfahren. Darin hat die Jury für das Siegermodell von Architekt Arribas plädiert und hat einige sehr fachliche Begründungen geliefert, wie zum Beispiel, dass das ein stark visuell auf optische Effekte aufbauendes Projekt mit einem raffinierten Beleuchtungskonzept ist. Das wirkt heute fast wie ein Hohn. Das wirkt fast wie eine zynische Verhöhnung. Ich habe mir dann aus dem Protokoll nur einzelne Sager herausgestrichen, weil das sonst zu langatmig wäre. Darin steht: "positiv: Energie des Lichtes" und "praktiziert Gestaltung durch Reduktion“. Das war sehr vielversprechend. Es hat dann die Wettbewerbsjury unter Vorsitz von Architekt Boris Podrecca – auf die Zusammensetzung komme ich dann noch – eine Bedingung gestellt. Diese muss ich wörtlich vorlesen: "An die Weiterentwicklung des Wettbewerbsmodells knüpfte die Jury jedoch die Berücksichtigung folgender Punkte: Alle gestalterischen Maßnahmen des Projekts sind mit den bei der Umsetzung betroffenen Dienststellen des Magistrats zu akkordieren, die Jury sollte auch in Abstimmungsgespräche einbezogen werden." Das heißt, es war die ausdrückliche Auflage, wenn es dann im Zuge des weiteren Planungsprozesses, wofür wir übrigens noch einmal 305 000 EUR ausgegeben haben, zu den Gesprächen zwischen Architekt und Magistratsdienststellen kommt, dass die Jury bei den Abstimmungsgesprächen dabei ist. Danach sollte der Jury in einer abschließenden Sitzung der mit den Abteilungen akkordierte Vorschlag sowie ein Finanzierungsschlüssel vorgelegt werden. 

Ich habe nachgefragt. Es hat offensichtlich – außer ich habe ganz falsche Informationen – solche gemeinsamen Abstimmungsgespräche mit der Jury nicht gegeben. Wir wissen aus der öffentlichen Kritik, aus der Zeitung, dass sich der Architekt Arribas darüber beklagt hat, dass jedes Mal, wenn er mit den Magistratsdienststellen zusammengesessen ist oder, sagen wir besser, gefightet hat, sich sein Projekt wieder ein Stück geändert hat.

Diese Bedingung der Jury wäre aber besonders wichtig gewesen, meine sehr geehrten Damen und Herren, weil auch in einem Schriftstück der Magistratsdirektion, unterzeichnet von Stadtbaudirektor Dipl Ing Weber, als Behandlung eines Antrages von LIF und FPÖ vom Juli 1998 - natürlich abschlägige Behandlung, das ist ohnehin klar - ausdrücklich von "geringem gestalterischen Spielraum" die Rede ist. 

Da haben wir schon von der höchsten Magistratsdirektion festgestellt bekommen, dass der Gestaltungsspielraum am Schwarzenbergplatz gering ist, und jetzt tun wir den geringen gestalterischen Spielraum, der einem Architekten übertragen wurde, noch zusätzlich einengen und knebeln, indem der Architekt ununterbrochen neue technische Bedingungen von Magistratsdienststellen zu beachten hat. Dabei möchte ich ausdrücklich betonen, dass das an sich noch nichts Böses ist. Denn dazu gibt es Magistratsdienststellen - Fachdienststellen, wie sie sich auch nennen -, dass sie wissen, was technisch zweckmäßig und technisch machbar ist und wo eben auch Bedürfnisse zu berücksichtigen sind.

Aber ich finde in der Jury-Zusammensetzung auch wieder die Bezirksvorsteher des 1. und 4. Bezirkes, die mir erklärt haben, dass sie nie zu so einer Sitzung eingeladen waren. Ich finde auch Herrn Bereichsdirektor Univ Prof Arnold Klotz, von dem ich hätte annehmen können oder müssen, dass er diese Abstimmung wahrnimmt und schließlich, da er ja auch in der Jury war, den Architekten und seinen Gestaltungsentwurf doch ein wenig verteidigt oder zumindest zu so viel Berücksichtigung verhilft, dass das Ergebnis befriedigend ist.

Es hätte uns ja stutzig machen sollen, und meinen Anmerkungen nach hat es uns auch stutzig gemacht; mit "uns" meine ich jetzt die ÖVP. Als wir die Sachkreditgenehmigung für den Schwarzenbergplatz im Februar 2002 zur Vorlage bekamen, waren im Vorlagebericht eine Menge Sachen angeführt, und zwar unter anderem: "Nach Anpassung des Projektentwurfes an die wirtschaftlichen und technischen Gegebenheiten soll nun der Platzumbau gemäß dem Ergebnis der Wirtschaftlichkeitsbesprechung durchgeführt werden." Wenn wir gewusst hätten, was auf uns zukommt, wären wir noch viel beunruhigter gewesen. Das hat im Übrigen dazu geführt - wenn meine Aufzeichnungen richtig sind -, dass nur die SPÖ die Sachkreditgenehmigung zu diesem Zwecke mitgetragen hat.

Meine Damen und Herren! Ich sage noch einmal, es steht mir nicht zu, eine fachliche Beurteilung meinerseits abzugeben und darüber zu urteilen, was schön ist und was nicht schön ist. Ich sage aber trotzdem - so viel sei mir schon gestattet -, ich finde den Platz unendlich verunglückt! 

Bedauerlich ist, dass auch viele Bürger aus vielerlei Gründen sehr beunruhigt sind. Die einen haben sich natürlich zu Recht darüber aufgeregt, dass der Platz trotzdem im Wesentlichen dem Verkehr gehört. Wenn man sich ihn heute anschaut, muss man das bestätigen. Mich hat gestern fast der Schlag getroffen, als ich gesehen habe, dass in Richtung Prinz-Eugen-Straße die Ampeln auf riesigen Überkopfbalken angebracht sind; das knallt einem lichtmäßig entgegen, das ist ja furchtbar! Es ist also ein weiterhin dem Verkehr geopferter oder gewidmeter Platz, trotzdem sind dort sehr, sehr viele Parkplätze verloren gegangen. Das beunruhigt und erregt die Bürger zu Recht. 

Es gibt dort nicht nur einige Gestaltungselemente, die niemand versteht, wie zum Beispiel irgendwelche Hügel in der Mitte, sondern es finden sich auch Gestaltungselemente wie ein großzügiger Vorplatz vor dem Russen-Denkmal, sage ich jetzt einmal in verkürzter Form. Das wäre ja noch nichts Schlechtes, wenn nicht der begründete Verdacht bestünde, dass damit dort eine ewige Event-Fläche geschaffen wurde und die Anrainer wieder an Lärm und an Verkehrsbelästigung zu leiden haben werden.

Die öffentliche Kritik war eindeutig, dem ist an sich nichts hinzuzufügen. Ich muss sagen, Herr StR Schicker, nehmen Sie das ernst! Ich glaube nicht, dass sich dies dann um so vieles anders einschätzen lässt, wenn der Platz quasi fertig gestellt ist. 

Wir haben ja - und das ist das Letzte, was ich noch anführen möchte - auch 182 000 EUR für begleitende Öffentlichkeitsarbeit ausgegeben. Das ist schon gut, weil man die Bürger informieren soll, das ist sogar sehr gut. Ich kann mich daran erinnern, dass in ärgsten Zeiten, als die Autofahrer nervlich wirklich stark strapaziert waren, Flugzettel an die Autofahrer ausgeteilt wurden, und ich glaube sogar Kipferln, ich weiß es nicht mehr genau. Immerhin war es eine absolut positive Goodwill-Aktion, um die Bürger, die Autofahrer zu informieren und zu beruhigen. 

So steht es auch hier in dem Vorlageakt von der MA 28. Da steht: "Im Zuge der Umbauarbeiten sind Beeinträchtigungen des Individualverkehrs im Umfeld des Schwarzenbergplatzes zu erwarten, wobei damit gerechnet werden muss, dass es zu einer Emotionalisierung des Verkehrsthemas kommt." Ja, der Umbau oder die Beeinträchtigungen infolge des Umbaus sind im Wesentlichen vorüber, aber die Emotionalisierung hat nicht nachgelassen. Die Emotionalisierung könnte sogar noch höher schwappen. 

Ich empfehle daher, wir sollten vielleicht auch eine weitere Öffentlichkeitsarbeit ins Auge fassen und noch einmal 183 000 EUR ausgeben, um dem Bürger verständlich zu machen, wieso dieser Platz jetzt als schön und gelungen zu empfinden ist. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Trammer. Ich erteile es ihr.

GRin Heike Trammer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!
Gestern hat Kollege Tschirf in einem freudschen Versprecher, wie ich glaube, vom Budgetanschlag 2004 gesprochen. Ich glaube, er hat damit nicht so ganz Unrecht. Da 2004 in allen Ressorts massiv gekürzt wird, bleibt natürlich auch die Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr nicht davon verschont. Allein die kommunalen Investitionen - und da fallen auch die von der Stadt Wien zu finanzierenden Infrastrukturmaßnahmen hinein - sind von 1 373 Millionen EUR im Jahr 2003 auf 1 339 Millionen EUR für 2004 gesunken. Das Schicker-Ressort bekommt also auch um einige Millionen Euro weniger von Freund Rieder als im Vorjahr.

Nun ist leider Kollegin Themel nicht hier. Ich hätte für Frau Kollegin Themel auch ein Buchstabenspiel, als da wäre: Stadtplanung - Swoboda - Satellitenstadt - Schicker - Stau - sündteurer U-Bahnbau. Kollegin Themel kann sich denken, um welchen Buchstaben es sich handelt - es ist der Buchstabe S, wie SPÖ -, und kann sich sicher auch vorstellen, dass dieser Buchstabe nicht gerade zu meinen Lieblingsbuchstaben zählt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber Gott sei Dank - und das wir Sie besonders freuen, meine Damen und Herren von der SPÖ - gibt es ja die Bundesregierung! Es gibt die Bundesregierung Gott sei Dank, da sie die Infrastrukturinvestitionen seit 1999 kontinuierlich auf 700 Millionen EUR ausgeweitet hat. (GR Karlheinz Hora: Mit wie vielen Ministern?) Das ist egal, und es ist nur das Problem ... (GR Karlheinz Hora: Was ist denn schon geschaffen worden?) Nein, es ist Ihr Problem, weil die Stadt Wien mit dem Geld nicht wirtschaften kann. (Widerspruch bei der SPÖ.) Das ist Ihr Problem, und da haben Sie das Bummerl, aber nicht die Bundesregierung. (Beifall bei der FPÖ. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Das muss auch an dieser Stelle einmal gesagt werden. Es kann ja nicht sein, dass der Bund ständig investiert (GR Karlheinz Hora: Wo? - GR Mag Rüdiger Maresch: In was? Was die Autofahrer ...!), Wien systematisch kürzt und StR Schicker sich trotzdem feiern lässt. Das ist zwar politisch legitim, aber nicht besonders seriös.

Die Dynamik, mit der die Stadt Wien in den letzten Jahrzehnten in puncto Infrastrukturmaßnahmen auf die bevorstehende EU-Erweiterung reagiert hat, gleicht der einer orientierungslosen Schnecke. Mühsam bessert man noch immer an Infrastrukturmaßnahmen nach, da unter Swoboda errichtete Massenquartiere dringend an das öffentliche Netz angeschlossen werden müssen. Es wird auch höchste Zeit, dass sich besonders die transdanubischen Bezirke Floridsdorf und Donaustadt vom Satellitenstadt-Image lösen. Die Stadtplanung muss also schnellstens vom Zufall zur Strategie übergehen. 

Auch wird man sich in Zukunft neue Finanzierungsmodelle für Infrastrukturmaßnahmen überlegen müssen, denn die normalen Budgets werden das kaum mehr tragen, und über die normalen Budgets wird das kaum mehr möglich sein. Public Private Partnership also auch für Infrastruktur und nicht nur für exotische Ideen! Es müssen Verträge mit den Firmen abgeschlossen werden, damit in der Vernunftehe von Unternehmen und Stadt gegenseitig Schadensersatzforderungen gestellt werden können, wenn Abmachungen nicht eingehalten werden. Derzeit liegen diese PPP-Modelle noch in einem ziemlich undurchsichtigen Terrain. 

Wie wird mit der Aufwertung einer Liegenschaft durch Bauklassenänderung umgegangen? Was passiert mit den Widmungsgewinnen? Wie wird ein Interessens​ausgleich zwischen Gemeinde, Grundeigentümer, Projektbetreiber und Anrainer geschaffen? - Das sind Fragen, auf die die Opposition keine befriedigenden Antworten bekommt. 

Was die Architektur betrifft, gilt es, Gebäude nicht größer zu machen, sondern sie auch an den Mann beziehungsweise an die Frau zu bringen. 

Der Bezirk mit der derzeit größten Geburtenrate, nämlich Donaustadt, hat schon seit langem seinen Charakter einer Gartenstadt verloren, leider auch mit Hilfe der Landes- und der Bezirks-ÖVP. Mit der schon längst überfälligen U 2-Verlängerung sind neue städtebauliche Verdichtungswellen geplant. Keine U-Bahnstation ohne Trabantensiedlung oder Shopping City? - Nein, danke, sagen die Wiener Freiheitlichen! 

Im Wesentlichen geht es besonders in Nordteilen der Donaustadt, Aspern und Eßling, um eine zielführende, maßvolle Verbauung, um sinnvollerweise den noch ländlichen Charakter zu erhalten und eine städtebauliche Harmonie mit dem angrenzenden Nationalpark zu erwirken. Betriebsansiedlungen, Wohn- und Erholungsflächen, also ein maßvoller, sinnvoller Nutzungs-Mix, wären für das noch immer brachliegende Flugfeld Aspern ein guter Vorschlag. Immerhin sprechen wir hier von einem Gebiet mit der Größe von 1,7 Millionen Quadratmetern. 

Opel Austria, am ehemaligen Flugfeld Aspern angesiedelt, zählt bereits seit vielen Jahren zu einem der größten Arbeitgeber der Donaustadt. Knapp über 2 000 Mitarbeiter pendeln täglich in den nicht gerade mit bester Infrastruktur gesegneten Bezirk. Um die Pendlerströme zu verringern, sollte sich die Stadtplanung überlegen, einen Großteil der Beschäftigten mit ihren Familien zur Ansiedlung in den unmittelbaren Nahbereich der Firma Opel Austria zu bewegen. Attraktive Wohnmöglichkeiten am Flugfeld Aspern, U-Bahnanschluss, Betriebsansiedlungen und Erholungsflächen wären ein sinnvoller Nutzungs-Mix, der auch mit den Plänen des WWFF in Einklang zu bringen wäre. 

Für eine unglaubliche Ignoranz der Stadtplanung halte ich die beharrliche Weigerung, die kostbaren, salzhaltigen Thermalquellen unter dem Flugfeld Aspern zu nutzen. Es ist eine langjährige Forderung der Wiener Freiheitlichen, diese salzhaltigen Thermalquellen unter dem Flugfeld Aspern zu fördern und diese natürliche Ressource für die gesundheitlichen und wirtschaftlichen Zwecke zu nutzen. (Beifall bei der FPÖ.) In 2 500 Meter Tiefe befinden sich Heißwasservorkommen von großer Mächtigkeit, die bei ihrem Austritt 120 Grad mit einer Schüttung von über 1 Million Liter pro Tag aufweisen. Expertenberichten zufolge fördert sich durch den enormen Druck die Quelle selbst, also artesisch, und ist vergleichbar mit der Solequelle Bad Hall. In Zusammenarbeit mit Ärzten und Pharmafirmen könnte Tausenden Neurodermitis- und Psoriasis-Kranken geholfen werden, und es könnte all denjenigen geholfen werden, für die die Kuraufenthalte am Toten Meer unerschwinglich sind. 

Daher bringe ich jetzt folgenden Beschlussantrag ein. Er lautet: 

"Es möge eine mögliche Nutzung der Thermalwasserquelle unter dem alten Flugfeld Aspern sowohl für Heizzwecke als auch für die Errichtung eines Gesundheits- und Freizeitzentrums in die zukünftigen Planungen mit einbezogen werden. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr beantragt." (Beifall bei der FPÖ.)

Aber ich fürchte, all das interessiert die Stadtplanung und vor allem die Mächtigen der Wirtschaft nicht. So beteiligt sich der WWFF zu 60 Prozent an den Auftragsvergaben bei einer Gesamtsumme von 330 000 EUR zur Erstellung eines so genannten Masterplans Flugfeld Aspern. In diesem Masterplan steht: "Die empfohlenen bedeutsamen Verkehrsprojekte werden den 22. Bezirk und damit das Flugfeld Aspern deutlich aufwerten." So steht es in dem Antrag, und wir wissen, es ist natürlich die S 1-Durchfahrungsvariante und nicht die von uns geforderte Nordostumfahrung gemeint. 

Weiters soll eine Ideensammlung mit BürgerInnen veranstaltet werden - das wäre ja nicht schlecht, wenn es wahr ist -, und aufgrund einer internationalen Interessentensuche soll ein nicht offener Wettbewerb mit fünf bis sieben ausgewählten TeilnehmerInnen stattfinden. Der Masterplan soll als Leitfaden für die künftige Entwicklung des Flugfeldes erarbeitet werden. Nun ja, wir werden sehen, was dabei herauskommt. 

Im letzten Gemeinderatsausschuss wurde dieser Antrag mit den Stimmen von SPÖ und ÖVP beschlossen - ein nicht nachzuvollziehender Hüftschuss, wie ich meine. Und so schnell, wie hier agiert wird, so durchsichtig ist auch die Intention. Der Masterplan basiert nämlich auf der Annahme, dass die von StR Schicker bevorzugte, innen liegende S 1-Variante direkt zu dem vom WSF geplanten Shopping-Tempel Nordost geführt wird. Aber nichts ist fix, meine Damen und Herren, die Trassenführungen werden ja noch geprüft, und die Bürger haben hoffentlich auch noch ein Wörtchen mitzureden. 

Da helfen auch alle Beeinflussungsversuche seitens der Stadtplanung nicht, Beeinflussungsversuche in Form eines sündteuren Folders, der in Donaustadt verteilt wurde (GR Johann Römer: Schön bunt!), wobei ja nicht alle Donaustädter Bürger so privilegiert waren und diesen Folder auch erhalten haben. Es steht zwar "Nordostumfahrung Wien" drauf, aber Sie wissen: Nicht überall, wo Nordostumfahrung draufsteht, ist auch Nordostumfahrung drinnen. In Wahrheit wird die Innenvariante hier als die beste gepriesen, auch wenn - man gibt es da zu - diese innen liegende Variante um satte 1,8 Milli-onen EUR teurer als die außen liegende Variante ist. Und das wird den Bürgern gar nichts ausmachen: Von 3 300 betroffenen Einwohnern sind ja, heißt es hier in dem Prospekt, nur 2 600 von den Bauarbeiten betroffen - so einfach geht das -, und die Außenvariante ist ja nur schlecht! So geht eben die Beeinflussungsmaschinerie vonstatten: erst die SUPer NOW, dann gibt es ein paar Bürgergespräche, dann kommt der Masterplan, dann kommt dieser Prospekt. Wir werden sehen, was dann tatsächlich herauskommt.

Jetzt noch ein Wort zur ÖVP, die leider überhaupt nicht mehr vorhanden ist, aber das macht nichts. (Zwischenruf des GR Mag Wolfgang Gerstl.) Entschuldigung, Kollege Gerstl ist da. (GR Heinz Christian Strache: Einer für alle!) Aber Sie wollte ich eigentlich gar nicht, ich wollte ein paar Worte an Kollegen Robert Parzer richten. Ich schätze Kollegen Parzer aus dem 22. Bezirk sehr - er weiß das -, aber ich glaube, dass ihm in dieser Hitze des Sommers einige Dinge im Bezirk Donaustadt unterlaufen sind. Er hat nämlich in einer Bezirkszeitung gegen Gettos und Autochaos gewettert, und ich bin ihm an sich dankbar, dass er da freiheitliche Forderungen anführt. Er fordert an und für sich auch ein Viertel vom Wiener Budget für Donaustadt; ich weiß nicht, ob er das bekommen hat, da müssen wir den StR Rieder fragen. Dann fordert er: "Weg mit den 160 000 Autos, die täglich durch Donaustadt donnern!"; das ist auch in Ordnung. Und er fordert ganz vehement eine Nordostumfahrung. 

Ja, sage ich, lieber Robert Parzer, das ist alles wunderbar! Nur würde ich dich bitten ... (GR Johann Römer: Er ist leider nicht da! - GR Kurth-Bodo Blind: Er kann es ja nachlesen!) Das macht nichts, vielleicht richtet es ihm Kollege Gerstl dann aus, und er kann es ja auch nachlesen. Vielleicht sieht er auch über Internet zu und ist schon zu Hause. Ich würde Robert Parzer bitten, ehrlich zu sein und auch in seiner Bezirks-ÖVP den Mut dazu zu haben. Er soll nämlich doch zugeben, dass er für eine Betriebsansiedlung auf dem alten Flugfeld Aspern ist. Er soll ja dazu sagen, dass er mit der SPÖ auf Bezirksebene noch immer in Koalition steht, denn die ÖVP stimmt jedem Bezirksbudget und jedem Rechnungsabschluss zu. Er soll auch zugeben, dass er im Bezirk vehement für eine Nordost-Durchzugsvariante ist. (Beifall bei der FPÖ.)

Aber wie auch immer - bei allem, was derzeit auf Stadtplanungsebene passiert, liegt die ÖVP eben noch immer mit der SPÖ in einem Bett. Vielleicht liegen beide noch im Winterschlaf und haben nicht mitbekommen, dass die SPÖVP-Koalition schon lange der Vergangenheit angehört. (Beifall bei der FPÖ.)

Wenn also der beschlossene Masterplan Flugfeld Aspern schon die Basis für die künftigen Flächenwidmungs- und Bebauungspläne sein soll, so soll dann auch ein Thermen- und Wellness-Center in die Überlegungen mit einbezogen werden, damit man nicht nur die Kaufkraft, sondern auch die Gesundheit stärkt. Denn die ist bekanntlich nicht mit Geld zu bezahlen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster zum Wort gemeldet ist GR Mag Schieder. Ich erteile es ihm.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das Budget, das die Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr betreut und zu verwalten hat, ist in der einen Linie vor allem ein stark investitives Budget, weil viele Budgetposten direkt in die Investitionen fließen. Wenn man sich das herausrechnet, sind das 673 435 100 EUR, wovon weit über 50 Prozent direkt nachfragewirksame Ausgaben sind. Hier zeigt sich klarerweise auch, dass die Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr über die Straßenerhaltung und viele andere Projekte auch ein Arbeitsplatzerhalter und ‑schaffer ist, und in dem Sinne auch ein Konjunkturstimulator, wie wir es auf anderer Ebene - so viel sei zu Frau Kollegin Trammer gesagt - ja durchaus vermissen. 

Im vorigen Budgetvoranschlag - also im heurigen Jahr - war der Masterplan Verkehr quasi der Schwerpunkt im Stadtentwicklungsressort. 2004 wird der Beginn des Stadtentwicklungsplanes 2005, also des STEP 05, sein. 1994 war der letzte STEP, so ist es zehn, mitunter elf Jahre später durchaus sinnvoll, sich einige Fragen wieder anzuschauen. Im Unterschied zum letzten STEP stellen sich manche Fragen jetzt wesentlich konkreter, und es sind auch die verschiedenen Parameter mitunter besser abschätzbar, wie etwa die Quantifizierung der Bevölkerungsentwicklung, die Abschätzung der Verkehrsströme und die Einschätzung der stadtökonomischen Erfordernisse. 

Stadtentwicklung erfolgt aber nicht im luftleeren Raum, sondern steht auch unter dem Einfluss von globalen und europäischen Trends. Dazu gehört alles, was sich tut im Bereich der Arbeitsbedingungen und der Arbeitsverhältnisse, der wirtschaftlichen Organisationsformen, der Kommunikation - sowohl im Stellenwert der Kommunikation in der Gesellschaft als auch darin, wie sie funktioniert und welche infrastrukturellen Erfordernisse sie hat - und des Konsumverhaltens, das sich laufend verändert. Auch das Freizeitverhalten, die Freizeitbedürfnisse und die Mobilität sind Faktoren, die nicht nur von Wien her zu beeinflussen sind, sondern die auch globalen Trends unterliegen und daher auch in einem Stadtentwicklungsplan mitbedacht gehören. 

Wie gesagt, es verändert sich nicht nur die Wirtschaft - unter dem Stichwort Globalisierung kennt dann jeder diese Entwicklungen und Veränderungen der Wirtschaft -, sondern es verändern sich darüber vor allem auch die Lebensverhältnisse der Menschen, der BewohnerInnen einer Stadt. Darum geht es ja auch, darauf Antworten zu suchen und mitunter auch zu finden. Es ist aber auch, glaube ich, in Zeiten, die dermaßen vernetzt sind, nicht immer möglich, eine allumfassende, allgemein gültige, sofort umsetzbare Antwort zu finden. Oft ist schon mit der Problemanalyse viel getan. Jedenfalls gilt es, Handlungsspielräume, die ja durch Veränderung auch entstehen, als Chancen für die Städte zu erkennen und durch die Stadtentwicklung nutzbar zu machen sowie Probleme und negative Entwicklungen nach Möglichkeit abzufangen und zu verhindern. 

Der Stadtentwicklungsplan ist klarerweise primär eine räumliche Strategie. Er ist ein Plan, nicht so konkret wie ein Flächenwidmungsplan, sondern ein übergeordneter Entwicklungsplan. Aber trotzdem gehört auch Stadtentwicklungspolitik auf Vorausschau und auf Ziele aufgebaut. Ich glaube, das hauptsächliche Wiener Ziel ist die integrierte Stadt. So gilt es unter dem Schlagwort integrierte Stadt insbesondere die soziale Durchmischung zu fördern und zu unterstützen. Es gilt abgewohnte und schlechte Quartiere zu durchmischen und zu verbessern - Stichwort zum Beispiel Gürtel. Dort ist es in Wien durchaus gelungen, ein zartes Pflänzchen immer mehr zum Wachsen zu bringen, und ich möchte zwar nicht sagen, dass diese Pflanze inzwischen wuchert, aber der Gürtel gedeiht bestens und ist inzwischen wiederum ein pulsierender Ort von Urbanität und von städtischem Leben geworden. 

Wir brauchen eine Stadt, die darauf achtet, dass die schönen, guten Lagen am Stadtrand und in der City, die Grünlage und die noble Innenstadtlage, nicht allein den Superreichen zugänglich sind, sondern dass es auch in diesem Sinn eine Durchmischung gibt: dass es sozialen Wohnbau auch am Stadtrand gibt, in der Grünlage, auf den Hügeln der Stadt, wo sonst nur die Reichen wohnen, dass es auch Gemeindebauten in der inneren Stadt, sodass es eben eine soziale Mischung und nicht, wie in anderen Städten, die Gettos der Reichen mit einem Zaun gibt, in welche keiner mehr hineinfahren darf, weil sie sich vor der Armut draußen so sehr fürchten, und die Gettos der Armen und die Slums auf der anderen Seite. Diese soziale Durchmischung ist in Wien extrem gut gelungen, da kann fast keine andere Stadt mithalten. Auch die französischen Verhältnisse zeigen, dass dort die Vorstädte mitunter durchaus verwahrlost sind. Da haben wir in Wien einen guten Stock, auf dem wir aufbauen und den wir natürlich auch in diesem Sinne schützen müssen. 

Eine integrierte Stadt, das heißt aber auch, auf die funktionale Entflechtung, die teilweise durch ebendiese ökonomischen Veränderungen stattfindet, zu reagieren. Es gibt immer stärker eine ökonomische Tendenz, irgendwo riesige Verkaufsflächen zu schaffen und Einheitsnutzungen - hier verkaufen, dort wohnen; hier Industrie, hier Arbeiten und diese Dinge, dort Freizeit und Kultur - zu schaffen. Auch da geht es darum, dass Durchmischung möglich ist und all die Funktionen, die eine Stadt haben muss, nach Möglichkeit durchmischt sind: Arbeiten, Wohnen, Freizeit und auch Erholung. Das ist auch aus Sicht der Umweltverträglichkeit und im Sinne der kurzen Wege durchaus sinnvoll. 

Da Wien einen hohen Anteil von Über-Sechzig-jährigen hat - jeder dritte Wiener oder Wienerin ist ja über 60 Jahre alt -, braucht es eine hohe Dichte an Versorgungseinrichtungen, vor allem an Gesundheits- und sozialen Einrichtungen. Es braucht auch für diese Bevölkerungsgruppe - aber nicht nur für diese - den Ansatz einer Durchmischung von kleinen und mittleren Unternehmen, von Dienstleistern, von Geschäftsstraßen und all diesen Dingen. Wir stecken natürlich auch in Trends, denen man entgegenwirken kann, die wir aber vermutlich nicht komplett aufhalten können.

Stadtentwicklungspolitik ist eben auch Standortpolitik. Für Städte stellt sich oft die Frage, die von außen hereingebracht wird, die gestellt wird durch die neoliberale, am Finanzergebnis und nicht am Produktionsergebnis orientierte Investorenlogik, sprich dass Unternehmen in ihrer unternehmerischen Logik eigentlich nur noch auf ein gutes Finanzergebnis schauen, was zu dem Ergebnis führen kann, dass produzierende Firmen mitunter mehr eine Bank sind als eine Werkbank und weniger auf die Produktion achten. Shareholder Value ist zu dieser Frage das verkürzende Schlagwort. Daher gilt es, Standortpolitik zu machen, die natürlich auch der Marktwirtschaft und dem Kapitalismus entspricht, weil sonst überhaupt kein Standort vorhanden ist, aber es gilt auch, etwas entgegenzusetzen, hier zu regulieren, soziale Verpflichtungen einzumahnen und gleichzeitig Vermeidung sozialer Benachteiligung von Bevölkerungsgruppen oder Erhaltung von Lebensräumen im gleichen Ausmaß sicherzustellen.

Das Schlagwort der integrierten Stadt gilt natürlich auch im Hinblick auf die Erweiterung der EU, da ist Integration überhaupt das Mega-Schlagwort. Die EU-Erweiterung hat auch für Wien eine besondere Bedeutung. Die entscheidende Perspektive in diesem Zusammenhang ist, dass über kurz oder lang ein gemeinsamer Wirtschaftsraum entsteht. Er ist schon massiv im Entstehen, daher muss natürlich auch ein Stadtentwicklungsplan diese Fragen behandeln, Lösungen antizipieren und sich der Frage stellen. So wie wir uns im Stadtentwicklungsplan von 1994 quasi als Tor zum Osten definiert haben, so können wir elf Jahre später feststellen: Wir sind zwar Tor zum Osten, wir sind aber auch gleichzeitig Tor zum Westen, nämlich für diejenigen, die vom Osten kommen. 

Es ist dann auch immer die Frage: Was tut die Stadt im Konkreten? Über den Stadtentwicklungsplan hinaus gedacht, hat man erst kürzlich, im September, in Kittsee mit den Landeshauptleuten und Hauptleuten der einzelnen Provinzen, Regionen, Bundesländer und Länder - Südmähren, Wien, Burgenland, Niederösterreich, ungarische Komitate - eine Europaregion gegründet und den Vertrag feierlich unterzeichnet, eine Europaregion, die auch ein Meilenstein ist im Hinblick auf die Etablierung von Wien als Region und als Zentrum in Mittel- und Osteuropa, was wir, glaube ich, in vielerlei Hinsicht schon sind, als Kulturstandort sowieso, aber auch als Wissensstandort, als Cluster-Standort zum Beispiel im Biotechnologiebereich. Natürlich ist auch unsere führende Stellung bei den Umwelttechnologien durchaus hilfreich.

Eine integrierte Stadt muss aber auch im Sinne der Mobilität eine integrierte Stadt sein. Das heißt, sie muss auch eine Erreichbarkeit sicherstellen, eine breite, umweltverträgliche, sozial akzeptable Mobilität sicherstellen. Das ist in Wien mit dem dichten Netz des öffentlichen Verkehrs durchaus möglich. So ist hier nur zu erwähnen, was im nächsten Jahr noch stärker auf uns zukommt: die vierte Ausbauphase der U-Bahn, sowohl in den Süden der U 1 als auch der U 2, als auch die Planungen betreffend die U 6. Es gibt Projekte zur Erweiterung des Straßenbahnnetzes - ein Verkehrsmittel, das in Wien zum Glück wieder stark eine Renaissance feiert. Auch von diesen Entscheidungen hängen letztendlich Entwicklungschancen ab, von diesen Entscheidungen hängt auch ab, welche Gebiete man erschließt, und davon hängt auch ab, ob man dort ebenfalls die Durchmischung schafft, dass alle Möglichkeiten gegeben werden. 

Ein weiterer Punkt, der bei Stadtentwicklung durchaus eine starke Rolle spielt, aber nicht mit dem Stadtentwicklungsplan selbst zu tun hat, ist die Architektur und die Stadtgestaltung. Hier tut es mir ein bisschen Leid, dass in der Wienerstadt über alles und überall verfrüht diskutiert wird. Das ist einerseits ein Interessens- und Qualitätskriterium für die Stadt und ihre Bürger, andererseits habe ich oft das Gefühl, wir diskutieren viel zu aufgeregt, und es wird oft auch viel zu sehr über Meter und Höhenmeter und solche Fragen diskutiert und viel weniger über die Qualität von Bauten und von Architektur gesprochen. Da prallen oft Philosophien oder Dogmen aufeinander, von wegen "Nur alt ist gut!", "Nur neu ist gut!", wie auch immer. 

Ich glaube, hier ist die Qualitätsfrage herzustellen, und es muss uns auch klar sein, dass die qualitätsvolle Architektur von heute mitunter die Schutzzone von morgen sein kann. Ich glaube, dass der qualitative Ansatz auch hinsichtlich der Qualität in Wien-Mitte gezeigt hat, wie man den Weg gegangen ist, den ja Rudi Schicker stark initiiert hat, nämlich in Wien-Mitte quasi einen städtebaulichen Wettbewerb zu initiieren, sodass dort in der Jury die Qualität gesichert wurde und über diesen qualitativen Vorschlag, über den Weg der Qualität auch wieder eine Lösung zustande gekommen ist. So gilt 2004 auch die Finalisierung des Masterplans Westbahnhof als ein ebensolches Beispiel. 

Zum Schwarzenbergplatz: Ich habe übrigens nicht Kollegin Rothauer damit gemeint mit, dass die Diskussion viel zu aufgeregt und nicht inhaltsvoll ist. Ich glaube, die Kritikpunkte der Kollegin Rothauer sind durchaus wohl bedacht und zielen auch auf architektonische Qualität ab. 

Ich muss zum Schwarzenbergplatz sagen, er ist jedenfalls besser gestaltet als vorher, er wirkt aufgeräumt und klar strukturiert. Er schafft eine Verkehrsdurchflussdichte, die er vorher nicht hatte - sowohl was den Autoverkehr betrifft als auch was die Straßenbahn betrifft -, durch die Auseinandernahme der Gleiskörper von 41er und D-Wagen und hat sich dadurch verbessert. Er ist auch in der Mitte ein Platz geworden, wo er bis jetzt eine Rumpelpiste war. 

Ob alle Details jedem gefallen müssen - seien es etwa die Lampen, oder seien es die Skaterbahn-ähnlichen Ausbuchtungen am Anfang um am Ende -, das ist eine zweite Frage. Aber das sind Fragen, die man durchaus diskutieren kann, und es soll auch darüber diskutiert werden. Es muss ja nicht jeder alles schön finden, das soll auch nicht so sein. Es ist immerhin auch ein Entwurf eines Architekten. Ich muss sagen, der primäre Auftrag ist insofern erfüllt, als der Platz gegenüber dem früheren Zustand verbessert worden ist. Wir haben in Wien überhaupt ein gewisses Platzproblem, und wir haben die Angst vor dem leeren Platz. Ein Platz wie zum Beispiel die Piazza Unità d'Italia in Triest wäre in Wien nicht möglich angesichts der Diskussion, die wir schon über ganz andere Plätze haben. Denn dort ist fast gar nichts darauf, und das - irgendwie habe ich dieses Gefühl - macht dem Wiener und der Wienerin oft auch Angst.

Zum "Kunstplatz Karlsplatz", 1 000 EUR Erinnerungspost, möchte ich bei der Gelegenheit primär der Kollegin Rothauer, aber auch dem gesamten Wiener Gemeinderat Folgendes sagen. Es hat sich dort schon sehr viel getan. Der Beauftragte dafür ist nicht Klotz, sondern Deix. - Das ist der eine Punkt.

Es gibt seit 11. Oktober ein Projekthandbuch. Das ist die Form, wie man Arbeit in dem Bereich organisiert, dass man einmal alles zusammenschreibt, was zu tun ist. Es ist in kurzfristige, mittelfristige und langfristige Projekte gegliedert. Dort sind auch jene Projekte erfasst, bei denen die Finanzierungserfordernisse sehr hoch sind, sodass natürlich zuerst einmal das langfristige Finanzierungserfordernis und dann erst die Umsetzung diskutiert gehört. Es sind aber auch die Drogenfrage, die am Karlsplatz leider noch immer eine Rolle spielt, die Straßenoberfläche, die Verkehrsführungen, die Grünflächen, der Resselpark und Kunsteinrichtungen in dem Projekthandbuch thematisch bearbeitet worden. Es ist umsetzbar und finanziert, und es wird jetzt auch umgesetzt. Ich werde gleich dazusagen, bis wann das geschehen wird, dann ist auch das sozusagen dingfest gemacht.

Von dem Streetwork Center mit 350 Quadratmetern ist geklärt worden, wo es sein wird und wie es bezahlt wird - das heißt, bezahlt wird es mit Geld, aber es ist die Finanzierung gesichert. Es ist geplant, dass es bis 2005 fertig sein wird. Die Polizei mit dem transparenten Wachzimmer und dem Kriseninterventionszentrum - dabei ist allein schon das Zusammenführen von Kriseninterventionszentrum und Wachzimmer ein gewisser Meilenstein in der Entwicklung, weil die bis jetzt nicht unbedingt immer zusammenkommen wollten, obwohl es durchaus sinnvoll ist, dass sie zusammen sind -, was ein Ausmaß von 400 Quadratmetern umfasst, wird hoffentlich bis Ende 2004 bereits fertig sein. 

Die Passagen im U-Bahnbereich werden innen komplett erneuert. Das ist ein Projekt, das 5,2 Millionen EUR kosten wird, und es wird 2004, 2005 erledigt sein.

Dazu möchte ich weiters sagen, dass die zwei Bezirke, die es primär betrifft, nämlich der 1. und der 4., eingebunden sind, und sie sind natürlich auch bei diesen magistratsinternen Erhebungen beteiligt gewesen. 

Alle anderen Dinge, die ich jetzt nicht erwähnt habe, betreffen mehrere Geschäftsgruppe, mehrere Einheiten, nicht nur die Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr, sondern auch die Wiener Linien, und selbstverständlich ist die Kunst stark involviert und beim Kunstplatz Karlsplatz auch dadurch namensgebend, dass dort sehr viele Kunsteinrichtungen vorhanden sind. Da sind mitunter natürlich auch Private gefragt, gefordert und betroffen. So gesehen ist auch klar, dass sich das nicht auf einen Blick schnell im Budget finden lässt. 

Ich möchte auch noch erwähnen, was ebenfalls ansteht und kommt: der Praterstern, die Erneuerung der Fußgängerzone Favoritenstraße, der Vorplatz Schönbrunn - Schlossbrücke, der ganze Bereich, der auch mehrere Bezirke betrifft, 12, 13, 14 und 15. Es sind dies nur einige Projekte, die quasi auch in gestalterischem Sinne neue Qualität mit sich bringen. Darüber hinaus gibt es das fünfte Plätze- und Orte-Programm, das allerdings sehr stark mit den Bezirken abzustimmen ist und auch von den Bezirken getragen werden wird.

So gesehen, möchte ich nun zurückkommen zu der These der integrierten Stadt und sagen, dass das auch im Bereich der Architektur ein bewährter Weg in Wien ist, jener der integrierten Stadt, nämlich dass wir inzwischen qualitätsvolles Altes neben qualitätsvollem Neuen in der Stadt zu sehen bekommen, dass aber auch Architektur nicht nur von einzelnen Wirtschaftssektoren getragen wird, sondern dass der Wohnbau und der soziale Wohnbau ein Träger von moderner Architektur ist, dass es die Wirtschaft mit ihren Bürobauten ist und dass es auch Infrastrukturbauten, Verkehrsbauten und andere Bauten in Wien sind. Das halte ich auch für durchaus sinnvoll, dass man hier einen integrierten Ansatz wählt und nicht nur sagt: Das ist ein Infrastrukturbau, der braucht keine schöne oder vernünftige Architektur zu haben, weil er hauptsächlich funktionell sein muss; und das ist ein Wohnbau, der nur billig sein muss, aber nicht architektonisch. In Wien ist es zum Glück möglich, dass man zum Beispiel zu vernünftigen Preisen im Rolls-Royce der modernen Architektur wie Jean Novelle, Coop Himmelb(l)au und vielen anderen leben kann, und das im sozialen Wohnbau! (Beifall bei der SPÖ.)
Damit hat auch zu tun, dass ich nun einen Antrag einbringen möchte, den alle Parteien gemeinsam stellen:

Dieser Antrag betrifft die Bau- und Vergabekultur. Es geht darin auch um die Rolle der Stadt als Nachfragerin und Auftraggeberin, darum, dass sie besonderes Interesse an Qualität hat, dass hier laufend evaluiert werden soll und dass die Vergabepraxis dieser Evaluation unterzogen werden soll. Es soll auch eine Arbeitsgruppe und ein regelmäßig stattfindendes Symposium geben. 

Ich darf einmal diesen Antrag einbringen. (Der Redner überreicht den Antrag der Vorsitzführung.)
Zum Abschluss möchte ich nochmals auf den Stadtentwicklungsplan 05 zurückkommen, weil er in der nächsten Zeit wirklich einer der Schwerpunkte der Stadtentwicklungspolitik im Großen sein wird. Es ist dies nicht nur hinsichtlich der planerischen und stadtentwicklerischen Ausrichtung ein integrativer Ansatz, sondern das gilt auch für die Erarbeitungsmethode, die nicht nur Studien und Expertisen, Auswertungen, Berechnungen und Fachdiskussionen - von denen schon einige stattgefunden haben - vorsieht, sodass nicht nur ein magistratsinternes Stadtentwicklungsplan- beziehungsweise STEP-Team gebildet wird, sondern auch ein starkes Element des Dialoges auf breiter Basis enthalten ist: mit der Bevölkerung, mit Fachgruppen - jetzt nicht im Magistrat, sondern außerhalb des Magistrats -, mit Betroffenen vor Ort, mit Interessierten an Planungsfragen sowie mit Interessieren an anderen Fragen, die auch mit Planung zu tun haben, wie etwa Stadtsoziologen und Stadtökonomen und allen diesen Bereichen. 

Ich halte es für wichtig, dass, wenn man von einer integrierten Stadt spricht, alle einzelnen Ansätze diesem generellen Ansatz folgen. Noch einmal möchte ich betonen, es ist auch beim Stadtentwicklungsplan inhaltlich das Wichtigste, dass uns die Entwicklung der Stadt nicht auseinanderdriftet und die Stadt nicht in unüberwindbare Teile zerstückelt wird - sodass es dann nicht eine Stadt ist, sondern ein Haufen von vielen Teilen -, sondern dass auch im Bereich der Stadtentwicklung durch die Durchmischung eine Stadtentwicklung im Interesse aller BewohnerInnen und damit auch der Gesamtheit der Stadt gewährleistet wird, in der Vergangenheit, und mit dem Stadtentwicklungsplan auch in der Zukunft. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Mag Maresch gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Wenn man sich den Kollegen Schieder anhört, denkt man sich natürlich: alles super, paletti, oder wie auch immer; natürlich, denke ich mir, muss das gut sein. (GRin Barbara Novak: Was unterstellen Sie da?) Alles ist super, wenn es stimmt. (Zwischenruf der GRin Mag Sonja Wehsely.) Na gut, dann fange ich mit etwas Positivem an und sage dann noch ein bisschen etwas anderes, okay? Das darf ich aber schon, weil ja die Opposition hie und da ein bisschen kritisieren darf. Ob sie damit durchkommt ... (GRin Mag Sonja Wehsely: Immer!) Wunderbar, das wollte ich nur zunächst einmal klargestellt haben. 

Fangen wir mit dem Positiven an. Agenda 21 gibt es in Wien, ein rot-grünes Projekt, das es mittlerweile in fünf Bezirken gibt, im 5., im 7., im 9., im 15. und im 22., und demnächst auch im 23. Ich habe es eigentlich sehr schade gefunden, dass die Bezirksvorsteherin des 8., Frau Kostal, das eigentlich nicht gewollt hat. Obwohl es sogar einen einstimmigen Beschluss der Bezirksvertretung gegeben hat, ist sie dem Projekt nicht nahe getreten. Vielleicht hat sie gewusst, warum; wir wissen es nicht, sie hat es uns auch nicht gesagt. 

Immerhin, muss man sagen, investiert die Stadt in das Projekt eine dreiviertel Million EUR, früher rund 10 Millionen ATS - damit man ungefähr ein Gefühl dafür hat, wie viel das ist. Interessant wird es allerdings bei diesem Bürgerbeteiligungsverfahren, und da erhoffe ich mir schon sehr, dass diese Bürgerbeteiligung auch Teil des STEP sein wird, dass die Bürger nicht nur ein bisschen befragt werden wie bei "Mobil in Wien" und dann vielleicht doch etwas anderes gemacht wird. Ich würde mir das durchaus so vorstellen, dass Agenda 21 oder das Grätzelmanagement in allen 23 Wiener Bezirken eine feine Sache wäre. Allerdings werden die 0,74 Milli-onen EUR dafür nicht ganz ausreichen. Ganz im Gegenteil, wenn man bedenkt, dass die einzelnen Vereine beziehungsweise auch der zentrale Verein immerhin damit leben muss, dass die Bundesregierung die Posttarife hinaufgeschnalzt hat, so weiß man, wie teuer das werden kann. 

Einen kleinen Wermutstropfen gibt es schon bei der Agenda 21. Ganz konkret hatte ich im 9. Bezirk letztendlich die Frage gestellt. Was passiert eigentlich, wenn die Bürger etwas anderes als der Bezirk wollen? Bei der relativ großen Freifläche der Sensengasse gibt es moderierte Gespräche, und da werden die Bürger eigentlich ein bissen niedermoderiert. 

Wenn der Bund, in dem Fall die Bundesimmobiliengesellschaft, Widmungsgewinne von rund 200 Milli-onen ATS bekommt, dann stellt sich natürlich nicht nur in der Sensengasse, sondern auch an anderen Stellen die Frage - und das wäre eine Frage, die der STEP vielleicht klären sollte -: Was passiert mit Widmungsgewinnen in der Stadt, wenn zum Beispiel eine Firma zufälligerweise dem Staat gehört? Wer weiß, wie lange noch die BIG dem Staat gehört! Das weiß man nie so genau, das ist allerdings da die richtige Adresse. Was passiert dann damit? Im Moment gar nichts, weil die Widmungsgewinne einfach eingestreift werden.

Damit bin ich jetzt schon beim Zahlenvergleich. Gestern hat sich beim Budget herausgestellt: für die Agenda 21 eine dreiviertel Million; für Parkgaragen in Wien 22,9 Millionen EUR. Das ist schon ein bisschen eine Differenz zwischen Bürgerbeteiligung und, sagen wir einmal, Autobeteiligung, das ist eine Differenz von immerhin 22,15 Millionen EUR. Nicht schlecht, wenn man sich das so überlegt!

Andererseits erlebe ich bei der Parkraumbewirtschaftung immer wieder ganz interessante Überraschungen. Es hat eine Idee gegeben, die ich sehr, sehr begrüße, nämlich die Idee, rund um die Stadthalle ein Versuchsprojekt zu starten: weg von der klassischen Parkraumbewirtschaftung, hin zu einem, wenn man so will, Landesgesetz! Dieses Landesgesetz erlaubt es, damit ein bisschen differenzierter umzugehen.

In anderen Städten ist es so: Fährt man in die Stadt hinein, dann zahlt man drinnen mehr als draußen. Das macht auch Sinn, denn warum soll jeder bis ins Zentrum fahren? Es gibt intelligentere Fortbewegungsmittel, vor allem in der Stadt - das hat Kollege Chorherr ohnehin schon ausgeführt -, nämlich den öffentlichen Verkehr. Das wäre doch nett!

In Wien ist es im Moment nicht so. Fachleute der Stadt Wien sagen immer: Parkraumbewirtschaftung oder Parkraummanagement, das ist das Tool, mit dem man in Wien den Verkehr in den Griff bekommen wird. Im Moment nicht! Denn im Moment ist es so, dass die Ausweitung auf 22 Uhr, die sehr viele Innenstadtbezirke fordern, nicht kommt oder zumindest noch nicht kommt. Manche Bezirke wollen es bis 24 Uhr, und manche Außenbezirke wie der 15. haben zumindest einen Mehrheitsbeschluss in der Verkehrskommission gefasst, aber dann nichts bekommen. Und auf das Landesgesetz warten wir auch noch. Ich denke mir, die Zeit vergeht, und der Verkehr wird mehr: 29 Prozent in den letzten zehn Jahren, ist im neuen Verkehrskonzept gestanden! Das ist ganz schön viel, aber nichts passiert. Das nenne ich letztendlich Verkehr verwalten. 

Die ÖVP hat eine bessere Idee gehabt und hat vorgeschlagen, die Südosttangente aufzustocken, wie das in Amerika geschieht. Aber wo die Autos dann von der aufgestockten Südosttangente hinfahren, hat sie uns nicht gesagt. Kollege Gerstl spricht immer vom Cable Liner, Seilbahnen für Wien ist sozusagen seine Devise an allen Ecken und Enden, im 13. Bezirk, im 14., wahrscheinlich auch im 23. und vielleicht sogar in Floridsdorf - was weiß man! (GR Mag Wolfgang Gerstl: ... Floridsdorf, Donaustadt!) Ja, genau, einen Cable Liner statt der Nordostumfahrung - super, machen wir einen Cable Liner! (GR Mag Wolfgang Gerstl: Nicht statt - plus!) Oder: Besichtigen Sie die Nordostumfahrung vom Cable Liner, wäre eine gute Idee, nicht? Schon super, und das sozusagen zum Ortstarif!

Aber okay, jetzt kurz einmal weg davon. Kollege Gerstl ist ja ein bekannter Verkehrspolitiker, er hat mich einmal mit einem unheimlich knalligen Satz in der Parkraumbewirtschaftungskommission richtig baff gemacht. Nachdem ich gesagt hatte, es wäre beim Verkehr doch auch die Luftgüte zu berücksichtigen, es wäre sozusagen das, was herauskommt - Dieselruß, NOx und letztendlich das Produkt Ozon -, zu berücksichtigen, hat er mir knallhart entgegengeworfen: Wir sind nicht im Umweltausschuss, wir sind in der Verkehrskommission, oder eben in der Parkraumbewirtschaftungskommission! 

Kollege Gerstl! Da denke ich mir schon: Vernetzt denken ist die Devise! Auch im neuen Verkehrskonzept gibt es am Anfang einen Abschnitt, in dem es um Umweltmaßnahmen und um Lebensqualität geht. Da wird uns prognostiziert: Der Verkehr muss weniger werden, die gefahrenen Kilometer müssen weniger werden, die Ozonwerte müssen eingebremst werden, und das Kyoto-Ziel muss endlich erreicht werden. Aber der Verkehr steigt! Kollege Schicker hat es bei der SUPer NOW-Präsentation in der Donaustadt durchaus zugegeben: Kyoto - das gilt eben nicht für die Nordostumfahrung, was sollen wir machen! Wir haben sozusagen eine exemte Geschichte: In ganz Österreich muss um 13 Pro-zent reduziert werden, aber nicht in der Donaustadt. Ob sich das ausgeht, ist eine Frage. 

Jetzt noch einmal zu "Verkehr verwalten statt Verkehr vermeiden"; es kommt mir ein bisschen so vor, dass das die Devise ist. Vor kurzem habe ich in den Zeitungen eine große Schlagzeile gelesen: "Drei Landeshauptleute gegen die Transitlawine". Das waren nicht Salzburg, Kärnten - man weiß, der Kärntner - und Tirol, sondern es waren Nießl, Pröll und unser Bürgermeister. Wenn man ein bisschen weitergelesen hat, wo der Verkehr vermieden werden soll, ist dort gestanden: rund um den Neusiedler See. Nicht schlecht, als Ex-Burgenländer aus Eisenstadt freut mich das: rund um den Neusiedler See weniger Verkehr, wunderbar!

Wenn man sich aber gleichzeitig überlegt, dass die drei Herren recht lustig an einer PPP arbeiten - Frau Trammer hat ja vorhin davon gesprochen, dass man das ein bisschen forcieren muss, Public Private Parntership, und schon haben wir morgen die Autobahn -, dann überlege ich mir schon Folgendes: Herr Pröll baut, wenn ich mich nicht irre, eine Schnellstraße durchs Marchfeld, und zwar von Marchegg nach Deutsch-Wagram, diese nennt sich B 8a, wenn ich mich nicht täusche. Das steht noch nicht im Generalverkehrsplan, aber sie arbeiten daran.

Zweite Strecke: Damit wir im nördlichen Niederösterreich ein bisschen zum Spatenstechen kommen, kriegt jeder Bürgermeister eine Auffahrt und ein kleines Gewerbegebiet versprochen, und schon sind alle für die A 5, die noch im Jahre 1999 unter Verkehrsminister Einem als nicht notwendig bezeichnet wurde. Ja, die Zeiten ändern sich, und schon brauchen wir es, schon wird es gebaut. 

Gleichzeitig erfolgt parallel, damit sich sozusagen die öffentlichen Verkehrs-Freaks nicht irgendwie kränken, in Wolkersdorf ein Spatenstich zum Ausbau der Schnellbahn. Wenn man allerdings genau recherchiert, sieht man, dass es auch schon vor vier Jahren einen Spatenstich gab, und zwar ebenfalls in Wolkersdorf, für dieselbe Schnellbahn. Wunderbar, vielleicht gibt es heute in vier Jahren wieder einen Spatenstich für dieselbe Schnellbahn. Das Problem ist nur, dass in Wolkersdorf die Taferln so schnell vergrauen; das heißt, man muss dann relativ rasch die Tafel für die S 2 nach Mistelbach erneuern. 

Nun aber zurück, jetzt gehen wir weiter in dieser Liste. Wir haben ja noch eine Autobahn, die uns auch beschäftigen wird - neben der S 1, die rund um Wien führt, aber auf diese werde ich noch zurückkommen -, und zwar eine Autobahn direkt nach Znaim, auch verbunden mit diesem berühmten Outlet. Jetzt ist Frau Kollegin Rothauer nicht da; es gibt nämlich nicht nur das Outlet in Leobersdorf und das Outlet in Parndorf, sondern auch das Outlet in Hate an der Grenze, dort, wo die Leute immer Zigaretten einkaufen gegangen sind und sie heimlich - Kofferraumimporte nennt man das - nach Österreich gebracht haben. Dort kommt ein veritables Outlet hin, "Disney World", "Excalibur City" und wie all das Zeug heißt. So ist man dann schneller dort - und natürlich auch unser Geld!

Zu diesem Punkt komme ich jetzt. Vor kurzem habe ich in den "Salzburger Nachrichten" einen interessanten Artikel gelesen über eine Presseaussendung von Herrn Walter Nettig. Er spricht davon, dass derzeit in Wien Einkaufszentren mit einer Gesamtverkaufsfläche von 300 000 Quadratmetern geplant sind. Wenn man bedenkt, dass die Shopping City nur 120 000 Quadratmeter hat, ist das ein ganz schönes Ansinnen, und auch, wenn man sich überlegt, dass dann in der Donaustadt und in Floridsdorf, sozusagen an den Stadtgrenzen - und Gerasdorf hat ja schon gewidmet, an der so genannten Speckgürtel-Variante, aber darauf werde ich noch zurückkommen -, die Widmungen für neue Einkaufszentren kommen. 

Das müssen Sie sich vorstellen: Gerasdorf ist im Gegensatz zu dem, was der Name sagt, kein Dorf, sondern interessanterweise eine Stadt, dort wohnen schon sehr viele Wiener und fahren jeden Tag mit dem Auto nach Wien. In Gerasdorf - und nichts gegen die Gerasdorfer - werden sie sich bald über Einnahmen freuen, und in Floridsdorf Am Spitz werden dann alle Geschäfte mit Brettern zugenagelt, damit man dort nicht mehr einkaufen kann oder will, weil einfach der Euro sozusagen dort hinauswandert. 

Das Gleiche wird auch an anderen Stellen passieren. Die größte Angst der Stadt Wien besteht darin, dass das Geld und die Nahversorgung ins Umland verschwinden und dann die Wiener und Wienerinnen beim Ikea 3 oder 4 - oder was auch immer - ihre Möbel oder alles Mögliche andere abholen. Das muss man sich vorstellen: In der Donaustadt wird es dann so sein, dass man, wenn man ein Werkzeug braucht, dieses nicht mehr in der Donaustadt oder im Donauzentrum einkauft, sondern dann fährt man hinaus und kauft es eben dort ein. Macht nichts - das Geld ist dann in Niederösterreich und bleibt auch dort. 

Aber jetzt noch einmal zurück zum Ozon und zu den Stickoxiden. Keiner weiß, was man da tun soll. Das Problem besteht in Wirklichkeit darin - und ich habe das gestern schon gesagt -, dass in Österreich heuer im Sommer 36-mal die Informationsschwelle erreicht wurde. Das klingt ein bisschen verschämt, früher hat es Vorwarnstufe geheißen. Diese lag zwar ein bisschen höher, aber Vorwarnstufe klingt nach Warnung. Jetzt klingt es danach: Oh, da bekomme ich die Information, dass die Luft nicht so gut ist. - Aber in Zukunft wird es, wie gesagt, noch mehr werden, weil der Verkehr rasant zunimmt.

Was passiert jetzt da? Wir haben es in Transdanubien - und davon rede ich jetzt - im Grunde genommen mit derzeit 2 Prozent Transit und hauptsächlich hausgemachtem Verkehr zu tun. Mit Kollegen Reiter habe ich immer wieder dieselbe Diskussion, ich sage ihm immer, er soll sich doch einmal an der Brünner Straße hinstellen und schauen, welche Autos dort fahren. Die meisten Kennzeichen sind Gänserndorfer, Mistelbacher und vor allem Wiener Kennzeichen, es gibt kaum ausländische LKW. Warum sollen die Wiener, wenn sie vom Spitz über die Donau fahren wollen, die Nordostumfahrung benützen? Das wird niemand tun, und die Mistelbacher, die dann nicht mehr mit der Schnellbahn kommen, werden sich alle zur S 2 hineinstellen in die Donaustadt und in Eßling oder rund um die Leopoldau mit den Wienern um die Parkplätze raufen. 

Das Problem ist dann: Was tue ich dort? - Ich habe also mehrfach das Problem: auf der einen Seite die Zersiedelung, weil die Leute dann im Umland wohnen werden; weiters eine schlechtere Lebensqualität in der Donaustadt und in Floridsdorf, weil die Menschen, die sich dort angesiedelt haben, unter dem Haus, neben dem Haus, auf der linken oder der rechten Seite oder hinter dem Haus eine Autobahnausfahrt, ‑abfahrt oder sonst etwas bekommen, vielleicht eine kleine Schnell-straße, die tut's ja auch. Es ist also mit der Lebensqualität ein bisschen vorbei. 

Dann habe ich noch ein wahres Kleinod, den Nationalpark! Aber dem Nationalpark versucht die SPÖ eine richtig schöne Fassung zu geben. Normalerweise sagt man, ein Edelstein braucht eine Fassung. Dort gibt es eine Asphaltfassung: auf der einen Seite die A 22.

Auf der anderen Seite geht es zwar – angeblich - unten drunter, aber es passiert ja ohnedies nichts. Und da gibt es mehrere Varianten. Ich komme jetzt auf diese Varianten zu sprechen. Ich finde es ja eigentlich skurril, denn die GRÜNEN haben ja eigentlich nicht wirklich viel Geld, aber es gibt die SUPerNOW, die hat uns eine Variante beschert, die sich die "Innenvariante" nennt. (Zwischenruf des GR Harry Kopietz.) Und diese kommt dort irrsinnig gut weg - eh klar, oder? Jeder Krämer lobt seine Ware, oder? Schon, Kollege Kopietz! Also wenn Sie eine Autobahn planen würden, dann würden Sie diese nicht irgendwie schlecht machen, sondern Sie würden sie "gut machen", und die Konkurrenten würden nicht so gut ausschauen. Klar! (GR Mag Andreas Schieder: Planen!) Das machen aber nicht Sie, Kollege Kopietz, sondern dazu gibt es die diversen Magistratsdienststellen. Kollege Glotter - den ich auch sehr schätze wegen seiner Arbeit - ist sicher ganz emsig gewesen. 

Die SUPerNOW ist übrigens eine total ordentliche Arbeit geworden, weil sie sich die Dinge vernetzt anschaut. Das Problem ist nur - und das kritisiert auch die Arbeiterkammer; zu ihrem Leidwesen, sage ich -: Man ist in die SUPerNOW hineingegangen und hat gesagt: Eine Autobahn brauchen wir ganz sicher - alles andere könnt ihr euch überlegen, aber eine Autobahn brauchen wir dort! - Und nachdem die Autobahntrasse nicht gepasst hat, hat man in Rust eine andere vorgeschlagen - ist kein Problem, es wird ein bisschen nachjustiert; die Fassungen haben sich geändert -, und diese nennt sich jetzt "Innenvariante".

Die Innenvariante hat vor allem ein Ziel, und zwar: Vor vielen Jahren wurde um teures Geld das Asperner Flugfeld angeschafft, und jetzt denkt man sich: Was macht man mit diesem Acker? Irgendwie muss man damit etwas tun. Es gibt zwar andere Grundstücke in der Nähe, die stadtnäher gelegen sind – ich sage jetzt einmal: rund um den Bahnhof Stadlau, Waagner-Biro, Konsum-Gründe, all das ist viel näher -, aber wurscht: Asperner Flugfeld muss her! Das tun wir ein bisschen erschließen mit der S1 und ein bisschen mit der U-Bahn. Und wenn die S1 nicht hinhaut, dann muss man zumindest einmal die B3d vierspurig ausbauen. Es muss erreichbar werden!

Eine Stadt mitten in der Prärie sozusagen - und zwar, wenn es geht, noch mit ganz viel Verkehr! Das ist wichtig: Mehr Verkehr, noch mehr Verkehr, am allermeisten Verkehr - also super, superer, am supersten! – Ich sage das jetzt ganz polemisch, denn dort wird eine Quelle des Verkehrs entstehen! Es kann mir doch keiner einreden, dass Menschen, die aus Niederösterreich endlich überzeugt mit dem Auto und nicht mehr mit der Schnellbahn nach Wien zu ihren Arbeitsplätzen fahren, rund um Wien fahren werden, dass sie im Kreis fahren werden, sondern die fahren dann schnurstracks die B7 hinein nach Wien und stellen das Auto in Leopoldau, in Essling und vor allem auch in der Großfeldsiedlung ab. Und da gibt es halt ein Problem mit den Einheimischen, denn die haben dort ihre Autos schon stehen, und zwar gratis an der Oberfläche. Und warum soll man sich in teure P+R-Anlagen hineinstellen, wenn man ohnedies gratis oben parken kann? - Das wird noch ein ziemliches Problem werden.

Aber jetzt noch einmal zurück: Der Bund wollte da natürlich nicht zurückstehen – sprich: die schwarz-blaue Bundesregierung kann mit so einer roten Autobahn nichts anfangen - und plant lustig eine eigene Variante. Und siehe da: Die geht natürlich hauptsächlich an der Stadtgrenze und in Niederösterreich, denn Geld muss schon dorthin fließen, wo es hingehört - nämlich nach Niederösterreich. Zuerst hat es immer geheißen: "Autokino-Variante", aber eigentlich ist es eine "Speckgürtel-Variante", weil sie ja die Leute aus Wien hinauslocken soll.

So nette Ortschaften wie Gerasdorf, Raasdorf oder eben Groß-Enzersdorf, die werden dann alle ein bisschen mehr Geld bekommen, die werden dann sozusagen die Marksteine der österreichischen Geschäftsentwicklung rund um Wien sein, denn die werden große Gewerbeparks und Einkaufszentren erhalten, und die durch die diversen Schnellstraßen angelockten slowakischen Einkäufer werden dort hurtig in die Geschäfte kommen. 

In Wien wird es ein bisschen tote Hose spielen, denn die Asperner und Esslinger können es sich natürlich aussuchen: Entweder der Verkehr aus dem Osten in den Westen oder aus dem Westen in den Osten - je nachdem, wo man wohnt, hat man das Problem.

Aber interessant bei diesen beiden Varianten ist, dass vom Bund zunächst einmal klargestellt wurde: Autobahntunnel unter der Donau gibt es sicher keinen, sondern nur eine Brücke; und wenn schon, dann eingehaust. Und wenn schon eingehaust, dann mit Architekturwettbewerb. Das ist ohnedies klar, denn so eine Betonröhre auf einer Brücke, die kann ja nicht irgendwie ausschauen, sondern die muss schön ausschauen.

Und da gibt es wiederum Leute, die denken zum Beispiel an einen gläsernen Tunnel - also für Tierschützer eine Katastrophe: Wenn man bedenkt, dass die Hauptzugrichtung der Zugvögel über die Lobau führt, kann man sich vorstellen, wie dann sozusagen die ganzen Zugvögel an dieser gläsernen Autobahnbrücke zerschellen. – Na, ob das gut gehen wird, weiß ich nicht! Selbst Herr Kollege Madejski, der immer eine siebente Donaubrücke in der Gegend von Fischamend wünscht, wird dann ein bisschen ein Problem kriegen und sagen: Nein, das war vielleicht nicht so gescheit, dass man da eine gläserne Brücke drübergelegt hat - oder einen gläsernen Tunnel auf die Brücke, um es genau zu nehmen. 

Also noch einmal: Es gibt einen Architekturwettbewerb - wunderbar, das wird sicherlich toll ausgeschrieben werden. Dann kriegen wir so eine Betonröhre, behübscht, obendrauf. Und dann, dann taucht natürlich auch diese Autobahn ab - im netten Industriegebiet des Ölhafens oder knapp daneben. – Aha, die rote Lampe leuchtet schon, ich muss mich tummeln.

Aber wie gesagt, auch diese Krämer loben ihre Ware und sagen: Die Innenvariante ist furchtbar!

Also noch einmal: Die Innenvariante ist furchtbar, weil die Außenvariante gut ist, und die Außenvariante ist furchtbar, weil die Innenvariante gut ist.

Ich denke mir: Zwei super Studien für die GRÜNEN - beide geben uns Recht: Bauen Sie keine Autobahn! - Und damit danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Mag Gerstl zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. - Er hat anscheinend das Handy ausschalten müssen, oder? (Der an das Rednerpult tretende GR Mag Wolfgang Gerstl: So ist es! Danke, Frau Vorsitzende!)

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Es würde mich gelüsten, noch in manchen Punkten auf die Ausführungen meiner Vorredner einzugehen (GR Mag Rüdiger Maresch: Tun Sie sich keinen Zwang an, Herr Kollege!), aber ich möchte nur ganz kurz zu zwei Punkten, die sie angesprochen haben, Stellung nehmen.

Einerseits zur Parkraumüberwachungskommission: Ich kann mich nicht mehr genau daran erinnern, aber es kann sein, dass es mir auch irgendwann einmal zu viel geworden ist, dass Sie vielleicht zu viel die Umwelt strapaziert haben und nicht mehr beim Thema Verkehr waren (GR Mag Rüdiger Maresch: Das gehört zusammen!) und dass das zu meiner Aussage geführt hat. Aber Sie können in mir auch einen Mitkämpfer und Mitstreiter haben, wenn wir einmal sagen: Legen wir vielleicht einmal Verkehrsressort und Umweltressort zusammen! - Das wäre vielleicht auch eine Herausforderung, um damit auch nachhaltig tätig zu werden. - Nur so viel dazu.

Und zur Donaustadt, glaube ich, und zu all den weiteren Ausführungen:

Ein Cableliner – das wäre doch ein Spaß, nicht wahr? Das gefällt mir, dass Sie da auch mit dabei sein können, wenn es um einen Cableliner geht, um damit auch die Stadt besser zu erschließen. Das wäre wahrscheinlich nicht so schlecht!

Aber kommen wir nun zum Budget der letzten Geschäftsgruppe. - Ich hoffe, es war nicht ein geplantes Zeichen der für den Budgetablauf zuständigen Regieführung, dass man Stadtplanung und Verkehr als Allerletztes behandeln möchte. Es soll hoffentlich in der Zukunft nicht das Letzte sein! Wir haben hier ja auch erst vor kurzer Zeit einen Verkehrs-Masterplan beschlossen, und es sollte nicht so sein, dass es schon der Höhepunkt der Stadtregierung war, einen Plan zu haben, sodass sie dann womöglich gar nicht mehr so sehr an die Durchführung denkt. Es wäre schön, wenn wir auch ein paar konkrete Maßnahmen setzen könnten.

Das schöne am Verkehr ist ja, dass er eigentlich ein Bereich ist, wo es für den zuständigen Stadtrat sehr schwierig werden wird, einen Kritikpunkt an der Bundesregierung zu finden. Vielleicht unterscheidet das dann auch das Schlusswort des Herrn Stadtrats von anderen Schlussworten, die seine Kollegen zuvor gemacht haben, dass er nicht auf die Bundesregierung eingehen muss. (GR Harry Kopietz: Das ist schwierig!) Im Verkehr ist es ja so, dass wir von 75 Millionen EUR im Zentralbudget rund 55 Millionen EUR vom Bund haben. Das ist eine wunderschöne Zahl, da freuen wir uns wahrscheinlich alle - ich nehme an, auch der Herr Stadtrat -, dass man so viel Geld vom Bund für die Erledigung der Verkehrsaufgaben bekommt und dass wir eigentlich nur noch für das Bezirksbudget Geld von der Stadt zur Verfügung stellen müssen.

Wir freuen uns natürlich auch darüber, dass auch der Ansatz bei den Wiener Linien gestiegen ist. Über den freuen wir uns auch ganz besonders, denn diese Steigerung des Ansatzes "Wiener Linien" haben wir auch den Zahlungen von Seiten des Bundes zu verdanken, weil der Bund heuer mehr zahlt beziehungsweise in den kommenden Jahren mehr zahlen wird. Ich nehme daher an, dass auch beim Kollegen Schieder schon bald Freudentränen zum Vorschein kommen werden (GR Mag Andreas Schieder: Genau!), weil man in der Stadt noch mehr Geld hat, das man für die Wiener Linien ausgeben kann. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und das ist ja gar nicht so wenig, geht es da doch immerhin um über 130 Millionen EUR - also auch eine ganz wunderbare Zahl!

Schlecht dabei ist nur, dass das Budget auch vorsieht, dass man im Bereich der ÖBB einfach weniger zahlt. Das ist zwar nach der Kameralistik sehr verständlich, weil die Zahlungen für die S7 ziemlich auslaufen und damit ein großer Brocken abgedeckt ist und daher die Beamten etwas weniger budgetiert haben. Aber es ist doch, wie es so schön heißt, ein Budget immer ein in Zahlen gegossenes Regierungsprogramm, und das zeigt, dass hier weniger Wille da ist, mit den ÖBB gemeinsam den Verkehr rund um Wien zu gestalten und diesen Verkehr auch zu fördern. 

Wenn es darum geht, Großstädte mobil zu halten, Großstädte flüssig zu halten, dann ist es ganz wichtig - und da sind wir ja wahrscheinlich vom Ansatz her durchaus alle einer Meinung -, die Verkehrsströme schon am Stadtrand abzufangen, die Umsteigemechanismen schon weit vor der Stadt zu fördern, Park-and-Ride-Anlagen bereits weit vor Wien schon in Niederösterreich und im Burgenland anzubieten, bis zum Stadtrand herauf. Wir dürften in der Zwischenzeit, glaube ich, auch Einigkeit darüber erzielt haben, dass das nicht ausschließt, auch am Stadtrand Förderungen für Park-and-Ride-Anlagen vorzunehmen. 

Aber damit eben genau für die ÖBB und für diese Pendler auch der entsprechenden Ansatz gewählt wird, haben wir uns überlegt, einen Antrag einzubringen, diesen Budgetansatz auch weiterhin zumindest so beizubehalten, wie er in der Vergangenheit war, und wir wollen daher, dass die Stadt Wien weiterhin die Kooperation mit den ÖBB, das heißt auch mit den S-Bahnen, sucht, das heißt, dass dort weiterhin Initiativen gesetzt werden, dass das S-Bahn-Netz verbessert wird, dass man versucht, dieses S-Bahn-Netz zu modernisieren, die Intervalle zu verkürzen, dass man neue Nahverkehrs-Triebwagen beschafft, dass man Verhandlungen mit den ÖBB abschließt et cetera - alles Dinge, die wir, so glaube ich, alle gemeinsam unterschreiben können. Dazu gehört auch ein S-Bahn-Ring um Wien. Also Selbstverständlichkeiten, die es in Berlin und in anderen Städten der Welt schon gibt, sollen auch für Wien eingeführt werden - keine Frage. 

Wir bringen daher folgenden Antrag ein:

"Unter dem Ansatz 6500 'Eisenbahnen' ist der Teilansatz 1/6500/775 'Kapitaltransferzahlungen an Unternehmungen' mit 22 Millionen EUR zu dotieren, so wie das auch im Vorjahr war." 

Es wäre ein gutes Zeichen für die Pendler und für die Flüssigkeit des Verkehrs. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Ein weiterer Punkt im Budget ist auch immer der der Parkraumbewirtschaftung, der auch schon angesprochen wurde, und insbesondere der Garagenförderung. Schön ist, dass die gewerblichen Garagen weiterhin im selben Ausmaß wie in den vergangenen Jahren gefördert werden. Nicht so schön, ja absolut unerfreulich ist, dass gerade bei jenem Ansatz, über den man von Seiten der Stadt versucht, für die Bürger, für die Anrainer verbesserte Parkraummöglichkeiten zu schaffen, nämlich beim Ansatz Volksgaragen, offensichtlich im nächsten Jahr weniger budgetiert ist – und zwar nicht etwas weniger, sondern um rund 40 Prozent weniger. Das heißt, die Parkplätze werden etwas teurer, die Garagen werden teurer, Volksgaragenplätze wird es weniger geben. Wahrscheinlich heißt das, dass die Planungen in diesem Jahr nicht entsprechend rasch vorangetrieben worden sind, dass es im nächsten Jahr nicht zu entsprechenden Abschlüssen kommen kann und daher auch nicht zu entsprechenden Zahlungen. Das ist ein Versäumnis, das ich Ihnen vorwerfen muss: dass Sie im vergangenen Jahr somit die Planungen nicht entsprechend vorangetrieben haben, dass hier offensichtlich Interna im Vordergrund gestanden sind, die dazu geführt haben, dass wir den guten Ansatz, den wir in der letzten Legislaturperiode getroffen und gemeinsam gefunden haben, nunmehr nicht weiterführen können, nämlich Garagen für die Anrainer so zu fördern, dass sie nur 1 000 S – noch nach alter öS-Rechnung - beziehungsweise neu 72 EUR für einen Stellplatz zahlen müssen. Das wäre aber etwas, was man durchaus forcieren sollte!

Herr Stadtrat, Sie wissen ja, dass es ganz, ganz viele Bezirke gibt, die sich solche Volksgaragen wünschen. Ich verstehe zwar Ihren Zugang, dass Sie sagen, die weitere Ausdehnung von Volksgaragen wollen wir erst dann fördern, wenn in allen Innenstadtbezirken, dort, wo die Parkraumüberwachung jetzt bereits in Kraft ist, eine Volksgarage errichtet ist. Aber wenn sich da ein Bezirk wirklich querlegt - und es gibt solche Bezirke, wo sich der eine oder andere quer legt, ich denke nur etwa an den 7. Bezirk; der wird sich wahrscheinlich noch lange nicht daran ertüchtigen können, eine Volksgarage zu errichten (GR Mag Rüdiger Maresch: Muss er sich "ertüchtigen", wenn er eine Garage ...?) -, dann soll dieser Bezirk doch nicht alle anderen Bezirke in Geiselhaft nehmen können! Ich hoffe also nicht, dass Sie Ihren Ansatz weiterhin beibehalten, dass erst dann, wenn im 7. Bezirk auch eine Volksgarage ist, auch alle anderen eine bekommen können. Ich hoffe, dass Sie nicht die Ansicht vertreten, dass der 7. Bezirk nun über alle anderen Bezirke bestimmen kann - auch wenn dies von Seiten der GRÜNEN vielleicht so gewünscht ist. Aber vielleicht ist die rot-grüne Koalition hier doch noch nicht so weit fortgeschritten, dass wir wirklich Angst haben müssen, in Zukunft keine Volksgaragen mehr zu bekommen. 

Die Kooperationen mit dem Umland, die wir vorschlagen und die verstärkt durchgeführt werden sollen, finden sich natürlich auch nicht im Wiener Voranschlag. Wir können das ja auch in anderen Städten Europas schon finden, dass es ganz konkrete Absichten gibt, auch im Umland Förderungen durchzuführen. Es gibt zum Beispiel Städte, die sogar finanzielle Mittel in die Hand nehmen, um Park-and-Ride-Anlagen außerhalb der Stadt zu fördern. So ist zum Beispiel München auch eine sozialdemokratisch geführte Stadt, die Mittel der Stadt einsetzt, um Park-and-Ride-Plätze auch außerhalb von München zu fördern. Auch in Bezug auf diese Dinge ist es in Wien notwendig, dass sie einmal in einer ganz anderen Form angedacht werden. Hier hatten wir bisher eher immer mit dem Reflex zu kämpfen: Wir bauen weder am Stadtrand noch auf Wiener Stadtgebiet Park-and-Ride-Plätze!, weil diese ja nach Ansicht der Stadtregierung nur den Pendlern dienen und nicht den Wienerinnen und Wienern. - Natürlich dienen sie den Wienerinnen und Wienern - das möchte ich hier schon festhalten -, nämlich jenen, die vom zusätzlichen Verkehr befreit werden und somit an den Hauptdurchzugsstraßen in Wien angenehmer leben können, und weil daher auch der Verkehr in Wien fließender sein kann. Das sollte man, glaube ich, auch berücksichtigen, wenn man über den Einsatz von finanziellen Mitteln entscheidet.

Aber München zeigt uns auch, dass noch andere Dinge möglich sind, wie sie in Wien überhaupt erst angedacht werden, aber noch nicht verwirklicht sind. Wir sprachen ja auch schon einmal von Bike-and-Ride-Parkplätzen, also Fahrrad-Abstellplätzen bei Straßenbahnen, bei Schnellbahnen. Man wird es kaum glauben: Wir haben das im Verkehrs-Masterplan gerade erst angedacht, in München hingegen sind bereits 41 250 solcher Stellplätze verwirklicht! Wir haben einen großen Aufholbedarf. Und bei den Park-and-Ride-Plätzen, wo wir auch gerade versuchen, uns in den nächsten Jahren an die Zahl von 10 000 Plätzen heranzutasten, hat München, die sozialdemokratisch geführte Stadt, bereits über 20 000 solcher Plätze anzubieten.

Das zeigt also, dass wir einen sehr großen Aufholbedarf haben. Andere Städte investieren hier sehr viel. Das Beispiel Madrid habe ich hier schon öfter erwähnt, daher möchte ich es jetzt nicht nochmals wiederholen, aber auch in unseren östlichen Nachbarstaaten wird hier sehr, sehr viel investiert, so etwa in den Städten Bratislava, Warschau und Budapest, wobei in Warschau und Budapest auch U-Bahn-Linien verlängert werden und auch neue gebaut werden. Das Beispiel Berlin-Brandenburg, wo der neue S-Bahn-Ring nun errichtet ist, wo wir bereits 180 Kilometer U-Bahn haben - wobei Berlin doppelt so groß ist wie Wien, aber dreimal so viele U-Bahn-Kilometer hat -, zeigt auch, dass wir hier noch einen sehr großen Aufholbedarf haben, um diese Stadt zu den Zielen zu führen, zu denen wir sie zu führen beabsichtigen. Auch, wie mein Vorredner gesagt hat, um das Kyoto-Ziel zu erreichen, wird es wichtig sein, diese Ausbaumaßnahmen durchzuführen. 

Wir dürfen auch nicht, so wie im Masterplan, bei einer Verlängerung der U6 ins Umland stehen bleiben. Und da wurde im Masterplan extra noch darauf hingewiesen, dass das ja kein Präjudiz sein darf! Es dürfen also keine weiteren U-Bahn-Linien verlängert werden. - Nein, ganz im Gegenteil: U-Bahn-Linien müssen verlängert werden! Wir müssen auch über Zweischienensysteme nachdenken, die ins Umland führen und dann direkt in der Stadt auch als Straßenbahn verwendet werden können. Das wird das Um und Auf sein, um den Verkehr rund um Wien und in Wien auch in Zukunft sicherstellen zu können. 

Meine Damen und Herren! Wir werden danach auch einen Antrag abstimmen müssen, einen Antrag, der von den GRÜNEN gestellt worden ist. Gott sei Dank, sage ich, ist er kurzfristig auch noch geändert worden. Es handelt sich um einen Antrag der Frau GRin Jerusalem betreffend neue Nahverkehrsgarnituren der ÖBB. Frau Kollegin Jerusalem, ich habe die Befürchtung, Sie haben sich da für etwas einspannen lassen, was absolut nicht den Tatsachen entspricht. Es ist noch gar nicht allzu lange her, erst wenige Wochen, seit der "Talent" in Jedlersdorf einmal ganz konkret vorgeführt und gezeigt worden ist. Dort hat es viele Menschen gegeben, die sich sehr begeistert gezeigt haben von diesem neuen Nahverkehrs-Triebwagen, der einer vollkommen neuen Generation angehört und einen Schritt in die Zukunft darstellt - im Vergleich zu den Garnituren, die es derzeit gibt - und, was Behindertenfreundlichkeit betrifft - ich nenne es jetzt nicht "Behindertengerechtigkeit", aber "Behindertenfreundlichkeit", soweit eben ein Eisenbahnwaggon oder ein Zug auch wirklich behindertenfreundlich sein kann -, wahrscheinlich das Modernste ist, was wir uns derzeit vorstellen können und was am Markt ist. 

Dass es selbstverständlich ist, dass, wenn man beim "Talent" niveaueben einsteigen kann, die Achsen höher liegen, das weiß man, wenn man sich mit der Technik eines solchen Waggons ein bisschen beschäftigt. Dass es daher natürlich in einem Zug nicht ganz eben vorangehen kann, ist klar. Dass es aber möglich geworden ist, dass auch Toiletteanlagen im "Talent" nun auch für Behinderte, für Rollstuhlfahrer benützbar werden, ist wirklich ein Erfolg, den wir als Erfolg feiern sollen. Ich bitte Sie daher, das Ganze nicht noch schlecht zu machen und zu sagen, das sei einfach zu wenig. Es ist schon ein Riesenerfolg, wenn eine solche Benutzerfreundlichkeit auch für Behinderte grundsätzlich einmal gegeben ist. Sie werden einen Eisenbahnwaggon nie so breit machen können, dass Sie alle Wünsche erfüllen können. Dazu müssten Sie neue Geleise durch ganz Österreich legen, das hat also wirklich überhaupt keinen Sinn. 

Ich glaube, dass der "Talent" ein ganz wichtiger Punkt für die Verbesserung des Nahverkehrs in Wien und natürlich auch für Österreich ist. Es ist ja ein Fahrzeug, das nicht nur in Wien in Betrieb gesetzt werden wird, sondern auch in anderen Bereichen. Es ist daher, glaube ich, ganz besonders wichtig, dass die Stadt nun endlich diesen Nahverkehrs-Vertrag mit den ÖBB abschließt, bei dem es um die Beschaffung dieser 60 "Ta-lent"-Fahrzeuge geht. Dies nicht zuletzt deshalb, weil es bei den "Talent"-Fahrzeugen ja auch darum geht, dass damit Arbeitsplätze in Wien erhalten werden - Arbeitsplätze, deren Anzahl keine unerhebliche ist, insbesondere was das Werk Bombardier angeht, geht es hier doch um 429 Mannjahre oder auch 143 Mitarbeiter. Was den Betrieb Elin angeht, geht es um 213 Mannjahre oder 71 Mitarbeiter, und was die ÖBB in Floridsdorf betrifft, 
so geht es hier um 50 Mannjahre beziehungsweise 
um 20 Mitarbeiter. Das heißt, es geht insgesamt um 692 Mannjahre bei 234 Mitarbeitern.

Wenn Sie also nun nach einem Jahr diese Verhandlungen nicht positiv abschließen, dann machen Sie sich als Stadtregierung auch weiterhin schuldig daran, dass für 700 Mannjahre bei 234 Mitarbeitern – dass heißt für 234 Mitarbeiter für drei Jahre – die Arbeitsplätze weiterhin verloren gehen, dass also der Wirtschaftsstandort Wien weiterhin in Mitleidenschaft gezogen wird. 

All das würde es, glaube ich, überhaupt nicht rechtfertigen, mit dem Abschluss der Verhandlungen noch länger zuzuwarten, ganz im Gegenteil: Es wäre dringend notwendig, dass wir ein solches Nahverkehrsmittel für Österreich und für Wien schaffen.

Aber machen wir uns nun, da wir sozusagen wirklich zum Schluss unserer Budgetdebatte kommen und sich auch die Debatte über die Geschäftsgruppe Verkehr nunmehr dem Ende zuneigt, auch ein bisschen Gedanken darüber, was diese zwei Tage Budgetdiskussion in Wien gebracht haben und was sie wirklich zeigen. 

Zwei Tage Budgetdiskussion in Wien wurden geprägt von dem Zugang, den Unterschied zwischen Bund und Wien darzustellen, dem Versuch, Unterschiede aufzuzeigen, und dem Versuch, sich sehr oft teilweise mehr mit dem Bund zu beschäftigen als mit dem, was hier in Wien passiert. Das haben ja von Seiten der SPÖ schon mehrere versucht. Ich möchte im Folgenden ein Beispiel dafür bringen, wie Sie von der SPÖ versucht haben, neue Beispiele vorzugeben oder neue Gesichter zu zeigen.

Es war Ihr Parteivorsitzender Gusenbauer, der am 19. Februar 2000 neue Gesichter für eine Gegenregierung gefordert hat. Alle Teile der SPÖ, aber auch alle Teile der besorgten Bevölkerung sollten mit einbezogen werden. Für die ehemaligen SP-Minister wurde eine Neupositionierung gesucht. Einer davon, Einem, liegt nun im Kampf mit Swoboda und die kommende EU-Wahl. 

Am 2.3.2000, also einen Monat später, hat er Alt-Jusos um sich versammelt, um der Partei in Opposition eine Verjüngungskur zu verpassen, und er hat mit Dörflinger einen "Manndecker" gefunden, so wie er es hier bezeichnet hat, einen tollen Mann, mit dem man sozusagen die weiteren Schritte für die SPÖ macht. "Eine moderne, offene, unkonventionelle Einbindung von Leuten meiner Generation," so sprach er, "ist eine Riesenchance für die SPÖ", gemeinsam mit dem burgenländischen Parteichef Moser, dem oberösterreichischen Landesrat Ackerl und Niederösterreichs SP-Chef Schlögl und Tirols Parade-Sozi Prock. - So steht es im "Kurier" vom 2.3.2000. 

Wenn wir ein bisschen nachdenken, dann stellen wir fest, dass sich vieles geändert hat: Prock gibt es nicht mehr, Moser gibt es nicht mehr, Dörflinger gibt es nicht mehr. Das Paradeteam ist sozusagen am Ende. - Nach diesem Mal hat er noch mehrmals versucht, seine Schattenkabinette vorzustellen: Am 27.11.2000 hat er es 
wieder angekündigt, am 22.7.2001 nochmals. Am 31.12.2001 hat er gemeint: Ich präsentiere diese Personen, wenn ich es für sinnvoll erachte. - Er hat es am 2.5.2002 nochmals angekündigt. "Das Schattenkabinett ist noch im Dunkeln", heißt es am 12.9.2002. (GRin Marianne Klicka: ... mehr als ein Jahr vorbei! - GR Harry Kopietz – auf das rote Licht am Rednerpult weisend -: Rotlicht!) - Ich habe ein bisschen ein Zeitguthaben, denn am Anfang hat das Mikrophon nicht funktioniert! – Und dieses Schattenkabinett suchen wir bis heute. 

Wenn Sie sich gedacht haben, dass wir das vielleicht hier mit dieser Budgetdebatte erreicht haben, so spricht Finanzstadtrat Rieder es in einem Satz klar aus:

Bei diesem Budget, das er realisiert hat, ist es aus seiner Sicht so, dass es "nicht das Beste" ist. "Sie haben Recht, es liegt nicht daran, dass die Einnahmen weniger werden; das hat ja niemand gesagt. Ich denke, es ist orientiert und sozial engagiert. Aber bei den Bedingungen, die wir vorfinden, ist es unbestritten. Wir haben eines hergestellt und gesagt, ... (GR Dr Kurt Stürzenbecher: ... Rotlicht! Die Zeit ist abgelaufen!)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Herr Kollege Gerstl, Ihre Redezeit ist abgelaufen!

GR Mag Wolfgang Gerstl (fortsetzend): Das war es. So war das Budget von allen! - Ich danke Ihnen ganz herzlich ...

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Ich habe gerade erwähnt, dass Ihre Redezeit abgelaufen ist - vielleicht habe ich es zu leise ausgesprochen.

GR Mag Wolfgang Gerstl (fortsetzend): ... für die Aufmerksamkeit und beende diese Rede und wünsche Ihnen viel Erfolg! (Beifall bei der ÖVP.)  

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Ing Wolfram zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Ing Gunther Wolfram (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Irgendwie hatte ich jetzt das Gefühl, Herr Gerstl hatte einen Wortdurchfall - ich bin schon ganz nervig gewesen. Dass das rote Licht ihm das Ende seiner Redezeit anzeigte, war schon korrekt. 

Ich möchte, bevor ich zu meinen eigentlichen Ausführungen komme, auf das Thema Schwarzenbergplatz eingehen, das auch von Frau StRin Rothauer schon angesprochen wurde. Ich habe mir das auch vor wenigen Tagen angesehen, und es fehlt mir durchaus der Charme, den man sich erwartet hätte – das zeigt sich, bei fortgeschrittener Bauzeit, auch heute schon. Man hat - und das kann man fast jetzt schon sagen - einiges versäumt; nicht nur, dass man die schamlosen Lampen dort anbringt - wir wollten ja historische, die hätten dort viel besser hingepasst. Der Platz kann nicht mehr viel besser werden. Herr Stadtrat Schicker, um nach Farkas zu zitieren: Schauen wir uns das an, wenn es fertig ist! - Also ich kann mir nicht vorstellen, dass es viel besser wird. 

Herr GR Maresch hat vorhin sehr viel über den Masterplan und über die Zukunftsbezirke über der Donau gesprochen. Daher bleibt mir für meine Rede eigentlich nur, etwas über die "weißen Flecken" der westlichen Bezirke zu sagen, die in der Stadtentwicklung sehr vernachlässigt wurden und eigentlich gar nicht vorkommen. 

Es ist grundsätzlich einmal gut, dass es den Masterplan gibt, und darin sind positive Ansätze festzustellen. Jedoch weist er - und das ist jetzt meine Kritik - viele "weiße Flecken" auf: weiße Flecken, wenn es um die verbesserte Aufschließung durch die U-Bahn im Westen und Nordwesten Wiens geht. Hier hat die Stadtplanung nichts vorgesehen. 

Ich möchte nur ein paar Punkte herausgreifen - es ist schon spät -, die im Masterplan sehr wohl Berücksichtigung finden hätten müssen: Da ist zum Beispiel keine Idee von einer Verlängerung der U4 in Richtung Auhof. Natürlich entwickelt sich alles nach dem Süden und nach dem Osten und Nordosten. Aber dort, wo am Rande am Wienerwald ein Industrie- und Einkaufszentrum von beträchtlicher Größe entstand - ein schwedisches Möbelhaus soll demnächst auch noch hinkommen -, führt nichts hin! Daher gehört raschest - und nicht erst am Sankt-Nimmerleins-Tag - die Projektierung und Realisierung der U4-Verlängerung nach Auhof vorangetrieben! (Beifall bei der FPÖ.)
Es ist dabei darauf zu achten, dass auf der Höhe Wolf in der Au eine Verknüpfung in Form einer Haltestelle für Westbahn und U-Bahn entstehen muss, damit die Pendler problemlos mit der U4 in die Stadt gelangen. Ebenso muss dort und im Auhof eine Park-and-Ride-Anlage gebaut werden. So kann der Einpendlerverkehr bereits ganz im Westen Wiens gestoppt werden - das hat ja auch Kollege Gerstl in seiner Rede vorgeschlagen -, um die westlichen Bezirke vom Einpendlerverkehr und von parkenden Autos zu entlasten. - Im Masterplan ist da ein weißer Fleck.

Auch bei der Endstelle U3 in Ottakring - als Ottakringer darf ich das ja noch sagen - hat man viel versäumt. Nicht nur, dass die Wendeanlage pikanterweise in einer Wohnhausanlage in Hochlage endet, man hat auch eine Verlängerung durch einen in der Ottakringer Straße quer stehenden Wohnbau - ursprünglich war nämlich dort eine Gasse - unmöglich gemacht. Ich will gar nicht von der fast einen Kilometer langen Parallelführung der U3 mit der Schnellbahn sprechen. Ich will aber davon reden, dass man die U3 einige hundert Meter von wichtigen Einrichtungen in Ottakring weg geplant hat: 

Da muss man, wenn man in das Wilhelminenspital gelangen will, von der U3-Endstelle noch zwei Stationen mit der Straßenbahn fahren und dann noch einige Minuten gehen, weil das Wilhelminenspital an keinen öffentlichen Verkehr angeschlossen ist. - Zum Ottakringer Friedhof: zwei bis drei Stationen mit dem Bus. - Zum Pensionistenheim: ebenso zwei Stationen mit dem Bus. - Zum Ottakringer Bad: vier Stationen mit dem Bus. - Zur Volksschule und zum Realgymnasium in der Maroltingergasse: eine Station mit dem Bus oder mit der Straßenbahn.

Dieses Umsteigen auf andere Verkehrsmittel wäre mit einer Verlängerung der U3 zum Wilhelminenspital nicht mehr notwendig gewesen. Die technischen Voraussetzungen waren und sind auch heute noch vorhanden. 

Diese Verlängerung der U3 um nur eine Station haben wir Freiheitlichen schon während der Planung vehement gefordert. Abgeschmettert wurde diese Forderung vom damaligen Finanzstadtrat und VBgm Mayr mit den Worten: "Seid froh, dass die U3 überhaupt bis nach Ottakring geführt wird!" - Das waren seine Worte.

Das Wendegleis in der Hochlage - ich habe es schon erwähnt - bringt außer der fragwürdigen Optik auch eine unerträgliche Lärmbelästigung mit sich. Bei der Eröffnung hat Josef Broukal moderiert. Josef Broukal ist nämlich am Wohnbau der Wendeanlage wohnhaft und sesshaft gewesen. Er hat in launigen Worten das Rattern und Quietschen und Pfeifen bei der Wendeanlage geschildert. Er sagte, seine Lebensqualität habe sich dadurch ein bisschen verändert. - Er hat bereits die Konsequenz gezogen, ist dort ausgezogen, und seine Lebensqualität hat sich wirklich verändert: Er lebt jetzt in einer ruhigen Villengegend in Ottakring. - So viel zum Wendegleis der U3. 

Im Masterplan sind keine Vorkehrungen für eine Verlängerung ersichtlich - nur weiße Flecken!

Von der U5 steht ebenfalls nichts im Masterplan. Dabei wäre diese U-Bahn so wichtig für die dicht besiedelten Wohngebiete der Bezirke 9, 8, 17, 16 und 18 tangierend. - Der dritte weiße Fleck!

Der Westen und Nordwesten Wiens, was den öffentlichen und ganz besonders den U-Bahn-Verkehr betrifft, wird im Masterplan nicht erwähnt und auch nicht im Stadtentwicklungsplan. Man muss sich vorstellen, meine Damen und Herren: Der Masterplan ist immerhin die Grundlage für den Verkehr der nächsten 10 bis 20 Jahre. Und er zeigt in diesen Bereichen, im Westen und Nordwesten Wiens, nichts auf!

Herr Stadtrat! Gehen Sie in der Stadtplanung weg von Ihrer Einstellung "Im Westen nichts Neues"! Herr Stadtrat, lassen Sie die weißen Flecken aus dem Masterplan verschwinden, denn die Bewohnerinnen und Bewohner der westlichen Bezirke brauchen dringend die von mir zuvor genannten Verkehrsmaßnahmen! (Beifall bei der FPÖ.)
Aus diesem Grund lehnen wir Freiheitlichen die vorliegende Verkehrspolitik dieser Stadtregierung und das damit verbundene Budget ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Winklbauer zum Wort gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Renate Winklbauer (Soziademokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Stadtentwicklung und Verkehr ist ein umfangreiches und umfassendes Themenfeld, und es wäre sehr reizvoll, auf all die Themen, die heute schon angeschnitten wurden, einzugehen; so unter anderem auf mein Herzblatt Christoph Chorherr, der die lemmingartigen, konsumsüchtigen Outletbesucher und -besucherinnen mit einer Stausteuer bestrafen will und dabei übersieht, dass die nicht so freiwilligen Lemminge, nämlich die täglichen Arbeitspendler, auch im Stau stecken und keine Alternative haben; oder auf mein Herzblatt Kollegin Trammer, die auf dem toten Aspernmeer als Meerjungfrau die Heike-Trammer-Heilquellen präsentiert. - Ich werde, da ich nur 20 Minuten Zeit habe, diesem Reiz widerstehen und meinen Schwerpunkt auf den Donauraum beschränken.

Wir haben im heurigen Jahr ganz entscheidende Maßnahmen gesetzt. Konkret meine ich die strategische Umweltprüfung für den Nordosten Wiens und den Masterplan Verkehr, die beide weit reichende Konsequenzen für den Donauraum haben.

Die strategische Umweltprüfung hat etwas ins Gedächtnis geholt, das den dort Wohnenden permanent bewusst ist, nämlich die Tatsache, dass die Entwicklungsdynamik dort ganz besonders stark ist und durch verschiedene Großprojekte wie U-Bahn-Verlängerung, S-Bahn-Ausbau und die Nordost-Transversale noch weiter verstärkt wird. Die rasante Entwicklung der Bevölkerung, ihre von anderen Teilen der Stadt abweichende demographische Struktur, die nicht damit korrelierende, geringere Wirtschafts- und Arbeitsplatzentwicklung und das daraus resultierende Verkehrsaufkommen der Tausenden Tagespendler erfordern Maßnahmen.

Es war ein richtiger Weg, die SUPerNOW zu starten, bevor es konkrete Planungen gab, und die vielfältigen Szenarien einer künftigen Entwicklung durchzudenken. Ich rufe noch einmal in Erinnerung, in welchen Punkten es bei der SUPerNOW Übereinstimmung gab: 

Erstens: Verkehrsvermeidung ist ein wesentlichen Faktor. 

Zweitens: Der öffentliche Verkehr soll Vorrang vor dem Individualverkehr haben. 

Drittens: Verkehrslenkungsmaßnahmen sind notwendig. 

Viertens: Der Ausbau des Flugfeldes Aspern soll realisiert werden. 

Fünftens: Eine sechste Donauquerung ist notwendig. 

All das war in der SUPerNOW konsensual festgelegt. Genau diese Punkte liegen der von uns präferierten inneren Trasse zugrunde - ich brauche es nicht zu erwähnen, Sie wissen alle, wie sie verläuft - und sind durch die äußere Variante, die von der ASFINAG als die zweite in Betracht gezogen wird, nicht erfüllt. Und entgegen dem, was auch Kollegin Trammer gemeint hat, sind von dieser Trasse ebenso viele Menschen negativ betroffen, sowohl in der Bauzeit als auch nachher, weil diese Trasse offen am Stadtrand bei Essling entlang und an Siedlungen in Neu-Essling, wie zum Beispiel der Invalidensiedlung, offen vorbeiführt. Also dass es da nicht zu einer größeren Beeinträchtigung kommen soll als bei der überdeckten Trasse, die wir bevorzugen, kann irgendwo nicht ganz stimmen. Aber Kollegein Trammer weiß das ja sowieso - sie sagt nur etwas anderes; vielleicht deshalb, weil der Kollege Mahdalik dort wohnt und daher nicht gerne will, dass die Trasse in seiner Nähe verläuft. (Zwischenruf des GR Günther Barnet.)
Konkret zu den Vorteilen, gemessen an den fünf Punkten, die ich zuerst erwähnt habe:

Punkt 1 – Verkehrsvermeidung: Verkehrsvermeidung bedeutet auch, unnötig lange Fahrwege zu vermeiden, weil im täglich selbst erzeugten Verkehr die BewohnerInnen der nordöstlichen Teile der Stadt eben einen längeren Weg haben, um zur Querung der Donau und in den Süden Wiens zu kommen – oder, wenn sie diesen Weg nicht wollen, eben weiterhin über die bisherigen Schleichwege, etwa über den Biberhaufenweg, fahren, womit es auch keine Entlastung der S2 und der A23 gibt. 

Verkehrsvermeidung heißt aber auch, dass die kürzere innere Strecke weniger Emissionen und durch die geschlossene Form auch weniger an Lärm erzeugt als die äußere. 

Punkt 2: Der öffentliche Verkehr muss Vorrang haben. - Genau das wird, wie im Masterplan Verkehr auch ersichtlich, durch die Planung der U2-Verlängerung in das Flugfeld Aspern, aber auch durch die schon teilrealisierte Verlängerung der U1 nach Leopoldau, aber auch durch vertiefte Bearbeitung der Verlängerung der U6 verwirklicht. (GR Günther Barnet: Was ist das, "vertiefte Bearbeitung"?) Die U-Bahn-Planungen im Flugfeld Aspern werden damit weit vor einer möglichen Realisierung der S1 verwirklicht werden, also Vorrang vor dem Individualverkehr haben.

Zur Planung eines modernen Stadtzentrums am Flugfeld Aspern möchte ich auch noch einige Sätze sagen, möchte aber den Vorrang des öffentlichen Verkehrs noch durch den Hinweis darauf unterstreichen, dass durch die Schaffung und Attraktivierung von Straßenbahnlinien, wie 16er, 26er oder auch 27er, wesentliche Transversalen im öffentlichen Verkehr für den Norden und den Nordosten Wiens möglich werden. 

In der vierten Phase der ÖV-Planungen im Jahr 2004 werden aber auch wichtige Projekte rechts der Donau in Angriff genommen, wie die Verlängerung der Straßenbahnlinie O vom Nordbahnhof bis zum Friedrich-Engels-Platz oder auch eine angedachte Verlängerung der Linie 6 von Simmering in Richtung Schwechat. 

Ebenso werden dem Ziel der Verbesserung des Modal Split und damit der Kyoto-Ziele die Überlegungen zur "S-Bahn plus" gerecht, die eine Verbesserung des radialen Schienenverkehrs, ergänzt durch Beschleunigung von Regionalbussen und Konzepten zu Park-and-Ride-Anlagen und Fahrgemeinschaften, ermöglicht. 

Weil Kollege Maresch vorher Herrn StR Schicker vorgeworfen hat, er hätte gemeint, die Kyoto-Ziele werden in der Donaustadt nicht erreicht, muss ich ihn darauf hinweisen, dass die von den GRÜNEN so sehr bevorzugte Variante, nämlich nichts im Bereich des IV zu machen und nur im öffentlichen Verkehr auszubauen und andere Lenkungsmaßnahmen einzusetzen, auch nicht ausreicht, um die Kyoto-Ziele zu erreichen. Und das nehmen Sie offensichtlich mit einem Schulterzucken zur Kenntnis. Das finde ich auch nicht ganz richtig. (GR Mag Rüdiger Maresch: Da gibt es eine Steigerung von 50 Prozent - und bei uns sind es 2 Prozent!) 

Die weiteren Punkte: Ich möchte auf das Flugfeld Aspern doch eingehen, weil mir als Donaustädter Mandatarin die Entwicklung am Flugfeld Aspern sehr wichtig ist. Ich verfolge sie schon lange, und wir haben ja schon in früheren Jahren - es ist schon fast ein Jahrzehnt her - mit den Planungen am Marchegger Ast damals eine der ersten Formen von Bürgerbeteiligung ermöglicht. - Also auch das ist keine Erfindung der GRÜNEN, denn diese waren damals noch nicht so stark präsent. 

Das Problem war damals, dass genau auf Grund des mangelnden Ausbaus des öffentlichen Verkehrs, aber auch des Individualverkehrs der Ausbau des Flugfeldes nicht möglich geworden ist. Jetzt haben wir mit der U2 und der S1 sowie einer sinnvollen Umfahrungsstrategie der Ortskerne und der Führung der Trasse B3d die Chance zu einem guten Neubeginn.

Ich möchte nur einige Voraussetzungen erwähnen, die aus meiner Sicht als Donaustädter Bürgerin wichtig für dieses attraktive Gebiet sind: Es soll ein hochrangiges gemischtes Baugebiet sein, das über ein ausreichendes Maß an Wohnungen mit hoher Qualität sowie über ausreichenden Grün- und Freiraum für diesen Wohnungsbereich verfügt. Ebenso soll es über eine zukunftsorientierte wirtschaftliche Nutzung verfügen. Eine Reihe von Zukunftstechnologien könnten neben den schon in Wien existierenden auch hier Platz finden. Nicht aber möchte ich eine Massierung von Einkaufszentren und Fachmärkten, die neuen Verkehr anziehen und die bestehenden Betriebe und Handels- und Dienstleistungszentren im Norden Wiens konkurrenzieren würden. Aber eine sinnvolle, auf das Gebiet bezogene gute Nahversorgung ist auf jeden Fall wichtig. Also: Infrastruktur und vielfältige Nahversorgung – ja; Speckgürtel am Asperner Flugfeld - nein.

Der motorisierte Individualverkehr muss weitgehend unter die Erde, und das ist ja so in Planung, was die Trasse der S1 betrifft, ähnlich wie es bei der A22 vor Kaisermühlen ist. 

Während des Baues dieser Trasse - und ich gehe davon aus, dass wir uns mit diesem Wunsch und diesem Gedanken durchsetzen werden, weil diese Trasse eben die sinnvollste ist - muss sichergestellt sein, dass die Baumassen vorwiegend über die Schiene an- und abtransportiert werden, aber auch, dass auch der Naturraum erhalten wird. 

Um Neu-Aspern – ich nenne es jetzt einmal so - wirklich attraktiv zu machen, bedarf es auch einer ausreichenden Menge von öffentlich nutzbaren und Identität stiftenden Freiflächen und der Schaffung von hochwertigen innovativen Arbeitsplätzen. - Das alles wünsche ich mir im Pflichtenheft für den Masterplan Aspern auch vorzufinden. 

Nur einige Sätze zum Bereich der sechsten Donauquerung, die auch in der strategischen Umweltprüfung unbestritten war. 

Für mich ist die Überlegung, ob es eine Brücke oder eine Tunnellösung ist, noch nicht entschieden, und ich hoffe, dass da noch viele Anstrengungen gemacht werden, um zu einer sinnvollen Tunnellösung zu kommen. Sinnvoll heißt aber auch technisch machbar. Und das, glaube ich, ist eine Frage, die TechnikerInnen klären sollen und müssen, auch unter Beiziehung zusätzlicher ExpertInnen, was ja auch bereits geplant ist. 

Wenn der Tunnel technisch machbar ist, ist er einer das Landschaftsbild sicher nicht fördernden eingehausten Brücke vorzuziehen und darf meines Erachtens auch nicht daran scheitern, dass eine solche Variante teurer ist oder etwa eine längere Bauzeit erfordert - wie gesagt, unter der Prämisse, dass es technisch machbar ist. - So weit einige Punkte zur SUPerNOW.

Ich möchte diese späte, aber medial vielleicht doch nicht ganz verhallende Rede dazu nützen, die Entscheidungsträger im Bund und in der ASFINAG aufzufordern, die Entscheidung rasch zu treffen, denn mit jedem Monat oder auch Jahr, das verstreicht, wird die Verkehrssituation nicht besser und die Belastung der Bevölkerung nicht geringer. 

Es ist klar, dass die konkreten Planungen noch einige Schwierigkeiten zu überwinden haben und dass das auch Zeit kosten kann, aber die prinzipielle Entscheidung ist die Voraussetzung dafür, dass wir das so wichtige Nordost-Verkehrsband zur Entlastung der Ortskerne links der Donau bis 2012 realisieren können. (Beifall bei der SPÖ.)

Um all diese Planungen, Szenarien und Entwicklungen seriös vorsehen zu können, ist ein intensives Zusammenwirken einer Reihe von Magistratsabteilungen im Ressort Stadtplanung und Verkehr notwendig - die oft im Hintergrund agieren und nicht im Rampenlicht stehen -, und ich möchte hier den Dank, zumindest meiner Fraktion, dafür aussprechen, dass in diesem Zusammenspiel der Abteilungen das entsteht, was wir PolitikerInnen uns wünschen. (Beifall bei der SPÖ.)
Bevor ich zum Schluss komme, möchte ich aber neben den großen übergeordneten Planungen, die berechtigterweise in meinem Debattenbeitrag viel Raum beansprucht haben, auch auf die ebenso wichtigen Arbeitsschwerpunkte des Jahres 2004 zu sprechen kommen, die kleinteiligere Projekte betreffen. Ich bleibe aber im Donauraum, weil sich meine Redezeit langsam dem Ende zuneigt, und sage nur einige Stichworte: 

Im 21. Bezirk, Floridsdorf, geht es um Zentrenstärkung, das Leitbild für den Zentralbereich Floridsdorf, Gaswerk Leopoldau, Siemens-Gelände, Wegekonzept Grünkeil Rendezvousberg - Alte Donau, Donaufeld.

Beim 22. Bezirk, Donaustadt, geht es um das Leitbild Zentrum Kagran, das durch die U1-Verlängerung ebenso neu zu entwickeln ist wie das bereits entwickelte Gebiet Kagran West, städtebaulicher Wettbewerb LGV-Ge-lände, das ebenfalls an dem attraktiven hochrangigen Verkehrsmittel U1 liegt. Es geht um Projektkoordination zu dem Themenbereich "neue Siedlerbewegung", und es geht um die Gestaltung des Vorlandes Donaucity. 

Da ich vom Donauraum gesprochen habe, seien hier auch die zwei Bezirke erwähnt, die rechts der Donau liegen:

Der 2. Bezirk, die Leopoldstadt: Hier ist das Stadionumfeld zu gestalten, der Praterstern mit dem Bahnhof Wien Nord; stadtstrukturelle Bearbeitungen im Bereich Siemens Handelskai, Vorgartenstraße, Entwicklungsbereiche U2 bis zum Bereich der Donaustadtbrücke - also ebenfalls Bereiche, die im Zusammenhang mit dem U-Bahn-Ausbau neu zu gestalten sind. 

Und im 20. Bezirk, der Brigittenau, seien der Bereich der Millennium City, der Hannovermarkt, der Nordwestbahnhof als einige dieser Beispiele genannt. 

Ich möchte last but not least die Großstudie "Leben in Wien" erwähnen, die die MA 18 durchführt, wobei 8 300 Interviews über die Zufriedenheit mit der Lebenssituation der Wiener und Wienerinnen durchgeführt werden. Dabei werden Fragen zur Ausstattung des Lebensumfeldes gestellt, zum Sicherheitsgefühl, zum Angebot des öffentlichen Verkehrs, aber auch zum Parkplatzangebot, bis hin zu Dienstleistungen wie Straßenreinigung. 

Diese Studie wurde im Jahr 1997 bereits einmal durchgeführt und ist damit ein Maßstab für die positive Entwicklung in Wien in den letzten Jahren - eine positive Entwicklung übrigens, die die Wienerinnen und Wiener ohnehin zu schätzen wissen, was aber die werten Mitglieder dieses Hauses aus den Oppositionsparteien noch immer nicht wahrhaben wollen -, nämlich: Wien ist eine dynamische, eine lebendige und lebenswerte Stadt, eine Stadt, die verantwortungsvoll für eine gute, innovative Zukunft entwickelt wird - von den vielen Beamtinnen und Beamten dieses Hauses und von den verantwortlichen PolitikerInnen, in diesem Ressort von StR Rudi Schicker ebenso wie von den anderen Mitgliedern der Stadtregierung.

Genau aus diesem Grund soll dem Budget für das Jahr 2004 zugestimmt werden - wir werden es mit gutem Gefühl tun! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Da sich Herr GR Dr Madejski von der Rednerliste streichen hat lassen, bitte ich Sie, Herr amtsf StR Schicker, um Ihre Ausführungen. 

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich weiß, die Redner zur letzten Geschäftsgruppe sollen sich möglichst kurz fassen - ich werde es versuchen. (Demonstrativer Beifall des GR Dr Andreas Salcher.) – Danke vielmals.

Zunächst zum Stadtentwicklungsplan, der uns in den nächsten eineinhalb Jahren sehr intensiv beschäftigen wird. Ich denke, dass hier in den Debatten zu den vorher beratenen Geschäftsgruppen ein paar Missverständnisse aufgetreten sind: Wenn wir davon sprechen, dass wir in den nächsten zehn Jahren damit rechnen und auch wollen, dass Wien um 70 000 bis 90 000 Einwohner wächst, dann müssen wir auch im Wohnungsbau, im geförderten Wohnungsbau die entsprechenden Anpassungen vornehmen. Genau das ist zwischen den beiden Geschäftsgruppen, die heute zum Schluss zur Beratung gelangt sind, vereinbart. Das ist nichts Besonderes, es ist ein normaler Zustand, und alle Vermutungen, die Kollege Wagner von den Freiheitlichen hier angestellt hat, sind ins Reich der Geschichten zu verweisen. Aber Märchen zu erzählen, das gehört offenbar hier in diesem Haus manchmal auch dazu.

Wir haben in Wien in den nächsten zehn Jahren auch eine neue Rolle wahrzunehmen, die Andi Schieder vorhin skizziert hat. Genau darauf soll der Stadtentwicklungsplan auch Antwort geben. Der Stadtentwicklungsplan soll auch auf die Frage Antwort geben, in welche Bereiche die Entwicklung, die Erweiterung der Stadt denn gehen soll. Das Hauptaugenmerk liegt dabei naturgemäß auf den Flächenreserven, die wir in der Stadt haben, auf jenen Flächenreserven, die wir in den so genannten Brownfields, in den alten Industriearealen, haben. Dazu zählt ein riesiger Bereich von Bahnhofsarealen, die wunderbar zu neuen Stadtteilen entwickelbar wären. Dazu zählt aber auch - und das muss man einfach sagen - jenes Gebiet, das jenseits der Donau liegt und von dem wir seit zehn Jahren wissen, dass es zu den größten Flächenreserven dieser Stadt für die Schaffung von neuen Stadtteilen zählt, und das ist das Flugfeld Aspern. - Kollegin Trammer, das hat gar nichts damit zu tun, dass wir vielleicht überhastet oder sonst irgendwie dort eine Grundlage schaffen, um die "Shopping City Ost", von der Sie so oft in Flugblättern und in Zeitungen in der Donaustadt reden, zu errichten. 

Dort geht es vielmehr darum, einen kompletten neuen Stadtteil zu schaffen, der die Möglichkeit bietet, an der Endstelle der U-Bahn sowohl Arbeiten als auch Wohnen, als auch Erholung und Freizeitangebot zu bündeln. Dazu zählt natürlich auch Einkaufen, dazu zählt auch die Nahversorgung - aber vor allem für diesen Stadtteil, vor allem für dieses Gebiet. 

Und wir sind auch schwer daran interessiert, dass wir zum Beispiel im Bereich des Bahnhofs Wien auf dem Gebiet des Nordbahnhofs weiterkommen in der Umstellung dieser Brownfields hin zu neuen Stadtteilen. Auch beim Eurogate ... (Ruf bei der FPÖ: ... 12 Jahre Zeit!) – Nun, dieser Zwischenruf ist nicht sehr gescheit. Wenn wir uns kurz halten sollen, werden Zwischenrufe etwas kompliziert. Aber hier sei nur der einfache Hinweis angebracht: Bei der Bundesbahn weiß man offenbar noch immer nicht, was Kontaminierung heißt und dass es da Eluat-Klassen gibt und dass es da ganz normale Standards gibt, wie Käufer und Verkäufer sich miteinander unterhalten. Ich weiß, mittlerweile - nach eineinhalb Jahren - haben sie es gelernt; jetzt werden wir den Vertrag für den Leopoldspark vielleicht abschließen können, denn sonst verfallen uns dort sogar die EU-Mittel, und das sollte ja doch nicht passieren. 

Zurück zum Stadtentwicklungsplan: Wir wollen mit diesem Stadtentwicklungsplan die Weichen der Stadt für das nächste Jahrzehnt stellen - die Weichen, von denen man sagen muss, sie sind wahrscheinlich noch nie so schwierig gewesen wie jetzt: Wir wissen, es kommt zur Erweiterung der Europäischen Union, wir können aber noch  nicht endgültig einschätzen, welche Entwicklungen das für uns bringen wird. Wir müssen gerüstet sein für eine rasche, sehr dynamische Entwicklung, wir müssen aber auch gerüstet sein für eine etwas langsamere Entwicklung. 

Und genau dafür werden wir im Stadtentwicklungsplan Vorsorge tragen. Denn wir sollten nicht mehr in die Situation kommen wie zu Ende der achtziger Jahre, wo alle Prognosen darauf hingedeutet haben, dass Wien schrumpft, und letztendlich ist Wien dann binnen kurzem um 100 000 Einwohner gewachsen. Und genau dafür wollen wir künftig gerüstet sein. 

Ein paar Punkte auch zum Schwarzenbergplatz: Wir werden in einer Stadt wie Wien nie um die Diskussion über Platzgestaltungen, über den öffentlichen Raum umhinkommen. In dieser Stadt gab es die monumentalen Lösungen, in dieser Stadt gab es aber auch Camillo Sitte. Frau Stadträtin, ich brauche Ihnen nicht zu erklären, was Camillo Sitte zum Schwarzenbergplatz geschrieben hat, ich brauche Ihnen nicht zu erklären, was er dazu aufgezeichnet hat. Das, was der Architekt Arribas jetzt entworfen hat, ist ziemlich genau das, was Camillo Sitte seinerzeit aufgezeichnet hat. Dieser Band ist vor kurzem im Neudruck wieder erschienen, und darin kann man sehen, dass es eben nicht Sinn macht, zum Beispiel dort überall Blumentröge hinzustellen, sondern dass ein städtischer Platz wie der Schwarzenbergplatz eben auch wie Stadt ausschauen soll - und nicht wie Land oder wie Wiese. Und unser Versuch, auch auf diesem Platz dem Grünraum entsprechend Raum zu bieten, ist gerade im Entstehen. 

Wir haben auch nachgerechnet und nachgezählt, was den berühmten Mastenwald betrifft: Gegenüber dem Entwurf des Architekten Arribas sind ganze zwei Masten dazugekommen. Auch die Vorgänger der jetzigen BezirksvorsteherIn im 1. und im 4. Bezirk - denn diese waren beteiligt; die jetzigen sind genauso lang im Amt wie ich, daher waren sie damals in der Juryentscheidung noch nicht involviert - haben das Projekt vorher gekannt. Das Projekt ist ihnen vorgestellt worden, auch den jetzigen BezirksvorsteherInnen, und auch diese haben dieses Konzept zur Kenntnis genommen und ja auch für die Mitfinanzierung gesorgt. So von der Hand zu weisen ist das nicht, aber mir ist sonnenklar: 

Wenn einem dann etwas nicht besonders gut gefällt und man nicht himmelhoch jauchzend damit zufrieden ist, dann macht man eine Kindesweglegung. Das tun zurzeit die einen oder anderen in diesem Hause offensichtlich auch.

Zur Nordostumfahrung ist sehr viel gesagt worden. Ich verstehe die Aufregung, die der Kollege Maresch bei diesem Thema immer an den Tag legt. Natürlich muss er sich aufregen, das ist auch sein Naturell, das gehört bei ihm einfach dazu, und ich verstehe das auch. (Heiterkeit des GR Mag Rüdiger Maresch.) Ich rege mich auch ganz gerne ab und zu auf, aber darum geht es doch nicht. Es geht darum, dass wir in der strategischen Umweltprüfung gemeinsam mit Niederösterreich, gemeinsam mit den Umweltorganisationen festgestellt haben: Wir werden ohne 6. Donauquerung für die Straße nicht zu Rande kommen. Das ist der aktuelle Stand, und dann gibt es eine Fülle von Varianten.

Von diesen Varianten gibt es eine, die uns am besten gefällt - das ist auch im Masterplan Verkehr festgehalten -, nämlich die Untertunnelung der Donau, die Untertunnelung der Lobau, und dann die kürzeste Strecke Richtung Norden, möglichst wenig in den Speckgürtel, die von den GRÜNEN, von den Freiheitlichen, von der ÖVP kritisierten Einkaufszentren-Ansiedlungen jenseits der Stadtgrenze, damit dem entgegengetreten werden kann und wir innerhalb der Stadt vor allem auch eine Erschließung jener Menschen haben, die dort hinziehen oder hingezogen sind und sich sonst weiterhin ausschließlich und allein über die Südosttangente quälen müssten. Genau darum geht es bei der Entscheidung darüber, welche Strecke, welche Trasse man bevorzugt.

Wie jetzt die ASFINAG weitermacht, ist nicht primär eine Angelegenheit der Stadt. Aber auch hier ein klares Wort: Es gibt keine einzige Autobahn- oder Schnellstraßentrasse in Österreich, die nicht in Übereinstimmung mit dem jeweiligen Bundesland getroffen wurde, die nicht in Übereinstimmung mit der jeweiligen Gemeinde getroffen wurde. Ich kann der ASFINAG nur raten, sie soll sich an das halten, was die Stadt, was die Gemeinde Wien sich vorstellt. 

Wir tun das ja nicht aus Jux und Tollerei! Wir haben eine MA 22, wir haben eine Wiener Umweltanwaltschaft, die genau wissen, wo die Probleme liegen, die auch die Grenzwerte genau kennen und die dann Parteienstellung im Verfahren haben. Es macht doch wenig Sinn, wenn man diese Frage nicht von vornherein berücksichtigt. Wir haben das in der strategischen Umweltprüfung getan, wir haben diese Kriterien mit einbezogen. Ich bin überzeugt davon, dass bei der Entscheidung darüber, ob man unter der Lobau 4,5 Kilometer Tunnel mit Ausstiegs- und Lüftungsöffnungen in der Lobau will oder nicht, eine Entscheidung mit Sicherheit nur dorthin fallen kann, wo die Lobau am wenigstens oder nahezu gar nicht in Mitleidenschaft gezogen wird.

Lassen Sie mich zum Abschluss noch ein paar Worte dazu sagen: Kollege Gerstl hat sich beschwert darüber, dass die Stadträtinnen, die ihre Kapitel vorhin behandelt haben, immer nur über die Bundesregierung hergezogen sind. Kollege Gerstl, gerade in dieser Woche wäre ich mit dem Hinweis auf die Bundesregierung beim Thema Verkehr etwas vorsichtiger! Gerade in dieser Woche, in der in einem Ho-ruck-Verfahren mit Fristsetzungsanträgen, mit Fristsetzungsentscheidungen durch die blau-schwarze Koalition drüben im Parlament die Diskussionsmöglichkeit für die Parlamentarier genommen wurde, durch Fristsetzungsanträge die Tagungen des Unterausschusses auf drei Sitzungen beschränkt wurden, Zeugen nicht eingeladen wurden und verweigert wurde, dass man Zeugen holt, und alle jene Sachen. (GR Dr Herbert Madejski: Das war aber im Planungsausschuss auch so!) 

Sie wissen genau, dass im Planungsausschuss Zeugenladungen nicht üblich sind und daher auch nicht vorkommen. Sie haben im Planungsausschuss jede Möglichkeit, sich bei den Beamten zu informieren, das wissen Sie. (GR Dr Herbert Madejski: Gesundheitsausschuss!) Und wissen Sie, was ich heute bekommen habe? (GR Mag Wolfgang Gerstl: Seit 30. 4. gibt es keine Möglichkeit ...!) Wissen Sie, was ich heute bekommen habe vom zuständigen Ministerium, vom zuständigen Minister, der heute in der Untersuchungskommission - nein; Untersuchungskommission sage ich schon, weil das ein Thema für eine Untersuchungskommission wäre, was da im Parlament passiert, aber noch ist es der Unterausschuss. 

In diesem Unterausschuss hat der Vertreter aus der Bundesrepublik Deutschland, den die Koalition geladen hat, in klaren Worten festgestellt, dass diese Reform der Bundesbahn in dieser Form nicht tragfähig ist, sondern dass es viel, viel wichtiger und besser wäre, die Bundesbahn zu entschulden und dann eine Organisationsform zu finden, die das Unternehmen erhält, die dieses Unternehmen in die Lage versetzt, seiner Funktion nachzukommen, und die dieses Unternehmen endlich auch in seiner verkehrspolitischen Notwendigkeit absichert. Genau das tut die Reform der Bundesbahn, die von der Koalition vorgeschlagen wurde, nicht!

Wissen Sie, was ich heute Nachmittag bekommen habe, um halb sieben? Um 18.39 Uhr - um genau zu sein - ist das Fax eingelangt, mit dem der Herr Bundesminister und Vizekanzler mich als Verkehrsreferenten des Landes Wien das erste Mal - das erste Mal! - zu einer Informationsveranstaltung zum Thema ÖBB-Reform einlädt! Das erste Mal, obwohl diese Bundesbahnreform dazu führen wird, dass wir, Herr Kollege Gerstl, nicht einmal mehr einen Schilling für einen U-Bahn-Neubau werden einsetzen können, nicht einmal mehr einen Euro werden einsetzen können für den Kauf neuer Schnellbahngarnituren, weil wir als Bundesland nur werden hineinfinanzieren können in die Erhaltung des ganz normalen Schnellbahnbetriebes, weil sich der Bund mit diesen Gesetzen daraus verabschieden möchte! (GR Mag Wolfgang Gerstl: Das stimmt absolut nicht! - GR Franz Ekkamp: Toll! - VBgm Dr Sepp Rieder: Unglaublich!)
Herauskommen wird, dass die Österreichischen Bundesbahnen in der Form 2007 wiederum dort stehen werden, wo sie heute sind, finanziell schlechter dastehen werden, weniger Beschäftigte haben werden und außerdem wahrscheinlich schon die ersten Teile ins Ausland verkauft sein werden. Wenn man sich anschaut, was da passiert ist, was da in Vorbereitung ist! Ich weiß schon, es gibt heute bei einzelnen Gesellschaften Direktoren, die man sonst nicht unterbringen kann. Aber gerade in dieser Situation, in der man weiß, dass man nicht sehr viel Geld zur Verfügung hat, ist es unbestritten, dass das Bundesbudget saniert gehört. Auch das städtische Budget ist nicht überaus dehnbar. Es gibt dann Entscheidungen, die Mehrkosten verursachen: 100 Millionen EUR allein deshalb mehr, weil man auf neun Gesellschaften aufteilt, 100 Millionen EUR an Mehrkosten, weil man zusätzlich Overheads schafft, weil man filetiert, weil man zergliedert.

Erklären Sie mir dann Folgendes, bei allen Schwierigkeiten, Herr Kollege Gerstl - Sie kennen die Bundesbahn auch relativ gut, wie ich aus einzelnen Anmerkungen von Ihnen da und dort merke -: Es ist heutzutage in dem großen Betrieb schon schwierig, die Organisation zügig und straff zu halten. Wie soll das dann funktionieren, wenn man auseinander nimmt in je eine Gesellschaft für den Personenverkehr, für den Güterverkehr, für den Betrieb der Infrastruktur, für die Erhaltung der Infrastruktur, für den Neubau der Infrastruktur und, und, und?

Ich sage Ihnen das nur am Beispiel des Pratersterns, des von uns allen gewünschten Neubaus des Bahnhofs Praterstern - Bahnhof Wien Nord. Das ist zurzeit Ostblock - ohne die Nachfolgestaaten des Ostblocks beleidigen zu wollen -, schon jetzt sind dort drei wesentliche Teile der Bundesbahnen am Werken: die Bahnhofsoffensive aus dem Bereich Absatz, die Infrastruktur Neubau und zusätzlich die Infrastruktur Trasse. Diese drei Bereiche müssen zusammenwirken. Wir kennen den Leidensweg - ich habe ihn des Öfteren auch in der einen oder anderen Diskussion im Ausschuss zu erkennen gegeben -: einmal fünf Gleise, einmal vier Gleise, dann drei, dann wieder fünf Gleise. Was glauben Sie, was passiert, wenn das eigenständige Aktiengesellschaften sind? Wie viel an Kooperation wird dann noch stattfinden?

Ich bin sofort dafür, dass wir eine Neuorganisation bei der Bundesbahn machen. Aber machen wir sie, wie sie in der Bundesrepublik Deutschland gemacht wurde und wie das der Experte der Bundesregierung heute im Unterausschuss gesagt hat, nämlich einerseits im Konsens aller im Parlament der Bundesrepublik Deutschland vertretenen Parteien und zweitens natürlich im Konsens mit den Gewerkschaften. Dann, Herr Kollege Gerstl, nehme ich Ihnen auch ab, dass Sie hier in Ihrer Rede für Bombardier und für Siemens Verkehrstechnik Werbung machen. Dann nehme ich Ihnen auch ab, dass Sie Angst haben, dass dort Beschäftigung verloren geht. Aber wenn Sie zur gleichen Zeit einer der Parteien angehören - und gerade Staatssekretär Kukacka ist ja einer von denen, die an vorderster Front für die Zerschlagung der Bundesbahn kämpfen. Dort sollen 12 000 Arbeitsplätze vernichtet werden!

Ich wünsche dem Bombardier-Arbeitern, ich wünsche den Beschäftigten der Siemens Verkehrstechnik, dass sie sehr viel Beschäftigung haben, dass sie sehr viel zusätzliches Personal aufnehmen können. Sie wissen, was wir uns auf der Ausschussreise in Istanbul angeschaut haben, dass wir auch als Stadtregierung sehr wohl versuchen, dort zu unterstützen, dass das Marketing gut funktionieren kann. Dort sehen Sie ja die Erfolge. Wir werden auch unterstützen, was die Bundesbahnen betrifft, wir werden auch dort unterstützen. Aber wir sind nicht dafür da, dass wir die Lasten übernehmen, die die Bundesregierung bei der Bahn nicht mehr zu bezahlen gedenkt! (Beifall bei der SPÖ.)

Zuletzt zum U-Bahnbau: Herr Kollege Gerstl, beim U-Bahnbau haben Sie uns empfohlen, 100 oder 120 Kilo-meter neu zu bauen. Ein hervorragender Vorschlag - nur, bitte, sagen Sie das Ihrem Landesparteiobmann! Ihr Landesparteiobmann, Staatssekretär Finz, hat die Empfehlung ausgegeben, dass wir den Bahnhof Wien doch eigentlich zu 50 Prozent bezahlen sollen. Das ist, bitte schön, eine Bundeseinrichtung, das ist die Österreichische Bundesbahn! Sie wissen, dass wir bei den Österreichischen Bundesbahnen den Letter of Intent haben, in dem wir uns dazu verpflichten, dass wir die Widmungen machen und dass dann die Widmungsgewinne auch für den Bahnhofsbau eingesetzt werden. Wir tun etwas dafür - wir reden nicht nur darüber, wir tun etwas dafür! (GR Mag Helmut Kowarik: Was war beim Westbahnhof?)
Wenn dann Herr Staatssekretär Kukacka hergeht und sagt: na, dann sollen sich eben die Wiener die U-Bahn selber zahlen! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Unglaublich!), wenn wir von den Maastricht-Kriterien und vom Stabilitätspakt ein bisschen abweichen, wie das drei andere Bundesländer ebenfalls tun und der Bund selbst zunächst ja auch, dann verstehe ich nicht, wie die ÖVP sich hierher stellen und von Wien aus verlangen kann, dass wir als StadträtInnen die Bundesregierung nicht kritisieren sollen. (GR Franz Ekkamp: Weil sie gegen Wien sind!) Das gehört ja geradezu zu unseren Aufgaben, wenn man insbesondere von einer Partei aus mit uns als Stadt so umgehen will, wie das von den beiden Staatssekretären der ÖVP getan wurde, noch dazu, wenn einer der Wiener Parteiobmann ist! (Beifall bei der SPÖ.)

Sehr geehrte Damen und Herren! Abschließend möchte ich darauf hinweisen, dass wir sehr daran interessiert sind, die Planungsaufgaben und Agenden, die sehr diffizil sind in dieser Stadt, soweit es geht, überfraktionell zu tragen und dabei die Zusammenarbeit zu fördern. Ich hoffe, dass wir in diesem Haus diesen Weg auch im nächsten Jahr und im übernächsten Jahr weiterhin gemeinsam gehen können. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zur Geschäfts-gruppe Stadtentwicklung und Verkehr liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Ich erkläre somit die Debatte zum Voranschlagentwurf für das Jahr 2004 und zum Gebührenprüfungsantrag, das sind die Postnummern 1 und 2 der Tagesordnung, für geschlossen. 

Der Berichterstatter, der Herr Vizebürgermeister, hat das Schlusswort.

Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Erfahrungsgemäß hält sich das Bedürfnis der Mitglieder des Gemeinderates in diesem Stadium knapp vor der Beschlussfassung in engen Grenzen. Ich werde mich daher nicht nur im Hinblick auf eine groß angelegte Budgetrede zu Beginn disziplinieren. (Demonstrativer Beifall des GR Mag Helmut Kowarik.) Applaus bitte noch zurückhalten. (Heiterkeit. - GR Mag Hilmar Kabas: Jetzt kommt das dicke Ende noch!) Es kommt kein dickes Ende, sondern ich gehe davon aus, dass es mir im Schlusswort nicht mehr gelingen wird, diejenigen zu überzeugen, die schon vorhaben, nicht zuzustimmen. - Lieber Hilmar Kabas, übertreibe es nicht, sonst versuche ich doch noch, jemanden dafür zu gewinnen. (Heiterkeit bei SPÖ und FPÖ.)
Ich möchte aber doch auf etwas hinweisen, ähnlich wie es zuvor von Kollegen StR Schicker gesagt worden ist. Es ist mir ein Bedürfnis, darauf hinzuweisen, dass wir uns auch in Fragen des Budgets, auch in Fragen der großen, breiten Bereiche der Kommunalpolitik überlegen sollten, ob es so ist, dass es nur ein "Alles oder nichts" gibt, oder ob man nicht zu differenzierten Abstimmungsverhältnissen kommen kann. Es wäre das eher im Einklang mit den Ergebnissen der laufenden Gestaltung der Stadtpolitik, da doch der Großteil der Entscheidungen, die hier im Gemeinderat getroffen werden, einstimmig getroffen werden. Das spiegelt sich dann, genau genommen, in der Beschlussfassung über das Budget eigentlich nicht wider. - Soweit eine Anmerkung zur Frage des Budgets und der Vorgangsweise.

Ich möchte im Sinne der Stadtverfassung zunächst darauf hinweisen, dass gemäß § 86 der Verfassung der Bundeshauptstadt Wien der Voranschlag 2004 in der Zeit von 12. November bis einschließlich 19. Novem-ber 2003 zur öffentlichen Einsicht auflag. Von dem Recht der Einsichtnahme haben drei Gemeindemitglieder Gebrauch gemacht, von einem Gemeindemitglied wurde die beiliegende, in den Unterlagen enthaltene Stellungnahme abgegeben. Gemäß § 86 der Verfassung der Bundeshauptstadt Wien sind die Stellungnahmen der Gemeindemitglieder bei den Beratungen über den Voranschlag in Erwägung zu ziehen. 

Ich stelle daher als ersten Antrag den Antrag, die Stellungnahme zum Voranschlag 2004 den zuständigen Geschäftsbereichen zur Erledigung zuzuweisen. - Antrag eins.

Zweitens: Zum Tagesordnungspunkt 1, Voranschlag für das Jahr 2004, ersuche ich um Zustimmung zu den im grünen Buch auf den Seiten XXIV und XXV gestellten Anträgen.

Zum Tagesordnungspunkt 2, der hier unter einem behandelt wird - das ist der Gebührenspiegel -, beantrage ich, die einzelnen Geldleistungen dahin gehend zu prüfen, ob und inwieweit eine Änderung zu beantragen ist. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Nun unterbreche ich die Sitzung bis 22.35 Uhr. 

(Die Sitzung wird um 22.20 Uhr unterbrochen und um 22.36 Uhr wieder aufgenommen.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir sind jetzt vollzählig, ich nehme die unterbrochene Sitzung wieder auf. 

Bei der ÖVP fehlen zwei Mandatare, die entschuldigt sind. Bei der FPÖ fehlen Herr Ing RUDOLPH und Frau Schöfnagel, somit sind zwei entschuldigt. Bei der SPÖ sind alle anwesend, bei den GRÜNEN ebenfalls.

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Bevor ich zur Postnummer 1 komme - das ist der Entwurf des Voranschlags der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2004 -, lasse ich über den vorliegenden Abänderungsantrag der ÖVP abstimmen. Es ist dies ein Abänderungsantrag des Herrn GR Mag Gerstl betreffend Finanzierung des öffentlichen Schienenverkehrs der Bahn durch die Stadt Wien.

Wer für diesen Abänderungsantrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist nicht ausreichend unterstützt, er erhält nur die Stimmen von ÖVP und FPÖ ... (GR Mag Christoph Chorherr hebt seine Hand, nach und nach werden auch von weiteren Gemeinderätinnen und Gemeinderäten der GRÜNEN die Hände erhoben) ... und von den GRÜNEN und ist daher abgelehnt. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Teilweise von den GRÜNEN! - GR Johann Hatzl: Das war nur Chorherr!)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist wie alle Jahre wieder, eine kleine Panne ist schon drinnen. (VBgmin Grete Laska: Aber nur bei den GRÜNEN!)
Wir kommen nun zum Geschäftsstück. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem auf den Seiten XXIV bis XXV des Voranschlagsentwurfs abgedruckten, nunmehr aus 15 Punkten bestehenden Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist mit Mehrheit der SPÖ so angenommen, gegen alle anderen Parteien.

Wir kommen nun zum kleinen Paket der vorliegenden Beschluss- und Resolutionsanträge. Es sind insgesamt 50. Ich werde mich bemühen, jeweils die Antragsteller und eine Kurzformel des Antrages vorzulesen.

Zuerst kommen wir zu einem Antrag der ÖVP, eingebracht von den GRen Tschirf, Ulm und Prochaska - Sie verzeihen, dass ich die Namen ohne Titel nenne -, be-treffend Arbeitsgruppe Dezentralisierung. Hier wird sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist nicht ausreichend unterstützt, erhält nur die Stimmen der Opposition und ist somit abgelehnt.

Der nächste Beschluss- und Resolutionsantrag stam-mt ebenfalls von der ÖVP, wurde eingebracht von den GRen Tschirf und Aichinger und betrifft die Einrichtung einer Beteiligungskommission. Hier wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist ebenfalls nicht ausreichend unterstützt, bekommt nur die Stimmen der Opposition und ist somit abgelehnt.

Als Nächstes lasse ich abstimmen über den Antrag der ÖVP-GRe Pfeiffer und Aichinger betreffend Erstellung eines mittelfristigen Budgets inklusive Finanz- und Investitionsplanes. Hier wird ebenfalls die Zuweisung an den Fachausschuss Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist ebenfalls nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt.

Als Nächstes wird abgestimmt über einen Antrag der FPÖ, der GRe Stark, Kabas und Serles, betreffend die Vorlage von Quartalsberichten. Hier wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur mit den Stimmen der Opposition, daher nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt. (Ruf bei der FPÖ: Einsam!) 

Es ist einsam, aber die Mehrheit. (VBgm Dr Sepp Rieder: Wichtige Mehrheit!)
Wir kommen zu dem von Frau GRin Vana eingebrachten Beschlussantrag der GRÜNEN betreffend Erstellung eines Wiener Frauenarmutsberichtes. Hier wird sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist ebenfalls nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt.

Wir kommen zu dem ebenfalls von Frau GRin Vana eingebrachten Antrag der GRÜNEN betreffend Einsetzung von Steuerungsgruppen für Gender Mainstreaming. Hier wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Per-sonal verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag auf Zuweisung ist einstimmig angenommen.

Wir stimmen ab über den ebenfalls von Frau GRin Vana eingebrachten Antrag der GRÜNEN betreffend Budget für Gender Mainstreaming. Hier wird ebenfalls die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist ebenfalls einstimmig angenommen. (GR Harry Kopietz: Das war der zweite Adventkranz!)
Es kann passieren, dass noch mehrere Adventstimmungs-Ergebnisse vorkommen.

Wir kommen zu dem ebenfalls von Frau GRin Vana eingebrachten Antrag der GRÜNEN betreffend Gender-Budget für Wien. Hier wird ebenfalls die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls einstimmig angenommen. 

Wir kommen zum Antrag der ÖVP-GRe Ulm und Klucsarits betreffend Einführung einer Wiener Stadtpolizei. Hier wird die Zuweisung an den Herrn Bürgermeister und an den Fachausschuss Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal verlangt. 

Wer für diese Zuweisung ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag hat nur die Stimmen der ÖVP und der FPÖ, ist daher nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt. 

Wir kommen zum Antrag der ÖVP-GRe Ulm und Klucsarits betreffend ebenfalls die Einführung einer Wiener Stadtpolizei - dem zweiten Antrag. Hier wird ebenfalls die Zuweisung an den Herrn Bürgermeister und an den Fachausschuss verlangt.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird ebenfalls nur mit den Stimmen von FPÖ und ÖVP, daher nicht ausreichend unterstützt, der Antrag ist somit abgelehnt.

Wir kommen zum Antrag der ÖVP-GRe Ulm und Gerstl betreffend Videoüberwachung durch die Wiener Linien. Hier wird sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies hat ebenfalls nur die Stimmen von ÖVP und FPÖ und ist somit abgelehnt. 

Wir gelangen zum Antrag der ÖVP-GRe Klucsarits und Strobl betreffend Fortbestand des Hauses des Meeres. Hier wird die Zuweisung an den Ausschuss Umwelt und an den Ausschuss Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Wir kommen zum Antrag der FPÖ-GRinnen Reinberger, FRANK und Schöfnagel betreffend Ökopunkte bei Veranstaltungen. Hier wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss Umwelt beantragt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Wir kommen zum Antrag der FPÖ-GRe Reinberger, Blind und Schmalenberg betreffend Vorlage von Quartalsberichten. Verlangt wird die Zuweisung des Antrags an die Geschäftsgruppe Umwelt beziehungsweise an den Ausschuss Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht ausreichend unterstützt und ist somit abgelehnt. 

Wir kommen zum nächsten FPÖ-Antrag betreffend Quartalsberichte, ebenfalls eingebracht von den GRen Reinberger, Blind, Schmalenberg. Hier wird wiederum die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Umwelt beziehungsweise an den Ausschuss Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt. 

Wir kommen zum Antrag der GRÜNEN betreffend Taubenabwehr in Wien, eingebracht von den GRen Sommer-Smolik und Maresch. Verlangt wird sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt. 

Wir kommen zu dem von Frau GRin Pilz eingebrachten Antrag der GRÜNEN betreffend organisatorische Autonomie der Pflegeheime / Geriatriezentren der Stadt Wien. Hier wir die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss Gesundheits- und Spitalswesen verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen. 

Wir gelangen zum Antrag der GRÜNEN betreffend demokratische Kontrolle des Fonds Soziales Wien, eingebracht von den GRinnen Pilz und Jerusalem. Hier wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss Gesundheits- und Spitalswesen verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies hat nicht die erforderliche Mehrheit und ist somit abgelehnt. 

Wir kommen zum Antrag der FPÖ-GRe Kowarik, Schmalenberg, Barnet betreffend Vorlage von Quartalsberichten, diesmal in der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen. Hier wird die Zuweisung des Antrags an die Geschäftsgruppen Gesundheits- und Spitalswesen beziehungsweise Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke beantragt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies hat nicht die erforderliche Mehrheit und ist somit abgelehnt.

Wir kommen zum nächsten FPÖ-Antrag, eingebracht von den GRen Schmalenberg, Kowarik, Barnet und Römer, betreffend die Verrechnung des KAV mit der Stadt Wien. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss und an den Ausschuss Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport beantragt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist nur mit den Stimmen der FPÖ, daher nicht ausreichend unterstützt und ist somit abgelehnt.

Der nächste Antrag stammt von den FPÖ-GRen Unterreiner, Ebinger, STEFAN, Römer und betrifft die Zusammenarbeit der Stadt Wien mit der Universität für Musik und darstellende Kunst, Wien. Hier wird die Zuweisung an den Ausschuss Kultur und an den Ausschuss Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport beantragt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen. 

Der nächste Antrag stammt ebenfalls von der FPÖ - ich erspare mir die Aufzählung der Namen -, betreffend Wiener Musikschulwesen in das Kulturressort. Hier wird ebenfalls die Zuweisung an den Kulturausschuss und an den Bildungsausschuss beantragt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist nicht die erforderliche Mehrheit, der Antrag ist somit abgelehnt.

Wir kommen zum FPÖ-Antrag von Frau GRin Unterreiner und anderen betreffend Neustrukturierung der Musiklehranstalten der Stadt Wien. Hier wird ebenfalls die Zuweisung an den Ausschuss Kultur und Wissenschaft sowie an den Ausschuss Bildung, Jugend und so weiter beantragt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist ebenfalls nicht ausreichend unterstützt, der Antrag ist somit abgelehnt. 

Wir kommen zum nächsten FPÖ-Antrag betreffend Quartalsberichte, diesmal im Bereich der Kultur. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss und an den Ausschuss Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag erhält nur die Stimmen der Opposition, ist daher nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt. 

Wir kommen zum nächsten FPÖ-Antrag, diesmal betreffend Erhöhung des Budgets für die Bezirksmuseen. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt. 

Als Nächstes kommen wir zum FPÖ-Antrag betreffend Erstellung einer Machbarkeitsstudie für die Errichtung eines Gartentheaters im Schlosspark Schönbrunn. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies hat ebenfalls nur die Stimmen der Opposition und ist somit abgelehnt.

Wir kommen zu dem von Frau GRin Sommer-Smolik eingebrachten Antrag der GRÜNEN betreffend Erhöhung des Budgets zur Förderung von Forschung und Wissenschaft. Hier wird sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies erhält nur die Stimmen der Opposition und ist somit abgelehnt. 

Ebenfalls von Frau GRin Sommer-Smolik eingebracht wurde der Antrag der GRÜNEN betreffend Forschungsschwerpunkte für junge Wissenschaftlerinnen. Verlangt wird die Zuweisung an den Fachausschuss. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig angenommen. 

Eingebracht von Frau GRin Sommer-Smolik wurde auch der Antrag der GRÜNEN betreffend Dokumentation der Wissenschafts- und Forschungsaufträge aller Geschäftsgruppen. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss und an den Ausschuss Finanzen, Wirtschafts-politik und Wiener Stadtwerke verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt. 

Als Nächstes stimmen wir ab über den Antrag der GRÜNEN betreffend Datenbank zu freien WissenschafterInnen. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt. 

Wir kommen zu dem ebenfalls von Frau GRin Sommer-Smolik eingebrachten Antrag der GRÜNEN be-treffend Neuorganisation der Ludwig-Boltzmann-Gesell-schaft und Positionierung von Herrn VBgm StR Sepp Rieder. Verlangt wird sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist nur mit den Stimmen den GRÜNEN unterstützt und somit abgelehnt.

Ebenfalls von den GRÜNEN eingebracht wurde der Antrag betreffend zukünftige Subventionsvergabe an die Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft. Hier wird sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist nur mit den Stimmen der GRÜNEN unterstützt und somit abgelehnt. 

Von Frau GRin Jerusalem eingebracht wurde der Antrag der GRÜNEN betreffend Menschenrechte für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge. Verlangt wird sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist nur mit den Stimmen von GRÜNEN, ÖVP und FPÖ unterstützt, erhält daher nicht die erforderliche Mehrheit und ist abgelehnt.

Von den GRÜNEN eingebracht wurde der Antrag betreffend neue Nahverkehrsgarnituren der ÖV-, der ÖBB. (Ruf bei den GRÜNEN: ÖVP? - Heiterkeit.) Das kommt davon, Herr Gerstl, weil Sie sich so mit der Bahn beschäftigen. - Der Antrag betrifft neue Nahverkehrsgarnituren der ÖBB. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig angenommen.

Wir kommen zum Antrag der GRÜNEN betreffend persönliche Assistenz. Verlangt wird sofortige Abstimmung.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen zum Antrag der ÖVP-GRe Strobl und Korosec betreffend zusätzliche Kosten aufgrund der Umsetzung des neuen Kindertagesheimgesetzes und mögliche Kollektivvertragsverhandlungen. Beantragt wird sofortige Abstimmung.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das hat nicht die erforderliche Mehrheit und ist somit abgelehnt. Nur die Opposition hat das unterstützt. (StRin Karin Landauer: Das heißt "die Opposition", und nicht immer "nur"!) 

"Nur die Opposition" habe ich laut und deutlich gesagt. (StRin Karin Landauer: Das Nur kannst du dir schenken!) Ist in Ordnung, gut.

Wir kommen zum Antrag der ÖVP-GRe Strobl und Korosec betreffend Vergaberichtlinien für Sportstätten. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Wir kommen zum Antrag der ÖVP-GRe Strobl und Korosec betreffend Auszahlung der in den Jahren 1996 bis 2001 zu Unrecht durch die MA 51 einbehaltenen Sportgroschen-Fördergelder an die drei Dachverbände, und so weiter. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen zum nächsten FPÖ-Antrag betreffend Quartalsberichte, diesmal in der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das hat nicht die erforderliche Mehrheit und ist somit abgelehnt. 

Ebenfalls von der FPÖ eingebracht worden ist der Antrag betreffend Verbesserung des Breitensports in Wien und Schaffung eines neuen, zeitgemäßen Landessportgesetzes. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies erhält die Stimmen der Opposition, daher nicht die erforderliche Mehrheit, und ist somit abgelehnt.

Wir kommen zu dem von Frau GRin Sommer-Smolik eingebrachten Antrag der GRÜNEN betreffend Sondersubvention für den Verein Haus des Meeres. Verlangt wird sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies erhält ebenfalls die Stimmen der drei Oppositionsparteien, daher nicht die erforderliche Mehrheit, und ist somit abgelehnt.

Wir gelangen zu dem von Frau GRin Sommer-Smolik eingebrachten Antrag der GRÜNEN betreffend Erhöhung der Gruppenförderung für Privatkindergärten. Hier wird sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist unterstützt von den drei Oppositionsparteien, erhält somit nicht die erforderliche Mehrheit und ist abgelehnt. 

Ebenfalls von den GRÜNEN eingebracht wurde der Antrag betreffend Einmalförderung in Privatkindergärten im Zusammenhang mit der Wiener Kindertagesheimverordnung. Verlangt wird sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies bekommt ebenfalls nicht die erforderliche Mehrheit und ist somit abgelehnt. 

Von den GRÜNEN eingebracht wurde der Antrag betreffend Kinderarmutsbericht. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen zum Antrag der GRÜNEN betreffend durch die MA 51 abgelehnte Subventionsansuchen. Ver-langt wird sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies bekommt die Stimmen der drei Oppositionsparteien, daher nicht die erforderliche Mehrheit, und ist somit abgelehnt. 

Wir kommen zum Antrag der GRÜNEN betreffend Schaffung eines transparenten Vergabesystems für Ge-meinde- und andere geförderte Wohnungen. Verlangt wird sofortige Abstimmung.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag erhält die Stimmen der GRÜNEN und der ÖVP, daher nicht die erforderliche Mehrheit, und ist ab-gelehnt. 

Wir kommen zum FPÖ-Antrag betreffend Vorlage der Quartalsberichte im Bereich der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau, Stadterneuerung. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss und an die Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist nicht die erforderliche Mehrheit, der Antrag bekommt die Stimmen der drei Oppositionsparteien und ist abgelehnt.

Wir gelangen zum Antrag der GRÜNEN betreffend Finanzierung des Bike-Festivals 2004 durch die Ge-

meinde Wien. Hier wird sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag erhält die Stimmen der ÖVP und der GRÜNEN, daher nicht die erforderliche Mehrheit, und ist somit abgelehnt. 

Wir kommen zum FPÖ-Antrag betreffend Nutzung des Heißwasservorkommens unter dem alten Flugfeld Aspern. Hier wird die Zuweisung an den Fachausschuss Stadtentwicklung und Verkehr verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das hat nicht die erforderliche Mehrheit und ist somit abgelehnt. 

Wir kommen in der letzten Abstimmung zum Antrag der GRe Driemer, Schieder, Madejski, Fuchs und Chorherr betreffend Bau- und Vergabekultur in Wien. Hier wird sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen. 

Ich darf weiters mitteilen, dass der Herr Berichterstatter den Antrag gestellt hat, die von einem Gemeindemitglied eingebrachte Stellungnahme zum Voranschlag den zuständigen Geschäftsbereichen zur Erledigung zuzuweisen. 

Wer damit einverstanden ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so geschehen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 2 der Tagesordnung. Sie betrifft die Überprüfung von Gebühren und tarifmäßigen Entgelten durch den Gemeinderat. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen von ÖVP und FPÖ, angenommen. 

Ich komme zur Postnummer 3. Sie betrifft die Festsetzung der Wertgrenzen für das Jahr 2004. 

Hier komme ich gleich zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der FPÖ, angenommen. 

Ich komme zur Postnummer 4: Wirtschaftsplan der Unternehmung "Wiener Krankenanstaltenverbund" für das Jahr 2004. 

Die Debatte haben wir bereits abgehalten. Ich komme gleich zur Abstimmung.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ mehrheitlich angenommen.

Wir gelangen schließlich zur Postnummer 5. Sie betrifft den Wirtschaftsplan der Unternehmung "Stadt Wien - Wiener Wohnen" für das Jahr 2004. 

Die Debatte hat bereits stattgefunden. Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ mehrheitlich angenommen. 

Die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung ist erschöpft. 

Ich erkläre die 35. Sitzung für beendet und wünsche uns alles Gute. Morgen früh um 9.00 Uhr!

(Schluss um 22.59 Uhr.)

